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V o r s i t z:   Erster Präsident Lobnig, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Dr. Strutz

A n w e s e n d: 36 Abgeordnete

A m   R e g i e r u n g s t i s c h:   Landeshauptmann Dr. Haider, Erster Landes​hauptmann-Stellvertreter Dörfler, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dr. Schantl, Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch, Landes​rat Ing. Rohr, Landesrat Mag. Dr. Martinz;

Landesamtsdirektor Dr. Sladko

Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordnete! Hohes Haus! Ich begrüße Sie zur 38. Sitzung des Kärntner Landtages und eröffne diese. Ich heiße Sie alle herzlich willkommen! Ich begrüße auch die Anwesenden auf der Zuhörertribüne, ins​besondere die Schülerinnen und Schüler der HBLA-Klagenfurt unter der Begleitung von Frau Dr. Ragossnig. Herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Beifall im Hause.)
Weiters heiße ich auch herzlich willkommen die Lehrlinge aus Kärntner Gemeinde​ämtern im interkommunalen Ausbildungsverbund Kärnten unter der Begleitung von Mag. Martin Klemenjak. Herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Wiederum Bei​fall im Hause.)
Geschätzte Damen und Herren! Bei mir sind keine Entschuldigungen von Abgeord​neten für die heutige Sitzung eingelangt. Somit müsste der Landtag vollzählig sein; damit ist der Landtag auch beschlussfähig. Ich habe auch Erfreuliches zu vermelden; - und zwar wir haben Geburtstage gehabt. Am 9. März hat unsere Frau Abgeordnete Mag. Helga Knicek ihren runden Geburtstag gefeiert. Von dieser Seite auch eine herzliche Gratulation, viel Gesundheit und weiterhin viel Freude bei ihrer Arbeit! Ich begrüße natürlich jetzt auch die eingetroffenen Regierungsmitglieder, Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler, Herrn Landesrat Ing. Reinhart Rohr, Herrn Landesrat Dr. Schantl und Herrn Landesrat Dr. Martinz. Weiters begrüße ich auch die Bundesräte auf ihren Abgeordnetenbänken.
Geschätzte Damen und Herren! Wir kommen somit zur Fragestunde. 
Fragestunde
Zur 1. Anfrage:


1.
Ldtgs.Zl. 306/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Seiser an Ersten Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler
Ich ersuche ihn, die Frage zu richten!

Lobnig

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte junge Damen und Herren auf der Zuhörer​tribüne! Schönen Guten Morgen! Ein guter Tag beginnt mit einer konkreten Frage:

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler! Entstehen dem Land Kärnten durch den Einsatz des Bundesprüfzuges zusätzliche Kosten?

Seiser

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter, ich darf vielleicht kurz bevor ich die Frage detailliert beantworte, ein bisschen auch auf das Umfeld eingehen. Gerade gestern hat es sich gezeigt, dass die aktuelle Verkehrsentwicklung über Österreich hinwegrollt, was den Transit​verkehr anlangt. Es ist so, dass in Kärnten letztlich von 2005 auf 2006 auf der A10 die LKW-Verkehre um 10 Prozent zurückgegangen sind. Das hat einerseits mit der zeitweisen Sperre der Altersbergbrücke zu tun, aber vor allem auch damit, dass durch den zweigleisigen Ausbau der Tauernachse – und durch ein EU-Projekt, das wir dem Ausbau vorgeschalten haben – doch eine stark spürbare Verlagerung von der Straße auf die Schiene stattfindet.
Anders verhält es sich auf der Pack. Auf der Pack beträgt die Verkehrszunahme von 2005 auf 2006 an der Zählstelle Bad St. Leonhard 110.000 LKWs. Das sind 12 Prozent Zunahme. In den ersten zwei Monaten hat es in Kärnten einen Zuwachs auf der A2 von 16 Prozent gegeben. Das ist eben diese Verkehrsentwicklung, die sich vorwiegend aus dem Verkehr aus Osteuropa ergibt; und zwei Prozent auf der A10. Also da beweist sich’s auch fortführend, dass die Transitbelastung sich da im Gegen​satz zu allen anderen Autobahnen Österreichs, wenn man bedenkt, dass rund um Wien die Transitverkehre in den ersten zwei Monaten um sagenhafte 37 Prozent – ich betone, 37 Prozent – im Jänner und Feber dieses Jahres zugenommen haben, weniger erhöht hat.
Nun zur konkreten Anfrage, Herr Abgeordneter Seiser! Wir haben im Jahr 2003 – der Landeshauptmann und ich – eine nationale LKW-Kontrollplattform angeregt. Ich wurde auch dann vom Bundesminister für Verkehr entsprechend unterstützt. Und Ausfluss waren neben vielen anderen Aktivitäten auch, dass wir mit dem Bund ver​einbart haben, dass an 80 Prüftagen der Bundesprüfzug von der Polizei in Kärnten angefordert werden kann. Und das kostenfrei, Herr Abgeordneter! Im Gegensatz da​zu muss man festhalten, dass das Land Kärnten aus diesen Kontrollen für die Sozial​hilfeverbände circa 300.000,-- Euro lukrieren konnte. Man muss ja auch wissen, dass der Bundesprüfzug zum Beispiel ein Chemielabor mit dabei hat. Es bringt mehr Ver​kehrssicherheit, es verursacht keine Kosten und es bringt den Sozialhilfeverbänden doch pro Jahr im Schnitt circa 300.000,-- Euro Einnahmen. Ich glaube, dass ist eine Verkehrssicherheitsrechnung, die positiv für Kärnten ist und auch die „sozialpoli​tische Rechnung“ ist für Kärnten positiv. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abge​ordneter Haas!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Nachdem mein Kollege sich offen​sichtlich nur um die Kosten Gedanken macht, fällt mir eine Zusatzfrage über die Effi​zienz solcher Aktionen ein. In letzter Zeit wurde im ORF und in den Zeitungen vielfach über zusätzliche LKW-Kontrollen an den Autobahnen berichtet.
Nun meine konkrete Frage: Welche Ergebnisse bringen die zusätzlichen LKW-Kon​trollen an den Autobahnen?

Ing. Haas

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Ja, festhalten muss man, dass die im Jahr 2003 festgeschriebene vereinbarte natio​nale LKW-Kontrollplattform für viele Bundesländer scheinbar nur Lippenbekenntnisse sind. Wir haben im Gegensatz dazu in der Zwischenzeit drei LKW-Kontrollplätze in Kärnten: LKW-Kontrollplatz Haimburg, der LKW-Kontrollplatz Kellerberg – der ja vor einigen Wochen eröffnet wurde – und auch der LKW-Kontrollplatz B100 Steinfeld, weil es mir wichtig ist, dass die internationalen Verkehre zwischen Brennerautobahn und Tauernautobahn auch in Zukunft auf der B100 kontrolliert werden können. Das heißt, Kärnten hat als einziges Bundesland drei Kontrollplätze. Im Vergleich dazu – die Steiermark hat keinen!
Ich möchte da schon festhalten, dass durch die Transitverkehrsentwicklung natürlich entsprechende Kontrolleinrichtungen installiert werden müssen. Das Land Kärnten hat mit der ASFINAG gut verhandelt. Es war auch der Vizekanzler Hubert Gorbach ein großer Unterstützer als Eigentümervertreter der ASFINAG bezüglich dieser Inve​stitionen. Und wir haben aber auch seitens des Landes, was den LKW-Kontrollplatz Steinfeld anlangt, zu 100 Prozent Landesmittel investiert. Auch was die Sondermittel aus der Sonderfinanzierung B100 betrifft, haben wir gut verhandelte Geldflüsse für Kärnten gebracht. Somit haben wir das dichteste Kontrollnetz auf Österreichs Auto​bahnen und den ersten LKW-Kontrollplatz auf einer österreichischen Bundesstraße. Wir haben einen Antrag, den ich in der Landesregierung gestellt habe, einstimmig als Resolution verabschiedet. Jetzt haben wir die beste Kontrollinfrastruktur.
Was aber durchaus zu verbessern ist, dass das Innenministerium die entsprechen​den Personalaufrüstungen zur Verfügung stellt, denn ich würde mir wünschen, dass diese drei Kontrollplätze – wenn möglich – täglich im Kontrollbetrieb sein können. Das heißt, wir haben jetzt einmal die Infrastrukturen hingestellt, die Polizei hat aber das Problem, dass aufgrund fehlender Personalressourcen diese Kontrollplatzein​richtungen zwar gut genützt werden, aber sie könnten natürlich noch dichter und intensiver genützt werden. Ich hoffe, dass der zuständige Bundesminister Platter ein Freund der Verkehrssicherheit ist, davon gehe ich ja aus, und, dass er deshalb die entsprechenden Ressourcen zur Verfügung stellt. Denn – wie gesagt – Kontrollen bringen mehr Verkehrssicherheit und bringen aber auch, wenn man die Kontrollbi​lanzen anschaut, enorme Geldflüsse für die Sozialhilfeverbände und den Straßener​halter. Und das ist gut so! Und gerade aufgrund der aktuellen Verkehrsentwicklung müssen wir festhalten, dass scheinbar das Kontrollsystem in Kärnten durchaus auf die Verkehrsentwicklung wirkt. Wenn ich vergleiche die Nord/Süd-Alpenübergänge: Heuer hat in den ersten zwei Monaten der Brenner wieder eine Zunahme von 9 Pro​zent; die A10 Tauernautobahn 2 Prozent und Phyrn 9 Prozent. Das heißt, man spürt, dass dort wo mehr kontrolliert wird, natürlich die internationalen Transporteure ver​suchen, Gesetzen und Kontrollen auszuweichen, aber in Kärnten keine oder wenig Chancen bestehen, gesetzliche Schlupflöcher zu finden.
Faktum ist, dass Kontrollen das auch im wirtschaftlichen Wettbewerb und beim Ar​beitnehmerschutz wirken. Wenn man weiß, dass es die größten Probleme durch überladene LKWs und vor allem auch bei Arbeitszeitüberschreitungen gibt. Das heißt, diese Kontrollplätze sind auch ein Arbeitnehmerschutz! Fernfahrer werden oft ausgebeutet, es gibt kaum Arbeitnehmerschutz, sie haben unmenschliche Arbeitsbe​dingungen und vor allem unmenschliche Arbeitszeiten. Und wenn ihre Unternehmen versuchen, diese außer Kraft zu setzen, ist das ein Druck, der natürlich bei überlaste​ten Lenkern oder Kapitänen der Landstraße auch zu Unfällen führen kann. Und des​halb lege ich Wert darauf, dass es einerseits ein Arbeitnehmerschutz ist und anderer​seits auch die Unternehmen schützt, die sich entsprechend den Gesetzen verhalten, wobei man festhalten muss, dass vor allem die Kärntner Transporteure da durchaus vorbildhaft sind. Es ärgert mich auch immer, wenn der Kollege Rohr von den „rollen​den Bomben“ spricht, einmal im Jahr bei seinen Pressekonferenzen, weil er ja zu​ständig für den Landesprüfzug ist. Also „rollende Bomben“ sind LKWs in Kärnten Gott sei Dank und erfreulicherweise keine. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller selbst noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage! (Zwischenruf: Ist ja er!) SPÖ-Fraktion ist ja er, bitte! Der Anfragesteller selbst! Bitte, Herr Abgeord​neter! – Es kommt zu Zwischenrufen aus der SPÖ- und F-Fraktion.) Ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, nachdem das Land Kärnten selbst über einen Prüfzug verfügt:
Entsteht durch den vermehrten Einsatz des Bundesprüfzuges eine Konkurrenzsituation?

Seiser

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter, Sie sollten sich einmal über das Kontrollwesen genau informieren! Es gibt eine sehr gute Zusammenarbeit zwischen den Abteilungen 15, 7 und der Polizei, das muss man festhalten! Diese Kontrolleinsätze werden natürlich entsprechend koordiniert. Noch einmal: Mehr Kontrollen der LKW-Kontrollplätze und vor allem mehr technisches Equipment – ob das der Landesprüfzug oder der Bundesprüfzug ist – schaffen mehr Sicherheit und das ist bestens koordiniert! Insoferne darf ich mich beim Kollegen Rohr bedanken! Reinhart, aber was mich ständig ärgert – das möchte ich noch einmal festhalten – das ist ein Faktum, nämlich dass es bei dir bei der Pressekonferenz immer die alte Leier und das Schlagwort gibt: „Die rollenden Bomben!“ Kärntens Transporteure sorgen großteils dafür, dass sie die Gesetze einhalten. Das ist kein Kriegsmaterial, das auf Kärntens Straßen unterwegs ist! (Zwischenruf von LR Ing. Rohr.) Herr Kollege Rohr, nimm doch zur Kenntnis: In jeder Pressekonferenz, die du als zuständiger Referent einmal jährlich zu diesem Thema abhältst, heißt das Schlagwort – Zitat Reinhart Rohr – „Rollende Bomben!“ Gott sei Dank sind wir nicht im Irak, wir sind in Kärnten und haben keine rollenden Bomben! (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Das ist ein Anschlag auf die Spediteure! – Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage 2:

2.
Ldtgs.Zl. 307/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Schwager an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Frage zu stellen!
Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Sehr geehrter Herr Landesrat Dr. Martinz! Meine Frage fußt darauf – und wir haben schon vorher darüber gesprochen kein Geheimnis daraus zu machen – dass die Freiheitliche Partei und ich von einer EUREGIO, von einer Europa-Region mit den hier genannten Teilnehmern nicht viel halten, weil wir der Meinung sind, dass wir als Kärntner unter Umständen wieder in eine Minderheitensituation kommen, in der wir wenig zu reden haben werden.
Deshalb möchte ich Sie oder dich fragen: Wann hat die Kärntner Landesregierung beschlossen, mit Friaul, Veneto, Slowenien und Teilen Kroatiens eine Europa-Region zu gründen?
Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Zuhörer! Liebe Jugend! Liebe Damen und Herren! Ich freue mich einerseits nicht wirklich über diese Frage, weil sie in die völlig falsche Richtung führt. Andererseits freue ich mich sehr wohl über sie, weil sie die verschiedenen Zukunftsentwicklungen und -perspektiven deutlich aufzeigt. Wenn die Freiheitlichen und teilweise das BZÖ immer wieder dann, wenn es um Zusammenarbeit über die Grenze geht, von Problemen, von Ängsten und von Angstmacherei redet – Kärnten wird unter die Räder kommen, es wird eine slowenische Invasion stattfinden und über ähnliche Themen – dann ist das Konzept der anderen Parteien und derjenigen, die wirklich in die Zukunft blicken, und das möchte ich auch für die Jugend hier deponieren, ein ganz anderes: Nämlich die Chance im grenzüberschreitenden Zusammenarbeiten, die Chance für die Jugend, die Chance in der Ausbildung, die Chance für die Wirtschaft und das ist ein gemeinsamer Raum im Alpen-Adria-Bereich! Ich bekenne mich dazu und möchte das auch ausführen. Ich bin grundsätzlich für die direkte nachbarschaftliche Beziehung nicht zuständig, das ist der Herr Landeshauptmann selber. Aber auch der Herr Landeshauptmann weiß nach seinen Aussendungen selber oft nicht, auf welcher Seite er in dieser Diskussion hier steht. Einerseits werden Vorverträge in der Villa Manin abgeschlossen und andererseits gibt es Empörungen, wenn die Frau Außenministerin ihrerseits vom gemeinsamen Rraum hier in unserem Bereich spricht.
Fest steht, dass die Diskussion um eine Zusammenarbeit schon 1997 unter Landeshauptmann Zernatto begonnen wurde. Wir erinnern uns an das Projekt „Senza confini“, an die Friedensregionen. Wir erinnern uns an die vielen bilateralen Begegnungen mit Friaul-Julisch-Venetien, Slowenien, Veneto. Da hat man immer wieder versucht, das Gemeinsame zu finden und die gemeinsamen Chancen herauszuarbeiten. Die Gründung einer EUREGIO in einer rechtlichen Form ist für Ende 2007 geplant. Dazu hat es am 11. Jänner dieses Jahres eine trilaterale Kooperationsvereinbarung gegeben, um die Voraussetzungen und die rechtlichen Grundlagen zu legen. Die bilaterale Vereinbarung mit dem Veneto ist 2006 abgeschlossen worden, die bilaterale Vereinbarung mit Friaul-Julisch-Venetien ein Jahr davor. Die Verbindungen oder die Zusammenarbeit mit Slowenien und den Regionen in Slowenien gestaltet sich erfahrungsgemäß schwieriger, weil Slowenien seinerseits im Moment dabei ist Regionen zu gründen. Dort gibt es also die Diskussion zwischen 12 und 14 Regionen zu bilden. Und dann werden wir als Bundesland Kärnten direkte Ansprechpartner haben. Derzeit geschieht es eigentlich immer auf ministerieller Ebene.
Festhalten möchte ich, dass Kärnten eine ganz wesentliche Exportoffensive und Exporterfolge vor allem auch in den Süden aufweisen kann. Wir reden von über 700 Millionen Euro, die wir im Südbalkanraum aufweisen können. 2500 Kärntner UnternehmerInnen sind im Ausland tätig und sehr, sehr viele und die meisten in diesem südlichen Raum. Ich möchte das, was die Frau Außenministerin gesagt hat unterstreichen und unterstützen, dass der nächste Schritt Kroatien, Serbien, Bosnien ist. Das sind für uns vor der Tür liegende wirkliche Zukunftschancen, an denen wir weiter arbeiten sollen! Die EUREGIO hat in diesem Sinn die Funktion hier zu wirken und das auch entsprechend zu unterstützen!
Ich möchte auch auf die Alpen-Adria-Initiative oder auf die Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria verweisen, die schon seit über 25 Jahren im Kernbereich aber auch im größeren Bereich versucht, die Zusammenarbeit, das Näherkommen, das Überwinden des seinerzeitigen Eisernen Vorhanges voranzutreiben, aufeinander zuzugehen und die hier wirklich verdienstvolle Arbeit geleistet hat! (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Die Alpen-Adria-Initiative haben wir jetzt reformiert. Kärnten ist ja der Sitz der Alpen-Adria-Geschäftsstelle. Wir haben sie reformiert. Wir bringen sie in eine neue Projektphase, damit wir EU-Töpfe ansprechen können.

Insgesamt noch einmal die EU-Botschaft: Kärnten ist nach wie vor Nettoempfänger, das möchte ich wiederholen. Wir haben über 70 Millionen Euro. Pro Jahr bekommt Kärnten aus der EU mehr, eben auch für diese Zusammenarbeit. Und für die internationale Zusammenarbeit und ganz konkret für die interregionale Zusammenarbeit, für die nächsten sieben Jahre, gibt es auch um rund eineinhalb Millionen Euro mehr in Richtung Italien und Slowenien. In Summe haben wir dann über 22 Millionen für diese Projekte und Initiativen. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen, danke! – Einzelbeifall von Abg. Mag. Grilc.)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der Freiheitlichen und des BZÖ eine Zusatzfrage? – Herr Dipl.-Ing. Gallo hat sich gemeldet. Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Hohes Haus! Auch meinerseits allseits einen schönen guten Morgen! Lieber Herr EU-Landesrat, Sie haben jetzt ausführlich über die Chancen der jungen Menschen in der EU referiert. Zu Beginn des Jahres haben Sie ein Stipendium angekündigt, wo Kärntner Studenten, Schülern und Lehrlingen Praktika und Aufenthalte im Ausland schmackhaft gemacht werden sollen. Zugleich hat sich ein Leserbriefschreiber darüber beklagt, dass seine Tochter mit der EU konträre Erfahrungen gemacht hat. Die Außenhandelsdelegierten konnten nicht einmal Adressen bereitstellen! Die Kronen Zeitung hat Sie der Eitelkeit geziehen, weil Sie diese Stipendien, die ausschließlich aus EU-Geld finanziert werden, als Dr. Josef Martinz Stipendium hinausposaunt haben!
Ich frage Sie daher: Wie viele Kärntner Studenten, Schüler, Lehrlinge machen derzeit in der vom Fragesteller genannten Europa-Region Friaul, Veneto, Slowenien und in Teilen Kroatiens von der EU geförderte Aufenthalte und Praktika?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Ich darf berichten, dass dieses Stipendium sehr, sehr gut angenommen wird, dass es von allen Universitäten, von den Lehrlingen, von den Schulen Anfragen gibt, die wir jetzt laufend beantworten, behandeln und auch entsprechend umsetzen und zur Auszahlung bringen. Wir haben dafür einmal 25.000,-- Euro reserviert, um diese Initiative zu unterstützen, damit die Jugend ihrerseits diese Chancen zusätzlich nützt. Wir wissen auch, dass wir an der Universität Klagenfurt rund 180 Austauschstudienplätze zur Verfügung stellen können, leider werden nur rund 100 genützt. Das sind Initiativen, um unsere Jugend zu motivieren mehr über die Grenzen hinauszugehen und diese Angebote anzunehmen. Sie wissen ganz genau, dass dafür in Wirklichkeit „Bildung und Wissenschaft“ zuständig ist. Leider passiert hier seitens der zuständigen Referenten nichts, deshalb meine Initiative, um hier etwas (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) in Schwung zu kommen! Ich habe auch mit dem Minister Hahn konferiert und wir werden versuchen, dieses Stipendium von den Mitteln her aufzublähen und zu verstärken. Nämlich auch deswegen, weil es im Forschungsrahmenprogramm zum Beispiel auch die Möglichkeit gibt, Austausch, wissenschaftliche Transfers seitens der StudentInnen und SchülerInnen zu unterstützen. Ich glaube, das sind Initiativen, die alle in die richtige Richtung zeigen. Ich denke, dass dieses Signal speziell für die Jugend das Richtige ist, die Grenzen zu öffnen, diese Initiative zu unterstützen und nicht von einem Freistaat zu reden, in dem wir uns einsperren und zusperren (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) und ja mit niemandem in Berührung kommen wollen oder die Zäune bei den Karawanken errichten werden und sonstige Initiativen. Das geht in die falsche Richtung! Ich bin für die Unterstützung der Jugend! (Unruhe in der F-Fraktion. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Strauß hat sich gemeldet. Ich bitte ihn, die Zusatzfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Meine Damen und Herren! Herr Landesrat, Sie sprachen vorher von Mitteln aus der Europäischen Union, die für diese EUREGIO-Bildung zur Verfügung gestellt werden sollten.
In welcher Höhe, mit welchen Projektpartnern und welche Projekte sind derzeit schon in Angriff genommen worden?

Strauß

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Für die nächsten sieben Jahre gibt es für Slowenien an die 15,1 Millionen Euro – für 2007 bis 2013. Das wird geteilt, etwa die Hälfte in sogenannte wirtschaftliche Austauschprojekte und die andere Hälfte in nicht wirtschaftliche. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Deswegen sage ich ja: Slowenien ist nicht beschlossen, aber vom Programm her ist es dasselbe System wie mit Italien. Mit Italien ist es am Dienstag vor einer Woche beschlossen worden. Wir haben rund 7,5 Millionen Euro zur Verfügung. Dort haben wir zum Beispiel gerade gestern auch mit meinen Ressortkollegen aus Friaul-Julisch-Venetien, Assesse Massilio, die Programme abgestimmt, die zumindest aus dem ländlichen Raum und aus der Landwirtschaft kommen bzw. aus der Abteilung 20 – Planung. Dort geht es um Bildung, dort geht es zum Beispiel ganz konkret um Kooperationen im Naturschutz. Das heißt, das sind die Mittel, die zur Verfügung stehen.
Die Kooperationsvereinbarung oder das INTERREG-Programm mit Slowenien ist im Prinzip fertig. Wir warten noch auf eine geforderte Erklärung seitens Sloweniens bezüglich der technischen Abwicklung, weil – und das muss ich auch sagen – leider Gottes durch Nichtengagement von BZÖ und SPÖ die Verwaltungsstelle jetzt in Laibach und nicht in Klagenfurt ist! Ich habe mich sehr stark gemacht, damit wir die Verwaltungs- und Abrechnungsstelle nach Klagenfurt bekommen. Das ist meiner Meinung nach wichtig, weil bei 15 Millionen Euro rührt sich ja etwas! Aber das war leider nicht durchsetzbar. Ich darf auch berichten, dass diese Programme in erster Linie der KWF abwickeln wird. Der KWF ist die führende Institution und wird diese Projekte für Kärnten vertreten. Weil eben die Verwaltungsstelle in Slowenien ist – in Laibach – warten wir noch auf einen Brief, in dem unsere Forderungen oder die Bedingungen seitens des KWF abgesichert sein sollen.
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Klubobmann Mag. Grilc!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist eine Fangfrage! Der Herr Landesrat ist zu schwach!) Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Landesrat!
Welche Möglichkeiten sehen Sie in Ihrem Referatsbereich für die weitere Vertiefung guter nachbarschaftlicher Beziehungen vor allem zu Slowenien und Friaul? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zweisprachige Ortstafeln!)
Mag. Grilc

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Danke schön! Als EU-Referent und involviert in diese grenzüberschreitenden Projekte ist es notwendig und eigentlich eine der Hauptaufgaben, die Kontakte zu pflegen, herzustellen und auszubauen. Ich habe also mit Minister Źagar, er ist in diesen Aspekten der zuständige Regionalminister, verhandelt.
Ich werde in den nächsten Wochen die Gemeinden jenseits der Grenze besuchen. Dort hat es nämlich im Herbst Regionalwahlen gegeben. Es gibt neue Bürgermeister. Ich bin im Austausch und im Dialog mit unseren Bürgermeistern auf unserer Seite, damit wir die Projekte sammeln und abstimmen können, damit wir hier rasch in die neue INTERREG-Periode eintreten können. Es ist so, dass es natürlich mehr Mittel gibt, aber es gibt auch mehr Nachfragen, es gibt auch mehr Zuschussmöglichkeiten. Wir müssen an den Projekten schärfer arbeiten, wenn ich das so formulieren darf. Es müssen diese Spiegelprojekte besser aufeinander abgestimmt sein. Das hat einen erhöhten Aufklärungsbedarf, auch einen erhöhten Dialogbedarf nötig. Ich glaube, dass wir diese Initiativen gemeinschaftlich verfolgen. Ich bedanke mich da auch beim Bürgermeister Strauß, der seinerzeit ein sehr interessantes Weinprojekt hat, wo sich Wein trifft mit der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit trifft, wo man also auch sieht, dass sehr wirtschaftliche Hintergründe und wirtschaftliche Ergebnisse damit verbunden sind, dann ist das der richtige Weg. Dann wird auch klar, dass das Projekt der Europäischen Union, nämlich die Regionen zu stärken – und das nicht nur mit Ankündigungen sondern auch mit sehr, sehr viel Finanzmitteln -, der richtige Weg ist. Es ist auch in der EU erkannt worden, dann nur über starke Regionen letztlich auch das Projekt Europa und die Integration positiv weiterführen können. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Nun hat der Anfragesteller noch eine Möglichkeit der Zusatzfrage!
Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Ja, bitte, Herr Präsident! Das geht ja viel tiefer, als hier erzählt wird, weil es ja vorgesehen, ist wenn man diesen EU-Verfassungsvertrag anschaut, dass es Regionalparlamente und Regionalregierungen geben soll. Jetzt geht das mehr oder weniger an der Kärntner Bevölkerung vorbei: Freistaat Kärnten weg von Österreich, Hinwendung zum Balkan. Ich zitiere den Herrn Landesrat. Ob das der richtige Weg ist und ob das die Kärntner wollen, weiß ich nicht. Ich glaube es nicht. Und Ende 2007 soll das schon mehr oder weniger gemacht werden.

Deshalb meine Anfrage: Wird es zu so einer einschneidenden Maßnahme eine Volksabstimmung in Kärnten darüber geben?

Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Wir müssen das jetzt einmal vorbereiten und schauen, dass wir in diesen einzelnen Details weiter kommen. Bis jetzt, wie gesagt, gibt es diesen bilateralen Kooperationsvertrag, der die nächsten Schritte festlegt, wohin das gehen soll. Fest steht natürlich, dass es verschiedene Vertiefungen geben kann, bei so einer Diskussion um eine EUREGIO. Es gibt Beispiele im Bereich Deutschland, Holland, Belgien, in diesem Dreieck, wo es EUREGIO schon gelebt seit längerer Zeit gibt, wo es gemeinsame Büros gibt, engere Kooperationen, teilweise verwaltungsgemeinschaftliche Organisationen und Projekte. Dieser Grad der Vertiefung ergibt sich auch daraus, wie wir auch von der Geschwindigkeit weiter kommen. Man darf ja nicht vergessen: Es sind drei Länder, drei Nationen, drei Kulturen, die wir eigentlich versammeln wollen oder wo wir versuchen, gemeinsam unsere Chancen zu entdecken. Es sind auch sehr unterschiedliche rechtliche Rahmen, also so schnell wird das schon nicht gehen.
Ob wir zwei da eine Volksabstimmung darüber noch initiieren werden, weiß ich nicht. Fest steht, dass man hier fortschreitet, dass man die Chancen dort sieht, dass man nach vorne geht, auch in den Süden geht und nicht zurück und sich nicht in Kärnten einbunkert. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich darf somit auch die Frau Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin, Dr. Gabriele Schaunig-Kandut, herzlich begrüßen!

Wir kommen zur 3. Anfrage:

3.
Ldtgs.Zl. 308/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landesrat Ing. Rohr
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Liebe Schülerinnen und Schüler! Verehrte Vertreterinnen der Medien! Sehr geehrter Landesrat! Am 2. April 2005 hat sich am Bahnhof Fürnitz ein Ölunfall ereignet, bei dem ungefähr 70.000 Liter Heizöl leicht ausgeflossen sind. Damals hat es geheißen, dass die Sanierungsdauer mindestens zwei Jahre dauern wird. Uns interessiert heute, ob die angewandten Sanierungsmethoden auch erfolgreich sind, wie die Sanierungsarbeiten bisher verlaufen sind, wie die Kosten sich entwickeln und wann die Sanierung abgeschlossen sein wird.

Daher meine Frage: Welche Ergebnisse sind im letzten Sanierungsbericht zum Heizölunfall am Bahnhof Fürnitz dokumentiert?

Mag. Lesjak

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Regierungskollegen! Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regierung und des Landtagsamtes! Geschätztes Publikum! (Abg. Trettenbrein: So viele Grußworte!) Frau Abgeordnete, wie Sie wissen, war der Ölunfall in Fürnitz natürlich ein bedauerlicher Zwischenfall. Wir haben alle entsprechende Sorge gehabt, dass von diesem ausgeflossenen Leichtöl die Umweltbelastung möglichst minimiert und gering gehalten wird. Wir haben uns auch bemüht, die entsprechende Grundwasserbelastung von Haus aus zu vermeiden.
Es ist so, dass im Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt dieses Thema ausführlich diskutiert wurde. Dabei wurde auch von Seiten der Umweltabteilung dem Ausschuss zugesagt, regelmäßig über den Stand der Sanierung zu berichten. Die entsprechenden Stellungnahmen der Umweltabteilung, letztmalig zum 7. Zwischenbericht mit 23. 2. 2007, werden dem Ausschuss jeweils nach Vorliegen dann zugeleitet. Sie sollten damit über den letzten Stand der Sanierungsmaßnahmen auch laufend informiert sein; nachdem ich annehme, dass man Ihnen die Ausschusspost seitens des Landtagsamtes nicht vorenthalten wird.
Zum aktuellen Stand der Aktivitäten darf ich Ihnen berichten, dass bisher mit der eingeschlagenen Methode, die durchaus am Anfang auch Befürwortet und Gegner gehabt hat – die einen haben gesagt, es wäre die eine Methode vielleicht vernünftiger, die anderen haben gesagt, sie sind überzeugt, dass die Methode, die gewählt wurde, nämlich die Bodenluftabsaugung - rund 21.000 Liter Kohlenwasserstoffe ausgetragen werden konnten. Zur Beweissicherung wurden bisher 472 Grundwasserproben analysiert. Eine Verunreinigung des Grundwassers konnte über die gesamte Laufzeit der Absaugungsmaßnahmen in keinem einzigen Beobachtungspegel oder Brunnen festgestellt werden. Ich denke, das ist der Beweis dafür, dass das die richtige Methode war, die gewählt wurde.
Es werden natürlich in der Folge weitere Schritte gesetzt werden. Hier geht es im Wesentlichen um die Fortführung der Bodenluftabsaugung entsprechend dem bisherigen Modus und dem bisherigen Verfahren. Zweitens ist geplant, die Durchführung von Kernbohrungen zu tätigen und analytische Bestimmungen des Kohlenwasserstoffgehaltes vorzunehmen. Nach dem Vorliegen der Analyseergebnisse und einer Darstellung der Verteilung des im Bodenkörper verbleibenden Mineralöls wird dann über die weitere Vorgangsweise zu entscheiden sein. Der Zeithorizont für diese Entscheidung wird aller Voraussicht noch in der ersten Hälfte des Jahres 2007, also aller Voraussicht nach Ende April bis Mitte Mai vonstatten gehen. Dann wird feststehen, welche weiteren Maßnahmen mit welcher Intensität zu setzen sein werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der Freiheitlichen Fraktion, BZÖ, eine Zusatzfrage? – Herr Dipl.-Ing. Gallo hat sich gemeldet. Ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Umweltlandesrat! Bei der ersten Anfrage haben Sie der „rollenden Bombe“ in Zwischenrufen das Wort geredet. Jetzt haben Sie mit dem Ölunfall in Fürnitz selber eine am Schreibtisch. Da verhalten Sie sich eher wie ein Beschwichtigungshofrat. (Heiterkeit im Hause)
Ich frage Sie daher: Können Sie dezidiert ausschließen, dass die Folgen dieses Unfalles dereinst ein größerer Sanierungsfall sein werden, als Sie es heute hier zugeben?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Ich denke, die Herren Abgeordneten, Herr Präsident, sollten sich auch in der Fragestellung eines Tones bemüßigen, der letztlich an der Sache orientiert ist. Die Sache in Fürnitz betrifft einen bedauerlichen Ölunfall. Das Bestreben aller relevanten und damit befassten Abteilungen, zuerst sage ich einmal, als Erstmaßnahmen der Feuerwehr-Männer aus dem Großraum Villach, die hier hervorragende Arbeit geleistet haben und in weiterer Folge natürlich auch der Experten, Sachverständigen und Fachleute, die zu entscheiden gehabt haben, welche Sanierungsmethode zu wählen ist. Der Beweis, nach inzwischen beinahe drei Jahren ist erbracht, mit sieben Zwischenberichten, die dem Ausschuss zur Verfügung stehen. Herr Abgeordneter Gallo, wenn Sie sich die Mühe und die Zeit nicht nehmen, sich mit diesen Dingen materiell und inhaltlich auseinander zu setzen, dann ist das offensichtlich Ihr Problem! Ich kann Ihnen nur sagen: Ich habe in jeder Phase der Sanierung dieses bedauerlichen Zwischenfalls Bericht erstattet. Ich habe in jeder Phase hier keine Geheimniskrämerei betrieben und keinen „Beschwichtigungshofrat“ abgegeben, Kollege Gallo, sondern transparent und korrekt gearbeitet. Ich denke, die Bevölkerung wird es uns danken. Denn der Beweis ist erbracht, dass keine einzige Verunreinigung des Grundwassers mit den gewählten Maßnahmen gegeben ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Von der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist auch nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage! Ich bitte, diese zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Landesrat! Diese umfassende Berichterstattung ist jedenfalls bis zu uns nicht vorgedrungen. Erst seit unserer letzten schriftlichen Anfrage haben wir die Sanierungsberichte gekriegt, den 5. und 6. Sanierungsbericht. Die Berichte davor haben wir nicht gesehen. In den Sanierungsberichten steht ja auch drinnen, dass die Bodenluftabsaugung einen Fortschritt macht. Es ist ja so, dass diese Form der Sanierung nur die leicht flüchtigen Anteile aus dem Boden heraus bringt – das Andere bleibt ja im Boden drinnen. Das heißt, das Meiste ist immer noch in der Erde drinnen, und das Material ist dort kontaminiert. Auch im Bericht steht drinnen – Sie sagen das jetzt auch -, dass die Verunreinigung des Wassers nicht möglich ist. Aber da möchte ich Sie fragen, Herr Landesrat, wie das dann möglich war, dass vor einigen Tagen ein großer Behälter mit kontaminiertem Wasser umgekippt ist, und es ist im Erdreich versickert. Wie kann es sein, dass es hier kontaminiertes Wasser gibt, wenn es heißt, dass eh alles okay ist?

Mag. Lesjak

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Dass ein Behälter mit kontaminiertem Wasser irgendwo umgekippt ist und dass der vielleicht räumlich nicht im Zusammenhang steht mit den bestehenden Sanierungsmaßnahmen, den Verdacht kann ich mit Ihnen leider nicht teilen, den kann ich nicht bestätigen. Wenn ich es höre, kann ich der Sache nur entsprechend nachgehen und die Dinge untersuchen. Faktum ist, Frau Abgeordnete, dass es inzwischen den 7. Bericht gibt. Es ist bedauerlich, dass Ihnen als Abgeordnete der Grünen hier im Hohen Haus nicht alle Berichte auch entsprechend zur Verfügung gestellt werden, aber ich denke, auf Nachfrage in der SPÖ-Fraktion wäre es ein Leichtes gewesen, alle Berichte auch übermittelt zu bekommen. Nachdem Sie sich bisher offensichtlich auch selbst darum nicht gekümmert haben, werde ich veranlassen, dass Sie das gesamte Berichtskompendium zur Verfügung bekommen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Bevor ich zur nächsten Anfrage komme, heiße ich sehr herzlich willkommen den Landeshauptmann von Kärnten, Herrn Dr. Jörg Haider, hier im Hohen Hause! (Beifall von der F-Fraktion)

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage:

4.
Ldtgs.Zl. 309/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr
Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Regierung! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Einen wunderschönen guten Vormittag wünsche ich von der grünen Seite! Wir alle wissen, es gibt einen Schwerpunkt im ORF und auch in der Agenda in letzter Zeit, der da heißt Klimaerwärmung, Klimawandel ist nicht nur in der Atmosphäre sondern auch in aller Munde. Die Klimaforscherin Kromp-Kolb sagt, dass die nächsten 20, 30 Jahre schon gelaufen sind. Alles, was wir jetzt machen, wird erst nach dieser Zeit wirken. Australien, zum Beispiel, stellt alle Glühbirnen um auf Energiesparlampen, wird damit in etwa das einsparen, was in Klagenfurt geplant ist, als Gaskraftwerk an CO2 in die Luft zu blasen. Nur der Vergleich mit Ebenthal und Australien ist noch sehr interessant. Es gibt sehr viele Initiativen auf der ganzen Welt. Wir sind in Österreich meilenweit von unserem Kyoto-Ziel entfernt. Man hat sogar den Eindruck, dass Kyoto von manchen als koreanische Automarke angesehen wird.

Daher meine Frage: Welchen wesentlichen Bestandteil, das heißt konkrete Maßnahmen, Herr Landesrat Rohr als Umweltlandesrat, wird Kärnten zur Erreichung des Kyoto-Ziels leisten?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzter Herr Abgeordneter! Als Kollege von der grünen Seite muss ich Ihnen schon eines sagen, dass wir uns natürlich bemühen und, dass wir natürlich weltweit etwas tun müssen, um die Reduktion der Treibhaus​gase entsprechend in den Griff zu bekommen, um hier vor allem die CO2-Reduktion weiter voranzutreiben. Aber hier so zu tun, denke ich, dass wir in Kärnten in Sachen Energiepolitik im Lichte des Klimawandels die Hinterbänkler der Nation wären, das ist schlichtweg falsch und ist schlichtweg auch eine Verdrehung der Dinge!
Ich habe bereits im Mai 2002 eine Abteilung – oder besser gesagt noch mein Vor​gänger, weil ich bin erst seit Juni 2002 in der Kärntner Landesregierung – aber im Mai 2002 wurde im Umweltreferat eine abteilungsübergreifende Arbeitsgruppe unter der Federführung der Umweltabteilung eingerichtet, die aufgrund der Österreichi​schen Klimastrategie 2002, die in Kärnten zu setzenden Maßnahmen zur Erreichung des Kyoto-Zieles konkretisieren und koordinieren sollen. Im November 2003 wurde eine erste Umsetzungsstrategie für das Bundesland Kärnten in Form des ersten Zwi​schenberichtes vorgelegt, der insbesondere die Bereiche, Verkehr, Energiewirt​schaft, Wohnbau, Land- und Forstwirtschaft und Abfallwirtschaft behandelt und über 50 Maßnahmen beinhaltet und zusammengefasst hat. Diese Umsetzungsstrategie ist öffentlich und kann jederzeit auch im Internet auf den entsprechenden Informations​seiten der Umweltabteilung heruntergeladen werden. Beispielsweise bei der Abfall​wirtschaft.
Mit der Umsetzung der Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen und der Inbe​triebnahme der Müllverbrennungsanlage in Arnoldstein wur​den Maßnahmen umge​setzt, die für die Erreichung des Kyoto-Zieles bestmöglich geeignet sind. Mit der Er​weiterung der Anlage in Arnoldstein bzw. dem nicht mehr möglichen Deponieren von unbehandelten Abfällen in Kärnten, wird diese Strategie konsequent verfolgt. Und auch mit der Verschaffung von Verbrennungskapazitäten in der Kärntner Industrie hat die Abfallwirtschaft in den letzten Jahren – und zwar im privaten Bereich – die stärkste Reduktion von Treibhausgasimmissionen erreicht; nämlich im Zeitraum 1990 bis 2004 minus 23 Prozent! Bei der Alternativenergie – ich komme mir schon bald vor wie der Pfarrer der von der Kanzel predigt und immer wieder auch die Zahlen ent​sprechend publiziert – 42 Prozent der gesamten Energie kommen in Kärnten aus alternativen und erneuerbaren Energieträgern! Natürlich ist da ein gehöriger Anteil an Wasserkraft dabei und natürlich liegt in dem Bereich auch noch eine entsprechende Zukunft, wenn wir sozusagen diese Anlagen optimieren. Österreich hat dazu im Ver​gleich 23 Prozent, Europa 6 Prozent und weltweit kommen wir nur auf 3 Prozent an alternativen Energieträgern bzw. regenerierbaren Energieträgern am Gesamtener​giebedarf.
Und eben erst vor wenigen Tagen hat die EU-Kommission als Ziel genannt, den Anteil der erneuerbaren Energie am Energiemix in den 27 Mitgliedsstaaten bis zum Jahr 2020 auf 20 Prozent steigern zu wollen. Also, wir sind mit 42 Prozent heute schon doppelt so hoch als die EU für die Mitgliedsstaaten für das Jahr 2020 definiert und beschreibt! Und ich denke, dass unser Bundesland gerade auch in seiner Energiepolitik entsprechende Prioritäten in Richtung Klimaschutz gesetzt hat. Alleine die Zahlen für Alternativenergieförderung mit rund 3300 Förderfällen und insgesamt einem Investitionsvolumen von 37 Millionen Euro, einem Fördervolumen von 9,7 Millionen Euro, war doppelt so hoch als im Jahr 2002. Und ich denke, wir tun da wirk​lich alles, um auch ganz massiv eben Wärmepumpen zu fördern, Ökostromerzeu​gung, Photovoltaik zu fördern, neue Technologien zu forcieren und bei Neubauten natürlich auch entsprechende Schwerpunkte zu setzen, vor allem in der Passivhaus​förderung, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) mit 50 Ob​jekten im abgelaufenen Jahr. Für Dienstag habe ich in der Regierungssitzung weitere 50 Passivhäuser als Antrag eingebracht. Und die Kärntner Energieleitlinien, die wir ja gemeinsam bearbeitet und erarbeitet haben, die ich heute auch allen Abgeordneten zur Information zur Verfügung stellen darf, da können Sie sozusagen auch die zu​künftigen Ziele 2007 bis 2015 herauslesen und hoffentlich verbreiten, und auch ver​breiten, dass wir in Kärnten auf einem vorbildlichen Weg unterwegs sind. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es seitens des BZÖ eine Zusatzfrage? – Herr Dipl.-Ing. Gallo, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Ja, Hohes Haus! Mein grüner Kollege hat natürlich Recht, – Klimaschutz ist in aller Munde, nur der Herr Umweltreferent von Kärnten sieht das eher nicht so. Er verweist immer auf viele Berichte. Ich möchte nur am Rande festhalten, dass auch das Kopie​ren dieser vielen Berichte nicht unbedingt ein Beitrag zum Klimaschutz ist, – aber das nur nebenbei! Er ist also ein Schweigereferent in vielen Bereichen, vor allem in einem Bereich, was das geplante Gas/Dampf-Kraftwerk in Klagenfurt betrifft.
Ich frage Sie daher und ich bitte jetzt um eine Antwort, Herr Umweltreferent, nicht sowie vorher wo Sie viel herumschwafeln, aber nichts sagen. Ich frage Sie: Wie hoch quantifizieren Sie den Anteil, den das geplante Gas/Dampf-Kraftwerk in Klagenfurt zur Erreichung des Kyoto-Zieles erreichen wird?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Gallo! Ich empfehle, sich an Ihren Landeshauptmann zu wenden, der hat nämlich in einer Information in der Regierungssitzung seitens der Projekt​werber für die Gas/Dampf-Turbine in Ebental sämtliche Informationen überreicht und übermittelt bekommen. Wenn der Herr Landeshauptmann dem Klub diese Informa​tionen vorenthält, dann denke ich, haben Sie ein Problem in Ihrem BZÖ-Klub. (Zwi​schenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Wenn der Herr Landeshauptmann auf der einen Seite sich bedeckt hält in der Frage des Gas/Dampf-Kraftwerkes in Klagenfurt und auf der anderen Seite den Herrn Altpräsidenten Freunschlag in eine Bürgerplattform schickt, um sozusagen in Doppelstrategie beide Interessenlagen entsprechend ab​zudecken, dann ist das auch Ihr Problem. Am Ende werden Sie der Öffentlichkeit erklären müssen, wofür Sie sind. (Abg. Mag. Lesjak: Für Umweltschutz!)
Ich kann Ihnen eines sagen. Es gibt einen vorliegenden Antrag, der jetzt ergänzt wird und dann wird zu entscheiden sein, ob es eine Umweltverträglichkeitsprüfung über das bestehende oder über das eingereichte Projekt geben wird. Und dieses einge​reichte Projekt wird den Gesetzen entsprechend korrekt abgewickelt werden. Und am Ende wird es für dieses Projekt einen Bescheid geben. Ob der von heute aus positiv oder negativ sein wird, das kann ich nicht sagen, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo. – Unruhe im Hause.) weil 30, 35 Sachverständige und Experten in diesem Projekt zu Wort kommen werden. Und ich kann Ihnen – Herr Abgeordneter Gallo – nur eines sagen! Ich denke, Sie würden gut tun daran, sich an der Faktenlage, an der Sache zu orientieren und nicht – wie es halt in Ihrer Partei üblich ist nicht – dass man schnell einmal in die Luft schießt, was fordert. Wenn „wos obafollt“, ist ganz schön, wenn der Rauch verzogen ist, und wenn „nix obafollt“ dann ist auch nichts passiert. So eine Politik, denke ich, die hat die Kärntner Bevölkerung schon satt. Die Menschen wollen Entscheidungen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo verlässt vorzeitig die Be​richterstatterbank und sucht seinen Platz in der Abgeordnetenbank auf.) die Men​schen wollen Rechtssicherheit, die Menschen wollen wissen, wie es in der Zukunft weitergeht. Und Sie sind eingeladen, hier mitzutun! (Einwand von LH Dr. Haider. – Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Setzen, nicht genügend!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk für eine Zusatzfrage das Wort.)
Ing. Rohr

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Liebe Zuhörerin​nen und liebe Zuhörer! Sie haben sich jetzt überzeugen können, wie bei uns der Ton vorherrscht. „Schwafeln“ wird dem Umweltreferenten vorgeworfen. (Heiterkeit in der F-Fraktion. – Abg. Gallo lacht laut dazu auf. – Abg. Trettenbrein: Heiße Luft! – Un​ruhe im Hause.) Das ist eine Formulierung, die in diesem Haus auf alle Fälle nicht verwendet werden soll! Wir distanzieren uns auf alle Fälle davon! Kollege Holub weist auf die Aktivitäten in Australien hin. Er braucht nur in die Gemeinden schauen, wo mit Hilfe des Landes Kärnten Biomasseanlagen errichtet worden sind und wo auf alle Fälle schon die öffentliche Beleuchtung energieschonend umgesetzt wird. Also es gibt durchaus auch Maßnahmen.
Und ein Pionier von diesen Maßnahmen ist unser Umweltreferent Landesrat Reinhart Rohr. (Heiterkeit in der F-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Da musst du ja selber lachen! – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause. – Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und ich denke, man soll ihm von dieser Stelle auch einmal ein Dankeschön über​mitteln. (Wiederum Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Herr Landesrat, die Zusatzfrage: Wie sehen die wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen der Öko​energieoffensive in Kärnten aus?

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Ja, Herr Abgeordneter! Vielleicht noch kurz eine Anmerkung. Ich denke, es ist oft einmal gescheider zu handeln und weniger in Hochglanzbroschüren Steuergelder zu verschwenden. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Die Effizienz in konkreten Maßnahmen, denke ich, lässt sich dann in positiven Bilanzen belegen. Da muss man nicht alle Tage dann inserieren und plakatieren, was man tut, sondern konkrete Arbeit verrichten und Arbeit leisten.
Herr Abgeordneter, natürlich was die Ökoenergieoffensive in Kärnten betrifft, haben wir sehr positive Effekte, neben dem Umweltaspekt vor allem auch die Ankurbelung des entsprechenden Wirtschaftswachstums für das Kärntner Gewerbe und die Indu​strie; und damit natürlich auch die Sicherung von bestehenden Arbeitsplätzen und die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen. Denn es werden derzeit in Kärnten am Ökoenergiesektor in über 130 Betrieben rund 5000 Menschen beschäftigt, die einen Branchenumsatz von rund 1,3 Milliarden Euro erwirtschaften. Und ich denke, alleine im Bereich der Solarkollektoren stammen über 70 Prozent der österreichweiten Pro​duktion aus Kärnten. Kärnten hat sich hier wirklich zu einem Know-how-Träger und Spitzenreiter entwickelt. Das muss man auch ganz klar unterstreichen! Darüber hinaus trägt natürlich die verstärkte Nutzung von Biomasse zur Stärkung des länd​lichen Raumes bei und auch bei der Gebäudesanierung, denke ich, und das ist ein ganz wesentliches Thema, das einfach schwerpunktmäßig auch in der Wohnbau​förderung der Zukunft verankert gehört, geht’s nicht nur um qualitative und nach​haltige Wertsteigerung für den bestehenden Gebäudebestand, sondern es geht na​türlich auch um arbeitsintensive Tätigkeiten, weil die Gebäudesanierung entspre​chend intensiv, arbeitsintensiv ist. Und hier geht’s um die Erhaltung und Sicherung von Arbeitsplätzen.
Mit natürlich der konsequenten Umsetzung der zur Verfügung stehenden Energieleit​linien 2007 bis 2015 werden wir in Kärnten die bereits bestehende Spitzenposition bei den erneuerbaren Energieträgern natürlich weiter ausbauen und natürlich werden auch in diesem Bereich die tätigen Betriebe weiter wachsen und gemeinsam, eben mit der Bauwirtschaft bei der Sanierung von Gebäuden, mehr an Beschäftigung er​zeugen. Ich denke, das wird das Land nicht nur optisch schöner machen, sondern das wird das Land letztlich wirtschaftlich reicher machen. Und wenn wir hier den Weg konsequent weitergehen, dann wird’s viele, viele positive Effekte für das Land in sich tragen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Lut​schounig, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geschätzter Herr Präsident! Sehr geschätzter Herr Landesrat! Das Energiespa​ren ist ja mitunter eines jener Ziele, das zur Erreichung des Kyotozieles führen könnte. Was werden Sie zum Beispiel in Richtung Aufklärung bzw. einer entspre​chenden Kampagne unternehmen, um hier auch zum Beispiel die Standby-Schaltung bei den diversen Elektrogeräten zu verhindern bzw., dass diese nicht rund um die Uhr gegeben ist? Wir wissen ja, dass wir in Österreich allein ein großes Donaukraft​werk an Stromerzeugung dafür verwenden, um eigentlich diese Standby-Schaltung permanent, rund um die Uhr aufrechtzuerhalten.

Lutschounig

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter! Ich denke, dass zum Einen die produzierende Wirtschaft gefor​dert ist, bei derartigen Gerätschaften entsprechende Information an die Käufer und an die Konsumenten breit zu streuen. Und natürlich denke ich auch, dass die Ser​vicebetriebe und die Händler versuchen sollten, diese Information der Einsparpoten​ziale möglichst breit entsprechend an die Konsumenten heranzutragen. Und darüber hinaus planen und überlegen wir auch entsprechende Informationskampagnien, wo wir eben breit Bewusstsein bilden wollen, was es eigentlich bedeutet, wenn man den Knopf beim Fernseher und beim Radio über die Nacht drückt, was das jährlich an Einsparungspotenzialen in sich trägt. Und ich glaube, da wäre ein ganz beträcht​liches Potenzial was den Energieverbrauch betrifft, aber letztlich auch, was die Scho​nung der Brieftaschen der Konsumenten betrifft, erzielbar. Alle sind gefordert, hier natürlich aktiv mit dabei zu sein. Von meiner Seite als zuständiger Energiereferent werden wir natürlich auch entsprechende Initiativen, die öffentlich wahrnehmbar sind, setzen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort zur Zusatzfrage.)
Ing. Rohr

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Landesrat! Ich möchte mich für die Mitarbeit bei den energiepolitischen Leitlinien bedanken! Es war nicht einfach, aber es war immerhin das erste Mal, dass wir mitarbeiten durften. Jetzt stellt sich die Sache mit dem Gaskraftwerk in Klagenfurt so dar, dass dieses Kraftwerk 1 Million Tonnen CO2 im Jahr ausstoßen wird. Das heißt, wir werden das Doppelte von dem, was der Privatverkehr im Jahr ausmacht, ausstoßen. Der Verbund wird dafür an die 30 Millionen Euro Strafe zahlen müssen!
Jetzt meine Frage an Sie: Wie können Sie es verantworten, dass der CO2-Ausstoß und die Auswirkungen auf das Klima bei der UVP nicht berücksichtigt werden?
Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Holub! Selbstverständlich werden natürlich alle Faktoren, die die Emissionen betreffen, in der Umweltverträglichkeitsprüfung eine entsprechende Berücksichtigung finden. Faktum ist aber auch, dass die CO2-Thematik nicht eine vor den Kärntner Grenzen Halt machende Thematik ist, sondern dass Österreich hier eine Gesamtbilanz zu legen hat. Und wenn Sie wissen, dass beispielsweise Kohlekraftwerke stillgelegt werden, die natürlich wesentlich dramatischere Emittenten sind, dann ist es aus meiner Sicht denkbar, dass Gas in der technologischen Umsetzung zur Stromerzeugung und zur Wärmegewinnung mit wesentlich besseren Wirkungsgraden eine Übergangslösung ist, um natürlich im Gesamtkontext CO2 entsprechend einzusparen, um letztlich dem laufenden Klimawandel entsprechend Einhalt zu gebieten. Es tut mir leid, dass ich es gerade nicht griffbereit habe. Aber der deutsche Umweltminister Trittin, der ja Ihrer Partei angehört, der hat unter anderem schon vor einem Jahr gesagt, dass (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) beispielsweise die Thematik Erdgasnutzung und Energiegewinnung mit dem entsprechend effektiveren und erhöhtem Wirkungsgrad ein Thema sein wird, an dem wir mittelfristig in der Entwicklung in den nächsten 20 Jahren nicht vorbeikommen werden.
Was das Thema Gasdampfturbine in Klagenfurt betrifft, gibt es eine Umweltverträglichkeits​prüfung, gibt es eine Bewertung aller relevanten Faktoren und dann eine Beurteilung. Gibt es dadurch eine entsprechende Belastung für die Umwelt, für die Menschen in der Umgebung, dann wird es keinen positiven Bescheid geben. Wenn es den Nachweis gibt, dass das umweltverträglich ist, dann wird es einen positiven Bescheid geben. Ich denke, darüber werden wir in etwa – wenn alle Grundlagen vorhanden sind – in einem Jahr zu diskutieren haben. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen zu unserer nächsten Anfrage 5:

5.
Ldtgs.Zl. 310/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Dr. Prettner an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut
Ich darf Sie bitten, die Frage zu stellen!
Lobnig

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Meine Anfrage richtet sich an Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Gaby Schaunig. Und zwar geht es um das Pflegegeld. Das Pflegegeld ist ja seit nunmehr 14 Jahren in Österreich institutionalisiert, wurde aber in dieser Zeit nur dreimal valorisiert, das letzte Mal ausgehend von Kärnten. Kärnten hatte die Vorreiterrolle, der Bund hatte dann nachgezogen. Anträge, das Pflegegeld nochmals zu valorisieren, wieder zu valorisieren wurden – wie ihr alle wisst – immer wieder abgelehnt. Jetzt liegt mir ein Bericht von der letzten Regierungssitzung vor Weihnachten vor, in dem sich der Herr Landeshauptmann und die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Gaby Schaunig darauf geeinigt haben, diesen realen Wertverlust beim Pflegegeld in Form einer Einmalzahlung von € 150,-- abzugelten.
Warum kommt es nicht zur Auszahlung dieser € 150,-- an die Pflegegeldbezieher? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Keine Zeit!)

Dr. Prettner

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Sie haben in Ihren einleitenden Worten richtig erwähnt, dass das Pflegegeld auf der Bundes- und Landesebene in einem weitaus geringeren Ausmaß als die Inflationsrate der letzten 14 Jahre erhöht worden ist. Die einzige Erhöhung, die es in den letzten Legislaturperioden auf der Bundesebene gegeben hat, die haben wir von Kärnten aus erreicht, indem wir in einer Vorreiterrolle auf meinen Antrag hin das Kärntner Pflegegeld erhöht haben. Einen entsprechenden Antrag auf eine weitere Erhöhung des Landespflegegeldes habe ich zweimal in der Regierungssitzung eingebracht. Leider wurde dieser Antrag von den anderen Fraktionen abgelehnt. Ich bin nach wie vor der Überzeugung, dass eine entsprechende Valorisierung unumgänglich ist!
Um die Nachteile, die die PflegegeldbezieherInnen aus der nicht erfolgten Valorisierung haben zumindest teilweise abzugelten, habe ich einen Regierungssitzungsakt vorbereitet, der für die LandespflegegeldbezieherInnen eine Einmalzahlung in Höhe von € 150,-- vorsieht. Dazu muss man wissen, dass die BezieherInnen von Landespflegegeld vor allem Kinder sind, beeinträchtigte Kinder, wo therapeutische Leistungen in einem großen Ausmaß notwendig sind, um auch eine entsprechende Unterstützung und Förderung der Kinder und Jugendlichen zu ermöglichen. Die Auszahlungsakte sind vorbereitet. Meine Abteilung ist fertig. Wir könnten sozusagen gestern schon ausgezahlt haben, allein was noch fehlt ist die Unterschrift des Finanzreferenten Herrn Dr. Haider, um die Auszahlungsbeträge freizugeben. Ich hoffe, und ich habe schon mehrmals an ihn appelliert, dass diese Unterschrift auf dem Akt endlich geleistet wird. Die Menschen in Kärnten warten darauf, und sie brauchen das Geld ganz dringend! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der Freiheitlichen und des BZÖ eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Mag. Ragger, ich bitte, die Frage zu stellen! (Abg. Mag. Ragger geht zum Rednerpult, Abg. Warmuth steht bereits dort.) Der Abgeordnete Ragger zieht sich zurück. Der Abgeordneten Warmuth wird der Vortritt gegeben. Ich bitte, die Frage zu stellen!
Lobnig

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Danke, Herr Kollege, für das Verständnis! (Lärm im Hause.) Frau Sozialreferentin, ich frage Sie (Anhaltender Lärm im Hause.) – das ist bei der Klubsitzung so besprochen worden:
Warum wird der Übertrag Ihres Sozialbudgets von 18,9 Millionen Euro nicht für die Auszahlung eines erhöhten Pflegegeldes in Kärnten verwendet? (Abg. Ing. Scheuch: Maria, 18,9 Millionen Euro!)

Warmuth

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Genau das war geplant, Frau Abgeordnete! Und ich hätte mir gewünscht, dass Ihre Fraktion ein bisschen miteinander kommuniziert. Das war genau der Inhalt des Regierungssitzungsaktes. Ich darf Sie bitten – ich kenne Sie als sozial engagierte Frau, wir kooperieren in vielen Fragen – vielleicht können Sie auf Ihren Finanzreferenten in Ihrer Fraktion einwirken! (Abg. Zellot: Antwort! Antwort!) Da vertraue ich darauf, dass wir das gemeinsam schaffen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! – Dann hat die Anfragestellerin noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage!
Lobnig

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Da ich ja jetzt erfahren habe, dass der Herr Landeshauptmann die Auszahlung blockiert, verzichte ich auf eine weitere Zusatzfrage! (Abg. Trettenbrein: So ein Blödsinn! Sie hat Geld genug!)

Dr. Prettner

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Die Fragestunde ist somit wegen Zeitablauf beendet. Es sind noch eine Reihe von Fragen, die nicht aufgerufen werden konnten. Ich frage Sie daher zur Anfrage 6, Ldtgs.Zl. 311/M/29, Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig, ob die Frage mündlich oder schriftlich gewünscht wird? (Abg. Mag. Trannacher: Mündlich, bitte!) Anfrage 7, Ldtgs.Zl. 312/M/29, Anfrage des Abgeordneten Vouk an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig? (Abg. Vouk: Mündlich!) Anfrage 8, Ldtgs.Zl. 313/M/29, Anfrage des Abgeordneten Lutschounig an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler? (1. LH-Stv. Dörfler: Mündlich!) Anfrage 9, Ldtgs.Zl. 314/M/29, Anfrage des Abgeordneten Schlagholz an Landesrat Mag. Dr. Martinz? (LR Mag. Dr. Martinz: Mündlich!) Anfrage 10, Ldtgs.Zl. 316/M/29, Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Landesrat Ing. Rohr? (Abg. Warmuth: Mündlich, bitte!) Anfrage 11, Ldtgs.Zl. 317/M/29, Anfrage des Abgeordneten Schwager an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler? (Abg. Schwager: Mündlich!) Anfrage 12, Ldtgs.Zl. 318/M/29, Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler? (Abg. Mag. Grilc: Mündlich, bitte!) Anfrage 13, Ldtgs.Zl. 319/M/29, Anfrage des Abgeordneten Ing. Hueter an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler? (Abg. Ing. Hueter: Mündlich!) Anfrage 14, Ldtgs.Zl. 320/M/29, Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Landesrat Dr. Schantl? (Abg. Tauschitz: Mündlich!) Anfrage 15, Ldtgs.Zl. 321/M/29, Anfrage des Abgeordneten Lutschounig an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Lutschounig: Mündlich!) Anfrage 16, Ldtgs.Zl. 322/M/29, Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Mag. Trannacher: Mündlich!) Anfrage 17. Ldtgs.Zl. 323/M/29, Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landesrat Ing. Rohr? (Abg. Vouk: Heute zurückgezogen!) Anfrage 18, Ldtgs.Zl. 324/M/29, Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Ing. Rohr? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich, bitte!) Anfrage 19, Ldtgs.Zl. 325/M/29, Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch? (Abg. Holub: Mündlich!) Anfrage 20, Ldtgs.Zl. 326/M/29, Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch? (Abg. Mag. Lesjak: Mündlich!) Anfrage 21, Ldtgs.Zl. 327/M/29, Anfrage des Abgeordneten Zellot an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch? (Abg. Zellot: Mündlich!) Anfrage 22, Ldtgs.Zl. 328/M/29, Anfrage des Abgeordneten Schwager an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler? (Abg. Schwager: Mündlich!) Anfrage 23, Ldtgs.Zl. 329/M/29, Anfrage des Abgeordneten Ing. Hueter an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Ing. Hueter: Mündlich!) Anfrage 24, Ldtgs.Zl. 330/M/29, Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch? (Abg. Mag. Grilc: Mündlich, bitte!) Letzte Anfrage 25, Ldtgs.Zl. 331/M/29, Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Tauschitz: Mündlich!)
Hohes Haus! Wir kommen nun zur Durchführung der Aktuellen Stunde. 
Aktuelle Stunde
Bevor wir näher darauf eingehen, darf ich noch auf der Zuhörertribüne die SchülerInnen der Landwirtschaftlichen Fachschule Eberndorf unter der Begleitung von Direktorin Ing. Rosa Miglar herzlich willkommen heißen. Herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Beifall im Hause.) Geschätzte Damen und Herren! Es liegt ein entsprechender Antrag des SPÖ-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist die SPÖ an der Reihe. Das Thema lautet: „Der Umgang mit Spenden und Steuergeldern beim Kärnten-Dorf in Banda Aceh.“ Ich erteile dem Redner der Antrag stellenden Fraktion als Erstem das Wort. Es hat sich zu Wort gemeldet Herr Klubobmann Dr. Kaiser. Ich möchte besonders darauf hinweisen, dass es eine generelle Redezeitbeschränkung von fünf Minuten gibt. Und ich werde sehr genau darauf achten, dass dies auch eingehalten wird! Ich darf den Klubobmann nun bitten, zu sprechen!
Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Meine Damen und Herren der Kärntner Landesregierung! Meine Damen und Herren Kollegen Abgeordnete! Ich gestehe, dass es mir lieber wäre heute über einen positiven Projektablauf zu debattieren, als die unfassbare Vorgangsweise über Banda Aceh hier im Landtag zum Aktuellen Stundenthema machen zu müssen.
Stell dir vor, da bauen wir ein Dorf hin und kein Mensch wohnt darin! Unter dieses bedauerliche aber bezeichnende Motto muss man die Initiative für die Opfer der Tsunami-Katastrophe des Jahres 2004 durch Landeshauptmann Haider stellen. Als Hauptgrund dafür ist eine zwischen sträflicher Ignoranz der örtlichen Verhältnisse, maßloser Selbstüberschätzung und Unprofessionalität getragene Herangehensweise an eine prinzipiell gute Idee und Hilfsmaßnahme zu benennen. Während andere Länder und Institutionen ihre Hilfsprojekte von allem Anfang an unter Einbindung erfahrener, internationaler Hilfsorganisationen vor Ort abwickeln haben lassen, ist das beim Kärnten-Dorf nicht passiert! Das Ergebnis ist bekannt. Ein mit Spenden und Steuergeldern errichtetes unbelebtes Geisterdorf, vollmundige Ankündigungen des Landeshauptmannes, verwundernd ortsüblich hohe Errichtungskosten für das Dorf, ein in bekannter Selbstinszenierung sich übender Landeshauptmann, wobei der Höhepunkt, die Eröffnung des Kärnten-Dorfes in vermutlicher indonesischer Nationaltracht in heutiger Kenntnis der Realität, nachträglich an eine hollywood`sche Seifenoperninszenierung erinnert, meine Damen und Herren! Was jedoch fast noch schlimmer ist: Die Spendenbereitschaft, der Wille zu helfen, die große Bereitschaft Solidarität zu üben und für Notleidende initiativ zu werden, diese Grundhaltung vieler Kärnterinnen und Kärntner ist schwer enttäuscht worden.
Noch dazu unter Federführung des höchsten Repräsentanten des Landes und im Namen des Landes Kärnten. Dass der 1994 eingesetzte Entwicklungspolitische Beirat nicht einmal informiert, geschweige denn in dieser Causa konsultiert wurde, ist nicht nur für mich unbegreiflich! Um das zukünftig hintanzuhalten, überreiche ich dem Präsidenten einen Dringlichkeitsantrag, der die zwingende Beiziehung des Entwicklungspolitischen Beirates bei entsprechenden Projekten zukünftig einfordert. (überreicht den Antrag an den Vorsitzenden)
An der Causa Banda Aceh, meine sehr geehrten Damen und Herren des Hohen Landtages, lässt sich eines klar ablesen, was bei vielen Projekten des Landeshauptmannes fast schon System zu haben scheint: Gute Ideen wie Banda Aceh und viele andere auch, (Abg. Ing. Scheuch: Du hast ja noch keine gehabt, da herinnen!) die auf der heutigen Tagesordnung, Herr Klubobmann Scheuch, noch stehen, werden großsprecherisch dilettantisch umgesetzt. Die Eigenbewerbung der „Marke ich“ des Landeshauptmannes scheint das einzig Wichtige zu sein. Und daher entwickeln sie sich auch oftmals zu richtiggehenden Flops. Eine Reihe von Punkten werden wir heute noch diesbezüglich aufzeigen.
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Es geht darum, zu retten, was noch zu retten ist! Alle Verträge und Vereinbarungen, alle Ausgaben auf den Tisch! Wirkliche Experten und Expertinnen an den Tisch! Sinnvolle Verwendung der noch nicht verbrauchten Spenden und/oder Steuergelder zur sinnvollen Belebung des Kärnten-Dorfes durch lokale Kooperationen vor Ort. Das ist das Mindeste, dass man in Wahrung des Wollens der Kärntner Steuerzahler und der zahlreichen Spender und Spenderinnen umgehend erwarten muss. Wir warten auf Ihre nächsten Handlungen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Am 26. Dezember 2004 erreichten die ersten Schreckensmeldungen Europa: Ein Seebeben wurde gemeldet. Viele Menschen haben zu diesem Zeitpunkt noch nicht einmal gewusst, was ein Tsunami eigentlich ist. (Abg. Lutschounig: Du auch nicht!) Die Zahlen der Toten, die Zahlen der Verletzten mussten täglich in die Höhe korrigiert werden, bis am Ende die Zahl stand: 277.000 Menschen sind bei dieser Katastrophe umgekommen. Die unqualifizierten Zwischenrufe der ÖVP zeigen auch, wie sehr es ihnen in dieser Frage um die Menschen geht. (Abg. Lutschounig: Weil es uns um die Menschen geht, Herr Klubobmann!) Ihnen geht es um die politische Inszenierung. Und das werde ich heute hier herausarbeiten.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, was hat Kärnten gemacht? – Der Landeshauptmann hat sich vorbildlich an die Spitze einer Soforthilfeaktion gestellt. (Abg. Lutschounig: Wie immer!) Es wurden unglaublich viele Termine gemacht. Veranstaltungen wurden abgehalten. Man hat sich persönlich engagiert. Ich frage hier die Scharfmacher und die Besserwisser der SPÖ und der ÖVP: Was haben Sie eigentlich zu diesem Zeitpunkt gemacht?! (Lärm im Hause. – Abg. Mag. Lesjak: Gespendet! – Heiterkeit im Hause.) Gespendet? Ja. Ich habe … (Abg. Lutschounig: Und ihr habt es verschwendet! – Vorsitzender: Ich bitte um Ruhe! Bitte um Aufmerksamkeit!) Ich hoffe, das wird mir auf meine Redezeit angerechnet. Ich habe nichts gehört von einem Spendenaufruf der ÖVP und der SPÖ. Und wenn Sie die missionarische Art und Weise, wie Sie heute hier dieses gute Projekt bekämpfen, genau in die Tätigkeit, nämlich zu spenden, gelenkt hätten, dann hätten wir letztendlich dem einen oder anderen Menschen hier auch noch helfen können. Wir haben gehandelt – im Gegensatz zu Ihnen, die Sie heute hier sitzen und ungerechtfertigt herumkrakeelen. Es wurden zwölf Wohnhäuser gebaut. Es wurde letztendlich über Zuweisung der Bundesregierung - und das hört man ja von Ihrer Seite nicht gern – ein Vertrag mit den Bürgermeistern vor Ort abgeschlossen. 100 Prozent der Spendengelder sind letztendlich hier verbaut worden; eine Krankenstation ein Sozial Center. Menschen haben sich hier auch wieder persönlich engagiert. Manche haben sogar persönlich Hand angelegt. Auch hier noch einmal die Frage: Was haben Sie in der Zeit getan? Wo ist denn die Presseaussendung gewesen, dass man sagt, das ist dilettantisch; zur Bauzeit. Wo ist denn der Aufschrei von Ihnen allen?! Sie haben alle immer genau Bescheid gewusst. Es gibt auch Regierungsbeschlüsse in dieser Zeit. Aber da war Schweigen im Walde! Da war Schweigen im Walde, meine sehr geehrten Damen und Herren. Niemand hat gesagt, dass das eine unprofessionelle Vorgangsweise gewesen wäre.
Es ist ja auch nichts Neues hier: Die Rede des Klubobmannes Kaiser hat es ja gezeigt. Wenn es um eigene Ideen geht, um eigene Initiativen geht, dann ist die Suppe dünn. Dann ist eure Suppe dünn. Dann wird nichts im Topf landen. In einem Bereich sind Sie aber stark. (Zwischenruf des Abg. Mag. Dr. Kaiser) Da sind Sie stark, Herr Klubobmann. Das sage ich Ihnen. In einem Bereich sind Sie stark, und da hilft Ihnen ja auch die Frau Cernic immer, ein Feuerchen zu entzünden und Ihre alten aufgewärmten Geschichten an diesem Feuerchen letztendlich zu wärmen.
Fakt ist, dass es in diesem Projekt auch Schwierigkeiten gegeben hat. (Lärm im Hause) Schwierigkeiten aber nicht mit uns, sondern Schwierigkeiten mit den handelnden Behörden vor Ort. Und auch das ist einmal interessant! Schwierigkeiten mit den handelnden Behörden vor Ort. Das wird wieder in Ihren vielen Presseaussendungen tunlichst verschwiegen, dass es hier zu einem Machtwechsel gekommen ist, dass der Rebellenführer Jussof, der neun Jahre lang im Gefängnis hätte sitzen sollen, hier (Lärm im Hause. – Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion und bei den Grünen) Ich hoffe, dass die Journalisten das jetzt hier mitbekommen haben! Lautes Lachen bei den grünen Abgeordneten, weil man hier sagt, dass es in Banda Aceh - und das ist nachgewiesen – zu einem Machtwechsel gekommen ist, dass hier jemand ein Regime führt, dessen kriegerische Auseinandersetzungen 15.000 bis 20.000 Tote gefordert haben, dann findet man das amüsant. Auch aus dieser Seite ein Sittenbild, was hier herin gemacht wird. Aber wir haben es ja nicht anders erwartet, von Seiten der ÖVP. Ihnen nehme ich das gar nicht so übel, vor allem Herr Abgeordneter Tauschitz, der Sie hier ja auch als Scharfmacher und Aufdecker auftreten. Bei Ihnen ist es eh schon bekannt, dass Sie eigentlich nichts Genaues wissen; dafür wissen Sie aber alles besser. Ich würde das einmal als Sablatnig-Syndrom bezeichnen. So einen Vertreter haben wir eh schon herinnen gehabt.
Aber eines stört mich hier wirklich, weil der Klubobmann Kaiser kennt und weiß das. Der kennt die internationalen Artikel zum Beispiel in der deutschen Zeitschrift „Die Welt“. Der weiß, wie korrupt die Vorgangsweise in Banda Aceh ist. Der weiß, dass es hier einen Regierungswechsel gegeben hat. Der weiß, dass es hier um Schmiergeldzahlungen an die lokalen Behörden gegangen wäre und viele andere Bereiche. Dass der sich nicht zu schade ist, dieses gute Projekt auf die politische Bühne (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) zu zerren und dann darauf rücksichtslos herumzutrampeln, hätte ich mir von ihm nicht erwartet. Im Mölltal würde man sagen: Diese Vorgangsweise adelt nicht, Herr Klubobmann. Wir werden jedenfalls dieses Projekt mit Hilfe des Konsuls Bradach und unseres Themas zu Ende bringen. Statt hier herumzukritisieren sollten Sie eher in sich gehen und Ihre Vorgangsweise, Ihre populistische, hier hinterfragen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren auf der Zusehertribüne! Ich glaube, dieser Kärnten-Flop in Banda Aceh, der nicht nur mit Spendengeldern von Kärntnerinnen und Kärntnern sondern auch mit viel Steuergeld hier gelandet wurde, lässt sich mit drei Worten zusammenfassen: Wir sind wir.
Wenn der Herr Klubobmann Kurt Scheuch, als mein Vorredner, hier frontal sämtliche Opposition angreift, in diesem Thema, dann wundert mich das nicht. Denn wenn Herr Klubobmann eingangs erwähnt, in seiner Rede herausarbeiten zu wollen, dass es uns nicht um die Menschen geht, dann möchte ich Sie fragen: Um welche Menschen? Um die, die jetzt im Kärnten-Dorf wohnen, vielleicht? – Weil dort wohnen keine Menschen. Und genau darum geht es uns. (Abg. Ing. Scheuch: Ihnen sind die Menschen egal!) Unser Kärnten-Dorf steht noch immer leer. Unser Spendengeld ist noch immer weg. Und das Ganze nur deswegen, weil der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider gemeinsam mit Ihrer Fraktionen und seinen Günstlingen, so wie immer, in einer recht peinlichen Selbstüberschätzung hergegangen ist und ein Projekt aufgestellt hat, ohne nur ansatzweise professionelle Hilfe in Anspruch zu nehmen. Wissen Sie, es ist, glaube ich, üblich und inzwischen auch in der Politik üblich, dass man, wenn man Themen angreift, denen man selbst nicht gewachsen ist, sich professionelle Hilfe zukommen lässt. (Abg. Ing. Scheuch: Das würde ich Ihnen auch empfehlen!) Aber offensichtlich haben Kurt Scheuch und Landeshauptmann Dr. Haider gedacht, sie können ein Geisterdorf auch selbst bauen. Eigenartigerweise, am 26. Dezember des Jahres 2004, ist diese Flutwelle über Indonesien und den ganzen Raum herein gebrochen. Am 2. 2. 2005, also fünf Wochen später, wird ein Herr Christian Bradach Honorarkonsul von Indonesien. Der Herr Landeshauptmann gibt dann preis, dass die Frau des Herrn Honorarkonsuls Bradach aus dieser Gegend stammt und sich daher gut auskennt. Ich habe mich auch ein bisserl erkundigt und unter anderem mit der österreichischen Vertretung in diesem Gebiet Kontakt aufgenommen. (Abg. Rossmann: Mit welcher österreichischen Vertretung?) Sie haben mir off records folgendes gesagt. Die haben gesagt: „Schauen Sie, das ist das größte muslimische Land dieser Welt. Und Banda Aceh ist innerhalb dieses Gebietes eine absolute Krisenregion und eine Rebellensituation. Eine Frau in Banda Aceh, die aus Djadar kommt, ist ungefähr so willkommen wie Amnesty Internation in Kabul in Afghanistan. (Abg. Rossmann: Wir haben uns das nicht ausgesucht!) Wenn man so an ein Projekt herangeht und jemanden damit beauftragt, ein Projekt über die Bühne zu bringen, der dazu gar nicht fähig sein kann, dann sieht man von Anfang an, dass hier mit Steuergeld nicht nur nicht ordentlich umgegangen wurde, sondern dass das in Wahrheit ein riesengroßer Spendenskandal ist. Die Zeichnung bezeichnet das mit „verhatscht“. Ich persönlich sage eher „Wasser predigen – Wein trinken“, denn der Landeshauptmann und alle Beteiligten geben sich so großartig auf sozial und für die Menschen. Und was machen Sie? – Sie fliegen Business Class nach Banda Aceh. Ein Business Class kostet doppelt so viel! Das ist dieses Tiefenartige, wie wir es kennen, aus Argentinien, „Evita“ usw. Dort hat man immer Wasser gepredigt, Wein getrunken. Ich möchte nicht wissen, was noch so alles an Spesen angefallen ist. Genau aus diesem Grund wollen wir auch genaue Aufklärung.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jeder von Ihnen kennt „Licht ins Dunkel“. Am 24. Dezember jedes Jahres, spätestens, erscheint „Licht ins Dunkel“. Und 24 Stunden am Tag sieht man im Fernsehen eingeblendet und am nächsten Tag in den Zeitungen Listen von Menschen, die gespendet haben. Da steht dann drinnen: „Stephan Tauschitz 20 Euro“, (Abg. Rossmann: Nur 20 Euro? Schämen Sie sich!) da steht drinnen: „Kurt Scheuch 20 Euro“ usw. (Abg. Ing. Scheuch: 250! – Lärm im Hause.) Wie auch immer! Warum gibt es bis heute keine Liste der Spender von Banda Aceh?! Ja, haben Sie etwas zu verheimlichen, meine sehr geehrten Kollegen? Was ist denn los?! Wieso kann ich nicht wissen, wer denn gespendet hat? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Was geht denn dich das an?! – Abg. Zellot: Das ist wohl eine Frechheit! – Abg. Rossmann: Fragen Sie Ihren früheren Minister, Herrn Strasser! - Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Danke vielmals! Es ist von Großspendern die Rede. Ich halte es schon für bedenklich, dass ein Projekt aufgebaut wird, das von vornherein falsch konzipiert ist, das von vornherein vertuscht wird, wo zu Beginn gesagt wird: „Der Herr Bradach kriegt kein Honorar, er macht das ehrenamtlich.“ Drei Tage später zieht der Herr Landeshauptmann die Notbremse und sagt: „Er hat doch ein Honorar bekommen.“ Dass es zu Beginn heißt, die Planungsarbeiten waren gratis. Dann sagt die Planerin, sie hat 20.000 Euro bekommen. Die Spender sind nicht öffentlich. Unsere Landesregierung lässt sich bitten. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Bitte, zum Schluss zu kommen!)
Aus diesem Grund haben wir auch eine Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft eingebracht. Wir fordern volle Aufklärung zu Banda Aceh, denn so kann es nicht weitergehen, in dem Land! Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Aus der Serie „Banda Aceh – Spenden tut weh“ oder „Kohle ade“, haben wir ein Kärntner Patent ins Ausland exportiert. Wir haben es geschafft, auch in Indonesien eine Seebühne zu bauen. Seien wir stolz darauf! (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Heiterkeit bei Abg. Mag. Lesjak.) So eine Art Know-how-Transfer in Banda Aceh, (Beifall von der ÖVP-Fraktion.) von dem die Kärntner bis vor ein paar Jahren noch gedacht haben Banda Aceh ist die Hauptstadt von Tsunami. Jetzt haben wir zumindest einmal eine Geisterstadt die dort Bra-da-ch liegt. Aber das Rezept ist immer das Gleiche. Wir brauchen ein emotional besetztes Thema. Da setzt sich dann der Herr Landeshauptmann drauf, damit er größer ist, hat indonesische Lederhosen an, macht eine zweisprachige Ortstafel und was passiert? – Wir haben ein Medienprojekt! Und dieses Projekt war abgespielt. Die letzte Klappe fiel, als die große ORF-Sondersendung lief und als wir dort alle Gulasch gegessen und Bier getrunken haben, war diese Geschichte abgespielt! Das war der Sinn und Zweck, das war eine Werbemaßnahme! So spielt man mit den Gefühlen der Men​schen!
Was ist jetzt der Hauptfehler gewesen bei dieser Aktion „Geld ins Dunkel“? Der Hauptfehler war, dass es keine Bedarfsanalyse gegeben hat. Man hat überhaupt ver​absäumt, eine der vielen mit Katastrophenhilfe und Wiederaufbau vertrauten österrei​chischen Hilfsorganisationen in das Projekt einzubeziehen. Man hat sogar den Ent​wicklungspolitischen Beirat nicht einbezogen, der eigentlich statutarisch dafür vorge​sehen ist. Der Entwicklungspolitische Beirat hat seit 1995 unzählige Projekte unter​stützt und die haben auch einen Kriterienkatalog ganz normal vorgelegt, wo man nach den lokalen Bedürfnissen geht. Da geht man hin zu lokalen Trägerorganisatio​nen und da wird auf Nachhaltigkeit gesetzt. Nein, das passiert nicht! Unser Entwick​lungspolitischer Beirat hat im Jahr 60.000,-- Euro zur Verfügung. Das heißt, das ist ein Zwangstitel von dem, was hier gerade in einem Jahr mit den Gefühlen der Men​schen verblasen wurde.

Wir haben erfahrene Menschen, aber was machen wir? – Nein, wir schicken den Herrn Koloini dorthin, der zu „tausend Spesen“ aufgelegt ist und der gründet dort eine Firma! Naja, was kann man jetzt noch machen?
Gut, zuerst muss man sich zuerst einmal entschuldigen bei den Geschädigten. Es sind vier – sagen wir einmal – vier Gruppierungen geschädigt. Das sind einmal die ganzen Spender, die ganzen Steuerzahler, das sind die Menschen deren Vertrauen missbraucht wurde. Die haben ja nicht nur Geld verloren, sondern auch die Lust zum Spenden. Der gesamte Spendengedanke ist wieder einmal in Kritik geraten. (Abg. Zellot: Die Häuser sind ja gebaut worden! – Abg. Trettenbrein: Er kennt sich nichts aus!) Das ist ja besonders für solche Projekte ganz, ganz schlecht. Aber wir haben den Menschen unten auch nichts Gutes getan, indem wir ihnen missionarisch irgend​etwas hingestellt haben, damit's im Fernsehen kommt. Und man hat auch viele Men​schen, die daran gearbeitet haben – einige von denen habe ich getroffen – die Lehr​linge, die unten wirklich fest gearbeitet haben bei den nicht lustigen Bedingungen. Da hat man auch ihr Vertrauen missbraucht! Und die sind alle sehr traurig. Einige sagen, bauen wir es unten ab, schicken wir es herauf, und vielleicht können wir es da we​nigstens versteigern, damit die Leute ihre Spenden zurückbekommen.
Was kann man jetzt noch machen? Wir müssen professionell unabhängig prüfen (Mehrere Einwände aus der F-Fraktion. – Unruhe im Hause. – Abg. Ing Scheuch: So ein Blödsinn! … ) Was kann man unten mit dem Spendendorf noch machen? Wir brauchen eine geeignete Hilfsorganisation die sich auskennt, wir brauchen eine lokale Betreibergesellschaft, die dort schaut, was mit dem Dorf passiert. Der Rech​nungshof muss alles auf den Tisch legen und ja, dann wird man schauen, was dabei herauskommt. Es müssen einige zur Verantwortung gezogen werden. (Abg. Tretten​brein: Die Grünen!) Die Grünen haben einen Fragekatalog mit 27 Fragen, die sie an den Jörg Haider richten werden. (Abg. Zellot: Glei!?) Da wird einiges herauskommen. Auch die Frage, fließt Geld zurück oder auch nicht. Aber wir haben ein großes Prinzip in Kärnten und auch in Klagenfurt. Das heißt: „Zuerst bau´ ma und dann schau´ ma!“ Mir wäre lieber, es wäre umgekehrt und dann schauen wir. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und Abg. Mag. Lesjak. – Abg. Trettenbrein: Du solltest dich bei den Hektikern melden. Die haben einen Platz frei!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Verehrte Zuhörer! Also ich persönlich finde das nicht so lustig, was da passiert ist, weil: Was war die Absicht? Kärnten spendet mit Privatspenden, Mitteln des Landes und auch Mitteln des Bundes ein Kärntendorf in einem Bürgerkriegsgebiet und in einer von diesem Tsunami gebeu​telten Gegend für die Ärmsten der Armen, die Waisen. Das wurde gemacht und ab​gewickelt. Dem Vorwurf des Klubobmannes Ing. Scheuch kann ich nichts abgewin​nen, weil was hätten wir außer Spenden tun sollen? (Abg. Ing. Scheuch demonstrativ und gestenreich: Was hätten wir denn tun sollen!?) Hätten wir vielleicht auch noch alle hinfliegen sollen und schauen (Mehrere gleichzeitige Zwischenrufe in der F-Frak​tion. – Abg. Ing. Scheuch: Wir haben allerhand getan! – Heiterkeit in der SPÖ-Frak​tion. – Lärm und Unruhe im Hause.) was dort passiert. Das ist ja nicht möglich. Es ist einer für die Abwicklung hauptverantwortlich; das war der Landeshauptmann von Kärnten! Und er hat Personen ausgesucht – auch in der Form des Ing. Wuzella, der für die Abwicklung verantwortlich war.
So, jetzt ist eines festzustellen. Dass, wenn Spendengelder eingesetzt wurden, wenn öffentliche Mittel eingesetzt wurden, das bis auf den letzten Euro und Cent natürlich dann nachzuweisen ist, was damit geschehen ist und wie. Das ist das Eine! Und das Andere ist, dass ich natürlich erwartet hätte, wenn der Klubobmann Scheuch heraus​geht oder jemand vom BZÖ, das sich ja anscheinend für dieses Kärntendorf verant​wortlich fühlt, (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) man dann hier nicht die anderen Abgeordneten beschimpft und verhöhnt, sondern uns sagt, wie es weitergeht! (Abg. Lutschounig: Das weiß er ja selber nicht!) Wie soll es denn weitergehen unten? Das ist ja nicht so einfach. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Und Verträge nützen nichts, wenn dieser genannte Rebellenführer – da habe ich leider auch lachen müs​sen, nit – weil wir wissen ja – und schon beim Bau war bekannt, dass das ein Bürger​kriegs​gebiet ist. Und wie soll man das verhindern, dass da nicht Günstlige (Zwi​schenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) dieses Rebellenführers in das Kärntendorf ein​ziehen, sondern tatsächlich die ärmsten Waisen. Das muss sichergestellt werden und das kann man verlangen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)

Schwager

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Wenn man sich die Abfolge und die Chronologie dieses Spendenskandals anschaut, dann blei​ben nur ein paar Schlussfolgerungen übrig. Das größte Manko war es, dass man über Eitelkeiten und Selbstüberschätzung gestolpert ist, dass man darauf verzichtet hat, erfahrene Hilfsorganisationen einzubinden, die seit Jahren und Jahrzehnten in der ganzen Welt von Österreich aus unter Beweis gestellt haben, dass sie die Ab​wicklung solcher Projekte professionell handhaben können. Und meine Wortmeldung ist stellvertretend für viele Sozialorganisationen. Wir wissen, dass die Bevölkerung sehr oft, wenn es Spendenaufrufe gibt, Vorbehalte hat. Vorbehalte in die Richtung: Was fließt denn hier wohl in die Verwaltung? Woher weiß man denn, was wirklich vor Ort ankommt? Und woher wissen wir denn, was da in die Werbung fließt? Diese Vor​behalte, die hört man immer wieder.
Und das wirklich Schlimme, das wirklich Schlimme ist, dass Herr Dr. Haider mit seiner Vorgangsweise diese Vorbehalte genährt hat, was auch dazu führen wird, dass viele ihre Spendenverhalten überdenken werden und viele Sozialvereine, die ordnungsgemäß handeln, darunter leiden werden. (Abg. Rossmann: Weil ihr das skandalisierts; das ist das Problem!) Er hat diese Vorbehalte genährt, indem man auf Business-Class in der Weltgeschichte herumfliegt, (Abg. Rossmann: Das ist unwahr!) indem man sich die (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe in der F-Frak​tion. – Unruhe und Lärm in der F-Fraktion.) teuerste Pressekonferenzkulisse … – Zwischenruf aus der F-Fraktion: Da ist nichts wahr von der Aussage her! – Unruhe in der F-Fraktion. – Vorsitzender: Bitte, am Wort ist die Frau Landeshauptmann-Stell​vertreterin Dr. Schaunig! Ich bitte um Aufmerksamkeit!) Er nährt diese Vorbehalte, indem er mit Business-Class-Flügen auf Spendengeldkosten durch die Weltge​schichte fliegt, sich die teuerste Pressekonferenzkulisse aller Zeiten in Form eines Geisterdorfes hinbauen lässt, (Abg. Ing. Scheuch hält eine Zeitung in Richtung 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut.) die Kosten pro Haus überproportional und ortsun​üblich hoch sind und die Möbel vor Ort nicht den Bedürfnissen entsprechen, (Abg. Ing. Scheuch: Die sind ein bisschen schöner als ortsüblich!) denen die Kinderdörfer an und für sich als Anforderungsprofil haben. (Unruhe und Unaufmerksamkeit in der F-Fraktion. – Lärm im Hause.)
Und, Herr Klubobmann Scheuch, Sie fragen, warum wir uns nicht zu dem Zeitpunkt zu Wort gemeldet haben, wo es die Spendenaufrufe gegeben hat? Das sage ich Ihnen! – Weil niemand von uns irgendeinen schlechten Gedanken zu dieser Zeit hatte. Wir waren emotional zutiefst betroffen von den Bildern und den Schicksalen der Menschen. (Abg. Ing. Scheuch: Warum haben Sie jetzt schlechte Gedanken?! – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause. – Abg. Ing. Scheuch: Sie haben nur schlechte Gedanken!) Wir waren emotional mitbetroffen und haben versucht zu helfen, und weil niemand, niemand von uns eine Sekunde daran gedacht hat, dass selbst in einer solchen Situation bei Herrn Dr. Haider Eitelkeit und Selbstdarstellung im Vordergrund steht. Wir haben gehofft, dass selbst der Herr Dr. Haider in einer solchen Situation das Sachliche voranstellt, nicht die Show, nicht die Eitelkeit und nicht die Art und Weise, alle zu übergehen die sachlich was beitragen können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Und eine Frage! Wann hätten wir denn davon erfahren, dass dieses Dorf leer steht, wenn nicht die Medien das aufgegriffen hätten und publiziert hätten? Hätte es irgendwann einmal einen Bericht in der Regierung und im Landtag gegeben? Es tut mir leid, wir sind gescheitert, wir schaffen es nicht, Kinder zu finden die in dieses Dorf einziehen. (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ja erst zum Schluss so passiert! … dass das eine andere Regierung …) Die Schlussfolgerung ist eine ganz klare und ich möchte mich vor allem an die Spenderinnen und Spender wenden. Bitte verlieren Sie nicht Ihr Vertrauen in die seriösen Sozialvereine! Bitte halten Sie Ihr Vertrauen aufrecht und helfen Sie all jenen, die mit Spendengeldern hoch seriös, professionell und vor allem zweckgebunden für die Dinge, wo sie das Geld brauchen, auch umgehen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Kommen Sie zur Bawag! – Abg. Rossmann: Gehen Sie zur Bawag, legen Sie dort Ihr Geld an! – Oder gehen Sie zum Konsum!)
(Der Vorsitzende erteilt 1. LH-Stv. Dörfler das Wort.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Ich bin schwer gerührt, wenn die, die nichts tun, sich darüber freuen, dass etwas vielleicht nicht so klappt, wie es alle gerne hätten. (Abg. Rossmann: So ist es!) Und Frau Kollegin Schaunig! Ich darf da mitreden. Ich habe mit den Kärntner Kinder​gärten in Kooperation mit der Kärntner Woche dafür gesorgt, dass Kärntner Kinder​gärten, Eltern und Kinder ein Spendenvolumen aufgebracht haben, damit ein Kinder​garten in diesem Projekt Bandawaretta funktioniert. (Zwischenrufe von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut.) Frau Kollegin! Ihre weinerliche Rede werde ich jetzt ein bisschen sezieren.
Es ist ja schön, wenn der grüne Rolf vom grünen Fragenkatalog spricht. (Es herrscht Unruhe in der Fraktion der SPÖ-Abgeordneten. – Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe. – Lärm und Unruhe im Hause.) Ich darf einmal vielleicht die rote Sün​denliste aufzählen. Ich denke nur – Frau Kollegin Schaunig – Ihnen ist die Volkshilfe ausreichend bekannt. Ich kann mich erinnern … (Abg. Ing. Scheuch: Hört! Hört!) da hats einen Spendenskandal in Ihrer Reichshälfte gegeben, der in der österreichischen Spendenskandalgeschichte einmalig ist. Und dann hergehen und so tun, als hätte man eine weiße Weste und in Wahrheit eine rote Sündenliste: – vom ARBÖ möchte ich ja gar nicht reden, Herr Präsident Schober. Ich weiß nicht, ob du es überhaupt bist oder nicht? Da hat man 60.000 Quadratmeter Grund gewidmet und 106.000 ge​pachtet! Warum denn wohl auch? (Es herrscht Unruhe und Lärm bei den Abgeord​neten der SPÖ-Fraktion. – Mehrere gleichzeitige Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) Verschweigt man was? Es gibt keine … (Vorsitzender: Bitte, keine Zwischenrufe, denn am Wort ist der Landeshauptmann-Stellvertreter. Bitte!) Aussage des Präsidenten dazu, es gibt keine Aussage der Par​teichefin dazu! Das Parteiorgan KTZ verschweigt sich dieses Skandals! (Weiterhin Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.)
Ich möchte nur die Scheinheiligkeit aufzeigen, wenn ich mir die philosophischen Wortmeldungen so anhöre. Herr Klubobmann Kaiser, du lässt dir jedes Jahr einen Ironman-Startplatz vom Steuerzahler mit 4.000,-- Schilling zahlen! (Unruhe und meh​rere gleichzeitige Zwischenrufe in der SPÖ-Fraktion.) Diese 4.000,-- Schilling könn​test du auch spenden! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Im Unterschied zu dir!) Ich brauche keinen Ironman, ich tu´ arbeiten! Das ist der Unterschied! Ich habe nicht soviel Zeit zum Trainieren als du!
Der ÖGB! 3 Milliarden Euro wurden in der Karibik versenkt! – Hat ja mit der SPÖ scheinbar überhaupt nichts zu tun! (Zwischenruf von LR Ing. Rohr. – Mehrere gleich​zeitige Zwischenrufe in der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Herr Kol​lege! Herr Kollege Rohr! 3 Milliarden Euro; das sind acht Jahre das österreichische Straßenbaubudget! Und das sind Mitgliedsbeiträge! Und Frau Kollegin Schaunig, wenn Sie weinerlich sozusagen die armen Spender aufzeigen; – ich behaupte, dass jeder Spender das Recht hat, zu wissen, was passiert. Und es ist ge​baut worden! (Abg. Mag. Lesjak: Zum Thema! – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.)
Aber wenn gleichzeitig der ÖGB Mitgliedsbeiträge von Jahrzehnten mit der Bawag in der Karibik versenkt, dann gibt’s das große rote Wegschauen! (Weitere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten der SPÖ-Fraktion. – Abg. Vouk: Du vergisst das Thema! Du vergisst die Fragen!) Bei der Heimat Villach haben sie einen vorverur​teilten Vizebürgermeister. (Zwischenruf von LR Ing. Rohr.) Na, Herr Kollege Rohr, das müssens schon aushalten! Mit dem Konsum – mit dem hat die SPÖ nie was zu tun gehabt?! Bei der VOEST, … Ja, ja! (Es erfolgen gleichzeitige lautstarke Zwi​schenrufe von Abgeordneten der SPÖ-Fraktion. – Abg. Mag. Cernic: Bei der Bawag sitzt der Verantwortliche! – Lärm und Unruhe im Hause. – Es herrscht Unruhe und Lärm in der SPÖ-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Landeshauptmann-Stellverteter, ich darf Sie kurz um Unterbrechung ersuchen! – Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Das ist keine Kultur mehr, wenn wir hier eine Sache diskutie​ren sollten und hier dem Redner keine Aufmerksamkeit geschenkt wird! Ich fordere bitte von allen Abgeordneten die Disziplin ein, dem Redner die Aufmerksamkeit zu geben! Jeder, der sich zu Wort melden möchte, bitte, hat da die Möglichkeit, sich schriftlich hier zu Wort zu melden. Danke! Bitte, Herr Landeshauptmann setzen Sie fort! – Beifall von der F-Fraktion.)

Lobnig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Ja, die SPÖ tut sich halt schwer, ihre Milliarden-Euro-Sündenliste anhören zu müs​sen. Warum hat denn der Herr Vranitzky 1 Million Schilling von Herrn Flöttl über​wiesen gekriegt? (Abg. Dr. Prettner: Banda Aceh ist das Thema!) Dem Herrn Vra​nitzky – der hat ja nie etwas zu tun gehabt mit der SPÖ! Scheinbar nie was zu tun gehabt mit dem Flöttl! - nur 1 Million Schilling hat er gekriegt! Also, Frau Kollegin Schaunig und Herr Klubobmann Kaiser! Kehren Sie vor der eigenen Tür! (Beifall von der F-Fraktion.) Ich freue mich nicht! Jeder der nichts tut, fühlt sich in diesem Land scheinbar bemüßigt, darüber zu reden, was die, die anleiten, zustande bringen, auch unter schwierigen Umständen. Bewerten Sie das Projekt, wenn es abgeschlossen ist! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Banda Aceh ist das Thema!)
Und ich denke, dass man natürlich auch eine politische Veränderung, die ein Projekt erschwert berücksichtigen muss. Aber noch einmal! Diese Sündenliste der SPÖ, von der Sie nichts hören wollen, die ist einzigartig und einmalig! Da hätten wir wahr​scheinlich hundertrausende Häuser bauen können auf der ganzen Welt. Und das möchte ich Ihnen einmal klar vorhalten. Und das Thema Volkshilfe, das ist ein Mega-Spendenskandal gewesen. Ich habe jährlich einige tausend Schillinge seinerzeit für Österreichpakete gezahlt. Heute zahle ich natürlich nicht mehr, weil die Roten es verstanden haben, mit der Volkshilfe einen Megaspendenskandal aufzuziehen. Und das möchte ich nur festhalten: Seien Sie ein bisschen vorsichtig (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) mit Ihren Anschüttungen! Und Frau Abge​ordnete Cernic, von Ihnen höre ich überhaupt nichts! Was haben Sie denn getan? Haben Sie irgendwo geholfen?! – (Abg. Mag. Cernic: Ja!) (Abg. Mag. Cernic: Ja!) Sprachlosigkeit! Das ist Ihre Art, bei schwierigen Projekten den Menschen zu helfen. (Mehrere Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Im Land​tag sitzen und schöne Worte fabulieren, aber wenn es darum geht, wenn sie jeman​den helfen, fällt Ihnen halt dazu nichts ein. (Es folgen ständige Zwischenrufe von Abg. Mag. Cernic. – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Martinz das Wort.)
Dörfler

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Geschätzte Abgeordnete! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich glaube nicht, dass heute der Tag ist, um die ganzen Skandalgeschichten von SPÖ und BZÖ aufzuarbeiten. (Abg. Rossmann: Es reicht eine eigene Aufarbeitung! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Rabelbauer!) Es reicht ja schon, wenn wir heute den 186-Seiter (Lärm im Hause.) „Seebühne“ anschließend diskutieren werden. Das heißt, es gibt genug Gelegenheiten, sich in diesen Dingen und in diesen fehlgeschlagenen Skandalgeschichten breit zu machen! „Wir sind wir“, ich möchte das noch einmal ausführen, ist ungefähr die Geschichte, ist das Drehbuch zu dieser gescheiterten Hilfe – Tausende von Kilometern entfernt von uns! Da hat man gedacht, man kann das mit den Mitarbeitern aus dem Bürgerservice erledigen und mit den Protokollmitarbeitern helfen, hier ein professionelles Projekt installieren und so abwickeln, als ob es gleich irgendwo hinter Klagenfurt wäre – mit den heillos überforderten Mitarbeitern, mit den heillos überforderten Ansätzen, die dieses Projekt zeigt! „Wir sind wir“ oder „Yussuf und Kurt“ – vielleicht wird das dann im Endeffekt unter diesem Titel wieder in einem Bericht enden, sowie auch der Seebühnenbericht in vielen Punkten so endet. Yussuf und Kurt sind ausgezogen, um die große Kunst zu zeigen, wie man Entwicklungshilfe macht! (Abg. Ing. Hueter: Seppi, so kenne ich dich gar nicht, dass du so austeilst!)
Ich möchte schon darauf hinweisen, dass wir das Projekt in der Regierung von Anfang an unterstützt haben. Wir sind von Anfang an immer dahinter gestanden. Ich selber habe noch im Juni immer wieder nachgefragt, ob es diese notwendige Zusammenarbeit mit den internationalen Hilfsorganisationen gibt und wie das läuft! Der Landeshauptmann hat immer versichert: „Selbstverständlich! Wir sind hier in Zusammenarbeit und das Projekt läuft gut!“ Jetzt hinten nach – und da bedanke ich mich bei den Medien, ich bedanke mich besonders bei der Kleinen Zeitung, die hat da sehr breit und gut recherchiert – sind wir plötzlich draufgekommen, dass dieses ganze Dorf von Anfang an zum Scheitern verurteilt war – (Abg. Zellot: Falschinformation!) von Anfang an! Und deshalb zeigt sich auch, dass es mehr als notwendig ist, jetzt zurück zur Stunde Null zu gehen und dazu lade ich Sie alle ein! Ich hoffe, dass man die Kraft aufbringt, um bei diesem Dorf, das jetzt dort in einem zugegebenermaßen herrlichen baulichen Zustand steht, bei der Stunde Null zu beginnen. (Abg. Zellot: Nicht bei Null beginnen, wieder abreißen! – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) Auf die Frage ob es notwendig ist: Das wird alles in den entsprechenden zuständigen Gremien geklärt werden.
Für mich ist wichtig, dass wir es jetzt zustande bringen, bei der Stunde Null neu zu beginnen und das gemeinsam! Ich lade Sie dazu ein! Und deshalb hat sich der Entwicklungspolitische Beirat aufgrund eines Regierungsbeschlusses mit dieser Frage befasst. Wir haben sehr ausführlich diskutiert. Wir haben versucht, die Fakten auf den Tisch zu bekommen, wenn auch leider Gottes der Herr Landeshauptmann dies lieber bei einer Pressekonferenz macht als uns dies heute beim Landtag zu berichten. Wir haben versucht, wieder bei der Stunde Null zu beginnen. Das müssen wir! Wir müssen die Vorraussetzungen der Verträge vor Ort klären! Wer ist der Eigentümer? Wer ist dort der Zuständige, der Yussuf und die sonstigen Konsorten, die dort herumlaufen? Wie ist der Betrieb gedacht? Hat es eine Bedarfserhebung gegeben? Gibt es das Ziel noch das ursprünglich gesetzt wurde? Eine Bedarfserhebung steht am Anfang des Projektablaufs! Wir brauchen ein Projektdesign, sowie es die professionellen Abwickler auch immer machen und entsprechend vorlegen, wenn sie sich an so etwas herantrauen. Wer ist der lokale Träger? Wer ist der Partner dort? Gibt es die Aufbauorganisation? Wie ist die Zusammenarbeit mit der lokalen Regierung? Wenn wir meinen, wir können einen ganz neuen Honorarkonsul mit dem Auftrag losschicken und wenn wir meinen, der wird das machen, und dass das gemeinsam mit dem Kärntner Bürgerservice ablaufen wird, dann ist es schon reichlich blauäugig, wenn man dann glaubt, dass man zu einem Erfolg kommt!
Die Frage lautet: Wieviel Geld ist tatsächlich noch vorhanden? Wie können wir ein Projekt in dieser Form in Betrieb setzen? Letztendlich wird das mit der Baumasse allein zu wenig sein. Wer wird das irgendwann einmal übernehmen, sowie es bei Projekten professioneller Art ja immer die Frage ist? Wie geht es dann in die lokalen Autoritäten über? Und wie können wir jetzt beginnen? Ich sage es noch einmal: Wir haben (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, Herr Landesrat!) dies im Beirat besprochen. In dieser Hinsicht gibt es einen entsprechenden Antrag an die Regierung, das mit dem Hilfswerk „Austria“, das sich bereit erklärt hat dem näher zu treten, zu prüfen. Und wir haben einen Expertenbeirat vor Ort. Ich lade Sie jenseits der Polemik und jenseits dessen, was aufgeklärt werden muss, ein, daran zu arbeiten und zu retten, was zu retten ist! Zurück zu den Wurzeln, danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Als Nächster zu Wort … (Abg. KO Ing. Scheuch meldet sich zur Geschäftsordnung.) Bitte, zur tatsächlichen Berichtigung! Es betrifft aber nur Ihre eigene Wortmeldung, Herr Klubobmann!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Irwandi Yussuf ist ein Rebellenführer, der den Tod von 15.000 Menschen mitzuverantworten hat. Dieser Herr Irwandi Yussuf ist wegen Landesverrat zu einer neunjährigen Haftstrafe verurteilt worden. Besagter Herr Irwandi Yussuf ist sozusagen ein Verbrecher, der durch das Glück für ihn, dass es in diesem Land eine Katastrophe gegeben hat, in diesem Land an die Macht gekommen ist. Ich verbiete mir, das verbiete ich mir hier, mit solchen Leuten in Verbindung gebracht zu werden! Herr Landesrat, schämen Sie sich! (Unruhe im Hause. – LR Mag. Dr. Martinz: Das hast ja du gebracht, du und Yussuf! – Abg. Zellot: Danke! Danke für die Aufklärung, Herr Klubobmann!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Geschätzte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Liebe Schülerinnen – Schüler sind nicht so viele da – geschätzter Schüler! (Es herrscht Lärm und Unruhe im Hause.) Ich bitte um Aufmerksamkeit und um das Einstellen der Zwischenrufe!
Wie bei jedem anderen Hilfsprojekt ist es halt so, dass wir zwei Seiten haben, eine positive und eine negative Seite. Es sollen beide Seiten hier besprochen werden. Freilich ist einerseits positiv, dass sehr viele Kärntnerinnen und Kärntner gespendet haben. Das zeigt, dass die Kärntnerinnen und Kärntner sehr hilfsbereit sind. Das zeigt auch, dass durch solche Aktionen – wir haben gerade vor kurzem im Landtag über organisiertes Betteln gesprochen, auch das ist eine Form von organisiertem Betteln, wo sehr viel Geld lukriert worden ist und wo sozusagen sehr viele Hoffnungen geschürt worden sind – bitterarmen Menschen dort geholfen werden soll. Und die andere Seite ist natürlich die, wo wir heute stehen und uns fragen: Was ist mit diesen Spendengeldern eigentlich passiert? Man hat ein Kärnten-Dorf fix fertig hingestellt und das ist jetzt schon desolat, bevor noch jemand eingezogen ist! Niemand lebt dort! Es gibt keine Kinder und kein Leben in diesem Dorf, in dieser Dorfruine mitten in dieser schönen Landschaft! Was ist da passiert?
Wenn wir hören, es gab halt Schwierigkeiten mit den dortigen Behörden – nona gibt es Schwierigkeiten! Überall wo es auf dieser Welt Krisengebiete gibt, wird man selbstverständlich mit den örtlichen Behörden vor Ort Schwierigkeiten haben! Das wissen aber die Hilfsorganisationen und insbesondere die Fachleute aus dem Entwicklungspolitischen Beirat. Die wissen, dass das immer schwierig ist. Sie haben eine Strategie entwickelt, um diesen Schwierigkeiten zu begegnen. Diese Strategie ist eine interkulturelle Kommunikation. Das heißt, dass ich hinkomme und die Lage vor Ort abkläre, bevor ich da überhaupt irgend etwas tue. Man hat darauf verzichtet. Das war tatsächlich ein Alleingang des Landes Kärnten, ohne die Einbeziehung der Hilfsorganisationen von Kärnten – vom Entwicklungspolitischen Beirat – der ja pro Jahr 63.000,-- Euro zur Verfügung hat, was deutlich unter dem Schnitt der Entwicklungspolitischen Beiräte der anderen Bundesländer ist. Das zeigt halt unseren Umgang mit diesen Institutionen! Man tut so, als ob es die in Kärnten gar nicht gäbe und man arbeitet an ihnen vorbei, ohne zu berücksichtigen, was die zu sagen hätten!
Das Andere, was aber aus meiner Sicht sehr auffällig ist, ist dieser Aktionismus und die Überzeugung, mit der man an diese Spendenaktion herangegangen ist, ohne vorher nachzudenken, wie man die Spende in der dortigen Kultur gut verankern kann. Wir gehen her und schenken einer anderen Kultur etwas, nämlich einen Teil unserer eigenen Kultur. Wir schenken denen etwas, was sie vielleicht gar nicht wollen! Dann wundern wir uns drüber, dass sie das nicht annehmen. Wir verzichten darauf, uns die kulturellen Besonderheiten dort anzuschauen, die soziale Hierarchie, die dort vorherrscht, die Stammeskultur. Das sind alles Umstände, die es nicht so einfach machen, da etwas hinzustellen und dann zu erwarten, dass die das auch goutieren! Das ist eine typische Kärntner Form eines Kulturindividualismus, dieses „Wir sind wir“! Und das sollen auch die Leute in Banda Aceh wissen, dass „Wir wir sind.“ Aber wer hat etwas davon? Was ist denn das für ein Wir-Gefühl oder für ein Konzept von Identität, das nicht berücksichtigt, dass es auch ein anderes „Wir“ gibt? Auch die Kultur dort hat ein „Wir“. Sie haben eine Identität und sie haben Vorstellungen darüber, wie sie ihr soziales Leben gestalten möchten. Was ist das für ein „Wir“, das wir da hinaustragen, das überhaupt nicht offen ist für diese anderen Kulturen? Auch die Anderen sind ja stolz darauf! (Abg. Ing. Scheuch erhebt sich: Ja! Ja!) Und interkulturelle Kommunikation heißt, dass wir auch die Grenzen unserer eigenen Identität überschreiten, dass wir offen sind für eine andere Identität und, dass wir uns ein bisschen hinwenden zu dem was, diese Leute dort eigentlich wollen.
Dieser Stammeshäuptling da unten dürfte ein ziemlicher Sturschädel sein, das haben die Medienberichte gezeigt. Natürlich, aber man kann ihn halt nicht übergehen. Man kann nicht sagen, ich schenke dir trotzdem ein Dorf! Der verhindert, dass da wer hingeht. Aber das ist etwas, was man im Vorfeld kommunikativ einfangen muss und wo man sich über solche Leute aufklären lassen muss. Was da von diesem „Wir“ übrigbleibt, ist ein leeres Dorf, eine Hülle! Das ist eine Kulisse, da ist kein Leben drinnen! Wenn wir diesen Kulturexport so organisieren, dass man sagt, jetzt stellen wir euch ein Dorf hin, dann kommt da nichts heraus. Das ist eine tote Identität, wenn wir so agieren. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Wir brauchen ein gemeinsames „Wir“. Und das erreichen wir nur, wenn wir auch unsere eigene Kultur ein bisschen überschreiten, wenn wir so eine Geste der Grenzüberschreitung auch vor Ort zeigen und wenn wir jetzt versuchen – es ist ja wieder sozusagen die Stunde Null – zu retten, was zu retten ist und wenn wir schauen, dass wir dort vor Ort irgendwie ein gemeinsames „Wir“ entwickeln. Danke! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Vieles ist in Bezug auf das Kärnten-Dorf in Banda Aceh bereits gesagt worden. Eine Reihe von Problemen in der Umsetzung im Start dieses Projektes wurde bereits besprochen. Ich möchte dem noch einige Aspekte hinzufügen, ganz einfach auch deshalb, weil sich dieses Projekt, dieses Hilfsprojekt des Landes Kärnten, in eine Reihe von anderen Flops und Katastrophen, die in der Verantwortung des Landeshauptmannes liegen, einreiht. (Abg. Ing. Scheuch: Welche?) Und in Wahrheit sind die Muster immer dieselben. In postpubertären Allmachtsphantasien werden, ohne mit Experten und Expertinnen zu sprechen – wie gesagt allmachtsphantastisch – Probleme aufgegriffen und Dinge hemdsärmlig umgesetzt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Sie reden immer von Experten! Sie sagen nie, wer die sind!) Es gibt keine Planung, keine Konzeption, es gibt Ungereimtheiten bei der Abwicklung. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich werde Ihnen bei der Seebühne die eigenen Experten vorhalten!) Es gibt Probleme mit der Mittelverwendung. Es gibt Businessclass-Flüge für Landesangestellte. Man weiß nicht so genau, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das sind alles Behauptungen ohne Beweise!) warum das Kärnten-Dorf mit seinen zwölf Häusern und Gemeinschaftsräumen um ein Vielfaches mehr (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nicht kriminalisieren!) an Baukosten verursacht hat als andere ähnlich gelagerte Projekte. Mir erzählen Leute, dass sie mit 140.000,-- Euro 22 Häuser und ein Gemeinschaftshaus in der Region errichtet haben. (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ein ganz anderer Standard!) Und wenn dann der Karren an die Wand gefahren ist, dank doch recht kritischer und sehr genau recherchierender Medien, wenn dann der Karren an die Wand gefahren ist, dann sind die Schuldigen ganz schnell gefunden: Es sind dann die Betroffenen in der Region, die instabilen politischen Verhältnisse, die politischen Gegner und Gegnerinnen im Land, die dem Landeshauptmann die Erfolge nicht gönnen. Es ist immer dasselbe Muster! Niemand kümmert sich darum, (Abg. Ing. Scheuch: Sie haben sich nicht gekümmert!) was tatsächlich an materiellem und ideellem Schaden entstanden ist! (Abg. Ing. Scheuch: Sie kümmern sich nie um irgendwas, sondern kritisieren nur alles!) Der materielle Schaden, der entstanden ist, wird – davon bin ich überzeugt – durch die Prüfung des Kärntner Landesrechnungshofes aufgeklärt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Warten Sie einmal ab und urteilen Sie dann!) Ja, warten wir ab, ob materieller Schaden entstanden ist. Der ideelle Schaden steht fest.
Missbraucht ist auch das Vertrauen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die in einen erheblichen Anteil am Spendenaufkommen für dieses Projekt auch beigetragen haben. Die Güte der Glaubwürdigkeit und des Vertrauens sind auch beschädigt bei einer Reihe von Hilfsorganisationen, die in jahrzehntelanger Erfahrung entwicklungspolitische Zusammenarbeit pflegen und nicht hemdsärmelig Projekte umsetzen. Denn die haben nämlich die Rechnung zu zahlen, weil zu Recht potenzielle Spender und Spenderinnen ein Problem haben. (Abg. Trettenbrein: Jetzt wird es aber schon ein bisschen peinlich. Alles, was Recht ist!) Sie wissen jetzt nicht mehr so genau, wem sie vertrauen können, wo sie doch dem Land Kärnten offiziell nicht wirklich vertrauen können. Die werden sich zurückhalten, bei hinkünftigen Spendenaufrufen und werden nicht mehr so bereitwillig Gelder zur Verfügung stellen, um wirklich sinnvolle Projekte in Krisenregionen dieser Welt umzusetzen. (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Und genau da glaube ich, dass wir auch Handlungsbedarf haben. Genau deswegen sollten wir sehr darauf Bedacht nehmen, dass lückenlos aufgeklärt wird, was mit den Geldern geschehen wird. Gerade hier sollte das Land Kärnten, an vorderster Front der Landeshauptmann, bei hinkünftigen Projekten darauf achten, dass Sorgfaltspflicht gewaltet wird, dass Vertrauen nicht missbraucht wird und dass mit dem guten Willen der Menschen auch entsprechend umgegangen wird. (Abg. Ing. Scheuch: Ist ja alles passiert!) In diesem Sinn danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt LH Dr. Haider das Wort.)

Mag. Trannacher

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Meine Damen und Herren! Ich möchte dem Wunsch der Frau Abgeordneten Trannacher entsprechen und ihr versichern, dass alle Maßnahmen, die auch bisher ergriffen worden sind, dazu beitragen, dass wir lückenlos über die Spendenflüsse, die Spendengelder, die Verwendung der Mittel Auskunft geben können und dass auch so wie in der Vergangenheit in der Zukunft jeder, der mit uns, mit dem Land Kärnten zusammenarbeitet, davon ausgehen kann, dass die Dinge ordentlich abgewickelt werden.
Ich darf Ihnen die Chronologie schildern. Die Chronologie ist die, dass nach der Tsunami-Katastrophe die Österreichische Bundesregierung zu einer Konferenz mit den Ländern eingeladen hatte. Dort wurde nach dem Bevölkerungsschlüssel ein bestimmtes finanzielles Engagement der Bundesländer fixiert. Wir haben nach dem Bevölkerungsschlüssel rund 700.000 Euro an öffentlichem Geld einzusetzen. Gleichzeitig haben wir also auch darauf hingewiesen, dass wir eine entsprechende (Einwand von 2. LHStv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut) – Frau Kollegin, wir horchen bei Ihnen immer zu; Sie bemühen sich immer, ein bisschen zu stören. Das ist also der Unterschied. (Lärm im Hause) Die Frau Kollegin Schaunig, die heute sich so um Spendengelder gesorgt hat, sollte vielleicht einmal bemüht sein, vor der eigenen Tür zu kehren. Denn wenn der Herr Wilplinger sich mit Hunderttausenden Euro als Parteisekretär verabschiedet und damit öffentliche Parteigelder missbraucht und unterschlägt, dann haben Sie einen Aufklärungsbedarf auch gegenüber dem Rechnungshof des Landes und brauchen hier nicht als Sauberfrau auftreten und uns irgendwelche Vorschriften machen! (Beifall von der F-Fraktion)
Ich setze fort: Wir haben dann bei dieser Konferenz in Wien die Aufgabe übernommen, dass Kärnten in Banda Aceh, das wurde uns zugeteilt, ein Dorf errichten wird. Es hat dazu einen einstimmigen Regierungsbeschluss gegeben. In diesem einstimmigen Regierungsbeschluss ist festgehalten, dass innerhalb von drei Jahren dieses Dorf errichtet werden muss. Dieser Regierungsbeschluss war im Juni 2005. Drei Jahre dazu heißt, dass wir bis Juni 2008 die entsprechende Realisierung des Dorfes durchzuführen haben! (Abg. Zellot: Hört, hört!) Wir haben aber dieses Dorf früher fertiggestellt, das heißt wir haben bis zum Juni 2008 beschlussmäßig die Verpflichtung, den Betrieb dieses Dorfes in Gang zu bringen. Daher ist all die Aufregung, die Sie jetzt hier investiert haben, absolut unberechtigt! (Beifall von der F-Fraktion)
Denn, meine Damen und Herren, es wurde in der Folge, nach diesem einstimmigen Regierungsbeschluss, eine Stiftung des Landes Kärnten gegründet. Da sind alle Gelder in dieser Stiftung. Dort hat ausschließlich das Land Kärnten die Verfügungs- und die Dispositionsrechte. Es wurde am 25. Februar bereits ein Vertrag – damit Sie auch sehen, wie gründlich gearbeitet wird – mit allen Bürgermeistern der betroffenen Region Banda Aceh geschlossen. Dieser Vertrag beinhaltet die wörtliche Formulierung: „Mit einhelliger Zustimmung wird ein Areal von zwei Hektar Grundstück zur gemeinnützigen Verwendung der islamistischen Gemeinde zur Verfügung gestellt. Das Grundstück wird der Provinz Kärnten, Österreich, zum Bau von Wohnhäusern für Waisenkinder übergeben. Weiters machen wir diese Erklärung mit Aufrichtigkeit und unterschreiben alle Bürgermeister beifügend.“ Sie haben alle unterschrieben und sich verpflichtet, uns dieses Waisendorf errichten zu lassen und betreiben zu lassen. Es ist also rechtlich ein völlig korrekter Vorgang.
Es hat dann darüber hinaus auch noch die Umsetzung gegeben, das heißt wir können heute bereits sagen, dass von den 1,377 Millionen Euro sind 726.000 und 191.000 Euro für den Bau in die Errichtung des Dorfes verwendet worden. 207.700 Euro bleiben als Finanzmittel über. Darunter waren: In die Errichtung des Dorfes, das rund 800.000 gekostet hat, sind insgesamt 431.000 Spendengelder geflossen. Das sind 376.000 Großspenden (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!), wie die KELAG, wie die Hypo, wie der ÖAMTC und die Spendengemeinschaft Osttirol. Der Rest sind Kleinspenden. Es ist sozusagen zu 100 Prozent nachweisbar, dass 100 Prozent der Spendengelder in die Errichtung des Dorfes investiert worden sind. Wir haben einen Bericht aus Indonesien vom 15. 3. 2007, dass der Herr Euko Hart von der Staatlichen Wiederaufbauorganisation PRR, der Herr Christian Enk vom Hilfswerk Austria, der seit Monaten mit uns zusammenarbeitet, und der Herr (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen. Bitte, zum Schluss zu kommen!) Anwar, der Vorstand der neuen Betreiberstiftung, der auch Leiter des (Lärm im Hause) Erziehungs- und Kulturdepartements ist, mit der Inbetriebnahme befasst sind und 50 Waisenkinder bis Ende des Jahres in diesem Dorf sein werden, wenn die zwei Bürgermeister ersetzt sind, (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) denn jetzt, in der Zwischenzeit, sind zwei verstorben von den zwölf. Jetzt muss der neue Bürgermeister das tun, (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Herr Landeshauptmann, die Redezeit ist abgelaufen!) der neue Gouverneur ist einverstanden damit. Das heißt bis Mitte 2008, so wie im Regierungsbeschluss beschlossen, (Lärm im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Herr Landeshauptmann, die Redezeit ist abgelaufen, ich muss Ihnen das Wort entziehen!) wird der Betrieb dieses Dorfes gewährleistet, und niemand braucht Angst haben. Das heißt, so gründlich … (Das Mikrofon wird ausgeschalten. - Lärm im Hause. – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Dr. Haider

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geschätzte Damen und Herren! Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eben hat der Herr Landeshauptmann bewiesen, dass er sogar den Präsidenten des Kärntner Landtages ignoriert und einfach weiterredet. Meine Damen und Herren! Wenn die Repräsentanten des BZÖ hergegangen wären und gesagt hätten: „Es ist uns leider Gottes viel passiert. Es ist viel Negatives hier eingeflossen.“, dann hätten Sie hier Größe bewiesen. Man kann durchaus zu Fehlern stehen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion) Aber dann die Zeit zu nutzen, wie der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, um dann auch die anderen anzuschütten und aufzurechnen, wo in anderen Parteien Fehler passiert sind, das halte ich in diesem Zusammenhang wirklich für eine Sauerei, meine Damen und Herren! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Ich glaube, meine geschätzten Damen und Herren, jetzt nach der Chronologie unseres Landeshauptmannes vorzugehen, muss ich sagen, würde in der Zukunft, wenn eine Straße oder ein Projekt früher gebaut wird, als eigentlich vorgehabt, dann werden wir die ein halbes Jahr nicht verwenden. Wir werden die Straße nicht eröffnen. Wir werden einen Kindergarten nicht beziehen lassen, sondern wir werden sagen: Wir liegen in der Bauzeit und kommen erst im Herbst hinein; es zahlt sich nicht aus, dass wir ihn früher beziehen. Also diese Ausreden sind ja wirklich sehr fadenscheinig.
Meine Damen und Herren! Das zieht sich wie ein roter Faden, aber nicht nur heute, über die Diskussion Banda Aceh, sondern die chaotischen Verhältnisse sind ja überall im Lande spürbar: Ob das etwa im Wirtschaftsbereich ist, wo es viele chaotische Dinge gibt, Ankündigungen, große Bilder, Jubelbroschüren, wo sich das aber letztlich als Flop herausstellt; ob das im Kulturbereich ist, wo wir heute noch genügend Gelegenheit haben werden, darüber zu sprechen, zur Seebühne oder ob das auch im humanitären Bereich, wie wir es heute hier leider Gottes diskutieren müssen, der Fall ist, also überall Chaos pur, wo das BZÖ, der Herr Landeshauptmann und die Verantwortlichen hier die Hände anlegen.
Ich glaube, meine Damen und Herren, es wird wieder so herauskommen, dass der Herr Landeshauptmann dann der Retter von Banda Aceh ist. Das ist er ja überall, wo Sie selbst die Verantwortung tragen, ob das heute noch zur Sprache kommen wird. Bei Herzogstuhl wird sich das BZÖ als großer Retter aufspielen, obwohl es dort die Hauptverantwortung trägt, mit dem Straßenreferenten und den besten Beziehungen zur ASFINAG, sprich Reichhold usw. haben, werden sie natürlich dort Ihr Versagen nicht eingestehen, sondern natürlich groß als Retter in Erscheinung treten. Das ist ja nichts Neues. Das ist ja in Kärnten bekannt, dass das so läuft. Ich glaube auch, dass man die Person, die dort mit der Abwicklung betraut war – er ist gerade früher da gesessen, ich weiß nicht, wo er hingegangen ist -, der sicherlich große Verdienste um die Norikerzucht, um die Pferdezucht im Gurktal sich erworben hat, aber in dieser Aufgabe absolut überfordert war und überfordert ist, mit der Abwicklung eines solchen Projektes betraut zu werden. Ich mache aber ihm keinen Vorwurf, sondern jenen, die ihm diese Aufgabe übertragen haben, sprich dem Herrn Landeshauptmann.
Eines sage ich auch noch, meine Damen und Herren. Der Herr Klubobmann Scheuch hat darüber gesprochen. Es gab einen Regierungswechsel, es gab einen Machtwechsel in der Region Banda Aceh. Ich sage dazu nur eines: Leider Gottes nur dort! Danke schön! (Beifall von der ÖVP- und der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Robert, in Wien hat es auch einen gegeben. Was ist denn dort?)

Lutschounig

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! Es sind bei diesem bedauerlichen Vorfall in Banda Aceh die Parallelen zu anderen Projektabwicklungen in Kärnten nicht zu übersehen. Das Traurige ist – das ist heute schon mehrfach betont worden -, dass all die Projekte, bei denen Herr Haider federführend tätig ist, einen solchen Verlauf nehmen. Deshalb kann man nur hoffen, dass aus dieser ganzen unseligen Angelegenheit einerseits Lehren gezogen werden, die so etwas in der Zukunft verhindern und dass andererseits dieses Projekt doch noch einem guten Ende zugeführt wird. Wenn das nicht gelingt, geschätzte Damen und Herren, kann es natürlich sein, dass der Herr Landeshauptmann uns in ein paar Monaten hier erzählt, dass der Sinn des Projektes sowieso der war, in Banda Aceh zu zeigen, dass wir Häuser bauen können. Aber ich hoffe nicht, dass es so weit kommt.
Zu den Lehren, was könnten die Lehren sein, die der Herr Landeshauptmann aus dieser ganzen Sache ziehen kann: Die Erste könnte sein, ein paar Arbeitssitzungen, ein paar Stunden Knochenarbeit mehr und ein paar Fototermine weniger würden uns Kärntnerinnen und Kärntnern eine Menge Ärger ersparen, eine Menge Frust und vor allem eine ganze Menge Geld. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Die zweite Lehre, die man daraus ziehen könnte, als Landeshauptmann, wäre, dass das vorherrschende Motto „Wer sich auskennt, stört.“ vielleicht doch irgendwann einmal überdacht werden müsste. Möglicherweise, meine sehr geehrten Damen und Herren vom BZÖ und vor allem Herr Haider, macht es doch Sinn, Menschen beizuziehen, die über die entsprechende Professionalität und über die entsprechenden Kompetenzen verfügen. Denn das unterlässt man in den letzten Jahren bei sämtlichen Projekten, für die Sie verantwortlich sind, auf eine ganz sträfliche Art und Weise. Und das bekommen wir alle hier im Land mehr und mehr zu spüren.
Die dritte Lehre, die man daraus ziehen könnte, wäre: Wenn man die Freunderlwirtschaft übertreibt, dann verliert auch ein Landeshauptmann den Überblick. Man weiß dann nicht mehr genau, welches Freunderl wo was macht, zum Beispiel in welchem Flieger man Business-Class fliegt. Die Betrauung Ahnungsloser mit diversen hoch komplizierten Aufgaben, auch wenn sie Freunderln sind, führt letztendlich zu Ergebnissen, die wirklich betroffen machen, so wie das hier in Banda Aceh der Fall ist.
Und zu guter Letzt, und das hat heute die Frau Kollegin Lesjak auch schon berech​tigterweise angeschnitten. Das völlige Unverständnis für andere Kulturen, geschätzte Damen und Herren, rächt sich früher oder später auf jeden Fall! In Sumatra gibt es eine fest verwurzelte Tradition im Zusammenleben großer familienartiger Strukturen und Gemeinschaften. Kinder alleine in ein paar Häusern zu deponieren, mit ein paar Betreuern, das ist unvorstellbar! Das wird dort nie funktionieren! Und Herr Kollege Scheuch! Das hat sicher nichts zu tun … (Abg. Ing. Scheuch beim Hinausgehen: Wiedersehen!) mit dem Herrn Rebellenführer Yussuf, sondern das hat damit zu tun, dass man einfach die kulturellen Gegebenheiten dort gänzlich missachtet hat. Es reicht halt einfach nicht, wenn man sich dort folkloristisch für ein Photo in die örtliche Gewandung schmeißt und ein entsprechendes indonesisches Käppi aufsetzt. Es reicht übrigens auch nicht in Kärnten! Es reicht auch in Kärnten nicht, wenn man sich in das ortsübliche Trachtenjankerl wirft, auch dann nicht, wenn es orange ist; man muss schon die kulturellen Gegebenheiten eines Landes akzeptieren, (Mehrere Zwi​schenrufe aus der F-Fraktion. – Abg. Trettenbrein: Was haben Sie denn für ein Prob​lem, Frau Abgeordnete …) wenn man Gutes für das Land bewirken will! Und die kulturellen Gegebenheiten in Kärnten sind zum Beispiel, dass wir zwei Volksgruppen haben (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht laut auf – Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) und daher die Akzeptanz unterschiedlicher Kulturen in jedem Fall in Zukunft etwas exakter von diesem Herrn Haider beachtet werden sollte. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine lieben Zuhörerinnen und Zu​hörer! Wir machen heute wieder die schöne Erfahrung: Landtag bildet! Heute wieder einmal über Reisen in ferne Länder; zuletzt war das anlässlich oder nach den Irak​reisen des Herrn Landeshauptmannes der Fall. Das Ergebnis damals war ein (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Das ist sehr erfolgreich gewesen!) Untersuchungsausschuss mit einem ganz „tollen“ Vorsitzenden, (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Bei dem Stellvertreter!) der noch mehr Chaos als der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses für die See​bühne produziert hat. (Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Der zugleich Scharfrich​ter, zugleich Ankläger, zugleich Sachverständiger war, mit dem Ergebnis, dass er heute dem Landtag nicht mehr angehört. Der angepatzte Herr Landeshauptmann ist in die Wahl gegangen und hat in dieser ein Plus an Stimmen und an Prozenten e​rreicht und ist weiterhin Landeshauptmann (Abg. Ing. Scheuch führt ein Zwiege​spräch mit Abgeordneten der SPÖ-Fraktion. – Unaufmerksamkeit bei der F-Fraktion.) des Landes Kärnten! Es war damals so, es ist heute so: Es reden sehr viele, vor allem solche, die nichts oder fast nichts wissen! (Abg. Lutschounig: Das ist ja das Perverse!) Die gestern oder vorgestern mit Banda Aceh und der Gegend vielleicht gar nichts angefangen hätten und mindestens vier Joker gebraucht hätten, um unge​fähr in die Gegend zu kommen wo sich das Ganze abspielt. Aber, seis wie es sei!
Die Frau Vorrednerin, Kollegin Cernic, hat eben von Freunderlwirtschaft gesprochen. Einer dieser Männer, der hier führend dabei ist, der von der Bundesregierung als Ko​ordinator eingesetzt ist, ist der Herr Ernst Strasser; gehört zur ÖVP. (Abg. Tauschitz: Das hat mit Banda Aceh nichts zu tun!) Jetzt ist das Ihr Freund in der Bundesre​gierung. Und wenn Sie von den kulturellen Gegebenheiten sprechen, die so wichtig sind, dass man sie kennt. Wir haben die einmalige Gelegenheit, in der Frau des Ho​norarkonsul Bradach eine wirklich Einheimische zu haben, die diese Gegebenheiten kennt. Und genau auf der Frau ist herumgehackt worden! Auch von Ihnen, auch von Ihren Frauen! Es zeigt sich immer wieder, dass Frauen in der SPÖ wohl verbal groß gepuscht werden, dass sie gefördert werden sollen, aber wenn es dann tatsächlich darum geht, dann werden sie vernichtet. Das werden wir bei der Seebühne auch noch einmal hören!
Das heißt also zusammengefasst: Der Rechnungshof prüft. Lassen wir ihn prüfen, die Ergebnisse werden wir dann sehen. Da werden alle ihre Fluggeschichteln sich im Nichts auflösen; das kann ich Ihnen heute schon sagen! Die Fakten werden über den heute nur als Mutmaßungen, als Unterstellungen, als Deutungen platzierten Aussa​gen stehen. (Abg. Tauschitz: Der Gysi hat wegen Bonusmeilen zurücktreten müs​sen.) – Bitte, Sie können es ruhig laut sagen! Weil, das was ich jetzt noch sagen werde wird ja sowieso vielen nicht gefallen.
Denn heute war vor allem viel an Scheinheiligkeit hier zu hören. Es hat jeder guten Grund, vor der eigenen Türe zu kehren. Die „Volkshilfe“ ist bereits angesprochen worden. Bei der SPÖ gibt es den Konsum, gibt es die Bawag, gibt es die Verstaat​lichte. Und Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Schaunig! Ich bitte Sie, als zu​ständiges Regierungsmitglied einmal in Kärnten in jene Organisationen hineinzu​leuchten, die hier Spenden sammeln, wie es mit der Verwendung dieser Spenden aussieht. Beginnen Sie einmal mit der Kinderkrebshilfe und der ÖVP-Vorsitzenden dort, ob alles hier so mit rechten Dingen zugeht. Und da bin ich noch einmal bei der ÖVP, beim Abgeordneten Tauschitz. Ich verwahre mich dagegen, zu fordern, die Spenden offenzulegen. Ich als Spender habe überhaupt kein Interesse, dass auf meinem Rücken als Spender hier parteipolitisches Kleingeld (Abg. Lutschounig: Du hast eh nichts gespendet, Herr Kollege!) verdient wird. Das hat überhaupt hier nichts mit den Dingen zu tun! (Abg. Ing. Scheuch Beifall gebend: Bravo! – Einsetzender Beifall von der F-Fraktion. – Es erfolgen Zwischenrufe aus der ÖVP-Fraktion. – Lärm im Hause.)
Und ich gebe Ihnen noch einen guten Rat, weil die Spendenwilligkeit so angespro​chen wurde. Gehen Sie zur Frau Elisabeth Scheucher, der Präsidentin – oder was sie ist – des Hilfswerkes, weil die Spender stört es, dass auf vier Seiten dieser Hoch​glanzbroschüre die Frau Scheucher mindestens 20 Mal im Bild erscheint. Das sind die Dinge, die die Leute stören, wenn es um Spenden geht! (Abg. Tauschitz: Das än​dert nichts daran, dass Sie ein Problem mit Banda Aceh haben!) So ist es!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss; - den werde ich ein bisschen literarisch gestalten. Nämlich ein wahrer Satz: Wenn auch kein schlim​mer; im Landtag braucht es Sündenböcke immer! Dabei stets inkludiert sind wir, die freiheitlichen Leute und Haider Jörg – eh klar – so auch heute! (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit! – Heiterkeit bei Abg. Ing. Scheuch. – Beifall von der

F-Fraktion. – Abg. Ing. Hueter: Die nächste Karriere heißt Schriftsteller!)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Sehr geschätzte Damen und Herren! Die Zeit für die Aktuelle Stunde ist abgelaufen; sie ist somit beendet. Bevor wir nun zur Tagesordnung kommen, möchte ich noch Folgendes mitteilen. Dass wir bis zum Beginn der Einladung noch verhand​lungsreife Behandlungsgegenstände bekommen haben. Und die Obmännerkonfe​renz hat mehrheitlich empfohlen, diese Punkte auf die Tagesordnung zu nehmen. Es geht um 4 verhandlungsreife Gegenstände.
Zum Ersten: Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport, betreffend keine neuen Belastungen im Gesundheitsbe​reich (durch Streichung von Zuschüssen für Sehbehelfe). Der 2. Punkt ist Ldtgs.Zl. 65-21/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO, betreffend Unterstützung von familienfreundlichen Unternehmen. Der 3. Punkt ist Ldtgs.Zl. 128-9/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend das Kärntner Pflegegeldgesetz. Bericht über die Mittelvergabe 2004 und 2005. Und der 4. Punkt wäre Ldtgs.Zl. 147-9/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht 2005 des Behindertenanwaltes des Landes Kärnten. Diese vier Punkte sollen auf die Tagesordnung genommen werden und eine Umreihung der Tagesordnung wie folgt vorgenommen werden:
An den bisherigen Punkt 11 soll Ldtgs.Zl. 166-14/29 treten; die bisherige Ldtgs.Zl. Punkt 12, Ldtgs.Zl. 65-21/29; der bisherige Tagesordnungspunkt 13 soll durch Ldtgs.Zl. 128-9/29 ersetzt werden und durch die bisherige Nummer 14, Ldtgs.Zl. 147-9/29. Die anderen Punkte werden danach gereiht werden, beginnend mit der Debatte zur schriftlichen Anfragebeantwortung.
Hohes Haus! Es ist somit darüber abstimmen zu lassen; es ist eine Zweidrittel​mehrheit erforderlich. Wer dieser Neureihung und der Aufnahme dieser weiteren Tagesordnungspunkte zustimmt, der möge ein Handzeichen geben, bitte! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit! Somit sind wir bei der Tagesordnung ge​mäß der ersten Einladung.
Hohes Haus! Wir kommen somit … dann möchte ich auch noch mitteilen, in der Obmännerkonferenz wurde beschlossen, dass wir keine Mittagspause abhalten, son​dern die Tagesordnung zügig abarbeiten werden. 
Tagesordnung
Wir kommen nun somit zum 1. Tagesordnungspunkt:

1.
Ldtgs.Zl. 190-3/29:

Bericht und Antrag des Untersuchungsausschusses betreffend die Über​prüfung über die finanziellen Aufwendungen des Landes Kärnten bei der Seebühne



./. mit Bericht

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. – Ich erteile ihr das Wort und ersuche Sie zu berichten!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Kollegen und Kolleginnen des Hohen Hauses! Dem Bericht und Antrag des Untersuchungsausschusses betref​fend die Überprüfung über die finanziellen Aufwendungen des Landes Kärnten bei der Seebühne liegt ein Beschluss des Kärntner Landtages in seiner 11. Sitzung am 3. Februar 2005 zugrunde, mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag setzt einen Untersuchungsausschuss zur Überprüfung des finanziellen Aufwandes des Landes Kärnten, aller im Zusammenhang mit der Errich​tung und der Bespielung der Seebühne erfolgten Geldflüsse auf ihre Wirtschaftlich​keit, Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit ein. Die Zahl der Untersu​chungsausschussmitglieder ist mit 13 festzusetzen. Den rechtlichen Rahmen dafür bildet das Landesverfassungsgesetz sowie die Geschäftsordnung des Kärntner Landtages. Im Sinne dieser gesetzlichen Möglichkeiten wurde seitens des Untersu​chungsausschusses ein Rechtsbeistand zur Unterstützung der Ausschussarbeit so​wie des Vorsitzenden beigezogen. Diese Tätigkeit übernahmen in dankenswerter Weise der pensionierte Richter und Mitglied der Bezügereformkommission Dr. Willi​bald Schasché sowie vorübergehend der Vizepräsident des Landesgerichtes Klagen​furt i.R. Dr. Franz Brunner.
Mit der konstituierenden Sitzung am 3. Februar 2005 nahm der Untersuchungsaus​schuss seine Arbeit auf und beendete sie nach etwas mehr als zwei Jahren und ins​gesamt 36 Sitzungen am 6. März 2007. Zum Zwecke der Befragung von Zeugen und Zeuginnen fanden insgesamt 10 öffentliche Sitzungen statt. Als Zeugen und Zeugin​nen befragt wurden von den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses: Mag. Rein​hard Zechner, Dr. Bernhard Sapetschnig (zweimal), Dipl.-VW Werner Bilgram (zwei​mal), Dr. Horst Felsner, Marika Lichter, Mag. Brigitte Kühberger, Mag. Erika Na​petschnig (auch zweimal), Vizebürgermeister a.D. Mario Canori, Bürgermeister Dkfm. Harald Scheucher, Werner Petzner, Petra Besser, Mag. Dr. Günther Pöschl, Mag. Angelika Fritzl, Dr. Dietrich Birnbacher, Mag. Wolfgang Rossbacher, Dr. Hermann Huber, Landeshauptmann-Stellvertreter a.D. Dr. Peter Ambrozy, Landeshauptmann Dr. Jörg Haider, Landeshauptmann-Stellvertreter a.D. Ing. Karl Peifenberger (nach mehrmaligen Aufforderungen), Renato Zanella. Nach mehrmaligen Aufforderungen ist er schließlich vor dem Untersuchungsausschuss erschienen, hat sich jedoch seiner Aussage entschlagen.
Im Zuge der Arbeit des Untersuchungsausschusses wurden umfangreiche Doku​mente vorgelegt, die in mehreren Orten vorhanden sind und sie wurden einer sorgfäl​tigen Überprüfung unterzogen. Neben den umfangreichen Protokollen der Befragun​gen von Zeugen und Zeuginnen, fanden insbesondere der Bericht des Landesrech​nungshofes sowie das Sachverständigengutachten von Herrn Dr. Kleiner im Auftrag des Landesgerichtes Klagenfurt, Eingang in den Endbericht des Untersuchungs​aus​schusses.
Mit wenigen Ausnahmen wurden alle Beschlüsse des Untersuchungsausschusses einstimmig gefasst. In der Minderheit geblieben ist ein Antrag der ÖVP auf Anforde​rung der Jour-fix-Protokolle von Frau Mag. Kühberger über deren Anwalt und gegen Entgelt, sowie das Ansinnen der Abgeordneten des BZÖ, eine abermalige Zeugenla​dung von Landeshauptmann-Stell​ver​tre​ter a.D. Ing. Pfeifenberger und Dr. Sapetsch​nig aufrechtzuerhalten. Der Landesrechnungshofbericht enthält eine umfassende Kri​tik an der Vorgehensweise in der Causa Seebühne; insbesondere die Bestellung des Geschäftsführers, die fehlende Gesamtkonzeption in künstlerischer und wirtschaft​licher Hinsicht, die Großzügigkeit und Langfristigkeit diverser Verträge, das Fehlen eines nachhaltigen Marketingkonzeptes, der Umgang mit dem Vermögen der Gesell​schaft sowie das Fehlen konkreter Leistungsbeschreibungen und entsprechender Leistungsnachweise sowie die Verankerung einer Erfolgskomponente bei Werkver​trägen, wurden einer kritischen Betrachtung unterzogen.
Im Bericht des Landesrechnungshofes werden im Detail die Auslastungszahlen für die Spielsaison 2004 aufgelistet die, wenn man ausschließlich die Kaufkarten betrachtet, auf einem Niveau von 30 Prozent angesiedelt sind. Vergleichend mit anderen Festspielveranstaltungen in Österreich können die Wörthersee-Festspiele laut Landesrechnungshof nicht standhalten.
Abschließend kommt der Landesrechnungshof zu folgender Feststellung: Mit der Seebühne wurde eine kostenintensive Infrastruktur geschaffen mit dem Ziel, das kulturelle Angebot in Kärnten zu bereichern. Dieser Zielsetzung versuchte man bisher durch verschiedene Bespielungskonzepte gerecht zu werden. Einer Bespielung durch das Stadttheater folgten Fremdbespielungen. Ab 2004 war eine Neukonzeption durch Installierung einer eigenen Trägerorganisation und der Einrichtung einer selbstständigen künstlerischen Intendanz zwar längerfristig geplant, aber in der Umsetzung gescheitert. Wie die Erfahrungen zeigten, war es insbesondere die durch die Konzeptänderungen bewirkte Kurzfristigkeit der Planungen, die Mehrkosten und Einnahmeneinbußen nach sich zogen. Dieser Befund des Landesrechnungshofes wird durch das Sachverständigengutachten von Herrn Dr. Kleiner nochmals verschärft. Allein die Vorgehensweise rund um die Budgeterstellung für die Spielsaison 2004 sind für den Sachverständigen Anlass für die Feststellung – ich zitiere: „ … dass die Kompetenzen der beteiligten Personen für die Budgetierung dieser künstlerischen Veranstaltung 2004 nicht besonders ausgeprägt gewesen sein dürften. Die Einnahmen seien je nach Kostenstruktur schlicht korrigiert worden und die Budgeterstellung gleiche aus seiner Sicht eher den Rechenoperationen an Excel-Programmen denn einer seriösen Beschäftigung mit der Materie.“ Dr. Kleiner spricht darüber hinaus im Zusammenhang mit der großzügigen Gewährung von Rabatten und der Vergabe von Freikarten, der Gestaltung der Verträge mit Vertriebspartnern sowie dem Umgang mit Marketingmaßnahmen und Merchandisingentwicklung, von der Verschleuderung von Vermögen der Gesellschaft. Die Gesamtschau der Vorgänge in der Spielsaison 2004 führen den Sachverständigen zu dem Schluss – ich zitiere: „ … dass der Bundeszuschuss von 1,6 Millionen wirtschaftlich von vornherein für das erste Budgetjahr verplant wurde, um die Produktion überhaupt realisieren zu können.“ Der Sachverständigengutachter spricht von Missmanagement, von einem äußerst gewagten Geschäft und insbesondere von der Verschleuderung und dem Verschenken bedeutender Bestandteile des Vermögens der Gesellschaft. In der Zusammenschau der Ergebnisse des Untersuchungsausschusses werden die Vorgänge rund um die Seebühne in chronologischer Weise nachgezeichnet, wobei aufgrund der vorliegenden Befunde sowie Rechnungshofbericht und Sachverständigen​gutachten das Hauptaugenmerk auf die Aussagen der Zeuginnen und Zeugen gelegt wird. Was darin enthalten ist, ist ein Sittenbild und das exemplarische Beispiel dafür, wie Großprojekte in Kärnten zur Zeit umgesetzt werden.
Zusammenfassend stellt sich die Causa der Seebühne aus der Sicht des Untersuchungsausschusses wie folgt dar. Ich zitiere: „Das Projekt Wörtherseebühne war politischer Wille des Kulturreferenten und wurde ohne langfristiges, künstlerisches und wirtschaftliches Konzept umgesetzt. Die fehlende Berücksichtigung elementarer Grundsätze bei der Umsetzung künstlerischer Projekte durch den Kulturreferenten führte zu einer völlig unrealistischen Annahme des öffentlichen Förderbedarfs. Die fehlende kurz-, mittel- und langfristige Finanzplanung verschärfte darüber hinaus die Gesamtsituation. Konstruktive Tätigkeiten wurden generell durch anlassbezogene Entscheidungen ersetzt. Die ab 2003 gewählte Abwicklung des Projektes über eine Landesgesellschaft ermöglichte die direkte politische Einflussnahme auf die operativen Abläufe. Durch die vom Landeskultur- und Landesfinanzreferenten gemeinsam gewählte Gesamtkonstruktion wurden sämtliche parlamentarische Kontrollmechanismen missachtet und somit letztlich ausgeschaltet. Aufgrund des politischen Erfolgsdrucks wurden kritische Experten- und Expertinnenmeinungen und –warnungen missachtet. Die Seebühne wurde zu einem politischen Prestigeobjekt hochstilisiert, mögliche Ausstiegsszenarien verworfen und alle Mittel ergriffen, um die gewünschten Ergebnisse darzustellen. Der vorliegende Bericht spiegelt demgemäß die permanente politische Einflussnahme wider, wobei den Absichtserklärungen seitens der politisch Verantwortlichen oftmals keine entsprechenden Beschlüsse folgten. Die politische Verantwortung des zuständigen Landeskultur- und Landesfinanzreferenten ergibt sich klar und zweifelsfrei aus den untersuchten Vorgängen. Mehrfach erlitten Künstler und Unternehmen durch die praktizierten Vorgehensweisen materiellen und auch ideellen Schaden. Damit wurde dem Ansehen des Landes Kärnten ein sich auch medial niederschlagender Schaden zugefügt. Das Vertrauen in Zusagen und Versprechungen von einzelnen Vertretern des Landes Kärnten und seiner Gesellschaften ist durch die Causa „Seebühne“ nachhaltig erschüttert.
Schlussfolgernd und um zukünftig Ähnliches zu vermeiden, müssen sicherlich politische und organisatorische Maßnahmen ergriffen werden. Diesem Befund entsprechend wurde in der letzten Sitzung des Untersuchungsausschusses mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen Fraktion im Kärntner Landtag – des BZÖ – ein Antrag an den Kärntner Landtag beschlossen, der folgerichtig mehrere Punkte beinhaltet: Zum einen die Änderung der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages, um Untersuchungsausschüssen mehr Möglichkeiten einzuräumen, Zeugen zu einer Aussage zu verhalten und das Verlangen auf das Beibringen von Unterlagen auch tatsächlich durchzusetzen; die Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung auch dahingehend zu verändern, dass die Gesellschaftsverhältnisse von der Errichtung eines Aufsichtsrates begleitet werden; die Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung auch dahingehend zu ändern, dass das Verhalten von Vertretern des Landes bei General- und Haupt-versammlungen von Kapitalgesellschaften durch kollegiale Beschlussfassungen festgelegt werden. Die Rechte des Landesrechnungshofes sollen gestärkt werden und bei ähnlichen Vorhaben die Durchführung einer Soll-Kosten- und Folge-Kosten-Berechnung durch den Landesrechnungshof erfolgen. Und auch den Empfehlungen des Landesrechnungshofes soll Folge geleistet werden, dass bei ähnlichen Projekten generell auf den Aufbau von Doppelstrukturen verzichtet wird und bei der operativen Umsetzung auf bestehende, bewährte Einrichtungen zurückgegriffen wird.
Gleichzeitig soll auch der Empfehlung des Kärntner Landesrechnungshofes Rechnung getragen werden, dass ein aussagekräftiges Bericht- und Kontrollsystem eingerichtet werden muss. Nachdem der Herr Landeshauptmann in seinen Aussagen und aufgrund der Faktenlage die politische Verantwortung und die Vorgehensweisen rund um die Seebühne auf sich genommen hat und willens ist, diese Verantwortung zu tragen, wird folgerichtig auch daran erinnert, dass der Herr Landeshauptmann die daraus resultierenden notwendigen Konsequenzen zu ziehen hat. Es wird darauf hingewiesen, dass Regressansprüche gegenüber dem ehemaligen Mitglied der Kärntner Landesregierung, Landeshauptmann-Stellvertreter a. D. Ing. Karl Pfeifenberger, der Eigentümervertreter in der Gesellschaft gewesen ist, geltend zu machen sind, ebenso Regressansprüche gegen die Geschäftsführer der Gesellschaften, die mit der Wörtherseebühne im Zusammenhang standen und dem ehemaligen designierten Intendanten. Weiters wird die Landesregierung aufgefordert, die provisorische Abteilungsleiterin der Abteilung 5 – Kultur, Maga. Erika Napetschnig, aus ihrer Funktion abzuberufen.
Abschließend soll der vorliegende Bericht des Untersuchungsausschusses der Staatsanwaltschaft, dem Landesgericht Klagenfurt, der Landesfinanzdirektion und dem Amt der Kärntner Landesregierung zur Kenntnisnahme und entsprechenden amtswegigen Veranlassung übermittelt werden.
In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! Nach einer langen Zeit intensiver Arbeit ist der Untersuchungsausschuss nunmehr zu Ende gegangen. Ein Bericht liegt vor. Für mich liegt die positive Erfahrung dieses Untersuchungsausschusses darin, dass es gelungen ist, Licht ins Dunkel einer Summe von Abläufen zu bringen, die sich in den letzten Jahren rund um die Seebühne vollzogen haben. Licht in ein Dunkel, das ohne diesen Untersuchungsausschuss niemals zu erhellen möglich gewesen wäre! Die Untersuchungsausschusstätigkeit hat das ganze Chaos dieser vergangenen Jahre ans Tageslicht gebracht. Der Untersuchungsausschuss hat auch zeigen können, dass die politische Verantwortung für diese ungeheuerlichen Vorfälle allein beim Landeshauptmann und zeitweisen Kulturreferenten Haider zu suchen ist. Wir müssen heute sagen, es war unglaublich, wie patschert die ganze Vorgangsweise bei der Seebühne in einzelnen Phasen war. Manchmal wäre es direkt zum Lachen, wenn nicht das finanzielle Ergebnis dieser Jahre eines wäre, das sich für Kärnten fürchterlich liest. Überschlagsmäßig sind seit 1999 annähernd 14 Millionen Euro in das Projekt „Seebühne“ geflossen, ohne jeden Output für Kärnten. Allein im Jahr 2004 bis hinein ins Jahr 2005 wurden 6,9 Millionen Euro an öffentlichen Mitteln verpulvert und es hat keinen positiven Effekt für Kärnten gegeben. Insoferne ist also an dieser ganzen Angelegenheit nichts mehr Erheiterndes dran, sondern man kann nur mehr mit großem Bedauern feststellen: Hier wurden Chancen für Kärnten vergeben, hier wurde eine Idee, die man vielleicht zu einem guten Ergebnis für Kärnten hätte bringen können, außerordentlich unprofessionell umgesetzt. Und hier sind dem Land in einem Ausmaß Kosten entstanden, bei dem es einem einfach die Worte verschlägt!
Als Haider 1999 Landeshauptmann und Kulturreferent wurde, wollte er sich gleich zu Anfang als Macher profilieren. Er hat damals um 4 Millionen Schilling ein paar schwimmende Bretter in den Wörthersee gesetzt und hat sich für diese Initiative dann auch noch gehörig feiern lassen. Er hat aber schon bald gemerkt, dass man auf ein paar schwimmenden Brettern höchstens die eine oder andere Parteiveranstaltung abhalten kann, aber eben halt leider keine anspruchsvolle künstlerische Tätigkeit. Die Bühne wurde dann nach und nach für einen ordentlichen Spielbetrieb adaptiert, was schon gleich einmal an die 70 Millionen Schilling, also etwa 5 Millionen Euro insgesamt, gekostet hat. Trotzdem muss man sagen, dass es bis heute keine Möglichkeit gibt ein Orchester unterzubringen. Man kann das Orchester nur auf die Bühne setzen und es regnet dann dem Orchester schon bei kleinsten Wetterstörungen in die Instrumente. Bespielt wurde die Bühne in den ersten drei Jahren durch das Stadttheater. Im Sommer 1999 wurde es mit der ganz kurzfristig zusammengestellten, aber sehr erfolgreichen Musicalparade „It`s Showtime“ bespielt, im Jahre 2000 auf der noch schlecht adaptierten Bühne mit der „Rocky-Horror-Show“ des Theaters. Und bereits damals konnte man die Besucherzahl auf 20.000 Besucher steigern. Das heißt, dass der Intendant des Stadttheaters, Dietmar Pflegerl, ganz behutsam versuchte, ein Seebühnenimage zu erarbeiten, damit sich diese Seebühne zu einem erfolgreichen Gesamtprojekt entwickeln könnte. Für die Saison 2001 hat er dann die erste große Kärntner Eigenproduktion mit der „Evita“ geplant.
Hier hat bereits von Anfang an, also ab Herbst 2000, der Landeshauptmann und Vorsitzende des Theaterausschusses, Haider, versucht, eine erfolgreiche „Evita-Produktion“ zu verhindern. Die notwendigen Beschlüsse im Theaterausschuss wurden bis Jänner 2001 verzögert. Man muss sich einmal vorstellen, was das heißt: 2001, im Sommer, hätte die Produktion auf der Bühne stehen sollen, und im Jänner 2001 hat es noch immer keinen Beschluss des Theaterausschusses gegeben, der das Theater sozusagen rechtlich in die Situation versetzt hätte, diese Bühne zu bespielen. Der Landeshauptmann ist damals ganz bewusst als Vorsitzender den Theaterausschusssitzungen fern geblieben.
Diese Vorgangsweise hat die Vorbereitungszeit unverantwortbar verkürzt, und das hat die Produktion unnötig verteuert. Das ist auch in allen Prüfberichten, sowohl vom Land als auch der Stadt, so festgestellt worden. Sie können es gerne nachlesen. Vor allem aber hat Herr Haider vom Theater eine kostendeckende Produktion verlangt. Wenn man weiß, unter welchen Bedingungen Festspiele dieser Art in Restösterreich vor sich gehen, dann weiß man, dass diese Vorgabe die illusorische Vorgabe eines Ahnungslosen war, weil es eben österreichweit kein Seefestival gibt, das ohne öffentliche Förderungen auskommen kann. In Mörbisch gelingt das jetzt, nach 50 Jahren, nachdem man die Zuschauerzahl auf 6.000 erhöht hat.
Unter diesen erschwerten Bedingungen ist es dem Theater doch gelungen, mit „Evita“ eine unglaublich erfolgreiche Produktion auf die Bühne zu stellen, die mit rund 52.000 zahlenden Besuchern eine Auslastung von 97 % aufwies und weit über die Kärntner Grenzen hinaus Beachtung fand. Damit wäre eigentlich die Grundlage für eine positive Entwicklung der Wörtherseebühne gelegt gewesen. Der sich letztendlich ergebende Zuschussbedarf war im Vergleich zu dem, was in den Folgejahren geschah, ein regelrechtes Zwergerlminus. Der sich anbahnende Erfolg des Stadttheaters, der Kassenvorverkauf, lief im April, Mai schon auf Hochtouren und war sensationell, war also offensichtlich für den Herrn Haider ein Problem. Statt sich zu freuen, hat er begonnen, zu stören. Bereits im Mai 2001, also wenige Wochen vor der „Evita“-Premiere, wurde die Wörtherseebühne-Veranstaltungs​betriebs- und Verwertungsagentur mit der Geschäftsführerin Elisabeth Kaufmann-Bruckberger gegründet. Das ist ein Manöver, das wie so vieles Andere, das wissen wir heute, wohl unter der Rubrik „Freunderlwirtschaft“ einzureihen ist. Wenig später präsentierte Haider den Intendanten des Berliner Theater des Westens, Elmar Ottenthal, als neuen künstlerischen Verantwortlichen für die Seebühne ab 2002. Das war noch vier Wochen vor der Premiere der „Evita“.
Das Stadttheater musste die bereits in Vorbereitung befindliche nächste Produktion, nämlich „Les miserables“ absagen, wobei auch hier Kosten entstanden sind, die dem Theater niemals refundiert wurden. Mit dieser Vorgangsweise begann der Untergang der Seebühne. Denn die von Ottenthal 2002 auf die Bühne gebrachte Produktion „Falco meets Amadeus“ war ein künstlerisches und finanzielles Desaster unglaublichen Ausmaßes! Verantwortlich für dieses Desaster war die Wörtherseebühnen-Veranstaltungs-, Betriebs- und VerwertungsGesmbH der Frau Bruckberger; trotz umfangreicher Hilfen durch den Herrn Haider. Es wurden ganze Veranstaltungen angekauft. Es wurde die „Wirtschaftsgala“ veranstaltet. Es wurden 1.000 Karten als so genannte „Seniorenaktion“ an Pflege- und Altenheime verteilt. Es wurden die Betriebskosten der Bühne übernommen, in Schilling-Millionenhöhe. Es wurde die Vergnügungssteuer durch die Stadt Klagenfurt erlassen. Das sind lauter Segnungen, die in den Jahren davor dem Stadttheater nicht zuteil geworden waren. Trotzdem spielten die Musiker zuletzt nur noch, wenn sie das Abendhonorar zuvor ausbezahlt bekamen. Nach Ende der Saison blieben unzählige Gläubiger zurück, deren finanzielle Forderungen teilweise bis heute nicht beglichen wurden. Der Ruf der Bühne war damit nachhaltig ruiniert.
Auch für 2003 wurden die Weichen nicht rechtzeitig gestellt. Im Jänner wurde schließlich eine Billigproduktion von „Grease“ der Semmel Konzert GesmbH eingekauft. Die gesamte Produktion war in englischer Sprache, was zu derartigen Unmutsbezeugungen der Besucher führt, dass die Protagonisten im Schnellverfahren die Zwischentexte in deutscher Sprache lernen mussten, was aber auch nicht besser verständlich war. Die medialen Reaktionen waren vernichtend, und die Bühne hatte erneut einen schweren Imageschaden erlebt.
Daraufhin präsentierte Haider im Herbst 2006 den Ballettchef der Wiener Staatsoper, Renato Zanella, als neuen künstlerisch Verantwortlichen für die Seebühne. Federführend beteiligt bei dieser Anbahnung waren neben Haider selbst der Klagenfurter Stadtrat Canori und die Kulturamtsleiterin, Frau Napetschnig, also ein Trio ohne jedes professionelles Know-how im Bereich „Kunst und Kultur“. Die wirtschaftliche Verantwortung für die Seebühne übertrug Haider der Cine-Culture-Carinthia GesmbH, einer Gesellschaft, die sich bis dahin hauptsächlich mit kommerzieller Filmförderung beschäftigt hat. Die Gesellschaft war zu 100 Prozent im Besitz des Landes Kärnten, das heißt es gab nur einen Eigentümervertreter, in der Person des freiheitlichen Wirtschafts- und Finanzreferenten Pfeifenberger. Somit bestand die Generalversammlung, die häufig tagte, aus nur zwei Personen: dem Herrn Pfeifenberger und dem ihm weisungsgebundenen Geschäftsführer Sapetschnig. Die Gründung solcher kleiner Gesellschaften, für die es keinen Aufsichtsrat und damit überhaupt kein Kontrollorgan braucht und in denen es sich damit recht ungeniert agieren lässt und in denen sich Finanzflüsse von außen schwer nachvollziehen lassen, die Gründung solcher Gesellschaften war eine der Lieblingssportarten von Landeshauptmann Haider seit 1999. Die ÖVP, muss ich sagen, hat ihm dabei sehr, sehr geholfen. Denn 1999 bis 2004 war die Zeit koalitionärer Tätigkeit zwischen ÖVP und FPÖ, jetzt BZÖ.
Zum Geschäftsführer dieser Gesellschaft wurde Herr Sapetschnig bestellt und mit ihm eine weitere Person, ohne irgendeine Erfahrung im Kulturmanagement. Sämtliche Personen, die an entscheidender Stelle involviert waren, hatten mit Kunst oder Kultur noch nie zu tun gehabt. Sie haben auch keine Anstrengungen unternommen, sich im Vorfeld darüber schlau zu machen, wie man vielleicht diese Dinge abhandeln könnte, aber wie man Experten heranziehen könnte oder in irgendeiner Form zu einem brauchbaren Ergebnis kommen könnte.
Haider hat mit Zanella über die Cine Culture Carinthia GesmbH einen unglaublichen Vertrag abgeschlossen. Während seiner Konsulententätigkeit verdiente Zanella 90.000 Euro brutto jährlich, obwohl er bei der Staatsoper zu dieser Zeit voll beschäftigt war und eigentlich nur über acht Wochen Urlaub verfügen konnte. Ab September 2005 hätte er dann 161.000 Euro jährlich verdient. Und das für die Ausrichtung eines Festivals von wenigen Wochen im Juli und im August. Zusätzlich konnte er nach Belieben über 30.000 Euro Spesen pro Jahr verfügen. Zusätzlich wurde ihm die Miete für eine repräsentative Wohnung seiner Wahl in Klagenfurt bezahlt. Das alles für die Ausrichtung eines so kurzen, nur über zwei Monate dauernden Festivals. Nur zum Vergleich, vielleicht: Dietmar Pflegerl hat in der „Evita“-Saison zwei Monatsgehälter zusätzlich für die Intendanz auf der Seebühne bekommen, und das war es.
Im Sommer 2004 hat dann die Paarung Sapetschnig/Zanella einen totalen finanziellen Bauchfleck hingelegt. Eingekauft wurde über eine italienische Agentur – eingekauft, das möchte ich bemerken, die Tätigkeit des Renato Zanella bestand im Einkauf fertiger Produktionen und im Einkauft von einigen Einzelvorstellungen wie „Schwanensee“ von der Staatsoper, nona, wenn er dort Ballettdirektor ist, also eine reine Einkaufstätigkeit. Eingekauft wurde also über eine italienische Agentur eine Musicalversion von „Tosca“, deren Einspielergebnisse weit hinter den Erwartungen zurück blieben. Die Karten wurden massenweise verschenkt, was bewirkte, dass man von einer Besucherzahl von 32.000 sprach, von denen aber viele nicht gezahlt hatten. Auch wurden wiederum Vorstellungen aus öffentlichen Steuermitteln angekauft. Das führte dazu, dass Ende September die Gesellschaft überschuldet und eigentlich konkursreif war. Zu diesem Zeitpunkt waren die Subventionen von Stadt und Land und eine einmalige Bundessubvention von 1,6 Millionen Euro, bestimmt für mehrere Jahre, restlos verbraucht. Und zusätzlich waren Schulden angehäuft.
Die Geschäftsführung reagierte aber im Auftrag von Haider und Pfeifenberger nicht, sondern machte munter weiter, um den Schein zu wahren. So begann im Oktober die Vorbereitung für die Produktion „Napoleon“. Die Organisation wurde der Agentur Glanzlichter von Marika Lichter übertragen, die im Oktober mit dem Custing begann. Als Regisseurin wurde Francesca Sambello genannt. Ende Oktober war die Situation aber nicht mehr beherrschbar. Haider musste an die Öffentlichkeit gehen und sprach vom „Missmanagement“ der Geschäftsführung, nahm aber seinen Schützling, Renato Zanella, ausdrücklich weiterhin in Schutz. Da er mit weiteren Landesmitteln aushelfen wollte, musste Haider Anfang Oktober versuchen, die SPÖ ins sinkende Schiff zu holen. So bekamen wir nach und nach Kenntnis von den Unglaublichen Vorgängen, denn es wurde ein Aufsichtsrat installiert und die SPÖ verlangte, dass neben dem von Haider bestellten Wirtschaftsprüfer ein zweiter Prüfer ihrer Wahl hinzugezogen werde. Weil die „Napoleon“-Produktion zu platzen drohte, wurden im Nachtragsbudget des Landes im November weitere 369.000 Euro als Zuschuss für die Saison 2004 beschlossen sowie zusätzliche 1,3 Millionen Euro als finanzielle Grundlage für die Saison 2005. Es war aber alles zu spät. Haider und Zanella mussten letztendlich das Musical „Napoleon“ für gestorben erklären, weil die Künstlerinnen und Künstler sich nicht weiter pflanzen ließen. Die Regisseurin sprang ab, und die Seifenblase platze endgültig mit einem sehr, sehr großen Knall.
In der Zwischenzeit hat dann Sapetschnig seine Geschäftsführung zurückgelegt, mit 30. 9. 2004, die Geschäfte aber weiterhin noch bis Ende Februar geführt; auf Bitte von Haider und Pfeifenberger. Dann wurde eine neue Geschäftsführung installiert: Siehe da, in der Person des Geschäftsführers der Kärnten-Werbung, Bilgram.
Sie sehen also, welch unbeschreibliches Chaos hier über die Jahre herrschte. Mehrere Jahre hindurch nichts als Desorganisation, nichts als verzögerte oder nicht getroffene Entscheidungen, nichts als Pflanzen von Menschen, die sich beteiligt haben an dem Projekt, in der ernsten Absicht, hier etwas Gutes zu bewirken und erfolgreich für Kärnten zu arbeiten. Am Ende zurück geblieben sind in diesem Februar 2005 eine große Menge von Menschen, die schwer enttäuscht waren und ein gewaltiger finanzieller Schaden für das Land Kärnten.
Seit Anfang November habe ich dann als Aufsichtsratsmitglied mit Zanella persönlich zu tun gehabt. Ich möchte die Gelegenheit hier nützen, um auch diese Eindrücke ein bisschen zu schildern. Ich habe mich damals wirklich um eine sachliche Zusammenarbeit bemüht. Ich habe aber schon nach kurzer Zeit erkennen müssen, dass Zanella mit der Aufgabe, die man ihm hier gestellt hat, restlos überfordert war. Es rächt sich, wenn ein Kulturreferent seiner persönlichen Vorliebe nachgibt und im Alleingang und ohne Ausschreibung und ohne Prüfung anderer Bewerber einen Choreografen zum Verantwortlichen für ein Seebühnenfestival macht. Zanella hatte von Musicalproduktion keine Ahnung. Er war daher nicht in der Lage, die für eine Produktion notwendigen Teilbereiche einzuschätzen, geschweige denn die Kosten auch nur annähernd abzuschätzen. Unter dem Druck einer empörten Öffentlichkeit wurden Anfang 2005 dann doch gewisse Konsequenzen gezogen oder mussten gezogen werden. Der Reihe nach kamen zuerst der verantwortliche Finanzreferent, Pfeifenberger, und dann der verantwortliche Intendant Zanella abhanden.
Letzterer erhielt fürs Spazierengehen noch bis August 2005 sein Konsulentenhonorar von eben diesen 90.000,-- Euro und er erhielt eine vertraglich festgelegte Abschlags​zahlung von 150.000,-- Euro! Und das ist für mich einer der Skandale der bleibt, auch nach Ende des Untersuchungsausschusses. Denn obwohl Zanella in einem Vertrag durch eine Gesellschaft, die zu hundert Prozent im Besitz des Landes ist, 150.000,-- Euro zugesprochen bekommen hat, obwohl er ja gesagt hat, dass diese Mittel auch geflossen sind – also Mittel aus öffentlichen Steuergeldern, die ihm ver​pflichtend über die Gesellschaft zugesagt wurden – ist es bis heute nicht fest​stellbar gewesen, wann diese 150.000,-- Euro geflossen sind und wer sie bezahlt hat. Das heißt, in all diesen vielen Sitzungen des Untersuchungsausschusses war es trotz ernsthafter Bemühungen nicht möglich, diesen skandalösen Umstand aufzuklären. Er ist bis heute nicht aufgeklärt worden!
Sowohl Zanella als auch Herr Haider – das sind die beiden, die wahrscheinlich Be​scheid wissen – haben eisern geschwiegen und wahrscheinlich wissen sie schon, warum sie so eisern geschwiegen haben und sich geweigert haben, die Wahrheit zu erzählen. Mittlerweile, das wissen Sie alle, ist die Seebühne zu einem Veranstal​tungsort verkommen. 2005, 2006 wurden – wie es Marika Lichter in einer der Aus​schusssitzungen bei ihrer Aussage ausgedrückt hat – „drittklassige Tourneeproduk​tionen“ auf der Bühne aufgeführt. Für heuer gibt es im Sommer ein buntes Veranstal​tungsprogramm; dieses bunte Veranstaltungsprogramm aber nur mehr an 14 – ich betone bitte – 14 Abenden! Das bedeutet, die gesamte Seebühne schwimmt im See, damit wir drauf 14 unterschiedliche Veranstaltungen, die wir von irgendwo einkaufen, durchführen! Und trotzdem, geschätzte Damen und Herren, ist das nicht ohne Sub​ventionen zu machen! Und trotzdem ist das nicht ohne Subventionen zu machen! Der Herr Haider hat angekündigt, dass es wieder zwischen 150.000,-- Euro und 300.000,-- Euro Subventionen geben wird. Das heißt, man sieht schon daraus, wie naiv die Vorstellung war, eine Seebühne mit Eigenproduktionen, sozusagen ohne finanziellen Aufwand durch das Land betreiben zu können. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)
Die Wörtherseebühne, geschätzte Damen und Herren, ist also keine Erfolgsstory, sondern es ist wirtschaftlich und künstlerisch eine der größten und teuersten Kata​strophen, die Kärnten je erlebt hat. Von der ambitionierten Idee, Kärnten zu einem international nachgefragten Standort für Musicalproduktionen zu machen, ist nichts mehr übrig! Das finanzielle Desaster ist gigantisch und die Seebühne steht nach mehreren desaströs verlaufenden Saisonen österreichweit als Symbol für kulturpoli​tisches Versagen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da werde ich Ihnen noch andere Sachen vorlesen!) laienhafte Vorgangsweise, Freunderlwirtschaft, verschleierte Buchführung und verschleuderte Steuermillionen. Ich bedauere daher sehr, geschätzte Damen und Herren, dass sich die ÖVP nicht entschließen konnte, Landeshauptmann Haider in seiner Verantwortung für all diese Vorgänge auch das Misstrauen auszusprechen, wie wir es eigentlich geplant haben. (Mehrere Einwände aus der ÖVP-Fraktion. – Abg. Tauschitz: Liegt ja, der liegt ja im Ausschuss! Ist alles da!)
Wir haben im Antrag ursprünglich eine diesbezüglich klare Formulierung drinnen ge​habt. Wir haben klar formuliert, dass einer der Punkte, nämlich der Punkt 3 des An​trages, lauten sollte, dass dem Landeshauptmann – aufgrund seiner politischen Ver​antwortung für die künstlerische und wirtschaftliche desaströse Situation auf der Wörtherseebühne – im Kärntner Landtag ein Misstrauensantrag ausgesprochen wird. Dem konnte die ÖVP nicht folgen, das ist bedauerlich, weil ich glaube, dass die von mir geschilderten Umstände weitaus dazu ausreichen, dem dafür politisch Verant​wortlichen das Misstrauen auszusprechen und ihm klar zu sagen, dass der Kärntner Landtag eine solche Vorgangsweise nicht billigen kann und, dass der Kärntner Land​tag einen solchen Umgang mit dem Geld der Steuerzahler/Innen in Kärnten nicht billigen kann! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)
Es ist eine etwas weichere Formulierung, es ist eine etwas weichere Formulierung geworden, weil dadurch möglich war, dass alle Parteien – außer dem BZÖ – diesem Antrag heute auch zustimmen werden. Aber es ist doch eine Formulierung geworden, die absolut festhält, dass die Verantwortung für diese Vorgänge ganz eindeutig bei Landeshauptmann Haider zu suchen ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Es ist ja natürlich schon vieles gesagt worden, aber es ist doch ir​gendwie ein historischer Moment, wenn dieser lange und wichtige Ausschuss einmal zu Ende geht und ein Endbericht vorliegt, und man doch – ja, ziemlich einstimmig – zu einigen Ergebnissen kommt. Und, ja, ich habe dem am Anfang mit geteilten Ge​fühlen (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht laut.) zugesehen, weil es für mich auch eine Frage war, wie funktioniert die Geschichte Kontrolle Landtag im Bezug auf die Mächtigen und wie kann das funktionieren, weil ja auch sehr viele Bedenken dabei waren. Aber letztendlich bin ich sehr glücklich mit dem, was herausgekommen ist, weil man darf ja nicht vergessen, dass die damals kleinste Partei im Landtag den Anstoß dazu gege​ben hat. Es war doch meine Idee, diesen Untersuchungsausschuss zu machen und schlussendlich kann man im Landtag auch mit kleiner Zahl etwas bewegen und man kann dann die anderen dazu anstoßen. Zuerst war die ÖVP dabei, dann hat es ähn​liche Anträge der SPÖ und schlussendlich auch vom Kollegen Strutz gegeben. Na​türlich war die Formulierung des Untersuchungsgegenstandes etwas anders, aber wir haben es angestoßen, es wurde gemacht. Und es ist dabei gar nicht so wenig herausgekommen wie alle – ja, sagen wir einmal gemeckert haben – dass es zahnlos ist.
Weil, was soll denn ein Untersuchungsausschuss können? Wir sind nicht die Ge​richtsbarkeit, wir haben Gewaltenteilung und der Untersuchungsausschuss kann nur die politische Verantwortung feststellen. Und das hat er schlussendlich getan und ist eindeutig beim Landeshauptmann gelandet. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Eben nicht! Eben nicht!)
Und wenn man bedenkt, dass in Schweden Menschen zurücktreten, weil sie ihre Rundfunkrechnung nicht bezahlen, sind da doch einige Kilo mehr an Verantwortung, die hier zu tragen wäre. Aber man weiß ja, wie immer, wer die Verantwortung zu tragen hat, das sind die Steuerzahler! Die können nicht zurücktreten! So gesehen, bin ich natürlich sehr stolz auf diesen Untersuchungsausschuss. Ich bin aber auch sehr stolz auf alle Menschen – und ich betone wirklich – alle die darin mitgearbeitet haben. Es war viel Arbeit und wir von den Abgeordneten haben – sowie alle be​haupten – nicht ein Sitzungsgeld mehr bekommen. Wir haben alle unsere ganz nor​male Arbeit darin gemacht, alle 13. Und es waren 13, damit auch die Grünen daran teilhaben konnten. Da ist nochmal dem Kollegen Strutz zu danken, dass er wirklich diese Fairness besessen hat, das auch so zu machen, dass wir dabei sind. Und ich möchte wirklich allen Mitarbeitern danken und auch dem Landtagsamt danken, dem Rechnungshof danken und den vielen Referentinnen und Referenten, die wirklich Tag und Nacht daran gearbeitet haben. Wir haben tausende Stunden insgesamt ver​bracht, um diesen Bericht fertig zu machen und er ist ein Sittenbild der Kärntner Politik. Auf der anderen Seite sieht man, dass der Landtag seine Kontrollfunktionen wahrnehmen kann.
Wir haben in dem Antrag auch drinnen – wo ich mir sicher bin, dass wir Einstim​migkeit erreichen werden – wir haben auch drinnen, was der Ausschuss noch kön​nen sollte, damit wir Personen, wie den Herrn Renato Zanella dazu bringen, dass er zumindest einmal – wenn er schon gegenüber zum Gericht gehen kann und seinen Kopf unter die Jacke steckt – dass er zumindest einmal auch bei uns vorbeischaut und uns ein paar Geschichten erzählt, die wir so gerne gewusst hätten. Er hätte einiges Licht ins Dunkel bringen könnne, er hat sich dazu entschieden, nachher in zwei Sprachen zu schweigen. Das ist auch ein Bild für ihn, weil auch – wie die Menschen in dem Ausschuss umgegangen sind mit dem Ganzen – es denen natür​lich zeigt, wie das Machtgefüge in Kärnten funktioniert.
Und man kann sagen, es funktioniert von oben nach unten sehr gut. Alle fürchten sich vorm Chef und alle machen schließlich und endlich das, was angeordnet wurde oder, von dem sie einfach nur wissen, dass es im Sinne von Jörg Haider sein könnte. Ja, Untersuchungsausschüsse sind halt einmal grundsätzlich das Wichtigste der Kontrollfunktion des Parlamentes. Und wir haben ja im Bund gerade zwei laufen. Wir sehen, dass man am Anfang immer sagt, da kommt ja nichts heraus! Und schluss​endlich kommt da sehr viel heraus! Und das ist auch sehr wichtig, weil die Kontrolle ist praktisch das Immunsystem der Demokratie. Und sollte es diese Kontrolle nicht geben – sprich Untersuchungsausschüsse – dann stirbt der Staat an Korruption. Und das wollen wir doch nicht! Aber, wie gesagt, ich danke wirklich allen Kräften, die gearbeitet haben und ich meine, dass das BZÖ schlussendlich da nicht mitgehen kann, dass man dem Landeshauptmann das Misstrauen ausspricht; – wird man auch verstehen können. Man kann sich ja nicht den Kopf selber abschneiden.
Aber, warum haben wir diesen Untersuchungsausschuss überhaupt gebraucht? Wir haben ihn gebraucht, weil ja Unbeschreiblichkeiten stattgefunden haben und weil – ich sage jetzt nur – da nur wirklich die Spitzen hier herausgekommen sind, weil man hier einen Intendanten eingesetzt hat, der – wenn man es sich so ausrechnet – in der Freizeit mehr verdient als die Intendanten der Bregenzer Festspiele und der Salzbur​ger Festspiele zusammen! Das sind einfach Geschichten, wo, wo … der macht das in der Freizeit! Ich meine, der Klagenfurter Bürgermeister schmeißt einen Grünen raus, weil er während der Arbeit das Telefon abhebt und sagt, er hat eine Nebenbe​schäftigung. Und da geht einer her und macht in den paar Wochen Freizeit soviel Kohle wie bei uns wahrscheinlich ein paar tausend Leute nicht verdienen. Das ist einmal eine Geschichte; noch dazu hat er nicht das Know-how gehabt.
Und was hat bitte der Herr Intendant Zanella wirklich gearbeitet? Wenn man es sich anschaut, hat er die meisten Sachen im Internet gebucht; die sind dort zu haben. Er hat schon bestehende Produktionen, wo zufälligerweise er einmal der Chef war, wieder eingekauft, hat noch einmal dafür gezahlt. Und er hat die Tosca fertigerweise aus Italien für 1,5 Millionen Euro geholt, auch nicht so günstig, wenn man bedenkt, dass man dabei sogar vergessen hat die Mehrwertsteuer zu zahlen! Das hat dann der Steuerberater Dr. Pöschl für sie gemacht. Ich bin schon bei ihm Kunde, weil so einen – sagen wir einmal – Kundeservice hätte ich auch gerne, wenn mir der Steuer​berater die Mehrwertsteuer zahlt. Ich habe, leider Gottes, nicht soviel zum Ab​schreiben.
Aber, das ist ja nicht nur das Einzige. Und der Herr Zanella hat eine Tosca auf die Wörtherseebühne gestellt – wo wir bahnbrechend sein wollten – eine Tosca, wo die Musik von der Dose kam! Das muss man sich wirklich vorstellen! Es werden aus ganz Europa Menschen herkommen und werden sich den CD-Player aus Italien anhören, weil das ein unwahrscheinlich großes Event ist, das 1,5 Millionen Euro kostet! Das muss man sich überlegen. Dann, wer war Geschäftsführer? Man hat den armen Herrn Dr. Sapetschnig genommen, der nicht einmal gewusst hat, was da auf ihn zukommt. Er hat gleichzeitig noch bei der Arbeiterkammer Kärnten gearbeitet, weil das ja geht, dass man gleichzeitig da einen Job macht, dort einen Job macht. Hat auch nicht so wenig bekommen, obgleich er – glaube ich – nach kollektivvertrag​lichen Möglichkeiten der Seilbahnengesellschaft bezahlt wurde, was auch sehr ab​strus erscheint. Nur, er war restlos überfordert! Auf der einen Seite hat er den Druck von Dr. Haider gehabt: Mach das! Und auf der anderen Seite hat er gesehen, das kann sich im ganzen Leben nie ausgehen!
Deswegen musste eine Subvention des Bundes her. Da hat man ein bisschen herumtelefoniert; man kannte ja den Finanzminister von früher – ich kann es mir richtig vorstellen. „Kannst du mir da g´schwind ein bisschen 1,6 Millionen geben?“ – „Ja, überhaupt kein Problem! Wo ist das Konto, suchts einfach an“. So ungefähr läuft das in anderen Lagen ja auch. Und – wie dann geschehen – so ist das Geld nach Kärnten gekommen; war ursprünglich für fünf Jahre vorgesehen. Aber man musste es natürlich – eigentlich in den ersten Wochen schon – verblasen, weil der Herr Za​nella ja unwahrscheinliche Vorstellungen gehabt hat, was er da alles am See ver​senken wird. Und schlussendlich hat man sehr viel Steuergeld verbrannt. Man darf auch da nicht geizig erscheinen. Das ist, ja ich glaube, im ersten Jahr waren es fast 7 Millionen Euro, die da hineingeflossen sind und dazu mit einer Konservenproduktion. Das ist schon ein starkes Stück.
Aber es ist natürlich auch die Art und Weise, wie sich alle verhalten haben. Wenn man da hingeht und sagt: „Okay, das war ein Blödsinn! Wir haben uns geirrt! Wir haben keine Ahnung! Wir haben drei, vier Parameter in den Mixer geschmissen und haben gesagt, da Musical, da nehmen wir einmal einen Tänzer, da nehmen wir einen von der Arbeiterkammer, dann nehmen wir irgendwas noch und dann ist es fertig!“ – So funktionierts halt nicht! (Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) Und wenn man dann noch versucht, alles zu verstecken und zu verschleiern, dann kommt halt so ein Murks heraus. Und dass es ein Murks ist, werden wir wohl alle feststellen müssen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)
Und was noch passiert ist. Ich sage wirklich nur die Spitzen; was noch passiert ist, sind einfach diese Kartenkontigente, die verschenkt wurden. Es hat sich der Dr. Kleiner und der Rechnungshof ausgerechnet, es sind über 800.000,-- Euro, die hier einfach mit verbilligten oder verschenkten Karten gemacht wurden. Und das ist natür​lich auch ein unwahrscheinliches Sittenbild, wenn man denkt, wie dort in den VIP-Zelten mit Sekt und Kaviar umgegangen wurde, dass das dort kübelweise in sich hineingeschaufelt wurde; (Abg. Ing. Hueter: Uwe, bist du auch einmal dort gewe​sen!? – Zwischenrufe in der F-Fraktion. – Unruhe im Hause.) natürlich auf Kosten des Steuerzahlers! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ich war dabei, ich habs gesehen, bitte! Ich habe selber mitgegessen, ich hatte eine Freikarte. Ja, wie kanns denn anders sein; ich wollte mir das anschauen. (Zwischenruf aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Naja, ich vertraue keinem Kaviar, weil ich habe ein Kaviarallergie und bei Sekt kriege ich Sodbrennen. Ich trinke Bier; das ist eine andere Geschichte, aber ich bin leider so aufgewachsen, dass ich diese ganzen exklusiven Sachen nicht vertrage.

Nur, ich habe es mir angeschaut, ich habe es mir aus der Nähe angesehen, wie lustig das ausschaut und wie gut Steuergeld brennt. Und das muss natürlich auch nicht sein. Wir hatten eine Stimmung wie im alten Rom kurz vorm Untergang. Und das auch zu Recht, denke ich! Was man noch sagen muss, ist diese unwahrschein​lich – sagen wir ja – auf Unprofessionalität beruhende, nicht gemachte Plausibilitäts​prüfung. Wenn man da hergeht und sagt, naja, wie viel wird denn das kosten und das wird dann immer mehr und dann sagt man, naja, dann schauen wir halt, dass mehr Leute drin sind, dann schreiben wir halt statt 60 Prozent hinein, 85 Prozent. Und ich kann mir vorstellen, die hätten sogar 150 Prozent hineingeschrieben, hätten sie Prozentrechnen können, damit man wieder auf Null herauskommt.
Aber schlussendlich sind 30 Prozent an Auslastung übriggeblieben, und das ist das Erschreckende! 30 Prozent an Auslastung für so viel Geld! Na ja, aber wenn man Sachen macht, die man nicht kann! Es gibt noch viele andere Geschichten, die stehen alle im Bericht. Ich weiß nicht, wie es rechtlich ausschaut, aber ich möchte diesen Endbericht für mich auf die Grüne Homepage stellen, wenn es keine rechtlichen Bedenken gibt. Nachdem er bald einmal öffentlich sein wird, glaube ich, wird es da keine Schwierigkeit geben, denn ich kann hier nicht den ganzen Bericht vorlesen. (Zwischenruf von Abg. Tauschitz.) Ich kann schon, aber dann mache ich mich noch unbeliebter als ich eh schon bin. Das ist nicht der Sinn der Sache.
Was noch zu erwähnen ist, ist diese interessante Geschichte mit dem Treffen vom Bundesminister für Finanzen mit Jörg Haider, mit Zanella und mit Sapetschnig in Velden. Da gibt es bei vier Leuten fünf unterschiedliche Aussagen. Es wird sogar nicht immer das gleiche Datum genannt. Der Herr Bundesminister hat sich entschuldigt, er kann sich nicht mehr erinnern, was er gesprochen hat. Das soll ja in anderen Fällen auch vorkommen. Als ich den Herrn Landeshauptmann hier im Landtag gefragt habe: „Hat Ihnen der Minister Grasser zugesagt, das Geld auf einmal zu verbrauchen?“ hat er „Nein!“ gesagt! Der Herr Sapetschnig stand unter Eid und hat genau das Gegenteil vom Landeshauptmann gesagt. Nachdem das die Staatsanwaltschaft geprüft und gesagt hat, der Herr Sapetschnig hat die Wahrheit gesagt, kann natürlich jeder seine Schlüsse daraus ziehen, wer jetzt die Wahrheit gesagt hat und wer nicht! Dem Herrn Sapetschnig wurde zugesichert, die 1,6 Millionen Euro gleich auf einmal zu verbrauchen, und das war schon Anfang 2004. Also hat man da schon gewusst, dass das Geld in dem Jahr fort sein wird. Ich weiß nicht, was sich die Steuerberater Ende September gedacht haben, als sie das dann auf fünf Jahre abgeschrieben haben. Nur, so funktioniert es nicht! Deswegen hat man das dann auch wieder geändert und hat geschaut, dass man hinten soviel Geld hineinsteckt, damit dann vorne Null herauskommt. Wir haben ja genug Steuergeld! Die Frage ist: Wie kann soviel Unfähigkeit, Schlamperei und Machtmissbrauch passieren? Das kann ganz einfach passieren, weil in Kärnten wirklich alles möglich ist! Es ist praktisch schon ein Freistaat! Wir haben die Verfassung teilweise nicht immer eingehalten. Wir haben in Kärnten einfach ein ganz eigenes System und das funktioniert so: Der Jörg Haider hat hier Narrenfreiheit, er kann machen, was er will! Die SPÖ weiß nicht immer, was sie will. (Abg. Vouk lacht lautstark.) Einmal spricht sie das Misstrauen aus, dann sagt sie, der Vertrag ist schon schimmlig, der Antrag gilt jetzt nicht mehr. Dann die ÖVP! Wenn man mit einem Blattl Extrawurst wedelt, dann wedelt der Schwanz mit dem Hund und man weiß wieder nicht, was da passieren wird. Und so kommt der Jörg Haider einfach zu seinem Machterhalt. Wenn wir alle hier stehen und sagen würden: Nein, so geht es nicht, dann hätten wir zumindest ein Ergebnis! Die Grüne Fraktion war sich von Anfang an immer einig. Wir haben dem Jörg Haider wegen der finanziellen Situation im Land und wegen der Seebühne das Misstrauen ausgesprochen, und wir bleiben auch dabei! Wir bleiben dabei! Wir sagen, dem Jörg Haider ist als Landeshauptmann und besonders als Kulturreferent das Misstrauen auszusprechen! Ich bitte ihn wirklich die Konsequenzen zu ziehen, sowie es im Antrag steht! Ich bitte ihn, seinen Hut zu nehmen und Kärnten endlich zur Ruhe kommen zu lassen! Danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak und von der ÖVP.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Holub

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe in der Aktuellen Stunde literarisch geendet, diesmal werde ich literarisch anfangen. (Abg. Ing. Hueter: Hilfe!) Landtag bildet! (Abg. Tauschitz: Volksschulgedicht!) Ich lade Sie zu einer kleinen Zeitreise in die Vergangenheit ein. Stellen wir uns vor, dem großen William Shakespeare würde es in Strattford-upon-Avon zu eng, auf der Insel zu klein, er will nach Mitteleuropa, kommt an den Wörthersee. Er wird hier Intendant einer Bühne. Er stellt auch Bedingungen, nämlich dass nur Stücke von ihm aufgeführt werden sollen. (Abg. Tauschitz: Die Geschichte vom Größenwahn!) In Kärnten gibt es schon so etwas wie Demokratie, deshalb ist Shakespeare auch gekommen, weil er aus dem Mutterland der Demokratie kommt. Es gibt verschiedene Gruppen: Die „Social Worker Party“, eine relativ große Gruppe; die „Black Men“, die haben nichts mit Frauen am Hut, aber es gibt auch noch die „Greenhorns“ und natürlich die „Orange Futures Sirs und Ladies.“ Warum die später einmal BZÖ heißen werden, kann ich Ihnen auch nicht beantworten. (Abg. Tauschitz: Da hat es euch noch nicht gegeben!) Jedenfalls erbittet Shakespeare Vorschläge für die Stücke, die aufgeführt werden sollen. Ich nenne das jetzt farbenmäßig: Die sogenannten Roten sind Feuer und Flamme und wollen die Königsdramen. Da gibt es so viele, da treten Dämonen auf, da kann man in einem Stück gleich mehrere dem Herzog Jörg zuordnen, der ja gerne als Robin Hood auftritt. Und man kann ihn auf diese Art bändigen, meint man. Man kann damit auch langfristig planen, man kann im Großen Gift und Dolche einkaufen usw. Das findet natürlich nicht die Zustimmung der Anderen. Schwarz sagt, wir sind eine bewegliche Gruppe. Wir haben uns stark gesteigert: von Montag-Dienstag auf Vormittag-Nachmittag – was die Änderung der Meinung betrifft. Wir wollen daher: „Wie es euch gefällt.“ Es folgt ein großes, ein dreifaches „HHH“, das ist die Abkürzung für „Holubs heitere Hinterhältigkeit.“ Die „Greenhorns“ schlagen daher vor, die „Komödie der Irrungen“ aufzuführen.
Es ist so, dass auch das nicht ungeteilte Zustimmung erfährt. Es kommen wieder die Roten, die sich sehr für Frauen engagieren, wie wir wissen. Also, es muss ein Frauenstück her. Es bietet sich an: „Die lustigen Weiber von Windsor“. Es ist nicht ganz das Richtige, taufen wir es um auf: „Die lustigen Weiber vom Wörthersee.“ Die Schwarzen halten nichts davon, sie schlagen den „Sturm“ vor. Es muss Action her. Die „Greenhorns“ träumen von einer Beteiligung an einer Weltregierung, daher treten sie für den „Sommernachtstraum“ ein. Orange hält die Beine am Boden, schlägt das Stück „Maß für Maß“ vor und in Anbetracht dessen, dass es auch einmal Untersuchungen geben könnte, die dann verlorene Liebesmüh darstellen, das Stück „Der Widerspenstigen Zähmung.“ Der Junker Stephan hat einen ganz großen Blitzeinfall. (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) Schuld ist Pfeifenberger, ein Strohmann des Herzogs Jörg. Spielen wir: „Treuer Diener seines Herrn.“ Shakespeare beeinsprucht das, das ist nicht von mir! Grillparzer ist noch nicht auf der Welt. Na gut! Sitznachbar Holub eilt zu Hilfe, spielen wir „Die Journalisten“ – auch nicht von Shakespeare. Er hat es gut gemeint. Journalisten sind ja, was die Rangordnung betrifft, in den Augen der Menschen auch nicht viel besser als die Politiker. Aber weil der Winter vor der Türe steht, kommt der Vorschlag „Das Wintermärchen.“ Es ändert nichts daran, man einigt sich nicht. Heraus kommt jedenfalls doch etwas: „Viel Lärm um nichts“ oder „Was ihr wollt.“ Das ist literarisch zusammengefasst – entkleidet von den Bösartigkeiten, die hier bereits vom Stapel gelassen worden sind – die Geschichte dieser Seebühne.
Die Frau Abgeordnete Cernic hat behauptet, Licht ins Dunkel gebracht zu haben. Sie ist nicht da, aber sie wird es hören. Wenn das ihr Licht ist, dann sage ich dazu Gute Nacht, denn allein mit den Aussagen, dass hier seit 1999 19 Millionen ohne Output und zum Schaden Kärntens verpulvert worden seien, ist – gelinde gesagt – eine Frechheit! Denn man soll schon auch die Kirche im Dorf lassen. Damit sind Arbeitsplätze für viele Kärntnerinnen und Kärntner finanziert worden. Es sind Leistungen erbracht worden! Es ist nicht Geld in den See geschüttet worden, das dann dort irgendwo versunken ist und es ist Menschen Freude bereitet worden! Dem Herrn Landeshauptmann zu unterstellen, dass er sogar für das Wetter verantwortlich wäre, gehört nur zu den Geschichten, die hier halt gerne gemacht worden sind. Und natürlich ist es so, und ich habe das immer wieder gesagt, dass mit dieser Seebühne nicht allzu kulturell hochtrabende Erwartungen verknüpft sein sollen. (Abg. Tauschitz: Der Landeshauptmann hat aber anders geredet!) Nein! Ein Ort der nahe an einer Eisenbahn liegt, wo immer wieder Züge vorbeirattern, wird also für „Pianissimo“ nichts hergeben. (Abg. Tauschitz: Jetzt ist die Eisenbahn schuld!)
Und wenn von wirtschaftlichen Fehlern die Rede ist, natürlich sind diese auch gemacht worden. Und hier hat die Frau Kollegin Cernic den Geschäftsführer, obwohl er ihr Parteigenosse ist, mit Recht kritisiert. Die sind aber eindeutig zuordenbar. Was von der politischen Seite dazu zu sagen ist: Es war hier Gefahr in Verzug! Und es war nur mehr die Frage, wegen dieser miserablen Geschäftsführer das Ganze untergehen zu lassen, wie es viele gewollt haben oder zu retten, was zu retten ist! Ich ersuche Sie, das Ganze einmal unter diesem Gesichtspunkt zu sehen, denn schauen wir nach Kärnten! Wenn irgendwo der Hut brennt, ob in Spittal am Goldeck, kommt der Herr Köfer zum Landeshauptmann: „Bitte, hilf mir!“ Wenn Betriebe zusperren, ob in Feldkirchen oder in Wolfsberg, kommen die Bürgermeister: „Landeshauptmann, hilf mir!“ Und hier macht man ihm und dem ehemaligen Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger genau diese Hilfe zum Vorwurf! (Zwischenruf von Abg. Tauschitz.) Und weil so viel von „Evita“ die Rede war: Hier hat die SPÖ ein sehr selektives Wahrnehmungsverhalten, denn auch da war nicht alles so gut, wie das heute gerne gesehen werden würde. Es war ein beachtlicher Abgang und auch die Auslastungszahl war nicht so gut!
Ich komme zu meinem unmittelbaren Vorredner, dem Kollegen Holub. Du bedauerst, dass das BZÖ gegen den Misstrauensantrag gestimmt hat. Du hast doch selber gegen den Misstrauensantrag gestimmt, sowie die ÖVP! Oder das Protokoll der letzten Niederschrift sagt was Falsches. Darüber werden wir auch noch sprechen. Und wenn du von Sekt und Kaviar, das dort in Hülle und Fülle aufgetischt worden wäre, gesprochen hast, so ist das eine Beleidigung für die Menschen, die dort auf Einladung des Landes – nämlich Senioren, die sich einen Besuch der Seebühne (Abg. Tauschitz: Beim Seniorentag hat es geregnet! Es war kein Mensch dort. Ich war drüben!) nie, nie hätten leisten können – eingeladen waren. Dort hat es weder Sekt noch Kaviar gegeben! Auch bei der Wirtschaftsgala, die an zwei Tagen abgehalten worden ist und ein Wunsch der Wirtschaft war, hat es das nicht gegeben! (Abg. Tauschitz: So ein Blödsinn!) Und so ließe sich hier alles zerlegen, was genannt worden ist!
Ich möchte Sie einladen, auch weil es der Wahrheit eher entspricht, einen Blick über den Tellerrand zu werfen. (Zwischenruf von Abg. Tauschitz.) Na ja, Herr Abgeordneter Tauschitz! Ich verstehe schon, dass du mit Weltliteratur nichts am Hut hast, (Abg. Tauschitz: Natürlich, keine Ahnung!) aber warum du das als Kultursprecher auch öffentlich zugibst, das entzieht sich meiner Kenntnis. Das ist dein Problem! (Abg. Tauschitz: Das wird auch mein Problem bleiben!) Vor wenigen Tagen war ein sehr kleiner Bericht – ich halte das so hin – (Abg. Dipl.-Ing. Gallo hält eine Zeitung in die Höhe.) über eine Musicalpleite in Füssen in der Zeitung: „Das Musical ist Pleite. Vor einer Woche waren rund 100 Mitarbeiter entlassen worden.“ Soviel dazu, kein Untersuchungsausschuss, gar nichts! In Wien hat das Fendrichmusical einen Abgang verursacht. Wissen Sie, wie hoch der war? 12 Millionen Euro! (Abg. Tauschitz: Produktionskosten, Herr Kollege Gallo!) Da ist aber eine allfällige Kokslieferung für den Künstler noch nicht eingerechnet! Dann gibt es in Wien das Volkstheater. Ich zitiere die Kärntner Tageszeitung: „900.000,-- Euro! Wo ist das Geld geblieben?“ Der neue Intendant Schottenberg hat das beklagt, das ist nie aufgetaucht! Ich bleibe in Wien, da gibt es das Ronacher. Das liest man natürlich nur in Fachzeitschriften (Abg. Tauschitz: Genau! Das liest nur du! Andere haben ja keinen Zugang dazu!) mit dem Titel: „Tägliche Geldverbrennung!“ Die Frau Redakteurin wird mir verzeihen, dass ich ein bisschen lese. Aber ich muss das tun, weil „35 bis 40 Millionen Euro“ werden laut Kathrin Zechner, der designierten Musicalintendantin der Vereinigten Bühnen in Wien – das ist aus dem Jahr 2004 – „bis 2006 in eine pragmatische Modernisierung des Wiener Ronacher fließen, eine Erhöhung in begrenztem Maße,“ sagt sie „als Dachaufbau inklusive.“ „Nach dem Umbau Anfang der 90-er Jahre wäre das die zweite pragmatische Modernisierung innerhalb eines Jahrzehntes.“ Jetzt gibt es Kritik. Denn Coop Himmelb(l)au hat schon vor 15 Jahren gesagt, dass das nichts bringt. Denn sie haben gesagt, „ohne radikalen Eingriff wird man dieses Haus nie zu einem wirklich brauchbaren Ort für ein neues Musiktheater machen können. Die Einladung Zechners an die heimische Musikszene, über das Musical und Musiktheater der Jetztzeit nachzudenken und die Ergebnisse im Ronacher zur Aufführung zu bringen, ist aber wahrscheinlich nicht mehr als eine taktische Aussage. Im Grunde geht es um den Markt des Musicaltourismus, auf dem man sich auch weiterhin mit zwei Spielstätten positionieren möchte.
Aber vielleicht könnte man Touristen auch mit anderen Spektakeln nach Wien locken, etwa mit täglichen Verbrennungen von öffentlichem Geld auf öffentlichen Plätzen.“
Damit es nicht einseitig wird, darf ich auch ein bisserl zur „Kronenzeitung“ greifen, die 2005 auch von Kärnten nach Wien geblickt hat, weil die SPÖ hier die Eventkultur so kritisiert und daran kein gutes Haar lässt. „In Wien“, und ich darf zitieren „veranstalten die SPÖ-Vertreter das größte Event Österreichs, nämlich das Donauinselfest. Die Stadt Wien unterstützt die SPÖ dabei mit einer Subvention von 1,6 Millionen Euro.“ Das ist also eine klassische Parteienfinanzierung. (Abg. Trettenbrein: Das sollten wir in Kärnten machen! – Abg. Rossmann: Das sollten wir da machen!)
Jetzt komme ich zu dem, was den Förderbedarf betrifft, denn auch hier gibt es wieder eine Rosa-Zeitung, schon vom Vorjahr, 2006. „Die Festwochen in Wien“, damit man auch die Vergleiche hat. Hier wird aufgeführt, dass zwei Aufführungen der Oper „Berenice“ als Zuschuss pro zahlendem Zuschauer 871 Euro erforderten. Für das Gastspiel „Designated Mourner“ 756 Euro, für „Massacre“ 702 Euro, für das Gastspiel „Die Rattenfänger“ 662 Euro. Einsamer Spitzenreiter waren die Parallelkonzerte „Private Exile“ am 16. Mai, mit einem Zuschussbedarf von 1.251 Euro für jeden der 146 zahlenden Zuhörer. Und dann auch noch, weil hier ein sehr Berühmter angesprochen wird, die Luc-Bondy-Inszenierung „The Turn of the Screw“, hatte nur 2.721 Besucher und verursachte dabei einen Abgang von mehr als 1,6 Millionen Euro.“
Ich habe Ihnen das erzählt, weil ich dazu auch die Vergleiche in Kärnten habe. In Kärnten bekommen beispielsweise als Zuschuss je verkaufter Karte das Ensemble Porcia 7,50 Euro (also heute 100 Schilling), Millstatt 21,20 Euro, k.l.a.s. auf der Heunburg 14,70 Euro, der Carinthische Sommer etwas mehr, 61,42 Euro, „Jazz over Villach“ sehr wenig, 1,87 Euro, die „Trigonale“ wieder mehr, fast 75 Euro, das Stadttheater 114 Euro, und die Wörtherseebühne firmiert hier mit 39 Euro. Also damit wir auch hier die Dinge richtig sehen.
Es ist daher sehr interessant, womit sich der Ausschuss alles beschäftigt hat und auch einen Bericht erstellt hat, der interessanterweise die Zustimmung der ÖVP gefunden hat, obwohl vorher die ÖVP Anmerkungen dazu gemacht hat und zum vorliegenden Berichtsentwurf festgestellt hat: „Er ähnelt in weiten Bereichen eher einem Roman als einem tatsächlichen Bericht.“ ÖVP! (Lärm in der ÖVP-Fraktion)) Dann geht es weiter. Andererseits werden wiederum Feststellungen getroffen – (Zwischenruf des Abg. Tauschitz) nein, da hat sich ja nichts geändert. Aber, ich verstehe die Aufregung bei dir, (Abg. Tauschitz: Das ist keine Aufregung, Herr Kollege!) wenn man nichts im Kanister hat, dann ist es schwierig, da hier zu antworten. (Lärm im Hause. – Vorsitzender: Am Wort ist der Herr Abgeordnete Gallo! Ich bitte um Aufmerksamkeit!) Der ÖVP insgesamt mangelt es an klaren Zielen und Fakten und einer klaren Strukturierung des Berichtes. (Abg. Tauschitz: Das war damals so richtig!) „Zeugenaussagen werden zu vielen Themenbereichen herangezogen, die mit diesen Themenbereichen zum Teil nichts zu tun haben. (Abg. Tauschitz: Herr Kollege, wollen Sie eine tatsächliche Berichtigung haben?!) Die Überschriften sollten versachlicht werden.“ Das ist ja alles, was wir gesagt haben, was ja da mangelt. Das hat offensichtlich nicht der Herr Tauschitz geschrieben, sondern ein Jurist, der sich auskennt. (Abg. Tauschitz: Der Dr. Bidovec, Herr Kollege!) Ja. Da bin ich ja beim Nächsten, weil offensichtlich hat sich der Jurist auch im SPÖ-Klub am Schluss von dem Bericht verabschiedet. Wer den wirklich geschrieben hat, das ist also ein Rätsel. Das ist ein Bericht von Laien für Laien, der nicht einmal dem Untersuchungsauftrag entspricht, weil der Untersuchungsauftrag am Anfang klargelegt worden ist. Der lautet, ich werde das noch einmal vorlesen, weil das ist ganz wichtig, die Geldflüsse: „Der Kärntner Landtag setzt einen Untersuchungsausschuss zur Überprüfung des finanziellen Aufwandes des Landes Kärnten aller im Zusammenhang mit der Errichtung und der Bespielung der Seebühne erfolgten Geldflüsse auf ihre Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit ein.“ Zeigen Sie mir in dem Bericht einen einzigen Geldfluss, der hier exakt auf diese Kriterien überprüft worden ist! (Abg. Tauschitz: Sie werden den Bericht einmal lesen müssen, Herr Kollege!) Das ist nicht mehr als ein Dreigroschenroman, der juristisch überhaupt nichts hergibt. Ich freue mich, dass er am Schluss dann allen möglichen Stellen zur Belustigung mit übermittelt wird! So.
Jetzt komme ich zu dem, was Beschlusslage ist. Die Kärntner Landesregierung wird interessanterweise diesmal „eindringlich“ aufgefordert. Da gibt es also eine Regelung. Warum das diesmal „eindringlich“ ist, weiß ich nicht, aber wahrscheinlich traut man sich selber nicht mehr zu, alle möglichen Sachen zu machen, zum Beispiel die Geschäftsordnung zu ändern, damit der Untersuchungsausschuss – das hat Holub gesagt – mehr kann. Ich habe Ihnen von Anfang an gesagt: „Dieser Untersuchungsausschuss ist ein zahnloser Tiger.“ Jetzt ist die Bestätigung da. Und das, was da gewollt wird, Herr Abgeordneter Holub, das haben wir schon lange wollen. Ich sage dir heute noch einmal: Aus verfassungsrechtlichen Gründen geht das nicht! Untersuchungsausschüsse im Kärntner Landtag werden weiter zahnlose Tiger bleiben; ob der Zanella sich da unter seinem Rock versteckt und zum Gericht eintritt oder nicht, ist ziemlich egal. Genauso die Bestimmungen mit den Aufsichtsräten und mit dem Gesellschaftsrecht bei Generalversammlungen. Das ist alles rechtlich nicht umsetzbar, liebe Freunde. Da müssen Sie andere Rechte vorher aushebeln, die davor gehen. Das ist alles vielleicht gut gemeint, aber nicht durchführbar. Wenn wir schon beim Punkt d) sind, diese verlangte Sollkostenberechnung. Ja, bitte schön, das haben wir schon bei „Evita“ verlangt. Damals haben wir uns ein Langes und ein Breites vom sehr gepriesenen Herrn Intendanten und seinem kaufmännischen Direktor anhören müssen, dass das nicht möglich ist. Weil dort waren genau die Dinge, dass man erst später draufgekommen ist: Man braucht mehr Statisten, man braucht mehr das, man braucht mehr das, dass das vorher zu erkennen sehr, sehr schwierig ist.
So zieht sich das weiter. Besonders erheiternd ist – obwohl der Auftrag ein ganz anderer ist -, dass der Herr Landeshauptmann plötzlich nicht nur für den wirtschaftlichen sondern auch für den künstlerischen Erfolg der Seebühne verantwortlich ist. Er wird also zum Künstler hochstilisiert, damit man ihn nachher wieder prügeln kann. (Abg. Tauschitz: Nicht wir haben den Zanella gehört, Herr Kollege! Entschuldige bitte!)
Dann komme ich zu den Regressansprüchen. Das ist ja das Nächste. Das ist lieb, aber das ist für die Dummen da geschrieben. Dann wird gleich vorsorglich dazu gesagt: „Ja, aber wir glauben eh nicht, dass der Landeshauptmann das auf die Tagesordnung setzen wird.“ Ja, Freunde, da muss ja stehen, in welcher Form. Was hat der Herr Pfeifenberger wirklich verbrochen, dass man Regressansprüche stellt. Da gibt es ja Gesetze, nach denen vorgegangen werden kann. (Abg. Tauschitz: Wir sind ja keine Gerichte, Herr Kollege!) Das können Sie ja nicht hinschicken und sagen: „Gericht tu oder Landesregierung tu!“ Das ist ja hahnebüchern! Da wird ja die Landesregierung förmlich aufgefordert, „blinde Kuh“ zu spielen.
Dasselbe ist es mit den Regressansprüchen gegen den Geschäftsführer. Tut mir leid! Ich sehe auch, dass da nicht alles rechtens gewesen ist, vor allem dass die Wirtschaftlichkeit sehr gelitten hat. Heute wird er ja als der große Steuerexperte der Arbeiterkammer wieder gehandelt und auch publiziert. Aber das ist eine andere Geschichte. Nur, wenn ich Regressansprüche stelle, dann muss ich konkret sagen, welcher Art und in welcher Höhe die sind. Da steht ja gar nichts drin.
Jetzt komme ich zu einem Punkt: Man kann jetzt zur Frau Napetschnig stehen, wie man will, aber da gilt genau dasselbe. In keinem Wort, mit keinem Satz wird gesagt, warum sie abberufen werden soll, was sie denn gemacht hat. Ich meine, Wichtigtuerei, okay! Aber das ist ja kein Grund für eine Abberufung. Da haben wir ja im Landtag 36, die das machen. (Heiterkeit in der F-Fraktion) Das ist ja für mich vor allem, weil das von der SPÖ kommt, eine Riesenfrechheit, weil die SPÖ – und ich habe mir das angehört, diese Frauengeschichten da, wo die Frau Dr. Schaunig neue Leute, Frauen, in die Politik bringen will. Da ist eine Frau, die die Chance bekommen hat, Kulturamtsleiterin zu machen. Und die wird von den angeblich so frauenfreundlichen SPÖlerinnen und SPÖlern zur Abberufung gezwungen?! Also da hört sich für mich der Spaß auf! (Lärm im Hause)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte Sie mit noch etwas konfrontieren. Ich bin also schon länger Mitglied dieses Hauses und verfolge, glaube ich, die Abläufe sehr akribisch. Die letzte Ausschusssitzung war sehr interessant. Wir haben Wochen vorher, zwei Tage vorher, einen so dicken Bericht mit dem Antrag bekommen, (zeigt den Bericht her) unter dem unter Punkt 3) der Misstrauensantrag gegen den Landeshauptmann drinnen ist. Während der Sitzung dann wurde ein Abänderungsantrag angekündigt. Es wurde uns ein Zettel überreicht, wo im Punkt 3 eine abgeschwächte Form drinnen ist, was jetzt auch in den Medien kolportiert wird: „Der Landeshauptmann weiß eh, was er angestellt hat, er soll selber die Konsequenzen ziehen.“ Wir haben uns dann gewundert! Dieser Antrag ist vorgelesen worden, also der Abänderungsantrag, und hat nur die Stimmen der SPÖ bekommen. Wir haben uns dann gewundert, dass in den Medien plötzlich dieser abgeschwächte Antrag als beschlossen firmiert. Dann haben wir das Protokoll kommen lassen, und dort steht das auch so drinnen. Also da gibt es jetzt zwei verschiedene Varianten, vorsichtig ausgedrückt, weil der normale Ablauf ist der, dass ein Abänderungsantrag zuerst abgestimmt wird und der Stammantrag danach. Der Abänderungsantrag hat nach unseren Aufzeichnungen nicht die Mehrheit bekommen. Plötzlich ist es umgekehrt. Das ist also aufklärungswürdig! Wir werden diese Geschichte auch der Staatsanwaltschaft übermitteln, denn so wird es nicht gehen, dass man hintennach versucht, das Ganze anders zu machen. Offen gesagt, es wäre ja in Wirklichkeit gar keine Notwendigkeit gewesen, einen Abänderungsantrag so zu bringen und abstimmen zu lassen. Man braucht nur sagen – der Bericht ist ja nie gelesen worden - Punkt 3 wird durch diesen Text ersetzt, und die Geschichte ist erledigt. Also das ist aufklärungswürdig!
Was wir am Bericht am meisten kritisieren ist, dass er überhaupt keinen Hinweis auf eine künftige Seebühnenverwendung und -bespielung liefert. Denn ich glaube, dass der Ausschuss, wenn er etwas bewirken soll, nicht irgendwelche Nona-Anträge stellen soll oder undurchführbare Formulierungen hier auflistet, von denen man weiß, dass sie eh nicht passieren werden und wo man von vornherein den Schwarzen Peter oder den Orangen Peter, in dem Fall, zuordnet, sondern etwas, was erarbeitet worden ist, auf Grund - der von mir aus - erfolgten Befragungen: Was sehen wir? So oder so wollen wir das haben! Das ist völlig unterblieben, daher war dieser Ausschuss das, was es von Anfang an gewesen ist: ein weiterer - und ein weiteres Mal - untauglicher Versuch, den Landeshauptmann anzupatzen, ihn schlecht zu machen, Kärntenfeindlich zu handeln. Denn es ist Kärntenfeindlich, auch was an Publizistischem hier in den Medien platziert worden ist, insbesondere aus den Sitzungen.
Unser Angebot und unsere Linie ist, dass es ein tolles neues Programm gibt, für diese Spielsaison, das die Menschen erfreuen wird und das Kärnten weiterhin als ein Kulturland national und international positioniert wird. (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer! Soviel ich in Erinnerung habe und weiß, wurde ja die Einsetzung dieses Untersuchungsausschusses einstimmig in diesem Hause beschlossen, eben mit dem Auftrag, die Vorgänge und die finanzielle Abwicklung seit dem Jahr 2004 und 2005 zu prüfen. Ich selber war nicht in diesem Ausschuss und konnte deshalb dort meinen Einfluss eigentlich nicht geltend machen, sonst wäre, glaube ich, das eine oder andere, auf das ich noch eingehen werde, anders. Es war aber beim Wehklagen des Kollegen Dipl.-Ing. Gallo das BZÖ in ausreichendem Maße, wie man hier im Bericht feststellen kann, in diesem Untersuchungsausschuss vertreten, um den Einfluss geltend zu machen, was ja auch tatsächlich geschehen sein dürfte und geschehen ist. Ich werde nichts wiederholen, was bereits von meinen Vorgängern zur gesamten Abwicklung gesagt wurde. Ich möchte nur bekunden, dass mir dieser Bericht, den ich eigentlich auch erst seit kurzem habe, und beim Überfliegen und bei gewissen Sachen weiß man ja, wo man als lang gedienter Abgeordneter besonders hineinschauen muss, scheint er mir sehr glaubwürdig. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht.) Sicherlich! Du warst ja selber dabei. Nicht die ganze Zeit, weil einige, da sieht man auch wieder, wie schnell einige Abgeordnete dann nicht mehr da sind und durch andere ersetzt wurden. In diesem Untersuchungsausschuss ist ja auch aufgelistet, wer wann bis hier gearbeitet hat.
Jetzt zu den Anträgen und zu den Erkenntnissen dieses Ausschussberichtes.
Ich glaube, dass da sehr gründlich untersucht und gearbeitet wurde und das Eine oder Andere, wie eben die 150.000,-- Euro plus 20 Prozent Mehrwertsteuer für den Intendanten Zanella, ist natürlich nicht aufgekommen, woher das Geld gekommen ist (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er hat ja gar keines gekriegt!) und wie das gegangen ist. Aber das Andere ist ziemlich genau dargestellt.
Dann zu den Anträgen. Da möchte ich Folgendes sagen: Der Punkt 2, der sich eben mit Untersuchungsausschüssen, den Möglichkeiten und dann auch mit dem Landes​rechnungshof befasst, glaube ich, ist die Verfassungsabteilung und sind die Verfas​sungsrechtler zu bemühen, ob es dahingehend eine Änderung geben kann. Anson​sten werde ich diesen Anträgen beitreten, bis auf einen Punkt – und den hast auch du schon angesprochen (Gemeint ist der Abg. Dipl.-Ing. Gallo) – das ist der Punkt 6; die Abberufung der Kulturamtsleiterin Mag. Erika Napetschnig aus zwei Gründen, gelt. Weil die ist ja nicht weisungsfrei, sondern die hat das getan, was der politisch zuständige Referent von ihr verlangt hat. Und er hat auch das Eingriffsrecht und Durchgriffsrecht gehabt; das ist der erste Punkt. Der zweite Punkt ist: Untersu​chungsausschüsse haben die Politik, die dahinter steht, zu beurteilen und dort Konse​quenzen zu fordern, aber nicht durchzugreifen bis hinunter auf die Beamtenschaft! Von dem halte ich nichts! Deshalb werde ich dem Punkt 6 meine Zustimmung ver​weigern in diesem Antrag und die anderen Punkte werden meine Zustimmung erhal​ten. Ich weiß schon, dass wird wahrscheinlich samt und sonders im Ganzen abge​stimmt werden, aber für das Protokoll möchte ich das festhalten; die Zustimmung! Es überwiegt das Gesagte, dass man eben diesem Bericht die Zustimmung geben sollte. Oder gibt es einen Alternativbericht des BZÖ dazu? Das wäre ja dann die Schlussfolgerung, wenn man das ablehnt, dass man dann die Alternativen aufzeigt, zu Papier bringt und den Abgeordneten zur Verfügung stellt, damit man vergleichen kann. Aber nachdem nur dieser Bericht da liegt, nehme ich an … (Einwand von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) dass das eigentlich von allen, die im Ausschuss gearbeitet haben, akzeptiert werden muss. Es ist zwar nicht angenehm für die Betroffenen und hier er​wähnten politisch Handelnden, aber es ist einmal ein Faktum. So, danke! (Beifall in der SPÖ-Fraktion und von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zuschauertribüne und liebe Vertreter der Medien! Der Seebühne letzer Akt des Untersuchungsausschusses hat hier begonnen. Ich werde nicht her​gehen und die sehr gute, minutiöse Aufzählung der Kollegin Cernic wiederholen von all jenen Dingen, die in dieser Seebühne gemacht wurden. Und ich werde auch sicherlich nicht versuchen, wie der Kollege Gallo, in einem Redemarathon hier relativ viel Zeit mit relativ wenig Inhalt zu verbringen. Summa summarum ist zu den 36 Sitzungen, die stattgefunden haben, zu sagen, dass wir draufgekommen sind, dass es in diesem Land so etwas wie einen „roten Faden“ gibt, seitdem der Landeshaupt​mann Haider am Werk ist. (Zwischenrufe aus der F-Fraktion: Orangenen! – Abg. Ing. Haas beim Hinausgehen auf die SPÖ-Bank zeigend: Da sind die Roten! Da schau!) und … wovon … Danke, Herr Präsident! Nennen wir es einen orangenen Faden, der sich durchzieht und der heißt: Gut gedacht, schlecht gemacht! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja, ihr macht es so schlecht! Das ist es!)
Das vollkommene Fehlen eines Konzepts, die vollkommene Überforderung der han​delnden Personen bei dieser Seebühnenproduktion von Anfang an, ist außer mit dem Wort „extrem dilettantisch“ glaube ich, nicht mehr zu beschreiben. Wir haben ein anderes Problem als das finanzielle, was die Seebühne betrifft. Denn die Seebühne hat dafür gesorgt, dass das kulturelle Image des Landes Kärnten wirklich in Grund und Boden vernichtet ist. Und ich nenne einen Vergleich: Das, was der Präsident Bush für das Image von Amerika ist (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Oh, Maria!) und sowie es der Präsident Bush binnen zwei Perioden geschafft hat, die USA imagemäßig auf der ganzen Welt vollkommen zu vernichten, hat es der Landeshauptmann Haider ge​schafft, binnen zwei Perioden Kärnten imagemäßig vollkommen zu vernichten! Das ist … genauso wie der Präsident Bush ist unser Landeshauptmann diesbezüglich leider eine „unguided missile“, sozusagen eine fehlgeleitete Rakete die schleunigst gestoppt gehört! (Heiterkeit in der F-Fraktion.)
Es hat der Intendant Pflegerl und auch der Direktor Plessin versucht, die Seebühne, dessen Idee ja wesentlich älter ist als der Landeshauptmann, behutsam aufzubauen, um neben (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht laut dazu.) Bodensee und neben dem Neusied​lersee eine dritte große Seebühne in Österreich aufzubauen, wo wir von dem Kon​zept – noch sehr intelligent gedacht – mit Musicals tatsächlich etwas bieten können. Aber solche Dinge funktionieren halt nicht einmal mit dem Presslufthammer, solche Dinge funktionieren nur, wenn man sie behutsam angeht. Und dann kam – ich zitiere meine Vorrednerin Cernic – die illusorische Vorstellung eines Ahnungslosen, dass man wirklich versucht, mit einem Presslufthammer binnen kürzester Zeit eine Musi​calbühne zu etablieren, mit dem einzigen Aspekt des Handelns, man gibt viel Geld aus und hoffte, je mehr Geld man in die Seebühne steckt oder in die beteiligten Per​sonen, desto höher wird die Qualität des dort Gespielten werden. Das hat nicht statt​gefunden.
Das Einzige was die Seebühne jemals erlebt hat, was qualitativ hochwertig war, war die Evita. Die wurde von der BZÖ zwar am meisten kritisiert, wegen dem Abgang, wegen der fehlenden Auslastung. Aber gegen alles andere, was danach kam, war die Evita ein Kindergeburtstag und gut ausgelastet und hat einen relativ geringen Ab​gang produziert. Sozusagen ist die Evita, die damals noch vom Stadttheater gemacht wurde – was ja (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Deine Vorredner von der ÖVP haben das ganz anders gesehen!) grundsätzlich sinnvoll ist – und Herr Kollege Gallo, wie Sie viel​leicht bemerkt haben, gibt’s keinen Vorredner der ÖVP zu diesem Tagesordnungs​punkt. Und was meine Vorredner gedacht haben, das ist zwar sehr angenehm, Herr Kollege, aber ich möchte Sie auch nicht inhaltlich an ihre Vorgänger ketten, sonst hättens wahrscheinlich historisch ein bisschen ein Problem. (Heiterkeit bei Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)
Die Seebühne ist das Paradebeispiel für Größenwahn, der wirklich zu seinem finalen Angriff angesetzt hat, als dann die Tosca kam. (Abg. Trettenbrein: Das sagt der Rich​tige! Das aus deinem Munde, sensationell!) 1,5 Millionen Euro für ein Stück zu be​zahlen, ja, das nicht für Kärnten geschrieben wurde, das es ohnehin schon gab, einfach um es einzukaufen in Miete, ist ungefähr so, wie würde ich zum – keine Ahnung – zu einem Klagenfurter Autohaus gehen und dort einen 2er-Golf um 70.000,-- Euro kaufen wollen, wo ich genau weiß, dass ich einen 2er-Golf auch um 7.000,-- Euro mit allen Extras und noch in sehr gutem Zustand erwerben kann. (Abg. Trettenbrein: Der ist aber dann schon 25 Jahre alt!) Canori, Haider, Napetschnig haben das eingefädelt; mit Zanella und Co! Das war in diesem Fall das Trio Infer​nale, das dafür gesorgt hat, dass dann wirklich alles den Bach runtergegangen ist!
Wie mit Geld umgegangen wurde bei dieser Seebühne kann man ja letztendlich aus dem Aktenvermerk vom Herrn Sapetschnig herauslesen, wo ganz klar drinnen steht, dass im Jahr 2005 – also war das Chaos schon gar nicht perfekt, da wo schon alles vorbei war – der Herr Kollege Zanella die 160.000,-- Euro Jahresgage bekommen hat, inklusive der repräsentativen Wohnung, inklusive dem Handy, inklusive der Assistenten; so einen Job hätte ich auch gerne einmal irgendwann einmal in meinem Leben, und zusätzlich dazu noch 150.000,-- Euro Abschlagszahlung, um dem gan​zen grauenvollen Schauspiel ein Ende zu setzen, sonst hätte man sich nicht damit begnügen können zu sagen, es reichen die 160.000,-- vom Jahr 2005, weil da ist ohnehin nichts mehr passiert.
Die Seebühne oder das Desaster auf der Seebühne hat natürlich nicht nur jetzt poli​tisch personelle Ursachen, weil irgendwelche nicht kompetenten Menschen geglaubt haben, sie müssen sich mit Materien intensiv auseinandersetzen, denen sie nicht mächtig waren. Es hat natürlich auch etwas damit zu tun, wie das im Hintergrund konstruiert war. Und wenn man eine Cine-Culture-Carinthia umbaut, in dem Fall ge​gründet wurde – ist ja nicht dazu – zur Seebühnengesellschaft, und in dieser Gesell​schaft sitzt der Eigentümervertreter mit sich selbst, maximal mit möglichen etwaigen anderen – da gibt’s eine Krankheit dafür – Persönlichkeiten am Tisch, ja! Aber prinzi​piell sitzt er mit sich alleine am Tisch und beschließt mit sich selbst, was zu tun ist und gibt dann seinem Geschäftsführer Aufträge. Das kann nicht funktionieren! Das hat nicht nur bei der Seebühne nicht funktioniert, das kann nirgendwo funktionieren!
Und aus diesem Grund sagen wir von der ÖVP auch immer: Bei allen Landesgesell​schaften muss es ein Dach geben, wo alle Landesgesellschaften hineinkommen! Und wenn die Seebühnengesellschaft – als Beispiel – unter der Holding gestanden wäre, hätte man das über einen politisch paritätisch besetzten Aufsichtsrat verhin​dern können, weil diesem Aufsichtsrat hätten die Geschäftsführer dann Rechen​schaft ablegen müssen. Und man hätte über diese Aufsichtsratsfunktion auch verhin​dern können, dass ein Landesfinanzreferent Pfeifenberger mit sich selbst beschließt, dass Steuergeld zu Hauf verschenkt, versenkt wird. Die 160.000,-- Euro des Herrn Zanella sind erwähnt; 30.000,-- Euro Spesen plus die Miete, plus das Handy, plus der Assistentin! Ich kann es nicht oft genug wiederholen.
Die ganze Geschichte ging finanziell in die Hose und zwar voll in die Hose! Und danach hat man in einer Kommandoaktion versucht, 1,6 Millionen Euro Bundesförde​rung zu bekommen, die uns heute abgehen. Denn diese Bundesförderung hätten wir heute für viele andere kulturellen Initiativen in diesem Land verwenden können, hätten wir sie – nicht hätten „wir“ – hätten Sie, meine lieben Freunde von der BZÖ – sie nicht in der Seebühne versenkt und zwar in einer Saison. Und erst hinten nach hat man sehr mühevoll versucht, dann Wege zu finden, dass das nicht in ein krimi​nelles Licht gerät. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das spottet jeder Be​schreibung, wie hier mit Geld umgegangen wurde!
Etwas hat der Untersuchungsausschuss aber uns allen gebracht und das darf man nicht gering schätzen. Der Untersuchungsausschuss hat alle Vermutungen bestätigt, die vorher schon im Raum waren, dass bei dieser Seebühne etwas gewaltig schief​läuft. Und dieser Untersuchungsausschuss hat in seinen vielen Sitzungen jedes ein​zelne Detail auch beweisen können, dass hier danebengehauen wurde und hat auch bewiesen, wie dieses Land funktioniert. Und die Parallelitäten zur heutigen Vormit​tagsdiskussion von Banda Aceh sind ja schon sehr interessant. Ja! Es sind sehr ähn​liche Gegebenheiten; ohne Konzept wird gearbeitet! Es werden Personen eingesetzt, die selbstständig kaum an die Sache herangehen, sondern sehr weisungsgebunden arbeiten. Und da ist ein Netzwerk von Personen am Werken in diesem Land, das so sehr stark der Korruption nahe kommt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bei dir tickts aber nicht richtig!) Herr Kollege Gallo! Das werde ich und mein Hausarzt entscheiden und nicht Sie! (Weiterer Einwand von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Aber immer so zu tun, aber immer so zu tun – Herr Kollege Gallo, auf das reden Sie sich ja immer so gerne hinaus – als wäre es Dummheit, die die Fehler im System Haider und im System BZÖ hervorrufen würde, das ist ja naiv! Bei allem Verständnis, das schaut mir sehr nach System aus! Weil es wird sich immer darauf herausgeredet, ja, da ist was passiert und dort ist was passiert, und da ist der Bradach schuld und dort ist der Zanella schuld; und da ist dann der Sapetschnig schuld. Man findet immer einen Schuldigen! Eigenartigerweise hat das für mich zumindest den Anschein, so als hätte das Ganze ein sehr eindeu​tiges System.
Zum Vorwurf des Herrn Kollegen Gallo! (Abg. Trettenbrein: Trink einen Schluck, sonst verschluckst dich gar! Ruhe bewahren!) Danke, Herr Kollege! Zum Vorwurf des Herrn Kollegen Gallo, die ÖVP hätte sich beim Antrag im Ausschuss etwas missver​ständlich verhalten – auch die Kollegin Cernic hat diesen Vorwurf aufgebracht – kann ich ganz klar sagen. Die ÖVP ist nicht dafür zu haben, dass wir Anträge ein​bringen, dass wir Forderungen aufstellen, die wir von Vornherein nicht erfüllen könen. Bitte, wir wissen, ein Misstrauensantrag braucht eine Zweidrittelmehrheit. Wenn die acht Abgeordneten des BZÖ bitte aufstehen würden, die sich einem Misstrauens​antrag dem Landeshauptmann anschließen, wäre ich in dem Fall sehr dankbar. Das wird nicht passieren, das ist eine Show-Politik! Ich kann es zwar verstehen von Seiten der SPÖ, dass das gewollt wird, aber das ist SPÖ-Showpolitik und da machen wir nicht mit! Das ist Sand in die Augen der Wähler zu streuen, ihnen das Gefühl zu geben, ja jetzt machen wir was und jetzt geben wir dem Landeshauptmann eine auf den Deckel, obwohl man genau weiß, dass es in Wahrheit nicht möglich ist.
Und wenn ich schon von Misstrauensanträgen spreche – ein Misstrauensantrag ist ja bekanntlich das stärkste Instrument, das der Landtag überhaupt zur Verfügung hat, um mit der Regierung ins Gericht zu gehen – dann möchte ich einen Misstrauensantrag gegen die BZÖ und die SPÖ wegen dem letzten Budget, das beschlossen worden ist, einbringen. Denn daran werden nämlich noch die nächsten zwei bis drei Generationen zu kauen haben!
Ich muss trotzdem noch kurz auf den Kollegen Gallo eingehen – wenn er jetzt auch hinausgegangen ist – aber er hört mich ganz sicherlich durchs Mikrophon! Wenn er gemeint hat, dass in Füssen eine Musicalbühne Pleite gegangen ist, dann mag es leicht sein, dass in Kärnten nicht viel in der Zeitung steht. Ich glaube, wenn in Kärnten eine Seebühne baden geht, dass dann auch in Füssen nicht viel davon in der Zeitung steht! Und der Rolf Holub hat mir noch mit auf den Weg gegeben, dass wahrscheinlich in Füssen die Bühnenbetreiber nicht mit beiden Füßen in der Korruption gesteckt sind. Wir sind auf jeden Fall der Meinung, dass alle Vergleiche des BZÖ und des Herrn Abgeordneten Gallo nicht davon ablenken können, dass es der Landeshauptmann selbst, seine Idee, seine Günstlinge der BZÖ es waren, die dieses Seebühnendebakel zu verantworten haben! Und eines ist gewiss: Ausgang des Untersuchungsausschusses hin oder her, letztendlich werden die Wähler über die Seebühne, den Landeshauptmann und über die BZÖ ihr Urteil fällen! Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion, von der SPÖ-Fraktion und von den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Vorsitzender des Untersuchungsausschusses in der Causa „Seebühne“ möchte ich allen beteiligten Abgeordneten aller Fraktionen und Interessengemeinschaften voran, insbesondere dem Landtagsamt, der stenografischen Protokollführung für die sehr intensive und mit großer Sorgfalt getragene Arbeit danken. Es sind viele, viele Mehrstunden gewesen, in denen wir – und das sage ich ganz ausdrücklich – im Interesse des Landes, in Wahrnehmung unserer Verantwortlichkeit als Kärntner Landtag über Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu fungieren, nachgekommen sind. Es ist heute sehr viel gesagt worden und ich möchte am Beginn meiner eher kurz gehaltenen Ausführungen feststellen was uns, wie ich glaube, mehr als zwei Jahre begleitet hat. Ich habe in meiner Funktion als Vorsitzender dieses Ausschusses immer wieder versucht, auf die Notwendigkeit, Richtigkeit und Anwendung der Gewaltentrennung in dieser Republik und auch in dieser Causa klar hinzuweisen. Die Aufgabe des eingesetzten Untersuchungsausschusses war es, die Wirtschaftlichkeit, Sparmäßigkeit und Zweckmäßigkeit finanzieller Mittelflüsse und ihre politische Verantwortlichkeit zu prüfen. Dieser Aufgabe sind wir über zwei Jahre lang in über mehr als 200 Unterlagen, mit einem Gesamtkonvulut von über 7000 Seiten in mehr als 36 öffentlichen und nicht öffentlichen Sitzungen nachgekommen.
Das sind alles Belege dafür, dass wir – mit zwei Ausnahmen – einstimmig beschließend, all die Aufträge und all die Notwendigkeiten, die zur Wahrheitsfindung mit beitragen können, soweit es uns die Möglichkeiten erlaubt haben, nachvollzogen haben. Ich glaube daher, dass diese Tätigkeit des Untersuchungsausschusses eine ist, die letztendlich belegt hat, dass man innerhalb des Möglichen Resultate zu Tage bringen kann. Ich gestehe ein, dass es vielleicht für die Eine oder den Anderen nicht nur nach politischen – aber auch politischen – Kriterien, sondern nach dem Wollen, hier mehr sprichwörtliches Licht ins Dunkel zu bringen, nicht ganz befriedigend gewesen sein mag. Auch für mich war es das in manchen Belangen nicht, insbesondere wenn Zeugen die Schlüsselrollenfunktionen hatten, wie Renato Zanella, die dann nach mehrmaligsten Aufforderungen unter Waltenlassen von wirklich größter Toleranz, auch zum Schutz dieser Persönlichkeiten, es nicht der Mühe Wert gefunden haben, zu erscheinen und als sie erschienen sind, eigentlich mit Schweigen brüskiert haben. Trotz dieser Sorgfaltigkeit hätte ich mir hier andere Ergebnisse gewünscht! Allein innerhalb dessen was machbar ist, ist das Schweigen auch etwas, was wir im Sinne der von mir apostrophierten Gewaltenteilung zu akzeptieren haben.
Ich möchte aber – und damit komme ich zu meiner politischen Analyse der gesamten Tätigkeit – eines wiederholen, was ich hier heute bereits an diesem Rednerpult stehend gesagt habe. Der gesamte über diese zwei Jahre erhobene Akt spiegelt ein Sittenbild wider, wie nach klaren Aufgabendefinitionen eine politische Bewegung versucht, Dinge so zu richten, dass alles ihren Wünschen entsprechend zu geschehen hat. Damit meine ich, und das ist Ausdruck im Bericht des Untersuchungsausschusses – zumindest bislang mehrheitlich gefasst – dass das jener Bereich ist, der insbesondere den damaligen und jetzt wieder amtierenden Kulturreferenten Landeshauptmann Haider in die Verantwortung dieser Causa nimmt. Ich möchte mit drei Punkten meine Behauptung belegen, wie diese auch in Zeugenaussagen, die mehrheitlich geteilt wird, Bestätigung findet. (Den Vorsitz übernimmt um 13.06 Uhr 2. Präs. Ferlitsch.) Und es gibt niemand Unverdächtigeren als den Landeshauptmann selbst, der sich in letzter Konsequenz auch in den Ausformungen und Anträgen des Untersuchungsausschuss gipfelnden Beschlüssen wiederfindet. Hinsichtlich des ersten Bereiches, wie sehr sich der Herr Landeshauptmann mit diesem Projekt und seiner unbedingten Durchführung identifiziert hat, zitiere ich von Seite 172 des Untersuchungsausschussberichtes, in dem der Landeshauptmann auf eine entsprechende Frage von mir Folgendes antwortete. Ich zitiere den Herrn Landeshauptmann wörtlich: „Ich sage das ganz offen, ob ich jetzt formell zuständig war oder nicht, ich fühle mich für die Seebühne mitverantwortlich und werde alles tun, um dieses Projekt erfolgreich weiter zu führen.“ Unabhängig von der Wertung, wie man „erfolgreich sein“ definiert, ist damit die hohe Identifizierung mit diesem Projekt ganz klar nachgewiesen, die sich ja auch in einer Reihe von Maßnahmen, die bereits an- und ausgeführt wurden, widerspiegelt.
In einem zweiten Bereich hat er auch Kritik an allen anderen hauptsächlich mit dieser Causa betrauten Personen geübt – und da kann es sich letztendlich nur um den Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger, der in Verantwortung war und um den Geschäftsführer Sapetschnig handeln – und hat wörtlich Folgendes gesagt, ich zitiere: „Es wäre viel gescheiter gewesen, man hätte das bei mir gelassen und ich hätte das wahrscheinlich in einer anderen Weise abgewickelt und wir hätten uns manches erspart.“ Noch klarer, noch konkreter kann man eigentlich die Kritik an anderen Beteiligten – Hauptbeteiligten – nicht formulieren! Und hinsichtlich der auch dem Ausschuss mitauferlegten Feststellung der politischen Verantwortung, sei ein drittes Mal der Herr Landeshauptmann letztendlich zitierend vorgenommen. Abschließend fasste Dr. Haider seine Verantwortung für die Seebühne wie folgt zusammen. Ich zitiere wiederum wörtlich: „Schauen Sie, im Grunde genommen ist für die Öffentlichkeit jeder Landeshauptmann der Seebühnenverantwortliche, weil das ist – das ist immer wieder gesagt worden – Landeshauptmannsache, um das werden wir ja nicht umhinkommen. Ich sage noch einmal, ich möchte diese Verantwortung wahrnehmen.“ Meine Damen und Herren! Eigentlich ist diesem Zitat der politischen Verantwortungsfeststellung im Aufgabenbereich des Seebühnenausschusses nichts mehr hinzuzufügen. Es umfasst, es beschreibt, es definiert ganz klar, wer sich verantwortlich fühlte und wer letztendlich freiwillig – von sich aus – die Verantwortung dafür übernommen hat!
Ich beende das Zitieren mit einem letzten Zitat eines beauftragen, unabhängigen Gutachters, des Herrn Dr. Kleiner. Der – und das ist, glaube ich, dieses Sittenbild, das ich vorher skizziert hatte – Folgendes festgestellt hat, das ich eigentlich für mich persönlich als die Überschrift und die politische Verantwortlichkeitsdefinition in der Causa „Seebühne“ sehe. Kleiner sagt wortwörtlich hinsichtlich seines Ursprunggutachtens wie folgt, ich zitiere: „Die von mir befundeten Zahlen, Dokumente, das Rechnungswesen, der Schriftverkehr und die bisher vorliegenden Aussagen lassen für mich abschließend den Schluss zu, dass mit den Wörthersee-Festspielen im Jahr 2004 eine Publikumsattraktion in Kärnten geschaffen werden sollte, koste es was es wolle!“ Ich denke, genau das, diesen finanziellen Aufwand, diese finanzielle Misere, meine Damen und Herren, haben im wahrsten Sinne des Wortes die Kärntner Steuerzahlerinnen und -zahler im Wasser des Wörthersees auszubaden!
Meine Damen und Herren, ein dritter Punkt, der mir wesentlich ist – und auch das sage ich wissend, dass damit eine politische Meinung meinerseits zum Ausdruck gebracht wird: Was mich am meisten an dieser gesamten Causa und an vielen ähnlich gelagerten stört, ist das völlig fehlende Unrechtsbewusstsein, das der Herr Landeshauptmann und seine Fraktion zutage bringt! Der von mir sehr geschätzte Stellvertreter des Ausschusses, Herr Dipl.-Ing. Gallo, stellt sich hier heraus und handelt literarisch eine Komödie der Irrungen – oder wie ich das bezeichnen sollte – ab, ohne dass es diesbezüglich irgendeinen realen Hintergrund in Bezug auf den Seebühnenausschuss gibt. Er redet über alles Mögliche, versteift sich auf irgendwelche windigen Protokollinterpretationen, anstatt herzugehen und zu sagen: „Ja, okay, hier haben wir vielleicht nicht alles richtig gemacht. Tragen wir dazu bei, um es in Zukunft nicht mehr geschehen zu lassen.“ Meine Damen und Herren, ob Banda Aceh, ob Seebühne, ob Kärnten Senioren Card, ob Kärnten Jugend Card, egal welches Beispiel wir heranziehen mögen, immer wieder ist jeder andere schuld, sind es politische Umstände in Indonesien oder sonst wo, die herangezogen werden. Aber Sie können sicher sein, es ist niemals der Herr Landeshauptmann oder jemand, der der BZÖ zuzuschreiben ist und das muss endlich ein Ende haben in diesem Land! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ich komme zum Ende. Dieser Untersuchungsausschussbericht ist eine Widerspiegelung von Fehlentwicklungen: Keine Kontrollorgane, unzureichende Qualifizierung der Betroffenen und Durchführenden im operativen Bereich, Neben-beschäftigungscharakter der Hauptgeschäftsführer, großzügige – nein, ich korrigiere – großzügigste Gagen für Zanella, großzügige Gagen für spazierengehende Filmförderungsverantwortliche, unklare Kompetenzverteilungen, verschwundene, teilweise bis heute nicht wieder aufgetauchte Unterlagen, nächtliche telefonische Hilferufe im Haushalt des Landeshauptmannes und bei der Kulturamtsleiterin, mehrwertsteuerzahlende Steuerberater, eine nicht urteilen könnende provisorische Kulturamtsleiterin. Und ich könnte diese Adjektive und Hauptwörter im Zusammenhang mit der Seebühne ad infinitum weiter fortführen. Ich belasse es damit! (Den Vorsitz übernimmt um 13.13. Uhr 3. Präs. Dr. Strutz.)
Ich komme zu dem, was sich der Untersuchungsausschuss als Aufgabe – möglicherweise sogar über den Tageshorizont hinausgehend – vorgenommen hat. Und ich danke hier den mitstimmenden Fraktionen, dass sie diese Tätigkeit ermöglicht haben. Denn es ist die einzige Möglichkeit innerhalb des Wirkungs- und Zuständigkeitsbereiches des Kärntner Landtages, so gut als möglich Vorsorge zu treffen, dass sich Seebühnendesaster dieser Ordnung nicht mehr wiederholen können. Wir haben daher in den Anträgen darauf abgezielt, dass es nach Möglichkeit und entsprechend dem, was auf Bundesebene in den parlamentarischen Untersuchungsausschüssen des Nationalrates möglich ist, Verbesserungen gibt. Dass es die Möglichkeiten gibt, Zeugen härter als bisher daran zu erinnern, was Wahrheitspflicht, was Aussagepflicht ist und was ihre Verpflichtung als Staatsbürger betrifft, einzuhalten! Wir möchten darauf hinweisen, dass wir in einer späten Situation noch unter dem Motto „Versuchen zu retten, was zu retten ist“, dass dort, wo das Land Allein- oder Mehrheitseigentümer ist für die Kontrolle der Abläufe Aufsichtsräte zwingend vorgeschrieben werden.
Wir treten auch dafür ein, dass der Landesrechnungshof von Haus aus mit einbezogen wird, um zu verhindern, dass es – wie in der gegenständlichen Causa – Doppelstrukturen gibt und dass wir auch versuchen sollten, Bericht und Kontrollsysteme in entsprechender Form auch dem Landtag zur begleitenden Kontrolle; dann, wenn es die Größenordnung eines Projektes erforderlich macht und sinnvoll erscheinen lässt.
Die Regressansprüche, meine Damen und Herren, auch dazu ein offenes Wort. Ich kann es nicht als Aufgabe des Ausschusses sehen, hier im Detail Ziffern, Zahlen und Ähnliches festzumachen. Allein mit der Beschlussfassung des ersten Punktes, nämlich den Bericht zur Kenntnis zu nehmen, hat die Landesregierung die Unterlage und Aufgabe, diesen Bericht als die Vorlage zu nehmen, nach denen sie die entsprechenden Punkte, Größenordnungen, Ansatzpunkte für Regressforderungen festzustellen und einzuleiten hat. Das kann nicht Aufgabe der Legislative sein. Das ist Aufgabe der Exekutive. Dieser hat sie letztendlich mit dem Beschluss des Landtages auch nachzukommen.
Der letzte Punkt, an den ich hier noch kurz erinnern möchte, ist, dass - obwohl es viele hoffen und obwohl es auch den Anschein in der Öffentlichkeit erweckt – mit der heutigen Beschlussfassung diese Causa noch nicht zu Ende ist. Denn dieser Bericht wird, wie im Antragspunkt 7 vorgeschlagen, an weitere Institutionen geleitet; an Institutionen, die schon während der laufenden Arbeit des Untersuchungsausschusses höchstes Interesse bekundet haben, in die Unterlagen und nunmehr in den Endbericht Einsicht zu nehmen. Es handelt sich bei diesen unter anderem auch um die Finanzlandesdirektion für Kärnten und Steiermark, was darauf hinweist, dass verschiedene finanzrechtliche steuerliche Untersuchungen in der Causa laufen. Es ist, glaube ich, nicht viel Fantasie vorauszusetzen, um zu überlegen, in welche Richtung das gehen wird.
Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Man kann natürlich immer wieder und insbesondere bei politischen Berichten unterschiedlicher Meinung sein. Ich nehme gerne jede Kritik auf mich, dass es da und dort vielleicht noch ein paar Verbesserungsmöglichkeiten, Ergänzungen und Ähnliches für den Untersuchungsausschussbericht geben hätte können. Das nehme ich zur Kenntnis. Dazu stehe ich auch. Was aber wesentlich und wichtig ist, ist mir folgendes: dass der Untersuchungsausschuss in zweijähriger Tätigkeit nachhaltig bewiesen hat, dass die Aufgabe im Interesse der Steuerzahlenden die Regierenden zu kontrollieren, ausführlichst, intensivst, voluminös, aber auch Dinge zu Tage fördern, nachgekommen ist. Ich darf hier noch einmal allen, die das reinen Herzens gemacht haben und dazu beigetragen haben, meinen herzlichen Dank namens der Steuerzahlenden sagen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Ich werde meine Rede tatsächlich sehr kurz halten. Es ist das Meiste gesagt worden. Es gibt auch einen ganz, ganz dicken Bericht, wo alles drinsteht, wo die Misere um die Wörtherseebühne dokumentiert ist, wo einzelne Ereignisse wirklich bis ins Detail aufgearbeitet werden; wo herauskommt, wo dieses Missmanagement stattgefunden hat, was das Ergebnis daraus war. Die ganzen internen Gespräche und informellen Kommunikationen, die nachträglich als Vorstandssitzungen ausgewiesen wurden; ein Intendant, der noch die 150.000 Euro kriegen wird usw. Also ich erspare Ihnen jetzt die Details.
Ich möchte nur auf eines hinweisen, das sozusagen meine Hauptkritik bei diesem Ausschussbericht ist. Ich bin nur neugierig, wie der in der Bevölkerung und auch bei den Medien ankommen wird, wenn sie jetzt Hunderte Seiten hier lesen. Das liest sich spannend wie ein Kriminalroman. Und dann ist man gespannt: Was kommt am Ende heraus? Bei einem Krimi ist es so, dass man am Ende dann weiß, wer der Mörder war, also am Ende gibt es ein Ergebnis. Es gibt sozusagen eine Konsequenz aus diesen Aufbereitungen und Aufarbeitungen, die davor stehen. Die Konsequenz in Form des Antrages aus diesem Ausschussbericht ist kritikwürdig, und zwar deswegen, weil nicht das drinsteht, was wir eigentlich hätten haben wollen. Wir Grüne haben immer vertreten: Es muss hier ein Misstrauen dem Landeshauptmann gegenüber ausgedrückt werden. Wir bleiben dabei. Wir haben einen Misstrauensantrag eingebracht. Der liegt im zuständigen Ausschuss. Dort liegt er anscheinend gut; wird nicht behandelt. Wir wollten das auch hier einbringen, aber eine Stimme unter 13 ist natürlich die Minderheit. So waren wir nicht in der Lage, uns mit dieser Forderung durchzusetzen. Ich glaube, dass das schon eine große Enttäuschung ist, wenn man das durchliest und dann wartet. Auf der Seite 184 fängt der Antrag des Untersuchungsausschuss an. Da stehen ja sinnvolle Sachen drin. Aber im dritten Punkt dann, wo es darum geht, die Konsequenzen aus diesem Bericht zu ziehen, heißt es lediglich: „Der Landeshauptmann hat politisch aufgrund der Ergebnisse des Untersuchungsausschusses“ usw. „die Folgen der Causa Wörtherseebühne zu verantworten. Er wird aufgefordert, die daraus resultierenden notwendigen Konsequenzen zu ziehen.“ Was sind das für Konsequenzen? Da fehlt ein Satz oder ein ganzer Absatz. Es steht nicht dabei, was die Konsequenzen sein sollen. Somit bleibt dieser Ausschussbericht – im Inhalt selbst ist er sehr massiv und stark – im Ansatz selber, in der Konsequenz zahnlos. Das wollten auch schon etliche Kollegen im Untersuchungsausschuss von Anfang an, dass das zahnlos bleibt. Nicht, dass wir das vorher schon so haben wollen. Und jetzt hat man das halt da hinein geschrieben. Leider Gottes ist das ein Kompromiss, der da hinten sich wieder findet. Dieser Kompromiss wird sozusagen – was soll damit geschehen? Was soll da herauskommen? Die Wörtherseebühne läuft nach wie vor weiter, wird weiterhin subventioniert. Sie wird stattfinden. (Abg. Rossmann: Ja, Gott sei Dank!) Es ist so, als wenn es den Untersuchungsausschuss nicht gegeben hätte, weil zwar jetzt die ganzen Misswirtschaften da heraus gekommen sind und die politische Verantwortung sich fragmentiert hat und völlig diffus ist, was da eigentlich an politischer Verantwortlichkeit übrig bleibt. Er bleibt leider Gottes zahnlos. Wir sind ja immer noch dabei, unseren Misstrauensantrag von damals, von 2005, aufrecht zu erhalten.
Wir fordern den zuständigen Ausschussvorsitzenden auf, ihn auch auf die Tagesordnung zu nehmen und appellieren an alle anderen Parteien, uns dabei zu unterstützen. Danke schön!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Wenn man sich die Debatte heute aufmerksam als Mitglied des Untersuchungsausschusses angehört hat, dann stehen einem teilweise die Haare zu Berge, und zwar deswegen, weil der Herr Kollege Gallo uns insofern die Stirn geboten hat, als er hier herausgeht und eigentlich die ganze Arbeit des Untersuchungsausschusses in Frage und in einer Art, in einer Rede, die er offensichtlich bei der „Löwingerbühne“ kopiert und abgeschaut hat, uns hier vormacht, dass die Arbeit nicht in Ordnung war und dass das ein Roman war, der aber auf Tatsachen fußt. Darauf hat er vergessen, hinzuweisen. Nämlich gerade jener Abgeordnete, der eigentlich von Beginn an, von der ersten Minute und von der ersten Stunde an immer dem Ausschuss vorgeworfen hat, dass wir zahnlos sind, was die Arbeit eigentlich soll, es ist eigentlich eh alles in Ordnung. Und das offensichtlich bewusst, denn es ist ein Drama heraus gekommen, für die Kärntner Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, dass sich letztlich zu einem Requiem ausgeartet hat.
Ich denke, wir haben uns bemüht, im Untersuchungsausschuss fachlich und pragmatisch die Hintergründe aufzuklären und sind teilweise auf abenteuerliche, schockierende Maßnahmen draufgekommen, wie eigentlich hier mit Steuergeldern umgegangen wurde. Ich bin froh darüber, dass ich heute als Bürgermeister und als Abgeordneter hier am Rednerpult stehe. Als Bürgermeister deswegen, weil wir das Ohr an der Bevölkerung haben, und wir sind auch das Ohr der Bevölkerung. Wir werden – da können Sie sicher sein – diesen Bericht des Ausschusses, ob er jetzt auf einer Homepage ist oder nicht, kommunizieren, und wir werden ihn in die Bevölkerung hinaus tragen; auf der einen Seite aber auch als Abgeordneter, weil ich denke: So etwas darf im Lande Kärnten nicht mehr passieren!
Die Versäumnisse bestätigt aber auch der Landesrechnungshof. Ich denke, wir stehen hier über der Parteipolitik, und das sollte auf alle Fälle zur Kenntnis genommen werden, das sollte nicht verniedlicht werden! Ich möchte doch auf ein paar spezielle Beispiele noch eingehen. Ich denke, es ist ja bereits sattsam bekannt, dass es hier hohe Subventionszahlungen der öffentlichen Hand gegeben hat und dass darüber hinaus 1,6 Millionen Euro der Bund dazu beigetragen hat und das Land Kärnten saftige Zuschüsse zu dieser Seebühne gegeben hat. Wenn man nur darauf hinweist, wie viele Zuschussgemeinden es in Kärnten gibt und was mit dem Geld eigentlich im sozialen Bereich, ja auch im kulturellen Bereich umgesetzt werden könnte, davon ganz zu schweigen.
Etwas, was mich besonders gestört hat und was mir besonders wehgetan hat, das waren die hohen Ausgaben, die Honorare für einen Herrn Beinaheintendanten Zanella. Er hat eine Jahresgage von 189.000 Euro plus Spesen gehabt. Die sind ihm zugestanden worden. Von wem? – Von jemandem, der heute hier nicht da sitzt. Das ist der Landeshauptmann. Wahrscheinlich streut er gerade Asche auf sein Haupt. Das würde ihm auch gut anstehen. Dazu heißt es im Landesrechnungshofbericht, und ich möchte das wirklich zitieren: „Der Landesrechnungshof bewertet die vertraglichen Regelungen hinsichtlich Entgelt und Vertragsdauer auch im Vergleich mit anderen künstlerischen Einrichtungen in Österreich als sehr großzügig.“ Zum Vergleich werden die wesentlich größer dimensionierten Festspiele in Bregenz und Salzburg genannt, bei denen die Verantwortlichen, man höre und staune, Jahresbruttoeinkommen von 140.700 bzw. 155.500 Euro beziehen. Zanella 189.000 Euro. Wir haben es ja, offensichtlich, im Lande Kärnten. Dazu kommen aber auch noch die großartigen Reisekosten von 305.269 Euro, meine sehr geehrten Damen und Herren. Da gibt es auch einen Rechts- und Beratungsaufwand bei einer hundertprozentigen Landestochter. Wir haben einen Rechtsausschuss, wir haben rechtskundige Beamte beim Lande Kärnten. Man hätte sich diese 325.000 Euro auch ersparen können und dieses Geld sinnvoller einsetzen können.
Ein Chaos ist auch passiert, in Form von Geschenken, die angekauft worden sind. Man spricht hier von Fahrrädern. 32 wurden gekauft, 24 sind nur mehr vorhanden. Auch von Uhren, sind wir im Untersuchungsausschuss draufgekommen, dass auch hier sehr sorglos umgegangen worden ist. Aber ein besonders Schmankerl sind eigentlich diese im Juni 2004 angekauften 20 Festspielsäulen um 32.640 Euro. Das klingt zwar abstrakt, aber das ist sehr, sehr viel Geld. Das muss man erst verdienen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber diese Festspielsäulen sind nie mit Transparenten bestückt worden. Das Ende der Säulen ist genauso traurig wie jenes von „Toska“. Schließlich wurden im Juni 2005 17 Stück samt Zubehör an das Straßenbauamt Klagenfurt um 1.200 Euro verkauft. Da sieht man schon, wie effizient hier von den Verantwortungen mit Steuergeld umgegangen wurde.
Mit schuld an diesem Desaster, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, war sicher, dass es von Anfang an kein Organ für eine Kontrolle gegeben hat. Es war keiner für die Überwachung zuständig. Ich denke, dass die Grundidee – und das ist mir als Tourismussprecher der Kärntner Sozialdemokratie ganz wichtig festzustellen – in Ordnung ist. Es hätte sicherlich, wenn man das professionell umgesetzt hätte, für den Bereich des Wörthersees in Kärnten eine tolle touristische Einrichtung werden können. Aber durch eine dilettantische Vorgangsweise ist das leider zunichte gemacht worden. Organisatorische Absurditäten – und Sie können das im Bericht auch nachlesen -, wenn man hier das Nichtmehrwissen von Frau Napetschnig ein paar Mal auf den Punkt gebracht hat, dann kann man nur darauf hinweisen, dass es wirklich organisatorische Absurditäten gegeben hat. Durch diese Vorgangsweise wurde dem Land Kärnten ein großer Imageschaden zugefügt, der nicht mehr gut zu machen sein wird.
Es gibt eine klare politische Verantwortung, liebe Kolleginnen und Kollegen. Diese liegt eindeutig beim Landeshauptmann, Dr. Jörg Haider, der die Seebühne in der Vergangenheit sogar persönlich in seine Zuständigkeit genommen hat. Die Fakten sprechen für sich. Deswegen, Herr Landeshauptmann, ziehen Sie die Konsequenzen und treten Sie zurück. (Heiterkeit des Abg. Trettenbrein) Ich danke Ihnen für die geschätzte Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Nur ein paar Kleinigkeiten noch dazu. Als Jörg Haider im November 2003 mit dem Herrn Zanella den Vorvertrag unterschrieben hat, ist noch ausgemacht gewesen, erst wenn der Herr Sapetschnig Geschäftsführer ist, wird das gültig werden. Weil wir gesprochen haben von der Frau Napetschnig: Na ja, die Frau Napetschnig hat schon mit dem Herrn Canori den Vertrag ausgehandelt, vom Herrn Zanella. Sie hat auch im Ausschuss ziemlich lang gebraucht, bis sie gesagt hat, auf wessen Weisung oder Wunsch sie das gemacht hat. Die Frau Napetschnig hat auch schon aus ihrer Abteilung 50.000 Euro für Freikarten gezahlt, wo man lange Zeit nicht gewusst hat, wo man die Rechnung hinschickt. Das war einfach ein Kontingent, das sich Dr. Haider genommen hat. Schlussendlich hat sie es dann gezahlt.
Und wenn man sich die Liste der handelnden Personen anschaut, da haben doch schon einige die Konsequenzen gezogen. Es hat der Herr Pfeifenberger die Konse​quenzen gezogen und ist zurückgetreten, es hat der Herr Sapetschnig die Konse​quenzen gezogen und hat schon im Herbst 2004 gesagt, (Abg. Mag. Ragger: Aber der Canori ist nicht zurückgetreten!) er macht es nicht mehr und er ist überfordert. Der Herr Canori ist nicht mehr tätig und auch der Herr Zanella ist es schlussendlich, obwohl er wirklich fürs Jahr 2005 sehr, sehr viel Geld bekommen hat. Wenn man überlegt, dass er wirklich noch seine ganz normale Tätigkeit als Konsulent bezahlt bekommen hat, die schon sehr hoch war, und dann noch die 150.000,-- Euro Ab​schlagszahlung, wovon es hier diese Vereinbarung gibt, die eben sagt, dass der Herr Dr. Strutz in Vertretung von Dr. Haider meint, das soll aus der Finanzabteilung kom​men und das wäre politisch schon okay so. Das ist die Geschichte. Also, wenn einer über 300.000,-- Euro im Jahr bekommt, eigentlich für nichts, weil im Jahr 2005 hat er nichts gemacht! Er hatte 2004 "Napoleon" angedacht, das gesamte Casting hat die Marika Lichter gemacht, die nachher dann mit einem Vergleich ausgestiegen ist, weil ja daraus nichts geworden ist. Aber im Jahr 2005 hat der Herr Zanella für über 300.000,-- Euro nichts gemacht! Danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)
Holub

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 55 Stunden und 58 Minuten, das sind fast eineinhalb Wochen, die 13 hochdekorierte Abgeordnete verbraten haben – pardon, beraten haben. Was hätte da alles Wich​tiges, Seriöses, Sinnvolles geleistet werden können? (Beifall von der F-Fraktion.) Et​wa die, die Englisch können, könnten vielleicht Nachhilfestunden in Englisch geben, die die Mathematik können – ich weiß nicht wie viele – Mathematikstunden. Oder vielleicht hätten wir Dreizehn eineinhalb Wochen irgendwo ein kleines Kinderdorf auf​gebaut? – Natürlich nicht winterfest! (Abg. Mag. Cernic: Aber ohne euch! – Unruhe im Hause.) Aber mir graut schon vorm nächsten Ausschuss; Ladungen, Beratungen, Befragungen und Ausreden anhören, kabarettreife Auftritte beklatschen. Aber scheinbar hat die heilige Inquisition doch Angst und Schrecken in Kärnten verbreitet, weil sonst würde ja nicht manch einer sich durch einen Anwalt hier vertreten lassen oder durch einen Advokaten Verschiebungsbriefe abgeben. Und ich lasse mich jetzt nicht dazu zwingen, diese Herrschaften zu verraten, obwohl wir ja wissen, dass wir einige Sachen schon vorher aus der Zeitung erfahren, was wir dann erst im sogenan​nten Untersuchungsausschuss erst besprochen haben. Also, Schwamm drüber! Scheinbar gibt’s hier irgendwelche undichten Stellen im Haus. Gut!
Also, wir sind 55 Stunden und 58 Minuten zusammengesessen, haben befragt, be​raten, wieder befragt, wieder beraten, und den Rechtsbeistand befragt und bezahlt und untersucht. Wen haben wir untersucht? – Ach ja, die Wörtherseebühne! Und festgestellt, dass sie doch nicht so krank ist wie wir alle, oder wie es gerne einige ge​sehen hätten. Natürlich weiß der Pathologe mehr als der Chirurg; auch wir hätten Vieles gerne vorher gewusst. Es ist nämlich wichtig, ab und zu schon Erfahrungen zu haben bevor man sie macht. Aber, Gott sei Dank, die Bühne am Wasser lebt! Aber wissen Sie, wann Mörbisch und Bregenz profitabel geworden sind? – Bis heute noch nicht! Ohne Subventionen lassen sich solche Projekte einfach nicht durchfüh​ren! (Beifall in der F-Fraktion.) Und die Kärntner sind trotz allem – und auch Sie – Sie haben ja auch alle einige Vorstellungen gesehen; Ihr ward begeistert oder ward nicht begeistert; über die "Tosca" kann man so geteilter Meinung sein. Da gebe ich dir (Angesprochen wird Abg. Holub.) vollkommen Recht! Man kann sich auch eine CD kaufen. Aber, okay! Aber es sind trotzdem sehr schöne Stunden, die die Kärntner hier am schönsten See Österreichs verbracht haben. Und ich glaube, die kommen​den Produktionen werden vielleicht noch besser werden.
Ein kleiner Vergleich mit dem Stadttheater von den Kosten her, würde auch jedem gut tun und viele würden sich wundern – und ich bin absolut für parlamentarische Untersuchungsausschüsse – sie sollen auch Zeit und Mühe kosten, aber es soll Sinnvolles herauskommen und vor allem soll es keine Beschäftigungstherapie für etwa unbeschäftigte Abgeordnete sein. (Abg. Trettenbrein: Bravo!) Also stehen wir zur Wörtherseebühne! (Beifall in der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)
Willegger

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Der Herr Kollege Gallo hat sich auf literarischem Weg diesem Thema des Untersuchungsaus​schusses genähert. Der Herr Kollege Willegger hat versucht, das humoristisch darzu​stellen, um einen gewissen Grad an Verunglimpfung bzw. Verniedlichung dieses (Abg. Mag. Ragger: Du wirst daraus ein Drama machen oder?) Untersuchungsaus​schusses herbeizuführen. Lassen Sie mich nur einen kleinen Aspekt dieses Ergeb​nisses des Untersuchungsausschusses noch ganz, ganz kurz beleuchten. Und zwar ist das der Aspekt aller anderen Kulturinitiativen, Kunstschaffenden und Kulturschaf​fenden in diesem Bundesland. Und das Ergebnis der Wörtherseebühne bzw. des Untersuchungsausschusses ist nichts anderes als eine Breitseite gegen deren Ar​beit, die von vielen ehrenamtlich erledigt wird, die von vielen in der Freizeit erledigt wird und die – wenn sie um Steuergeld bzw. um Kultursubventionen ansuchen müs​sen – ein Prozedere über sich ergehen lassen müssen, das Beispiel gebend ist.
Wenn also so eine Kulturinitiative, ein Künstler oder ein Kulturveranstalter – egal ob das jetzt in der Avantgarde oder im traditionellen Bereich angesiedelt ist – eine Sub​vention haben will, dann durchläuft er, wie gesagt, ein Prozedere, das beispielhaft ist. Es beginnt einmal mit einem schriftlichen Ansuchen, das er bei der Kulturabteilung und beim Kulturreferenten abzuliefern hat; dann gibt es eine erste Einladung zu einer Vorsprache; dann muss ein Subventionsantrag ausgefüllt werden; dann muss ein Finanzplan erstellt werden. Dann muss plausibel nachgewiesen werden, wie die Finanzierung funktionieren soll; dann muss nachgewiesen werden, welche Cofinan​ziers es gibt etc. etc. Dann gibt es noch eine weitere Vorsprache, dann gibt es Rück​fragen seitens der Kulturabteilung. Und, wenn man dann schon am Ende seiner Kräfte ist und, wenn die Veranstaltung knapp vor der Eröffnung ist, gibt es entweder eine Zusage oder eine Absage. Über die Effizienz dieses Förderungssystems kann man streiten, kann man trefflich streiten. Es ist auf jeden Fall so, dass wenn man Steuergeld verwendet, dass die Verwendung einigermaßen zweckgewidmet abgesi​chert sein soll; dass es sich um ernsthafte Projekte handelt, die professionell, wirt​schaftlich und künstlerisch realisiert werden sollen.
Und jetzt frage ich Sie: Mit welcher Ernsthaftigkeit, mit welcher Professionalität und mit welchem Engagement wurde die Seebühne vorbereitet? Hier lassen also all diese Punkte sehr, sehr zu wünschen übrig, insbesondere dann, wenn der Antrag​steller im hundertprozentigen Besitz des Landes bzw. einer Gesellschaft des Landes ist. Und nur ein kleines Beispiel, nur ein kleines Beispiel aus dem Untersuchungs​ausschuss bzw. der Ergebnisse des Untersuchungsausschusses. Das Budget des Jahres 2004 wurde seitens der Kulturabteilung mit 1,2 Millionen Euro unterstützt. Und obwohl es die Anforderung der Finanzabteilung war, wurde die geforderte Plau​sibilitätsprüfung, die die Verwendung dieser 1,2 Millionen Euro nachweisen hätte sollen, nicht erbracht! Ich zitiere nur kurz die geladene Zeugin aus der Finanzabtei​lung: „Für uns war ganz wichtig, nachdem die Finanzabteilung ja nicht das Know-how im Bereich des Kulturmanagement und des Kulturbetriebes hat, dass auch das Bud​get jetzt hinsichtlich der Plausibilität, der Auslastungszahl usw. durchleuchtet wird“.
Auf die Nachfrage, ob sie diese Plausibilitätsprüfung erhalten hat: „Es war zwar unsere Anforderung, dass die Kulturabteilung eine Plausibilitätsprüfung vornimmt, aber einen Bericht über diese Plausibilitätsprüfung kenne ich nicht!“ Sie müssen – geschätzte Damen und Herren – der Herr Landeskulturreferent wird es müssen – Sie müssen den vielen Kulturinitiativen in diesem Land klarmachen, warum in der Causa Seebühne von den Reglementierungen und den Grundsätzen, den Vorschriften der Kulturförderung in diesem Land in einem sträflichen Ausmaß abgegangen wurde und warum diesen Kulturschaffenden und der insgesamten Kultur und Kunst in diesem Land mehr als 6 Millionen Euro abgezweigt wurden. Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung zum Tagesordnungspunkt mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort.)
Seiser

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses! Ich werde ausnahmsweise von meinem Recht auf ein Schlusswort Gebrauch machen und Sie mit drei kurzen Anmerkungen belästigen. (Einwände aus der F-Fraktion.) Nein, die Debatte … die Debatte, kurz zusammenge​fasst, führt mich zu einem Satz, den ich bereits in der letzten Sitzung des Untersu​chungsausschuss verwendet habe. Es ist ein Gesetz der Wahrnehmungspsychologie und lautet: „Wahrnehmung ist selektiv und interessensgeleitet.“ Und daher ist es auch nicht verwunderlich, dass die Wahrnehmung des Berichtes des Untersuchungs​ausschusses höchst divergierend ist, je nachdem, welcher Fraktion man im Hohen Haus auch angehört.
Gleichzeitig wird der Bericht, der in schriftlicher Form vorliegt, in seiner Konsistenz und Nachvollziehbarkeit auch dazu führen, dass die Menschen sich ein eigenes Bild machen können. Und abschließend möchte ich mich dem bereits vom Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses ausgesprochenen Dank anschließen, nämlich Dank an das Landtagsamt, insbesondere auch der Protokollführerinnen des Untersu​chungs​ausschusses. Sie haben uns in unnachahmlicher Weise intensivst begleitet und in unserer Arbeit unterstützt. Ein Dank allen Mitgliedern des Untersuchungsaus​schusses, die sich über weite Teile und mit ganz wenigen Ausnahmen, auch sehr intensiv und konstruktiv (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Sie sollen nicht werten in Ihrem Schlussbericht! – Ich verzichte auf Ihre Wertungen!) mit der Materie beschäftigt haben. Und am Ende noch einen Dank auch an die umsichtige Leitung des Vor​sitzenden des Untersuchungsausschusses. Danke!

Damit komme ich zu meinem Ansuchen um das Eingehen in die Spezialdebatte.

Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Die Spezialdebatte ist beantragt. Ich lasse darüber abstimmen. Wer dieser zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist so, mit Stimmen von SPÖ, ÖVP, Franz Schwager und den Grünen geschehen. – Ich bitte zu berichten, Frau Berichterstat​terin!

Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Der Landtag wolle beschließen:

1. Der vorliegende Bericht des Untersuchungsausschusses betreffend die Überprü​fung über die finanziellen Aufwendungen des Landes Kärnten bei der Seebühne wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

2. Die Kärntner Landesregierung wird eindringlich aufgefordert, 
a) dem Kärntner Landtag einen Gesetzesentwurf über Abänderungen der Bestimmungen der Ge​schäftsordnung des Kärntner Landtages über Untersuchungsausschüsse (§§ 32 bis 35 K-LTGO) vorzulegen, um künftig dem Untersuchungsausschuss mehr Möglich​keiten einzuräumen, Zeugen zu einer Aussage zu verhalten und das Verlangen auf Beibringung von Unterlagen auch tatsächlich durchzusetzen;

b) die Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung dahingehend zu ändern, dass das Eingehen von Gesellschaftsverhältnissen durch das Land (§ 3, Ziffer 39 der Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung) von der Einrichtung eines Auf​sichtsrates zwingend abhängig gemacht wird.

c) die Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung dahingehend zu ändern, dass das Verhalten von Vertretern des Landes bei General- und Hauptversammlun​gen von Kapitalgesellschaften durch kollegiale Beschlussfassung festgelegt wird.

d) bei ähnlichen Vorhaben vor Durchführung, die Prüfung der Soll-Kosten-Berech​nungen und der Folge-Kosten-Berechnungen durch den Landesrechnungshof her​beizuführen und

e) entsprechend der auch vom Landesrechnungshof getroffenen Empfehlungen, bei Projekten generell den Aufbau von Doppelstrukturen zu vermeiden und mit der ope​rativen Umsetzung bestehende und bewährte Einrichtungen zu betrauen; mit dem Rückzug auf die strategische Ebene soll jedoch seitens des Landes auf die Einrich​tung eines aussagekräftigen Bericht- und Kontrollsystems besonderer Wert gelegt werden.

3. Der Landeshauptmann hat politisch aufgrund der Ergebnisse des Untersuchungs​ausschusses zur Überprüfung des finanziellen Aufwandes des Landes Kärnten alle im Zusammenhang mit der Errichtung und der Bespielung der Seebühne erfolgten Geldflüsse, die künstlerischen und wirtschaftlichen Folgen der Causa Wörthersee​bühne zu verantworten und wird aufgefordert, die daraus resultierenden notwendigen Konsequenzen zu ziehen.
4. Die Landesregierung wird aufgefordert, Regressansprüche gegen den aus der Landesregierung ausgeschiedenen Landesfinanzreferenten Landeshauptmann-Stellvertreter a. D. (Abg. Lutschounig: Danke, Karli!) Ing. Karl Pfeifenberger zivilrechtlich geltend zu machen.
5. Die Landesregierung wird aufgefordert, Regressansprüche gegen die bei der Wörtherseebühne tätig gewesenen und tätigen Geschäftsführer sowie den ehemaligen Intendanten zivilrechtlich geltend zu machen.
6. Weiters wird die Landesregierung aufgefordert, die provisorische Abteilungsleiterin der Abteilung 5 – Kultur, Maga. Erika Napetschnig, aus ihrer Funktion abzuberufen.
7. Der vorliegende Bericht des Untersuchungsausschusses wird der Staatsanwaltschaft Klagenfurt, dem Landesgericht Klagenfurt, der Landesfinanzdirektion und dem Amt der Kärntner Landesregierung zur Kenntnisnahme und ent-sprechenden (amtswegigen) Veranlassung übermittelt.
Ich ersuche um Annahme.
Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mit Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion, des Abgeordneten Franz Schwager, der Grünen und der ÖVP so beschlossen.
Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt. (Abgeordneter Vouk und Abgeordneter Schwager melden sich zur Geschäftsordnung.) Der Bürgermeister war schneller, bitte!
Dr. Strutz

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Antrag zur Geschäftsordnung gemäß § 64 K-LTGO betreffend Abhaltung einer Enquete „Tourismus in Kärnten.“

Begründung: Aufgrund der in letzter Zeit nicht nur in den Medien geführten Diskussionen rund um den globalen Klimawandel und dessen Auswirkungen auf den Tourismus im Allgemeinen und im Besonderen in Österreich und Kärnten, wäre eine Befassung des Kärntner Landtages mit diesem Thema im Rahmen einer eigenen Enquete zweckmäßig.
Daher stelle ich namens des Klubs der Sozialdemokratischen Abgeordneten zum Kärntner Landtag gemäß § 64 K-LTGO den Antrag, eine Tourismusenquete des Kärntner Landtages abzuhalten.
Vouk

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Sie haben diesen Antrag zur Geschäftsordnung gehört. Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Danke schön! Das ist einstimmig so geschehen. Als Nächster hat sich zur Geschäftsordnung Abgeordneter Schwager gemeldet. Ich darf ihm das Wort erteilen!

Dr. Strutz

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich habe in meiner Rede um ziffernmäßige Abstimmung gebeten. Das ist nicht geschehen und so stelle ich fest, dass ich dem Punkt 6 – Abberufung der Abteilungsleiterin, Maga. Erika Napetschnig – nicht die Zustimmung gegeben habe.
Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Gut, Herr Abgeordneter! Wir werden das im Protokoll so vermerken. Wir sind jetzt beim Tagesordnungspunkt 2:
2. Ldtgs.Zl. 323-2/29:


Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend Ansiedlungsvorhaben Firma Microporous Products GmbH in Feistritz i. R.; KWF-Förderung im Rahmen des Konjunkturpaketes 2005 – 2009 aus dem Sondervermögen „Zukunft Kärnten“; Sonderbedarfszuweisungsmittel – Ermächtigung zum Eintritt des Landes Kärnten in den Leasingvertrag gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG
Berichterstatter ist Abgeordneter Stark. Ich darf ihn ersuchen, zu berichten!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Sehr geehrter Präsident! Liebe Abgeordnete! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Es geht hier um den Punkt 2 – Ansiedlungsvorhaben der Firma Microporous Products GmbH in Feistritz i. R., die dort 35 Vollarbeitskräfte für die nächsten zehn Jahre und noch mehr schaffen wollen. Es geht hier um die KWF-Förderung in Rahmen des Konjunkturpaketes 2005 – 2009 aus dem Sondervermögen „Zukunft Kärnten“; Sonderbedarfszuweisungsmittel – Ermächtigung zum Eintritt des Landes Kärnten in den Leasingvertrag.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Gritsch das Wort.)

Stark

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Wenn der Herr Kollege Vouk am Beginn seiner Ausführungen gemeint hat, heute stehen so manch einem die Haare zu Berge, so teile ich mit ihm diese Meinung durchaus! Denn nach den heutigen Debattenbeiträgen kann man sich ja des Eindrucks nicht erwehren, dass bereits Landtagswahlkampfstimmung festzustellen ist! (Abg. Ing. Hueter: Jetzt geht es los!) Wahrscheinlich liegt es auch daran, dass unsere politischen Mitbewerber – sowie es die Medien vor einigen Tagen kolportiert haben – wohl zu wenig laut sind oder – sowie der Herr Bürgermeister Manzenreiter gemeint hat – nicht in der Lage sind, die Themenführerschaft an sich zu reißen! Das ist auch heute nicht gelungen! (Beifall von der F-Fraktion.) Und bedauerlicherweise haben wir auch gelesen, dass seine Kollegen Abgeordneten, die durchaus mit Wirtschaftskompetenz ausgestattet sind, anmerken haben lassen, dass sie beim nächsten Landtagswahlkampf nicht mehr antreten wollen! Ja, meine Damen und Herren, wen wundert es, wenn die Glaubwürdigkeit und das Vertrauen in die eigene Parteiführung verloren gegangen ist? (Heiterkeit im Hause. – Beifall von der F-Fraktion.) Wen wundert es, wenn die einzige Devise und Prämisse heißt, mit aller Kraft gegen den Landeshauptmann vorzugehen, alles madig und schlecht zu machen, (Abg. Ing. Hueter: Thema verfehlt! – Abg. Tauschitz: Du lernst dazu!) um so die mediale Berichterstattung auf sich zu ziehen! Also, gegen den Landeshauptmann vorgehen, dann ist es garantiert, dass man auch in den Medien vorkommt!
Und ein Paradebeispiel und ein Komödiant aller ersten Ranges scheint in letzter Zeit auch der Herr Präsident der Wirtschaftskammer zu sein, dessen Aussagen auf das Schärfste zurückzuweisen sind! Denn auch das soll einmal gesagt werden, dass die wesentlichsten Förderungsmaßnahmen und -initiativen im Wirtschaftsbereich in den letzten Jahren seitens des Landes ohne Mitwirkung der Wirtschaftskammer und ohne den Herrn Präsidenten Pacher durchgeführt worden sind! Der einzige Verdienst um die Wirtschaft, den er zu leisten hat ist, dass er von den Unternehmern noch immer die doppelte Grundumlage abkassiert, obwohl er deren Abschaffung schon lange versprochen hat! Auch die Kleinstgewerbeförderung wurde ohne Mitwirkung der Wirtschaftskammer vom Land auf die Beine gestellt. (Abg. Tauschitz: So wirst du nicht Bürgermeister werden!) Ich kann mich noch zu gut erinnern, wie der Abgeordnete Gunzer das hier eingebracht hat. Am nächsten Tag war in der Wirtschaftskammerzeitung zu lesen: Das war der große Verdienst des Herrn Pacher, der sich da die Medaillen an die Brust heftet! Also, das muss man auch einmal sagen! Es ist auch das Land, das dem in Österreich vorherrschenden Facharbeitermangel entgegensteuert und die Initiative „Lehre mit Matura“ geschaffen hat! Kärnten ist damit das erste Bundesland in dem der Lehrberuf und die Maturaausbildung parallel und völlig kostenlos gemacht wird. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.) Das Land hat auch mit dem Lehrlingswettbewerb „LION“ eine erfolgreiche Plattform geschaffen, auf der die Lehrlinge sich und ihre Leistungen präsentieren können. Die Wirtschaftskammer unter Präsident Pacher hat diese Initiative immer blockiert und auch einer Förderung nicht zugestimmt! Und es ist auch das Land und nicht der Herr Wirtschaftskammerpräsident, das mit der „Entwicklungsagentur Kärnten“ für die Betriebsansiedlungen in Kärnten sorgt. Und es war der Herr Landeshauptmann, der das 160 Millionen Euro schwere Konjunkturpaket für Kärntens Unternehmer auf die Beine gestellt hat! (Ing. Hueter: Flattnitz – 30 Betten! Danke, Jörg!) Ich hoffe, dass ihr bei eurer neuen Bundesregierung auch so initiativ werdet und das auch nachmacht!
Es ist eine Wirtschaftspolitik, die bei der Wirtschaftsförderung für den Technologieschwerpunkt und damit für den Weg Kärntens zum Hightechland verantwortlich zeichnet. Und all diese Maßnahmen für eine erfolgreiche Wirtschaftsentwicklung in Kärnten wurden seitens des Landes ohne Unterstützung der Wirtschaftskammer und ohne Mitwirkung von Präsident Pacher auf die Beine gestellt! Das alles sollten Sie bitte bedenken, wenn Sie dem Landeshauptmann in weiterer Folge am Zeug flicken wollen!
Soweit zur veröffentlichten Meinung, jetzt komme ich zum Thema! (Abg. Ing. Hueter: Bist du heute am falschen Kirchtag?) Ja, gewisse Sachen müssen schon ein bisschen in Erinnerung gerufen werden, liebe Kollegen von der ÖVP! Der gegenständliche Antrag wurde einstimmig beschlossen. Es ist natürlich auch sehr erfreulich, einen Betrieb anzusiedeln um den Wirtschaftsstandort zu stärken. Der Berichterstatter hat schon ausgeführt, dass es sich um ein Unternehmen handelt, das mehrere Jahrzehnte Branchenerfahrung mit sich bringt. Es geht um die Produktion von Batterie-Seperatoren, wo der Hauptmarkt derzeit im Bereich Industriebatterien und Spezialanwendungen liegt und im Jahr 2006 auch eine Produktionserweiterung geplant ist und die Standortfrage bereits abgeklärt wurde. Eine Grundüberlegung für einen Standort in Europa war der hohe Exportanteil, der in Europa liegt. Wir sind so weit, dass das nunmehr im Gewerbepark Feistritz stattfinden wird. Es gibt auch eine Garantieerklärung des Unternehmens, das in einer errichteten Halle im Gewerbepark Feistritz eine Mietdauer von zehn Jahren und auch insgesamt für 42 Arbeitsplätze garantiert. Insgesamt gesehen ist das ein positiver Impuls zur Belebung der Wirtschaft, der unser Land natürlich auf einen erfolgreichen Zukunftskurs bringt. So sind wir, gemeinsam mit Landeshauptmann und Wirtschaftsreferent Haider, frohen Mutes und in dem Fall auch mit Ihnen allen, nachdem Sie Ihre Einstimmigkeit zur Dokumentation bringen werden. In diesem Sinne danke ich Ihnen für den einstimmigen Beschluss! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Gritsch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich war fast geneigt, meinen Freund Bernhard zu fragen: „Hast du das Thema verfehlt?“ Aber du hast am Ende doch noch die Kurve gekratzt (Lärm im Hause.) und hast deinen Unmut gegenüber der Wirtschaftskammer geäußert, der sich von deiner Partei wie ein oranger Faden durchzieht. Davor hast du natürlich nicht Halt machen können. Du hast aus deinem Herzen keine Mördergrube gemacht und hast dein Herz ausgeschüttet! Wir könnten weiter so fortfahren! Es war der Herr Landeshauptmann und Wirtschaftsreferent, der den gebeutelten und geplagten Arbeitskräften, die zum Beispiel bei Philips ihre Arbeit verloren haben versprochen hat, dass sie alle bei Magna unterkommen werden. Zur Zeit gibt es noch nicht einmal den Spatenstich! Er ist zwar terminisiert, (Abg. Trettenbrein: Lächerlich!) aber er ist noch nicht erfolgt, aber die Arbeitsplätze sind schon versprochen worden! Das ist auch eine Art der Wirtschaftspolitik, (Mehrere Einwendungen aus der F-Fraktion. – Es herrscht Unruhe im Hause.) wie sie eben in Kärnten gemacht wird! Zuerst blablabla und dann schauen wir erst, ob dieser Betrieb tatsächlich kommt! Ich hoffe und wünsche ja, dass er kommen wird! Wir werden alles daran setzen!
Meine Damen und Herren, soviel vielleicht noch dazu, weil der Kollege Gritsch auch einen kleinen Ausflug gewagt hat! Aber zur Sache konkret: Es freut mich natürlich für die Krisenregion Rosental! Feistritz im Rosental hat ja durch die Schließung der „Bärenbatterie“ in den letzten Jahren natürlich enorm viel durch- und mitgemacht. Dieser Gewerbepark, der in Feistritz i. R. entstanden ist, ist ein sehr gutes Beispiel dafür, wie die Kommunalpolitik nicht gegen die Wirtschaftskammer und gegen die Politik arbeitet, sondern es hat gezeigt, dass es nur durch ein Miteinander möglich ist, entsprechende Betriebe herzuholen. Auch der Bürgermeister Mock – weil der Gerhard gerade da sitzt, bin ich fast geneigt, nach der jetzigen Diskussion zu sagen: Herzog Gerhard I – hat in seinem Gewerbepark in St. Veit gezeigt, wie man es macht, und da wird nicht einer gegen den anderen ausgespielt, sondern es sind alle Kräfte zu bündeln, damit wir gemeinsam eine Schlagkraft entwickeln, um hier den jeweiligen Wirtschaftsstandort zu stärken! Und es freut mich, dass diese Firma, die ihren Sitz in Tennessee – in den USA – hat, hier in Kärnten ihren Betrieb, der mit der Seperatoren-Batterieherstellung zu tun hat, zuerst mit 35 Menschen eröffnen wird. Ich hoffe, dass sich der Betrieb so gut entwickelt, dass er dann natürlich entsprechend expandieren wird. Meine Damen und Herren, von Garantieerklärungen seitens der Werber, der Betriebe, der Interessenten – das sage ich in aller Deutlichkeit – halte ich sehr wenig! Denn wir wissen alle, was so eine Garantieerklärung wert ist: Nämlich nicht einmal das Papier, auf dem es geschrieben ist, wenn es dem Betrieb tatsächlich schlecht geht!
Das wissen wir aus der Vergangenheit. Das haben wir immer wieder erlebt. Wir können nur alle hoffen – und das hoffe ich auch - und ich als Rosentaler Regionalabgeordneter werde natürlich alles daran setzen, um diesem Betrieb zu helfen, um alle Weichenstellungen und Weichen zu öffnen und alle Hürden auszuräumen, die, wo immer sie auch auftreten mögen, in den Weg gelegt werden. Ich glaube, das ist unsere Aufgabe der Politik, dass wir dort gemeinsam an einem Strang ziehen und sichere Arbeitsplätze für die Zukunft schaffen! Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Microporous Products! Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf einmal gratulieren zu diesen unwahrscheinlich umfangreichen Unterlagen! Wir haben sie durchgelesen. Ich habe sie teilweise sogar verstanden. Das macht natürlich schon Sinn, wenn man sich wirklich intensiv informieren kann und die Sachen nachvollziehen kann. Ich wünschte mir bei vielen anderen Punkten auch so schöne Unterlagen. Der KWF hat sogar den Förderungsvertrag dazugehängt. Ich kann wirklich sehr viel von dem nachvollziehen und darf Ihnen berichten, dass auch die Grünen ihre Hände bei diesem Antrag heben werden und dafür sind, dass sich die Firma Microporous in Feistritz im Rosental ansiedelt. Wir brauchen eigentlich vom Landtag nur die Zustimmung zum Leasingvertrag. Aber auch das ist durchaus in unserem Sinne, wenn das alles so stimmt, wie es da steht. Auch die Eigenmittel erscheinen mir relativ hoch. Die Sonderbedarfszuweisungen, die es da auch noch vom nachfolgenden Geld des Marshall-Planes gibt, eigentlich der Grenzlandbonus, und der Zuschuss vom KWF, das schaut alles sehr gediegen aus. Ich wünsche der Firma und uns, dass es wirklich im Rosental bergauf geht, nach diesen, sagen wir, Kalamitäten mit den Batterien, dass man jetzt endlich auch hier Separatoren herstellen wird können und auch von hier aus Europa bespielen wird können. Man will ja auch expandieren. Derweil sind ja 35 Arbeitsplätze vorgesehen.
Wie gesagt, wir wünschen Feistritz im Rosental sehr viel Glück und auch der Firma und dass das Land nicht unbedingt, wie es hier festgehalten ist, dann in den Leasingvertrag einsteigen muss, sondern dass es bis zum Ende gut gehen wird. Glück auf! Danke schön! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak, dem Abg. Schwager und der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Holub

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vorweg einmal Kompliment zur Kampfansage an den Grafensteiner Bürgermeister Deutschmann (an Abg. Gritsch gerichtet), denn anders habe ich den ersten Teil deiner Rede nicht bewertet. Er war rhetorisch exzellent. Ich denke, das wird eine recht spannende Auseinandersetzung werden.
Zweitens zum gegenständlich Antrag: Natürlich stimmt die SPÖ zu. Kompliment an die Bürgermeisterin Sonja Feinig, die hier in Verhandlungen mit den ehemaligen Gemeindebewohnern erreicht hat, dass dieser Betrieb seine Produktionsstättenerweiterung – was nicht immer der Fall ist – gegen starke andere europäische Konkurrenz auch in so genannten Billigstlohnländern durchgesetzt hat. Kompliment an jene, die die Förderverträge geschnürt haben, insbesondere auch an den Gemeindereferenten, der hier etwas ganz Wesentliches mit zustande gebracht hat. In Summe sind die Eckparameter das Wesentliche, warum wir diese Zustimmung und diese gesamten Anstrengungen auch unternommen haben. Es ist eine Gesamtinvestitionssumme von zirka 10,7 Millionen Euro. Es werden insgesamt rund 42 Arbeitsplätze, neue Arbeitsplätze, entstehen. Ganz wesentlich ist uns, dass damit verbunden auch in den Verträgen – wie es Kollege Holub angeführt hat – eine Arbeitsplatzgarantie bestehen bleibt und hineingearbeitet wurde.
Als letzter Punkt – und auch das sollte man, glaube ich, positiv hervorstreichen –, mit dieser erstmaligen Einsetzung von Separatoren auf PE-Gummibasiserzeugung wird auch gleichzeitig eine Forschungs- und Entwicklungseinheit im Industriebereich mit installiert. Das ist etwas, was auch für nachhaltige Wirtschafts- und Forschungspolitik spricht. Daher, wie bereits erwähnt, eine klare Zustimmung seitens der Sozialdemokratie! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich bitte um Aufmerksamkeit! Es liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG ermächtigt, den Eintritt des Landes Kärnten in den Leasingvertrag betreffend Ansiedlungsvorhaben Firma Microporous Products GmbH in Feistritz i. R. zu den nachstehend angeführten Konditionen herbeizuführen:

1.
Die Bedeckung des Ansiedlungsvorhabens der Firma Microporous Products GmbH mit Sonderbedarfszuweisungsmitteln in der Höhe von insgesamt € 1,290.000 wird unter den gemäß Pkt. 4.), 5.) und 6.) vorgegebenen Bedingungen genehmigt. Die Auszahlung der Sonderbedarfszuweisung erfolgt in zwei Tranchen:

a)
Erste Tranche in der Höhe von € 915.000 mit Übergabe der Betriebsgebäude an den Leasingnehmer (= Förderungswerber) und Nachweis der förderungswürdigen Investitionen in der Höhe von 30 %;

b)
Zweite Tranche in der Höhe von € 375.000 frühestens im Folgejahr nach Auszahlung der ersten Tranche und Nachweis der vollständigen förderungswürdigen Investition, Anerkennung der Endabrechnung durch die Förderungsgeberin sowie Nachweis der Erfüllung der sonstigen Förderungsvoraussetzungen (soweit diese in der Form der Beschäftigung nicht erst später zu erfüllen sind).

2.
Die Marktgemeinde Feistritz/Rosental muss mit dem Förderwerber (Microporous Products GmbH) eine Fördervereinbarung mit den vorgegebenen Bedingungen abschließen.

3.
Der Landesfinanzreferent und der Gemeindereferent werden ermächtigt, nach Erteilung der Zustimmung des Kärntner Landtages gemäß § 64 Abs. 1 K-LVG die erforderlichen Rechtsverhandlungen vorzunehmen und eine entsprechende Verpflichtungserklärung für das Land Kärnten abzugeben.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Stark

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Bevor wir zum Tagesordnungspunkt 3 kommen, darf ich recht herzlich begrüßen Schülerinnen und Schüler des Europagymnasiums in Klagenfurt, der 7. und 8. Klasse, mit ihren Professoren und Aufsichtspersonen! Recht herzlich willkommen im Kärntner Landtag! (Beifall im Hause)

3.
Ldtgs.Zl. 246-12/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend entgeltliche Übertragung von Liegenschaften, Liegenschaftsrechten, Liegenschaftsteilen und Gebäuden der Landeskrankenanstalten Betriebsgesellschaft (KABEG), Verkauf Tranchen 3 und 4 – 2007 und 2008, Übernahme von Haftungen
Abgeordneter Gritsch ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, zu berichten!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrte Zuhörer! Der Kärntner Landtag hat im Jahr 2004 das von der Kärntner Landesregierung vorgelegte Budgetprogramm mit der Maßgabe zustimmend zur Kenntnis genommen, dass eine dem Budgetprogramm zugrunde liegende Übertragung der im Eigentum des Landes stehenden Liegenschaften und Gebäude der Kärntner Landeskrankenanstalten nicht an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH sondern an die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft erfolgt und damit eine Zusammenführung des bisherigen Nutzungsrechtes mit dem Eigentumsrecht stattfindet.
Der Erlös aus der Eigentumsübertragung soll damit beitragen, die Investitionsfinanzierungen in den Kärntner Landeskrankenanstalten im Rahmen des Betriebsabganges über die Legislaturperiode hinaus sicherzustellen. Es gibt bereits vollzogene Übertragungen des LKH Klagenfurt in zwei Tranchen, die im Jahr 2005 und 2006 beschlossen wurden, wobei die Kärntner Landesregierung ermächtigt wurde, diese zu veräußern. Es geht in der ersten Tranche um einen Betrag von 90,820.000 Euro und in der zweiten um einen Betrag von 98,390.000 Euro.
Bezüglich der Übertragungen der dritten und vierten Tranche betreffend das LKH Villach in den Jahren 2007 und 2008 an die KABEG hat es ein Bewertungsverfahren gegeben, wobei gegenständliche Objekte und Grundstücke bewertet worden sind und entsprechend dem Grundsatzbeschluss und der darin fixierten Reihenfolge soll nunmehr das LKH Villach in zwei Tranchen in den Jahren 2007 und 2008 an die KABEG übertragen werden. Daraus ergibt sich ein Betrag von rund 102,446.000 Euro. Es liegen mehrheitliche gefasste Beschlüsse seitens der Landesregierung und seitens des Budgetausschusses vor.
Ich beantrage somit das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)

Gritsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Schülerinnen und Schüler auf der Tribüne! Sehr geehrter Herr Prof. Bacher, wenn ich richtig informiert worden bin! Hier geht es um eine lustige Geschichte, die schon einige Jahre geht, und zwar aus der Serie „Wie mache ich Geld, wenn ich keines habe?“ – Ich verkaufe mir als Landesgesellschaft die eigenen Krankenhäuser für 350 Millionen, zahle mir selber die Zinsen und buche dann die Schulden, die ich bei mir selber habe, wieder aus. Das bringt kurzfristig ungefähr 350 Millionen, kostet aber langfristig ziemlich genau das Doppelte. Das heißt, liebe Schülerinnen und Schüler da oben auf der Tribüne, bis 2030 werden wir dann ungefähr so 20 Millionen Euronen immer wieder zurückzahlen: für Sachen, die wir uns eigentlich selber verkauft haben, weil es so ein Schlupfloch gegeben hat, das Maastricht-senkend heißt. Das bedeutet, wenn wir eine Gesellschaft auslagern und sie kauft dann von uns etwas ab, was uns eigentlich eh schon gehört – muss es aber nie zahlen, sondern wir zahlen das für sie -, dann gibt es so ein kleines Loch, und das ist Maastricht-senkend. Auf der anderen Seite, die, die sich da schon etwas besser auskennen, wissen, dass wir vor einigen Monaten an die 400 Millionen Euro ausgebucht haben, weil wir gerade den Stabilitätspakt nicht unterschrieben hatten, das heißt wir haben die Schulden, die die KABEG bei uns gehabt hat, ausgebucht. Damit sind sie fort. Sie haben uns nichts genutzt. In Wirklichkeit heißt das nichts Anderes, dass wir einen sehr, sehr teuren Kredit aufgenommen haben, den wir über ungefähr 25 Jahre zurückzahlen werden lassen; weil wir sind ja da wahrscheinlich nicht mehr so richtig politisch tätig. Aber andere werden diese Altlasten für uns zahlen müssen. Das ist, glaube ich, nicht die intelligenteste Art und Weise der Geldbeschaffung. Würde man wirklich die Verantwortung hier und jetzt übernehmen, hätte man diesen Unsinn überhaupt gar nicht gemacht.
Ich kann mich noch sehr gut erinnern, wie der Kollege Arbeiter fast ausgezuckt ist, weil man diese Geschichte so zwischen zwei Sitzungen irgendwo hinein monieren wollte, an einem Mittwoch/Donnerstag, glaube ich, so am Vormittag und Nachmittag, zwei Sitzungen angesetzt hat, bis er dann endlich draufgekommen ist, weil ihm selber hat man die Unterlagen nicht gezeigt – von der eigenen Fraktion, wohlgemerkt! – und er dann sofort die Handbremse gezogen hat, damit zumindest einmal die Mitarbeiter der Landeskrankenanstalten abgesichert waren und auch nach dem Landesgesetz von der KABEG übernommen wurden, damit hier nicht ein größeres Unglück passiert ist. Man sieht, wie schnell und lustig und unwissend Politik vor sich gehen kann. Aber insgesamt ist das natürlich verantwortungslos, auf die nächsten Generationen gesehen. Wir waren schon damals nicht dabei. Und ich darf Ihnen versprechen, dass wir diesmal auch nicht mitstimmen. Danke schön! (Beifall von der Abg. Lesjak, dem Abg. Schwager und der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Holub

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Schüler auf der Zuhörertribüne! Ich kann dem Rolf Holub, meinem Vorredner, an und für sich voll Recht geben, weil genau das der springende Punkt ist. Das ist eine Kreditaufnahme und sonst gar nichts, eine Kreditaufnahme, die wir in dieser Form nie hätten machen dürfen! Diese Kreditaufnahme ist definitiv abzulehnen, weil wenn wir 350 Millionen Euro für das Budget brauchen und dafür auf 22 Jahre 700 Millionen zurückzahlen müssen, dann werden das die meisten in dem Haus nicht mehr zurückzahlen. (Den Vorsitz hat um 14.12 Uhr 1. Präs. Lobnig übernommen.) Das wird die nächste Generation zurückzahlen; die, die da oben sitzt. Zu der zähle ich mich auch noch dazu, mit meinen 28 Jahren. Auf jeden Fall ist das dieser Teil des Hauptantrages, der jetzt hier vorliegt, weil ein Teil ja schon überwiesen worden ist, in Wahrheit der Sündenfall dieser Legislaturperiode, dass man 350 Millionen Euro künstlich erschaffen hat, auf Kosten der nächsten Generation. Das haben wir von der ÖVP immer abgelehnt, und wir werden das immer ablehnen, denn es ist grundsätzlich falsch.
Wenn der Berichterstatter Bernhard Gritsch, der hinter mir sitzt, in seiner Berichterstattung meint, dass dieses Geld über die Investitionsfinanzierung ins LKH zurückfließt, dann ist das ja ebenfalls falsch, weil kein einziger Cent dieser 350 Millionen Euro ins LKH-neu fließt. Nicht ein einziger Cent! Das fließt alles ins ganz normale Landesbudget. Und innerhalb dieses Landesbudgets gibt es einen Posten, das ist der Nettogebarungsabgang des jetzigen LKHs, der beinhaltet: Investitionsfinanzierung, laufende Kosten, Personalkosten etc. Und über diese 200 Millionen wird argumentiert, dass dieses Geld dem Krankenhaus zugute kommt.
Aber alle Krankenhausplaner, die SPÖ und die BZÖ, erklären das ja immer, dass das LKH Neu sich selbst finanziert, weil genau diese 200 Millionen Euro Nettoge​barungsabgang massiv reduziert werden! Also tue ich mir ein bisschen schwer mit der Argumentation, die hinter diesem Antrag steckt. Dieser Antrag ist eine Farce, dieser Antrag ist nicht richtig, dieser Antrag ist eine Gefahr für die nächste Genera​tion und er kostet ein Vermögen! 350 Millionen Euro bzw. 700 Milliionen Euro! Das ist ja nicht bitte ein Kindergeburtstag, sondern 700 Millionen Euro ist ein Drittel des Ge​samtbudgets des Landes Kärnten; weil da bewegen wir uns bei 2 Milliarden, ein bisschen darüber ab und zu, ja! Ein Drittel wird hier einfach durch einen Kredit, durch einen extrem teuren Kredit noch dazu, aufgenommen; nur um die Zahlen ein wenig zu verschönern!
Wir waren nie dafür! Wir sind nicht dafür und wir werden nie dafür sein! Und Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von SPÖ und BZÖ, werden für diesen „Schwachsinn“ an der nächsten Generation die Verantwortung übernehmen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)
Tauschitz

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren Abge​ordnete! Man kann an das Thema des Gesundheitswesens, der Weiterentwicklung der Krankenanstalten in Kärnten mit dem Ansatz des grünen Abgeordneten Holub herangehen und sich darüber lustig machen, Investitionen als Unsinn bezeichnen. (Abg. Holub: Schulden!) Man kann das in der Form tun, wie es die ÖVP tut, dass man alle Investitionen verteufelt, im Aufsichtsrat ablehnt und dann in der (Abg. Tau​schitz: Aber nur weil sie doppelt finanziert werden; weil sie doppelt aufgenommen werden! Das ist Betrug am Volke!) ersten Reihe sitzt, wenn es um den Spatenstich des LKH Klagenfurt Neu geht. Oder, man kann sich in der Verantwortung für das Land, für das Gesundheitswesen bewusst sein und in einer wirtschaftlich angespan​nten Situation, konjunkturell angespannten Situation in der sich das Land Kärnten befindet, sowohl im Rahmen des Budgets als auch im Rahmen der Volkswirtschaft, dieser Verantwortung für das Gesundheitswesen, aber auch der tausenden Beschäf​tigten im Gesundheitsbereich bewusst sein und versuchen, hier gegenzusteuern und vorausblickend zu planen.
Ich bin froh, dass die Sozialdemokratische Fraktion und das BZÖ dies in der Vergan​genheit getan haben und sich bewusst für eine Erneuerung und Weiterentwicklung des Gesundheitswesens in Kärnten entschieden haben; auch unter angespannten finanziellen Rahmenbedingungen. (Abg. Tauschitz: Denen hilft das gar nichts; das Gegenteil wird passieren!) Und da gibt es … Und der Abgeordnete Tauschitz, wenn er sein Studium der Betriebswirtschaft endlich einmal abgeschlossen hätte, würde wissen, dass es nicht nur ein Budget mit Einnahmen-Ausgabenrech​nungen gibt, dass es nicht nur Kredite gibt, sondern dass es auch die Möglichkeit gibt, langfristige Finanzierungsplanungen, die sich auf lange Sicht rechnen und die volkswirtschaftlich gesehen werden müssen, vorzunehmen. (Abg. Tauschitz: Dich interessiert das gar nicht, was die nächste Generation zurückzahlen wird müssen!)
Und ich sehe die Investitionen die wir im Gesundheitsbereich, vor allem im Neubau des LKH Klagenfurt Neu setzen, als solche volkswirtschaftlichen Investitionen. Es ist nicht nur das LKH Klagenfurt Neu, das wir neu bauen und neu planen, sondern es sind viele kleine Investitionen, die mit diesen finanziellen Mitteln finanziert werden. Wir haben vor wenigen Tagen, vor wenigen Wochen die Gailtalklinik – oder einen Neubau der Gailtalklinik, die letzte Baustufe – abschließen können. Wir werden in 14 Tagen die Geriatrie in Wolfsberg, den Neubau der Geriatrie in Wolfsberg eröffnen; wir haben viele Erneuerungsschritte im Gesundheitsbereich in den letzten 10 Jahren gesetzt. Wir haben, wenn man Bilanz zieht, in den letzten 10 Jahren die Krankenan​stalten in Kärnten erneuert, sukzessive erneuert. Und die finanziellen Mittel und auch die Kreativität, die hier von Seiten der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft auch in finanzieller Hinsicht notwendig ist, war und ist Basis für diese Schritte.
Dass wir nämlich einerseits die Arbeitsplätze im Gesundheitsbereich sichern, dass wir die Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten im Gesundheitsbereich, in den Krankenanstalten die einfach nach Jahrzehnten notwendig sind, setzen können; die Arbeitsbedingungen damit verbessern. Und auch wir rechtzeitig auf die Entwicklun​gen im Zusammenhang mit der Überalterung der Gesellschaft, die auf uns zukom​men, rechtzeitig hier Schritte setzen und in Generationen vorausdenken. Aus diesem Grund verstehe ich die negative Haltung, die von ÖVP und von Seiten der Grünen auch zu diesem Beschluss hier vorgetragen wurden, eigentlich nicht. Wir von Seiten des BZÖ bekennen uns zu dieser Vorgangsweise. Ich möchte mit Nachdruck auch darauf verweisen, dass die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft in den letzten Jah​ren als einzige mit einer gedeckelten Budgetvorgabe von Seiten des Landes ausge​kommen ist. Kein anderes Bundesland hat es zustande gebracht, einerseits finanziell im Rahmen der Vorgaben des Landes zu bleiben – das heißt, das Budget nicht aus​zuweiten im Gesundheitsbereich – und gleichzeitig enorme Investitionen, die volks​wirtschaftlich auch Arbeitsplätze im Baugewerbe, im Baunebengewerbe sichern, auch umzusetzen.

Deshalb bin auch ich als Aufsichtsratsvorsitzender der Krankenanstalten-Gesell​schaft von der Richtigkeit dieses Weges überzeugt. Ich glaube, es entbindet uns nicht der Verpflichtung, eben immer wieder zu hinterfragen. Und auch zu hinterfra​gen, inwieweit die Einsparungsmöglichkeiten die damit verbunden sind, auch tat​sächlich sich realisieren lassen, umsetzen lassen. Nur, wir müssen auch als Abge​ordnete und Verantwortliche des Landes den Mut dazu haben, Ja zu sagen zu Inve​stitionen, Ja zu sagen zu einer Erneuerung des Gesundheitswesens, einer Weiter​entwicklung des Gesundheitswesens in Kärnten, auch wenn es hier um Millionenbe​träge geht. Und deshalb werden wir die Zustimmung auch zu diesem – wie ich glaube – sehr wichtigen Antrag geben, weil er den Arbeitsplätzen im Gesundheitsbe​reich dient, weil er den Investitionen dient, die wir volkswirtschaftlich setzen müssen und, weil er letztendlich auch einer Qualitätssteigerung und einer Qualitätsverbesse​rung im Gesundheitswesen in Kärnten dient. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren auf der Zusehertribüne! Selbstverständlich ist diese finanzpolitische Operation – die im Jahr 2005 beschlos​sen wurde, und zwar im Rahmen des Budgetprogramms – innerhalb der Sozialde​mokratischen Fraktion nicht diskussionslos vonstatten gegangen und war gebunden an einige Bedingungen. Eine Beschäftigungsgarantie war eine der Bedingungen, eine der Bedingungen war, dass nicht an die LIG veräußert wird sondern an die KABEG veräußert wird. Das heißt, dass das Eigentumsrecht dann auch zu dem kommt, der das Nutzungsrecht hat, bis jetzt schon hatte, dass der dann auch das Eigentumsrecht erhält. Und war auch gebunden an ein Veräußerungsverbot; das heißt, das Land Kärnten hat auch vertraglich das Wieder- und Vorkaufsrecht zuge​sichert, damit hier die KABEG nichts anstellen kann.
Und es war auch getragen von der Überlegung, woher nehmen wir das Geld für die notwendigen Investitionen, nicht nur fürs LKH Neu sondern für alle Wünsche, die in den Landeskrankenanstalten eben an Investitionen vorhanden sind. Und da sind sich ja alle einig – die Grünen wie auch die ÖVP und wie wir auch alle – dass es not​wendig ist, Investitionen zu tätigen, ob in Laas, in Hermagor; es wird ja fest gefordert und auf die Barrikaden steigen sie auch, „die ÖVPler“, wenn irgendwo nicht g´schwind investiert wird, ob in Wolfsberg, in Villach oder in Klagenfurt. Ja, wenn es dann soweit ist, woher nehmen wir das Geld, das nicht vorhanden ist für diese not​wendigen Investitonen? Da stehen dann halt wieder andere zur Verfügung! Wir haben den Weg gewählt, diese Form der Übertragung an die KABEG, das ist unser hundertprozentiger Partner; ist eine Landesgesellschaft. Und daher wurde dieser Weg gewählt. Ich weiß schon, das Projekt „Perlenschnur“ der ÖVP hätte wahrscheinlich nichts gekostet – oder doch? Oder sagen wir so. Die hättens wahrscheinlich zinsen​frei, mit nicht vorhandenem Geld investiert. Oder geht so was überhaupt? – Das geht auch nicht! Daher brauchen wir ein Kapital! Und das muss halt am Markt aufgenom​men werden, dann ist das ein Kredit. Oder wir kaufen's echt der KABEG ab und dann ist es auch wieder ein Kredit; dann ist es eine interne Angelegenheit, die halt landes​intern geregelt wird, mit einem Partner, der in Wahrheit auch uns gehört. So ist das gesamt vonstatten gegangen.
Da hier von Schwachsinn zu sprechen, das ist einfach eine Zumutung und eine Be​leidigung, geschätzte Damen und Herren! Und diese große Angst, die nächsten Ge​nerationen zu belasten mit großen finanziellen Hypotheken. Geschätzte Damen und Herren, hier werden ja Werte geschaffen. Werte geschaffen! Und ein jeder Unter​nehmer weiß, dass ein Wert auch bewertet wird, der hat auch einen buchhalteri​schen Wert. So stehts ja da! Da werden ja neue Gebäude und neue Liegenschaften geschaffen und auf der anderen Seite, unter Umständen, in günstiger Lage werden Liegenschaften frei, die man dann auch wieder verwerten kann am Markt. Das muss man ja auch miteinbedenken! Das heißt, hier kommt ja auch wieder Geld zurück! Die Infrastruktur verändert sich so, dass man davon ausgeht, dass der Gebarungsab​gang der Krankenanstalten sich verändert, durch eine bessere Infrastruktur, die dann bessere Nutzungsmöglichkeiten eröffnet, geschätzte Damen und Herren! Und wenn diese Angst schon vorherrscht beim Herrn Tauschitz, die nächsten Generationen zu belasten, dann hat er jetzt sechs Jahre geschlafen!
Denn die Schüssel-Administration hat auf Bundesebene in den letzten sechs Jahren den Staatshaushalt mit zusätzlich 28 Milliarden Euro belastet! Schulden! – Mit 28 Milliarden! Wer wird denn das zahlen? Die nächste Generationen, wir oder die vorher waren? Nein, auch die nächsten klarerweise, geschätzte Damen und Herren! Und er hat überhaupt die letzten Jahre geschlafen, weil von 1986 bis 1999, wie der Herr Schüssel mit von der Partie war, sind die Staatsschulden insgesamt um 86 Milliarden gestiegen! Da hat er sich auch nie darüber aufgeregt, geschätzte Damen und Her​ren! So muss man das Gesamte halt dann ein bisschen fairerweise auch betrachten. Und wenn man nie dabei war und nie dabei sein wird, dann verstehe ich nicht, wa​rum die Leute beim Spatenstich in der ersten Reihe hocken und warum dieselben Leute dann auch wieder bei der Eröffnung in der ersten Reihe sitzen werden und sich dort unter Umständen, in Reden dann, positiv über das Gesamte herablassen.
Geschätzte Damen und Herren! So sorglos sehe ich das natürlich nicht, diese ge​samte finanzpolitische Operation, weil dahinter schon auch ein Ungewissheitsfaktor steht, wie die Geldmarktentwicklung ist, wird tatsächlich die Einsparung eintreffen usw. So einfach sorglos nicht! Aber es hat ja das Gesamte auch einen Grund, dass wir das leider Gottes so finanzieren müssen; nämlich die Jahre 1999 bis 2004. Weil da ist mit Zustimmung der ÖVP in Kärnten so gut wie alles verscherbelt worden. Die Wohnbauförderungsdarlehen, die Verkäufe an die LIG (Abg. Trettenbrein: Ihr wards auch dabei oder!) sind getätigt worden. Und mit diesen Einnahmen, geschätzte Da​men und Herren, hätte ich mir erwartet, dass in diesen fünf Jahren zumindest Rück​lagen getätigt worden wären, mit denen wir heute den Startschuss fürs LKH Neu usw. ohne Fremdaufnahme bewältigt hätten. Aber da habt ihr tatkräftig zugelangt in diesen fünf Jahren, wo ihr gemeinsam mit dem BZÖ, vormals FPÖ, beinander ward. In Monatsabständen sind ja Finanzpakete geschnürt worden. Und so sind diese Rücklagen, die vorhandenen, dann halt nach und nach ausgehöhlt worden. Und jetzt sind wir halt gezwungen, auf diesem Weg mit der Übertragung an die KABEG – das ist eine interne Angelegenheit – ganz einfach den Finanzraum zu schaffen, damit wir die Investitionen tätigen können, in Klagenfurt tätigen können und überall anders auch. Investitionen, die auch eure Zustimmung tragen und bei denen ihr dann halt, leider Gottes, auch in der ersten Reihe bei der sogenannten Eröffnung und Ein​weihung mit dabei sein werdet. Wir werden dieser Übertragung in logischer Konse​quenz zustimmen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Schlagholz

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich war eigentlich nicht vorbereitet, mich zu Wort zu melden, aber ein paar Sätze seien mir gestattet. Sachlich und formal richtig hat ja der Kollege Strutz das eingebracht; aber man muss trotzdem etwas in die Vergangenheit zurückgehen. Als das Programm der Krankenanstalten vor Jahren hier im Kärntner Landtag diskutiert wurde, waren wir uns eigentlich damals einig, von allen Fraktionen – damals hats die Freiheitliche Partei noch geschlossen gege​ben und damals ist auch beschlossen worden, Investitionen zu setzen. Dass wir zu​erst die Häuser die in den Bezirken draußen sind, einschließlich der geistlichen und privaten Häuser, die ja immer im Interesse der ÖVP waren – und ich nehme an, auch heute noch sind – was auch richtig ist; über Villach, Wolfsberg, Laas, Hermagor In​vestitionen in entsprechender Höhe zu setzen. Und wir haben, wie der Kollege Strutz hier bereits gesagt hat, bis auf Klagenfurt fertig ausgebaute Häuser, die sich in ganz Europa, aber auch in Österreich sehen lassen können und auf die viele Bun​des​länder etwas mit Neid nach Kärnten blicken. Das möchte ich einmal in aller Deut​lichkeit hier feststellen! Wir hoffen, dass wir auch in der Zukunft die Qualität, sowohl in der Medizin als auch in der Pflege und alles was dazugehört, erhalten werden kön​nen.
Und wir erhalten das seit Jahren mit einem gedeckelten Budget von 196 Millionen und ein paar Euro! Dem Kollegen Tauschitz möchte ich schon gerne sagen, dass da keine Investitionen drinnen sind, sondern diese Mittel sind absolut notwendig, um unsere Häuser mit einem gleichbleibenden qualitativen Standard überhaupt betreiben zu können!
Wenn ich jetzt die Investitionsmittel mit über 140 Millionen Euro sehe, die im Jahre 2006 verbraucht worden sind, dann ist das eine formale Diskussion. Das ist als Rückführung aus dem Bereich … , ob die KABEG eingezahlt hat oder nicht, das ist ein politischer Streitfall, der sicher noch etwas weitergeführt werden wird. Aber sie waren notwendig, um überhaupt bauen zu können! Und Kollege Klubobmann Grilc, nachdem ich die Stellvertretung vom Herrn Tauschitz ansprechen darf: Was mich irrsinnig gestört hat war, als die ÖVP – damals noch gemeinsam mit der F – Beraterfirmen in das Land Kärnten geholt hat! Köck, Ebner waren unter anderem die Namen und auch andere, die damals mit 12 Millionen Schilling ein Zusperrkonzept auf den Tisch gelegt haben, die in Kärnten einem einzigen Haus, vielleicht noch einem zweiten, eine Daseinsberechtigung ausgestellt haben. Ich unterstelle euch überhaupt nicht, dass ihr mit dem einverstanden wart! Ich bin nicht so unfair, aber es war der Fall! Wurmitzer hat damals gesagt, diese 12 Millionen, die diese Beraterfirma für ihr Zusperrkonzept erhält, werden … (Abg. Mag. Grilc: Eingespart!) – nein, nicht eingespart, Herr Kollege – aus dem Gemeindebudget gezahlt. Wer es gezahlt hat, war – das ist vom Fachlichen her natürlich logisch – die KABEG! Wenn es damals nach langer Diskussion nicht eine Standortgarantie gegeben hätte, weiß ich nicht, wie wir in den Anstalten, in den Bezirken draußen, dastehen würden! Ich bin damals von Köck, Ebner geklagt worden, weil ich hier im Landtag gesagt habe, dass der selbsternannte Spitalsguru zuerst die Krankenhäuser schlechtmacht, und dann mit seiner Gesellschaft aufkauft – leider bis zum Obersten Gerichtshof! Aber nachdem ich zum Europäischen Gerichtshof gegangen bin, habe ich Recht bekommen! Das wird man wahrscheinlich auch mitbekommen haben. Mittlerweile gibt es den Köck nicht mehr, aber der Ebner schwirrt noch immer hochbezahlt durch die Gänge der Krankenhäuser. Aber das ist ein anderes Thema.
Und das Zweite, was ich der ÖVP schon sagen möchte: Wir haben uns damals im Aufsichtsrat bemüht – auch von unserer Seite, der Arbeitnehmervertreterseite und nicht nur im politischen Bereich – Vorschläge einzubringen, damit zumindest zwei, drei oder vier Alternativvorschläge zu dem derzeitigen Plan, das LKH Klagenfurt auszubauen, mitdiskutiert werden. Deine Kollegen, lieber Grilc, haben damals dagegengestimmt – auch die F – weil man anscheinend schon damals das Konzept LKH-neu im Kopf gehabt hat. Hätte es damals die Möglichkeit von Alternativvorschlägen anderer Art gegeben – vielleicht die Erhaltung des Pavillonsystems und viele andere Dinge – vielleicht wäre da sogar ein anderer Vorschlag zustande gekommen, der von allen Parteien getragen hätte werden können. Nur, ein Jahr später, als es schon zu spät war, hat die ÖVP dann ein Alternativkonzept auf den Tisch gelegt. Es ist heute schon hier auf diesem Podium gesagt worden, dass keine Möglichkeit mehr gewesen wäre, darüber zu diskutieren. Dann machen wir jetzt bitte nicht die Investitionen schlecht, sie sind notwendig! Klagenfurt hat zehn Jahre damit gewartet, dass es erneuert wird. Und jeder von euch weiß, dass nicht nur ein normales Einfamilienhaus nach einer gewissen Zeit erneuert wird, sondern dass das gerade im Bereich der Spitäler, der Betriebe einfach notwendig ist! Dann wäre wahrscheinlich diese Riesensumme im Ausbauplan, über die wir jetzt diskutieren, nicht zustande gekommen. Man hätte das LKH Klagenfurt in zehn Jahren etappenweise ausbauen können, dafür wäre aber Villach nicht ausgebaut worden und Wolfsberg – wenn ich meine Freunde aus Wolfsberg anschaue – auch nicht. Ich gehe jetzt nicht so weit, weil der Präsident mich darauf aufmerksam gemacht hat, dass nur ein Redner gestattet ist. Ich mache mich zu diesem Thema nicht länger breit. Ich wollte das nur ein bisschen in die richtige Richtung bringen und zu sachlicher Diskussion auffordern und auffordern, zum Gesundheitswesen und zu den Krankenhäusern generell positiv zu stehen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, schließt der Vorsitzende die Generaldebatte und erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)

Arbeiter

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Die Kärntner Landesregierung hat in ihrer 55. Sitzung am 5.12.2006 beschlossen, an den Kärntner Landtag folgenden Antrag zu stellen:
A) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, die in der Tabelle 3) (bezeichnet als Tranche 3) angeführten und im Eigentum des Landes Kärnten stehenden Liegenschaften, Liegenschaftsanteile und Liegenschaftsrechte samt Gebäuden des Landeskrankenhauses Villach im Jahr 2007 auf der Basis eines den im Bericht angeführten Eckpunkten entsprechenden Kaufvertrages an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft (KABEG) zu dem sich auf Basis der Bilanz 2006 gutachterlich ermittelten Kaufpreis zu veräußern.

B) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, die in der Tabelle 4) angeführten und im Eigentum des Landes Kärnten stehenden Liegenschaften, Liegenschaftsanteile und Liegenschaftsrechte samt Gebäuden des Landeskrankenhauses Villach im Februar 2008 auf der Basis eines den im Bericht angeführten Eckpunkten entsprechenden Kaufvertrages an die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft (KABEG) zu dem sich auf Basis der Bilanz 2006 gutachterlich ermittelten Kaufpreises zu veräußern.
C) Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, für Anleihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten, die die Landeskrankenanstalten-Betriebsgesell​schaft im Zusammenhang mit dem Erwerb der 3. Tranche und 4. Tranche an Liegenschaften und Gebäuden des Landes Kärnten zeichnet, aufnimmt bzw. eingeht, entsprechende Haftungen bzw. Garantien bis zur Höhe des zu finanzierenden Verkaufserlöses und der mit dem Verkauf zusammenhängenden Kosten zu übernehmen.
Ich beantrage die Annahme.
Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. – Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist wiederum mit Mehrheit so beschlossen.
Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Es liegen mir heute drei Dringlichkeitsanträge vor, die unter Hinweis auf die Bestimmungen der § 19, § 46 der K-LTGO spätestens vier Stunden nach Eingehen in die Tagesordnung zu behandeln sind. Wir kommen zur Abarbeitung dieser drei Dringlichkeitsanträge und ich ersuche den Landtagsdirektor um die Verlesung des 1. Dringlichkeitsantrages! 

Mitteilung des Einlaufes
Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

A. Dringlichkeitsanträge:

1.
Ldtgs.Zl. 330-1/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Schutz des Herzogstuhles mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der ASFINAG und durch Ausnützung aller rechtlichen Möglichkeiten zu erreichen, dass die Trasse für den geplanten Ausbau der S 37 am Zollfeld auf die historische Bedeutung des Herzogstuhles bestmöglich Rücksicht nimmt.
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! (Vorsitzender, das Mikrophon betätigend: Entschuldige! Einen Moment, bitte!) Macht nichts! Es freut mich die Aufmerksamkeit! Es freut mich, dass alle drei Fraktionen zum Thema des Herzogstuhls initiativ geworden sind und Dringlichkeitsanträge eingebracht haben. Es freut mich auch, dass man übereingekommen ist, dass alle in diesem Dringlichkeitsantrag beinhalteten Aufforderungen an die Landesregierung, einheitlich und gemeinsam beschlossen werden sollen. Denn ich glaube, der Herzogstuhl ist sowohl geschichtlich als auch für unser Bundesland ein sehr wichtiges Symbol! Wir sollten nicht so vorgehen, dass bei diesem Thema unterschiedliche Auffassungen der politischen Gruppierungen zu Tage treten, umso mehr als in der Vergangenheit alle einen gewissen Anteil an jenem Faktum haben, dass wir hier zwar ein historisch prägnantes und wichtiges Symbol am Zollfeld haben, aber in unmittelbarer Nähe eine Schnellstraße mit allen Nachteilen, die damit verbunden sind, vorbeibraust. Und jetzt ist eine Erweiterung – eine Autobahn – vorgesehen, die allerdings gewisse Chancen für das Land Kärnten und für einen weiteren und sinnvollen Ausbau dieser, wie ich glaube, historischen und wichtigen Stätte in sich birgt.
In den 80-iger Jahren, als die Schnellstraße genehmigt und geplant wurde, hat die Sozialdemokratische Fraktion den Landeshauptmann gestellt. Der Straßenbaureferent war damals von der ÖVP, der Kollege Knafl, der – soweit ich mich da erinnern kann – aus der Gemeinde Maria Saal gestammt hat. Man hat damals nichts dabei gefunden, dass die Straße unmittelbar an diesem wichtigen, historischen Symbol vorbeifährt! Daher glaube ich, dass es um einen respektvollen Umgang mit diesem Symbol und mit dieser stolzen Geschichte geht! Es war nicht nur historisch begründet, sondern es war auch das erste Symbol für die Gleichberechtigung in Kärnten, geschätzte Damen Abgeordnete! Denn, wie Sie wissen, besteht der Herzogstuhl aus zwei Sesseln. Auf der einen Seite hat eine Dame Platz genommen und auf der gegenüberliegenden Seite ein Herr. Das sollte man vielleicht auch unter diesem Aspekt mitbetrachten.
Ich möchte hier allerdings als ehemaliger Kulturreferent zwei Punkte ins Treffen führen. Das Eine ist, dass der Herzogstuhl in der derzeitigen Form eine Aufwertung erfahren soll. Wer jetzt einmal da draußen an Ort und Stelle gewesen ist, der weiß, was wir eigentlich haben möchten: Dass er eine touristische Attraktion wird, dass eine symbolische Aufwertung erfolgt, dass dort eine historische Aufarbeitung für die Kärntner Bevölkerung, aber auch für die Touristen, für alle Interessierten stattfinden soll. In einer attraktiven und ansprechenden Form soll eine geschichtliche Erklärung geschehen, die dann durchaus auch kulturell genutzt werden soll. Es gibt in unmittelbarer Nähe eine kulturelle Stätte, die sich in den letzten Jahren aufgrund der Initiativen des Landes gut entwickelt hat, das ist Virunum! Virunum ist noch ein bisschen älter als der Herzogstuhl und geht zurück auf die Römerzeit. Dort haben wir es mit einer guten Initiative, die arbeitslose Menschen beschäftigt, hat geschafft, diese Ausgrabungsstätten offen zu legen. Ich kann nur den Kollegen empfehlen, sich das einmal vor Ort anzusehen! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Der Ausschuss war schon dort!) Der Ausschuss war schon dort. Alle anderen sollten sich das auch ansehen, weil dort mittlerweile fast drei Viertel des Amphitheaters offengelegt wurde (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) und ich einfach anrege, dass man eine Verbindung vom Herzogstuhl zu Virunum – ich bin ja optimistisch, dass das in weiterer Folge ausgebaut wird – sicherstellen sollte. Ich trete für das BZÖ auch dafür ein, dass wir den Herzogstuhl an Ort und Stelle bewahren! Herr Kollege Mock hat zwar andere Ideen gehabt, aber ich führe das darauf zurück, dass er medial sehr versiert ist und genau gewusst hat dass, wenn er da einen Sager loslässt – „Herzogstuhl nach St. Veit“ – dass er damit die mediale Aufmerksamkeit erfährt. Das ist ihm gelungen! Wir haben jetzt aufgrund der Verhandlungen mit der ASFINAG die Chance, bei der das Land Kärnten eine starke Position hat: Nämlich die naturschutzrechtliche Sicherung in diesem Bereich optimal zu verhandeln, vielleicht auch eine Mitfinanzierung (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) für eine vernünftige Stätte, für einen würdigen Rahmen für den Herzogstuhl zu sichern. Deshalb gibt es eine einheitliche Parteienvorgangsweise und die Zustimmung des BZÖ! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Grilc zur Dringlichkeit das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Herzogstuhl ist das Herzstück des Freistaates Kärnten!) Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als gelernter Historiker lasse ich den Einwand des Kollegen Gallo nicht gelten. Aber inhaltlich haben wir uns eben dahingehend verständigt, dass allen drei Dringlichkeitsanträgen wechselseitig die Zustimmung gegeben wird. Wobei das Prozedere natürlich für die Zuschauer vielleicht etwas eigenartig erscheint, dass wir einen Dringlichkeitsantrag vorgereiht diskutieren und die beiden anderen zu einem späteren Zeitpunkt. Wie auch immer! Entscheidend ist, dass die in den Anträgen vorgesehenen Punkte wirklich Zustimmung finden. Der jetzt diskutierte ist sehr allgemein gehalten. Daher ist vom Inhalt her dagegen überhaupt nichts zu sagen, im Gegenteil! Dass man hier auf den Herzogstuhl und auf die historische Bedeutung Bedacht nimmt, da gehen wir alle mit! Ich denke, dass die Kollegen der SPÖ ihren Antrag selbst näher analysieren werden. Ich darf schon etwas vorwegnehmen – weil wir auch ausgemacht haben, dass sich die folgenden Diskussionen aufgrund der gemeinsamen Thematik eher kurz halten werden – für uns als ÖVP war diese Diskussion um den Herzogstuhl insoferne willkommen, weil wir ausgehend davon zwei andere Dinge mit hereinnehmen wollten. Erstens einmal die Anregung nach einem Kulturrastplatz oder nach einer Kulturraststätte im Bereich des Herzogstuhles. Und hier weiß ich auch, dass die Ideen bei den Kolleginnen und Kollegen der SPÖ ähnlich gelagert sind.
Ich denke auch, dass das BZÖ da nichts dagegen hat, also insofern treffen wir uns inhaltlich.
Was wir aber auch in unserem Antrag darüber hinaus fordern, ist die Offenlegung jener Verträge, die bereits bestehen, die den Ausbau der S 37 betreffen. Sie wissen ja, dass wir natürlich die Bemautung zum jetzigen Zeitpunkt kritisiert haben, mit dem Hinweis darauf, dass uns ein vorhergehender Ausbau lieber gewesen wäre und danach erst die Maut. Aber es schließt sich jetzt irgendwo der thematische Kreis. Ausgehend von der Schutzmaßnahme für den Herzogstuhl kommen natürlich diese Dinge auch zur Geltung. Wie auch immer: Wir werden natürlich den beiden anderen Dringlichkeitsanträgen so zustimmen, wie wir es versprochen haben und denken auch umgekehrt, dass dieses Versprechen halten wird. Dann haben wir Einhelligkeit darüber erreicht, dass der Herzogstuhl für heute aus einer unnötigen Konfrontation heraus genommen wird und eigentlich in Sachlichkeit als Thema bestehen bleibt und in Gemeinsamkeit getragen wird. Danke! (Beifall im Hause)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuschauer! Ich fange dort an, wo mein Vorredner, Kollege Grilc, aufgehört hat. Wir haben uns, wie gesagt, darauf verständigt, dass allen drei Anträgen die gegenseitige Zustimmung gegeben wird. Ich zweifle nicht an, dass das auch wirklich so halten wird.
Ich denke, kein weiteres Straßenstück in Kärnten hat eine so intensive Diskussion in der Vergangenheit miterlebt, ob das jetzt die vielen Unfälle auf der ehemaligen B 317 oder auf der vorhergehenden 17er waren; ob das jetzt diese leidige Diskussion um die zu früh erfolgte Bemautung ist oder jetzt, wie gesagt, diese Diskussion im Zusammenhang mit dem Herzogstuhl. Wie auch immer – entscheidend ist, die Autobahn muss einerseits so rasch wie möglich ausgebaut werden, andererseits sind bestehende Kulturdenkmäler größtmöglich zu schützen.
Dieses unwürdige und wirklich unnötige mediale Schauspiel, das sich in den letzten Tagen im Zusammenhang mit dieser Thematik aufgetan hat, war umsonst. Wenn Gerhard Mock, auch völlig zu Recht, sich da eingeblendet hat, dann muss man auch sagen, was er gesagt hat. Er hat gesagt: „Und wenn er im Weg ist, dann ist St. Veit bereit, ihn aufzunehmen.“ Das ist ein Unterschied (Lärm im Hause) Aber er ist auch dafür, dass der Herzogstuhl dort bleibt, wo er nämlich derzeit besteht.
Ein entscheidender Punkt in der Diskussion war auch, als sich Dr. Glantschnig medial zu Wort gemeldet hat, der gesagt hat: „Es besteht ja ohnedies Landschaftsschutz und damit ja mehr oder weniger alles schon gesagt.“ Denn kein Zentimeter an Bauwerk kann in diesem Bereich errichtet werden, ohne dass hier nicht die entsprechenden Zustimmungen erfolgt sind. Zum anderen haben wir uns alle, die wir hier sitzen, aufgrund der Verfassung schon darauf verpflichtet, dass Naturdenkmäler, Kulturgüter insgesamt bestmöglich zu bewahren sind. Also von dem her gibt es ohnedies überhaupt keine Diskussion.
Ich denke, es kann nur logisch sein, dass der Herzogstuhl, wie gesagt, dort zu bleiben hat und dass alle Maßnahmen zu ergreifen sind, um den bestmöglichen Schutz zu gewähren. Die widersprüchlichen Aussagen, die sich allerdings medial ergeben haben, die darf ich ganz kurz in Erinnerung rufen. Da hat sich einerseits die ASFINAG zu Wort gemeldet und hat gesagt: „Warum dieser unnötige Aufschrei?!“ Der Pressereferent, Höfele ist sein Name, hat gemeint, alles sei auf Schiene, denn es gebe einen Vertrag aus dem Jahre 2005, wo sich das Land Kärnten, namentlich erwähnt Landeshauptmann Haider und Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, darauf geeinigt haben, eine Kulturraststätte zu errichten. Zum anderen gibt es eine Aussendung des BZÖ als Vorankündigung für diesen heutigen Dringlichkeitsantrag, wo es heißt: „Sowohl der Landeshauptmann als auch der Verkehrslandesrat arbeiten an einem Konzept, das den Schutz dieses einmaligen Rechtsdenkmales beinhaltet.“ Also das heißt: alle ist auf Schiene. Meine geschätzten Damen und Herren, ohne jetzt polemisch zu werden, frage ich mich: Wenn alles auf Schiene ist, wozu brauchen wir überhaupt noch Anträge?! Egal, welcher Antrag es auch immer ist. Dann, denke ich, will man hier so genannte Rettungsspiele betreiben. – Wenn allerdings etwas vergessen worden ist oder es wurde etwas verbockt, dann muss das auch auf den Tisch. Deshalb sind wir der Meinung: Lassen wir diese Befindlichkeiten weg, wenn überhaupt ich eines orte, meine Damen und Herren vom BZÖ, das muss ich in dem Zusammenhang schon erwähnen, dass zwischen den erfolgten Presseaussendungen, die heute am Vormittag passiert sind und dem, was heute passiert, sich doch einige Widersprüche, vor allem in der Auffassung dieser Thematik ergeben. Es tut insgesamt nicht gut, wenn man in der Vergangenheit herumkramt und wenn man da von einem roten Landeshauptmann redet (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit noch!) und vom bereits verstorbenen Straßenbaureferenten spricht. Ich denke, das hat mit der Sache nichts zu tun.
Wir fordern jedenfalls die Vorlage der beiden Verträge, damit man einerseits die Geschichte mit der ASFINAG von 2005 abklärt und andererseits diese leidige Mautgeschichte von 2006 einer Bereinigung zuführt. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Schober

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine Damen und Herren! Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zur Dringlichkeit vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen. Zum Inhalt selbst bzw. zur Sache hat sich Herr Abgeordneter Holub gemeldet. Bitte, ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Es ist ja so, dass die Grünen aufgrund der Klubnichtstärke zur Dringlichkeit nicht reden dürfen, deswegen muss ich mich jetzt lästig zu Wort melden.
Interessant ist: Das Problem gibt es ja schon länger, erstmals wieder aufgetaucht durch den grünen Herrn Gasper in der Zeitung, der sich wirklich Sorgen macht: Wohin mit dem Herzogstuhl? Wenn ich jetzt vom BZÖ Dringlichkeitsanträge sehe, dann wundere ich mich schon, wenn der BZÖ-Dörfler mit dem BZÖ-Reichhold nicht weiß, wie sie das dort machen werden. Und es ist wirklich nicht leicht. Ich kann mich erinnern: Vor einigen Monaten hat es dort die erste Besichtigung gegeben. Dort ist ja Wasserschutzgebiet, deswegen kann man es nicht untertunneln, wie alle sich das gewünscht hatten. Die Frage ist: Macht man da eine Lärmschutzwand, und wie geht man das überhaupt grundsätzlich an? Ich weiß nicht, man hat es überhaupt von Anfang an falsch priorisiert. Wir hatten dort tolle Ausgrabungen. Wir haben das dann schlussendlich zugeschüttet, dort, wo das Autohaus steht. Dort ist sogar ein römischer Friedhof. Wir haben noch eine römische Stadt gefunden, die wir noch mehr zugeschüttet hatten. Also da müssen wir schon priorisieren: Was wollen wir wirklich haben? Wollen wir unsere Naturdenkmäler und auch die Kulturdenkmäler schützen? Und jetzt kommt man drauf, dass das Landschaftsschutzgebiet: ein Argument, dass da zwar gelten soll, aber am Lendspitz nicht gelten soll, das genauso Landschaftsschutzgebiet ist; ein paar Meter vom See entfernt?! Das ist dann eigentlich schon so, dass man es so nimmt, wie man es braucht.
Ich wünsche mir halt, dass man das Problem so schnell wie möglich löst, aber das hat man vorher gewusst. Wieso hat man bis jetzt nicht Gescheites gemacht? Das ist die Frage. Das liegt schon hauptsächlich in BZÖ-Hand. Wir gehen natürlich mit dem Antrag mit, weil wir wollen, dass das geschützt wird. Wir würden uns auch wünschen, dass dort eine Infrastruktur stattfindet und eben auch das Kulturdenkmal von dem Lärm der Straße, der immer lauter werden wird, geschützt sein wird, und natürlich auch von der Kontamination der Abgase. Danke! (Beifall von der Abg. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Holub

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine kurze Wortmeldung. Grundsätzlich ist es gut, dass im Kärntner Landtag auch ein Gesprächsklima besteht, dass unter den Klubobmännern und sämtlichen Abgeordneten, die hier handeln, das eine oder andere Missverständnis, sei es medial vielleicht, das es in diesen Fragen oft gibt, einmal ausgeräumt ist. Mein Zugang zum Herzogstuhl ist ein ganz aktueller, ein sehr privater. Ich habe vor drei Tagen, zum Beispiel, auch mit meinem Sohn Sachunterricht gelernt. Er hat letztendlich auch einen Einser auf seinen Test bekommen. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Auch der Redner lacht.) Als stolzer Vater hat mir das gefallen, weil ich letztendlich diesen einzigen Satz in diesem Buch, allerdings diesmal von meinem älteren Sohn, gefunden habe. Es liegt mir am Herzen den einmal zu zitieren: „Der Herzogstuhl auf dem Zollfeld, der aus römischen Bau- und Grabsteintrümmern aufgebaut ist, mitten in der historischen Kernlandschaft zwischen Karnburg und Maria Saal, ist wohl das bedeutende Rechts- und Kulturdenkmal des Landes Kärnten.“ (Abg. Tauschitz: Das ist der Fürstenstein!) Ich glaube, dass genau das der Zugang ist. Und da unterscheide ich mich jetzt ein bisschen von meinen Vorrednern. Ich glaube, dass die mediale Diskussion um dieses Wahrzeichen Kärntens auch diesem Wahrzeichen gut tut, dass es auch die Aufgabe der Politik ist, Herr Abgeordneter Holub, nicht darüber zu jammern, was in der Vergangenheit versäumt wurde – wie Sie das sehr gerne und jetzt wieder ausführlich hier gemacht haben -, sondern dass man durchaus auch Problemkreise erkennt, sich dieser, und das sehe ich an Ihrem Kopfnicken, dass Sie mir da eigentlich auch Recht geben, Probleme annimmt. Und das versucht man, über alle Parteigrenzen hinweg.
Ich kann hier für alle, für uns auch natürlich, festhalten, dass es ein Grundinteresse der Kärntner Bevölkerung ist, dass dieses Kulturdenkmal genau dort stehen bleibt, wo es ist. Das ist einmal der erste, wichtigste und unverrückbare Punkt! Das Zweite ist natürlich auch, ähnlich wie beim Fürstenstein – der auch beinahe ein Schattendasein geführt hat – hoffentlich die mediale Berichterstattung dazu beitragen wird, dass er beim einen oder anderen Vater zumindest die Gefühle hervorruft, doch einmal mit seinem Sohn sich das auch vor Ort anzuschauen. Dann sollte es – und da stimme ich durchaus dem Antrag der ÖVP zu – nicht so sein, dass eigentlich Enttäuschung bei dieser Besichtigung der Ausfluss der Sache ist, wie es jetzt teilweise ist, sondern dann sollte man eigentlich die Möglichkeit haben, diesen Stein im Rahmen eines Kulturdenkmales, eines Kulturrastplatzes wirklich klar und auch würdig hier zu sehen. Das, denke ich, ist wichtig.
Zu den Verträgen mit der ASFINAG habe ich mit meinem zuständigen Referenten natürlich gesprochen. Der hat überhaupt kein Problem, diese Verträge offen zu legen. Im Übrigen sind das auch keine Verträge, sondern das sind Grundsatzvereinbarungen. In diesen Grundsatzvereinbarungen ist auch ein gemeinsames und einvernehmliches Vorgehen hier debattiert. Warum es hier auch zu Missverständnissen kommt ist klar, weil die Bauträgerschaft, die ja zuerst geplant worden ist, jetzt in die ASFINAG übergegangen ist. Das ist auch von dieser Seite aus kein großes Problem.
Schließend darf ich – das allerdings nur für mich, dessen bin ich mir hier schon bewusst, dass ich hier nicht die Meinung aller Abgeordneten vertrete – sagen: Für mich ist auch dieser Herzogstuhl sehr wohl ein bisschen ein Zeichen auch eines Freistaates einer großen Geschichte Kärntens und ähnlich wie der Großglockner im Naturbereich oder der Nationalpark oder der Biosphärenpark oder viele andere Bereiche ist das für mich etwas, das mich mein Haupt ein bisschen höher erheben lässt und auch sozusagen unsere Wir-sind-wir-Mentalität ein bisschen stärkt. Das möchte ich hier ganz ehrlich auch sagen. Ich denke, dass wir mit der Vorgangsweise eine gute gewählt haben. Wir werden natürlich auch den Anträgen von ÖVP und SPÖ, die im Übrigen auch dringlich gewählt sind, und somit ist das schon ein Thema von allen Seiten, die Zustimmung erteilen. Wir bedanken uns auch, dass man hier einen verständnisvollen Umgang mit der Sorge von uns allen gepflogen hat und die Abhandlung des Themas in einem Punkt vollzieht. Danke vielmals! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! Ich habe mich jetzt schon ein bisserl gewundert über die ganze Herzogstuhlsache. Ich habe mir gedacht, das muss ja schon alles ganz ordentlich auf Schiene sein, weil schon im Jahr 2003, also in der vergangenen Legislaturperiode, bereits der Fachbeirat für Wissenschaft im Kulturgremium mit diversen Eingaben den Kulturreferenten darauf aufmerksam gemacht hat, dass hier höchster Handlungsbedarf ist und dass man, bevor es endgültige Entscheidungen bezüglich der Trassenführung gibt, den Umstand, dass der Herzogstuhl dort steht, berücksichtigen muss und dass man zeitgerecht beginnen muss, Verhandlungen zu führen.
Diese Eingaben der Mitglieder des Kulturgremiums haben sich dann mehrfach wiederholt. Ich kann mir das jetzt nur so erklären, geschätzte Damen und Herren: Es ist einfach so, dass beim BZÖ zu oft die Kulturreferenten wechseln, und dann verliert man einfach den Überblick – oder man schubladisiert die Eingaben des Kulturgremiums. Das will ich aber denn doch nicht hoffen! Ich neige eher zur ersteren Version. Aber ich denke vielleicht, dass man jetzt doch aufgewacht ist und dieser Frage den gebührenden Ernst widmen wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zum Inhalt und zum Antragstext vor. Ich lasse auch über den Inhalt abstimmen. Wer für den Inhalt stimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Ich ersuche den Landtagsdirektor um die Verlesung des weiteren Dringlichkeitsantrages!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

2.
Ldtgs.Zl. 115-8/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung des Jugendschutzgesetzes – Einführung einer Jugendcard mit Ausweispflicht mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
1. Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag den Ent​wurf eines Gesetzes über die Änderung des Jugendschutzgesetzes, welche die Ein​führung einer Ausweispflicht durch fälschungssichere, amtliche Jugend-(Personal)-Ausweise vorsieht, zur Beschlussfassung vorzulegen.

2. Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bun​desregierung einzutreten, dass in Kärnten ein Modellversuch gestartet wird und an alle Jugendlichen Kärntens ein Jugend-(Personal)-Ausweis mit Farbcodierung gratis zur Ausstellung gelangt. Die Kosten für die Erstellung und Austeilung dieses Auswei​ses sollten größtenteils vom Bund übernommen werden.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zuschauertribüne! Wir haben diesen Dringlichkeitsantrag eingebracht, um eine For​derung von uns zu unterstützen, die in den letzten Wochen die österreichischen Me​dien durchwandert hat. Und zwar geht es um die Situation bei den Jugendlichen im Zusammenhang mit Alkohol, im Zusammenhang mit der Spielsucht etc. Die Situation ist so, dass wir in allen Bundesländern – auch in Kärnten – Jugendschutzgesetze haben, die teilweise sehr detailliert und sehr streng ausgeführt sind, aber die all​tägliche Praxis der Umsetzung sieht ganz anders aus als das Gesetz. Daher kam von Jugendlichen die Idee, diese Lücke zu schließen und zwar mit einem Personal​ausweis, einer Jugendkarte, die eine Farbkodierung aufweist. Diese Idee hat überall Anklang gefunden, vor allem unter den Jugendlichen selbst. Und wir sind umgehend mit der Bundesregierung in Verhandlungen getreten, um diese auch einzuführen, nachdem der Personalausweis als solches ja Bundessache ist. Es konnte auch er​reicht werden, in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und der Frau Bundes​ministerin Andrea Kdolsky, die für Jugend, Familie und Gesundheit zuständig ist, dass wir in Kärnten ein Pilotprojekt zu diesem Thema machen können und aus die​sem Grund in Kärnten diesen Personalausweis schon früher einführen können.
Dies würde auch bedeuten, dass wir mit dieser bundesweiten Lösung und der raschen Umsetzung in Kärnten endlich einen Hebel gefunden hätten, um die Jugend​schutzgesetze zumindest in gewissen Bereichen, über §15-BVG-Regelungen zu ver​einheitlichen. Es liegen ja Anträge von BZÖ und SPÖ vor, das Jugendschutzgesetz zu vereinheitlichen. Und das wäre die erste Möglichkeit, das zu tun. In der Landes​regierung wurde in der letzten Landesregierungssitzung von Landesrat Dr. Josef Martinz diesbezüglich eine Resolution eingebracht, die dankenswerterweise von BZÖ und SPÖ einstimmig zur Kenntnis genommen wurde. Unser Jugendschutzge​setz ist gut. Wir müssen unser Jugendschutzgesetz nicht verschärfen! Wir müssen nur in der Formulierung kleine Änderungen vornehmen. Wir haben in Wahrheit die Ausweispflicht bereits im Jugendschutzgesetz enthalten. Wir haben auch die Kon​trollpflicht für Wirte, Eltern, etc enthalten.
Kleine Änderungen in der Formulierung würden dazu führen, dass in Kombination mit dieser Karte der Jugendschutz auf jeden Fall verbessert werden könnte, denn es kann nicht sein, dass in den Medien und der politischen Diskussion ständig alle Jugendlichen kriminalisiert werden und alle Jugendlichen so dargestellt werden, als hätte der Großteil der Jugendlichen in unserem Land ein Problem mit Alkohol. Das ist nicht wahr! Es sind nur ganz Wenige und diese ganz Wenigen, die wirklich über​treiben, muss man durch strengere Kontrollen erwischen, um Situationen wie sie täg​lich in Villach oder in Klagenfurt teilweise auftauchen, vorbeugen zu können.
Ich bitte um Annahme und um Zustimmung der Dringlichkeit in diesem Fall, damit wir diesen Antrag beschließen können und erwarte von Seiten der SPÖ-Fraktion da noch eine Abänderung in der Sache selbst. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner zur Dringlichkeit das Wort.)
Tauschitz

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Präsident! Hohes Haus! Mit diesem Dringlichkeitsantrag hat die ÖVP praktisch Wasser auf die Mühlen der SPÖ geschüttet, weil die Einführung einer Jugendcard ist ja schon eine lange Forderung der SPÖ. Es wurde vor neun Tagen auch in einer Re​gierungssitzung abgehandelt; leider hat es in dieser Regierungssitzung zu diesem Thema keine Zustimmung gegeben.
Ich möche nur ausführen, wie alt dieses Thema schon ist; es wurde schon damals debattiert als ich noch jung war. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Ja, bitte vor kurzem!) Die Einführung der Jugendcard halten wir aus zwei Gründen für sehr wichtig. Es ist das Eine die Kontrolle des Jugendschutzes; das ist ein Punkt. Aber für uns ein ganz, ganz wesentlicher Punkt ist es, dass diese Karte aufgearbeitet wird als eine Karte mit Vorteilsfunktionen. Also, diese Karte soll jeden Jugendlichen dazu berechtigen, nach Vorweis, Begünstigungen zu bekommen. Sei das im öffentlichen Bereich, zum Bei​spiel bei der Benutzung von Verkehrsmitteln, sei dies beim Besuch von Gebäuden, wie Museen etc. oder etwaige kulturelle Veranstaltungen bzw. auch vor allem Frei​zeitveranstaltungen. Es ist auch geplant, hier wesentliche Begünstigungen bei Sport​veranstaltungen oder bei Sportausübung zu ermöglichen. Das heißt, billige Schikar​ten zum Beispiel für Kinder, Eintritt in öffentliche Bäder mit leistbaren Preisen, damit Jugendliche ihre Zeit auch sinnvoll gestalten können.
Diese Jugendcard sollte auch ausgestattet sein mit einem Kommunikationstool, das heißt, auch kostenlos Zugang zu Internet, zur Benützung von Internetplattformen, Einbindung bei Magazinen, Newslettern etc. Und natürlich soll diese Jugendcard auch die Funktion haben, unterstützend im Bereich des Jugendschutzes zu wirken. Hier soll auch der Vollzug des Jugendschutzes zum Schutz – ich betone das immer wieder – der Jugend gewährleistet sein. Es ist keine Druckmaßnahme gegenüber den Jugendlichen, sondern ein Vorteil für die Jugendlichen, wenn sie vor gewissen Gefahren praktisch geschützt werden. Das heißt, hier spreche ich vor allem Drogen und hier spreche ich vor allem Alkohol an, der ja zunehmend ein Problem bei jungen Menschen wird. Aber diese Einführung der Jugendcard soll auch öffentlich oder österreichweit, bundesweit diskutiert werden und endlich die Diskussion auf Bundesebene eröffnen, um diesen Jugendschutz in Österreich endlich einheitlich zu gestalten, weil es ist wirklich nicht einsehbar, dass ein kleines Land wie Österreich neun verschiedene Jugendschutzgesetze hat; neun verschiedene Ausgehzeiten, neun verschiedene Zugänge zu rechtlichen, juristischen Fragen!
Wie gesagt, es ist eine langjährige Forderung der SPÖ, diese Jugendcard einzufüh​ren, diesen Jugendschutz bundesweit zu vereinheitlichen. Und wir werden der Dring​lichkeit die Zustimmung geben, allerdings würden wir eine Abänderung zu diesem Antrag einfordern, und zwar dass, wenn diese Jugendcard auf Bundesebene nicht eingeführt wird – weil es ist ja noch nach wie vor nicht sicher – dann sollte es ehest​möglich in Kärnten eingeführt werden. Uns wäre lieber schon gestern als übermor​gen. Und es soll vor allem die infrastrukturelle Abwicklung schon vorbereitet werden. Das heißt, dass Jugendliche dann den Zugang zu dieser Vorteilsfunktion der Karte unverzüglich schon haben, dass bei Einführung auf Bundesebene – falls es dazu kommt – dies unverzüglich in Kärnten stattfinden sollte. Wir werden der Dring​lichkeit die Zustimmung erteilen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger zur Dringlichkeit das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich darf mich den Worten meiner Vorredner eigentlich nahtlos anschließen; ich möchte aber trotzdem einige Problemfelder aufwerfen, die letztendlich diesen Sinn und Zweck dieser Jugendkarte zum Inhalt haben sollten, nämlich auf der einen Seite, natürlich ist es notwendig, eine generalpräventive Wirkung zu erzeugen und auch eine Infor​mationspflicht zu haben, damit man dieses Problem des Alkohols, der Trunksucht, etwa auch des Drogenproblems eindämmen kann. Aber ich möchte schon gewisse Eckpunkte im Gesetz abgeklärt wissen, insbesondere weil ja zwei Thematiken in den Ausschüssen liegen. Und vor allem auch, weil mir noch nicht ganz klar ist, in welcher Kombination mit dem Sicherheitspolizeigesetz auf Bundesebene im Bereich des Datenschutzgesetzes, hier sich also Fragestellungen aufwerfen. Und auch im Ver​gleich zu dieser Bundeskompetenz zur Landeskompetenz, sowie die Vorrednerin Dr. Prettner gemeint hat, wir sollen es auf jeden Fall einführen.
Ich möchte schon wissen, was mir die Verfassungsabteilung dazu sagt, wenn Perso​nal- und Passwesen Bundeskompetenz ist und wir eine Jugendcard auf Kosten Kärntens und in Kärnten einführen. Daher würde ich da schon vorschlagen, dass wir das in einem Ausschuss sehr breit diskutieren, auch die einzelnen Jugendorganisa​tionen, die einzelnen Vertreter dieser Bereiche einladen, und daher das im Aus​schuss letztendlich dann relativ schnell und sorgsam abgearbeitet dann in Umset​zung bringen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zur Dringlichkeit vor. Ich ersuche die Abge​ordneten die Plätze einzunehmen! Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlich​keit. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Aus​schuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten zu und ersuche nun den Landtagsdirektor um die Verlesung des nächsten Dringlich​keitsantrages! (Abg. Tauschitz meldet sich zur Geschäftsordnung.)

Lobnig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr verehrter Herr Präsident! Darf ich bitten, dass man diesem Antrag auch den Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule zuweist; da ist Jugend, Familie dabei. – Beiziehung!
(Die Beiziehung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule wird einstimmig be​schlossen.)
Tauschitz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

3.
Ldtgs.Zl. 327-2/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Mieten​senkungsprogramm für Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, einen Kassasturz bei der Wohnbau​förderung des Landes Kärnten vorzunehmen; eine mittelfristige Finanzvorschau bis einschließlich 2010 zu erstellen und folgende konkrete Maßnahmen umzusetzen:

Rückkauf der in den Jahren 1999 und 2000 verkauften Wohnbauförderungsdarlehen des Landes Kärnten, Vorlage der diesbezüglich abgeschlossenen Verträge an den Kärntner Landtag; Umstellung der Finanzierung im sozialen Wohnbau auf langfristige Darlehensfinanzierung; erhöhte Förderung des bedarfsorientierten Wohnens (z.B. durch eine nach Einkommen gestaffelte Mietbeihilfe für Jung- und Großfamilien; Bau von Jugendstartwohnungen, kleiner Wohneinheiten zu günstigeren Konditionen für Jugend, Senioren und Single); Deckelung der Mietzinsobergrenze auf 30 Prozent des Nettoeinkommens (für Miete inklusive Betriebskosten), Ausweitung der Wohn​bauförderung (für nachträglichen Lifteinbau im mehrgeschossigen Wohnbau, für bar​rierefreies bzw. behindertengerechtes Wohnen).
Insgesamt muss mit diesen Maßnahmen eine nachhaltige finanzielle Entlastung der Mieterinnen und Mieter in Kärnten erreicht, sowie eine langfristige Absicherung eines qualitativ hochwertigen und leistbaren sozialen Wohnbaus in Kärnten erzielt werden.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Unser Dringlichkeitsantrag zum Mietensenkungspro​gramm hat einerseits die Zielsetzung, dass ein langfristig, finanziell abgesicherter so​zialer Wohnbau bewerkstelligt wird. Andererseits soll das Fördersystem so umgestellt werden, dass bedarfsorientiert gebaut werden kann, da es aufgrund der demogra​fischen Entwicklung bzw. der gesellschaftspolitischen Entwicklungen notwendig ist, auch in der Wohnbauförderung neue Wege zu gehen, was Wohnungs​größen, was Grundrisstypen, Ausstattung etc, etc. betrifft. Drittens wird es darum gehen, kurzfri​stig die Spitzen bzw. die Problematik, die durch das 84-iger-Fördersystem entstan​den sind, mit Mietensteigerungen von einem zum anderen Monat bis zu 150,-- Euro die Schärfe zu nehmen. Viertens wird in unserem Mietensenkungsprogramm zu ver​hindern sein, dass der soziale Wohnbau – wie das auf Bundesebene ja schon der Fall war – Opfer von Immobilienspekulanten wird. Sie erinnern sich alle an den Ver​kauf der ESG-Wohnungen, Sie erinnern sich an den Verkauf der BUWOG-Wohnungen an Immobiliengesellschaften, wo jegliche soziale Preisbindung wegfällt.
Ich schätze, meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen, dass diesem Antrag die Dringlichkeit gegeben wird. Natürlich ist die Voraussetzung für ein Mietensenkungs​programm ein Kassasturz bei der Wohnbauförderung bzw. eine mittelfristige Finanz​vorschau zumindest bis zum Jahr 2010, weil es darum geht, die Entwicklungen ent​sprechend abzuklären bzw. auch finanziell abzuschätzen, die aufgrund des Ver​kaufs der Wohnbauförderdarlehen Konsequenzen zu erwarten sind. Wie wir wissen, hat die Kärntner Wohnbauförderung in ihrem Budget aufgrund der Einnahmen in einem 7-Jahres-Abstand circa 20 Milliarden, oder hat vom Zeitraum 1994 bis zum Jahr 2000 20 Milliarden Schillinge an Rückflüssen gehabt.
Und im Jahre 1999 beziehungsweise im Jahre 2000 wurden Darlehen in der Höhe von 20 Milliarden verkauft. (Zwischenruf von LR Dipl.-Ing. Scheuch.) Das heißt, das sind also Gelder … (Wiederum Zwischenruf von LR Dipl.-Ing. Scheuch.) Geschätzter Herr Landesrat, wenn Sie vielleicht einmal zuhören! Das sind Gelder, die dem sozialen Wohnbau abgehen und die letztendlich dazu führen, dass die Kärntnerinnen und Kärntner Probleme mit den Mieten haben! Wir hoffen, dass dieser Antrag die Dringlichkeit erhält! (Abg. Trettenbrein: Die SPÖ hat zugestimmt!) Und Herr Kollege Trettenbrein, ich empfehle es Ihnen – es gibt eine Auflistung sämtlicher Landtags- und Regierungssitzungsbeschlüsse – bitte, recherchieren Sie genau, danke! (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Zustimmung im September 2000! Frag' deinen Nachbarn! – Abg. Seiser hält eine Broschüre in die Höhe! – Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)
(Der Vorsitzende bittet um Ruhe und erteilt Abg. KO Ing. Scheuch zur Dringlichkeit das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine Redezeit läuft ab jetzt, oder? (Dies wird auf heitere Art vorgetragen.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Das ist natürlich schon eine hochinteressante Forderung, die hier aufgestellt wird, das Ganze noch verpackt im Zuckerl eines Dringlichkeitsantrages! Naja! Die Frau Schaunig hat bei der vorletzten Regierungssitzung einem Programm, welches vom Referenten vorgelegt wurde, ihre Zustimmung erteilt. Aber wahrscheinlich hat die Beratung der Kleinen Zeitung heute hier zu diesem Antrag geführt, den ich jetzt – und das sei mir schon erlaubt – für die Zuhörer oben auf der Tribüne noch einmal näher unter die Lupe nehme.
Der erste Punkt ist: Einen Kassasturz fordern wir bei der Wohnbauförderung des Landes Kärnten! Es erstaunt mich, dass die SPÖ anscheinend ein unglaublich schwindendes Vertrauen zum Mag. Wanderer hat, der dort in vorzüglicher Weise das Geld verwaltet und vor allem zum Dr. Felsner, der niemals Parteimitglied beim BZÖ oder irgendeiner uns nahestehenden Organisation war und ist! Ich glaube aber, dass sozusagen seine politisch genetische Herkunft eher in diesem Lager zu suchen ist und somit interessiert mich das schon! Aber dieses Misstrauen, das dem Dr. Felsner anscheinend entgegengebracht wird, wenn man einen Kassasturz fordert, das spiegelt sich auch bei anderen Beschlüssen wider. Und der Punkt 2: Eine mittelfristige Finanzvorschau bis einschließlich 2010. Mein Vorredner hat hier irgendwie mehrmals von Schätzen gesprochen. Zuerst hat er gesagt, er schätzt, dass die Dringlichkeit dieses Antrages gegeben ist. Da hat er sich das erste Mal verschätzt! Er hat sozusagen auch geschätzt, wieviele Mittel man dann brauchen wird. Wir schätzen hier nicht, denn es gibt natürlich genaue Aufstellungen. Bitte bei Dr. Felsner und bei Mag. Wanderer nachfragen! (Abg. Seiser: Die gibt es nicht! Ich habe nachgefragt! Die gibt es nicht!) Vielleicht hat er Ihnen das nicht gesagt! Dann fragen Sie bei Ihrer Parteivorsitzenden nach! Und wenn Sie dort nicht nachgefragt haben, dann sage ich Ihnen noch etwas: Vor zwei Jahren haben wir das Budget in sämtlichen Ausschüssen ganz genau auseinandergenommen. Und wenn Sie dort aufgepasst hätten, hätten Sie es dort auch gesehen! (Zwischenruf von Abg. Seiser.) Dann zur überhaupt spannendsten Forderung dieses Antrages: Nämlich zum Rückkauf der im Jahr 1999 und 2000 verkauften Wohnbauförderungsdarlehen des Landes! Man bleibt natürlich – wie immer in der SPÖ – schuldig, wie man es finanzieren soll! Aber dafür gibt es ja wohl noch einen Haider, dessen Budget man dann am Ende des Tages wieder mitträgt. Das ist recht lustig und spannend, und das ist definitiv klar nachlesbar! Und jeder der sich auskennt, weiß es! (Wiederum Zwischenruf von Abg. Seiser.) Und da können Sie noch so laut und oft dazwischenschreien, das hilft nichts! Sie haben am Ende des Tages mitgestimmt – 2000, und zwar beim Verkauf der Tranche der Wohnbauförderungsdarlehen des Landes! (Einzelbeifall von Abg. Warmuth.) Es ist richtig, dass du applaudierst, weil das nämlich so stimmt!
Der zweite Bereich ist – und der ist auch interessant – dass genau diese Mittel im Budget sind. Und, dass Ihrerseits genau diesem Budget wieder zugestimmt wurde, und im Übrigen die Frau Schaunig gar über 6 Millionen aus dem Wohnbau verfügt und der Herr Rohr über 2 Millionen. Wenn Sie es genau wissen wollen, was der Herr Rohr damit macht, dann sage ich es Ihnen: Der Herr Rohr macht damit die Solaroffensive des Landes Kärnten! Dann soll er das Geld gleich zurückgeben, dann werden wir etwas Anständiges damit machen. Und parallel dazu ist natürlich dann noch zu sagen … (Es herrscht starker Lärm im Hause. – Vorsitzender: Ich bitte um Aufmerksamkeit! Am Wort ist der Herr Klubobmann!) Es hilft Ihnen nichts, ich habe ein Mikrophon! (Dies wird humorvoll vorgetragen.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie letztendlich die Parteipolitik jetzt beiseite gelassen haben und zur Sachpolitik kommen möchten, dann würde ich denken, dass es wichtig ist, die Initiative des Landesrates zu unterstützen der mehr Subjekt- und weniger Objektförderung durchführen will. Sie sollten sehen, dass es einen eigenen Härtefonds für soziale Härtefälle hier geben wird. Sie sollten sehen, dass es durch Rückzahlungen zur Absenkung der Zinsen kommt, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) die ab dem 28. Jahr erschienen sind.
Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt auch ein sehr spannendes Angebot des Referenten, die Betriebskosten in die Wohnbauhilfsmaßnahmen, in die Wohnbauförderungsmaßnahmen hineinzunehmen. Aber nur dann, wenn es auch einen fairen Vertrag zwischen den Gemeinden und den Betreibern gibt, und den Betreibern und dem Land, damit sich diese Senkung nicht durch unmäßige – das wird ja kein Problem sein, wenn die Gemeinden das nicht machen, werden sie das ja unterschreiben können – Steigerungen in den Betriebskosten widerspiegelt. (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich könnte zu diesem Thema noch sehr lange sprechen, leider ist die Redezeit zu Ende. Aber wieder einmal bei der SPÖ – klar verschätzt, keine Dringlichkeit für diesen Antrag! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Grilc zur Dringlichkeit das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Gegensatz zu meinem Vorredner haben wir den Begriff des Kassasturzes nicht negativ und nicht als Misstrauensantrag gedeutet. Sondern Kassasturz ist für uns einfach eine Feststellung: Was ist vorhanden, was nicht? (Zwischenruf von Abg. Trettenbrein.) Was fehlt? Und daher aus dem ersten Punkt logisch abgeleitet – die Finanzvorschau. Jedes ordentlich geführte Unternehmen macht so etwas, jeder private Unternehmer ist mehr oder weniger verhalten, wenn er überleben will, sich wirklich Gedanken darüber zu machen, was passiert in den nächsten drei Jahren. Also, insoferne sind das einmal zwei Punkte, die uns durchaus veranlassen, diesem Antrag die Zustimmung zu geben. Was die konkreten Maßnahmen anbelangt, sehe ich das als Gedankenanstoß und als Aufforderung gegenüber dem Referenten. Und pragmatisch gedacht: Dringlichkeitsanträge sind in Wahrheit Impulse! Wenn sich dann in weiterer Folge herausstellt, dass einzelne Dinge nicht realisierbar sind, kann man darüber in weiterer Folge durchaus reden. Wir werden heute jedenfalls der Dringlichkeit die Zustimmung geben! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)

Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zur Dringlichkeit selbst vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem Antrag zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Budget und Bauwesen zu.
Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 4:

4.
Ldtgs.Zl. 281-11/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatterin ist Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile nun der Berichterstatterin das Wort und ersuche sie, zu berichten!
Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Mir liegt ein Bericht und ein Antrag der Landesregierung betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird, vor. Mit dem Schulrechtspaket 2005 hat der Bundesgesetzgeber die Änderung von zwölf schulrechtlichen Gesetzen beschlossen. Mit dem Schulrechtspaket II wurden wiederum neun Schulgesetze geändert. Soweit in den beschlossenen Gesetzen Grundsatzbestimmungen enthalten sind, hat sie der Kärntner Landesgesetzgeber im Kärntner Schulgesetz auszuführen. Das Grundsatzgesetz ist seit 1.9.2006 in Kraft. Der eingebrachte Gesetzesentwurf, welcher am 6. Juli 2006 dem Landtagsamt vorgelegt wurde, sieht eine wesentliche Besserstellung in mehreren Bereichen vor. Durch diesen Gesetzesentwurf ist die schulische Nachmittagsbetreuung flexibel einsetzbar und für den Schulerhalter kostenunterstützend. In der 39. Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule am 7.9.2006 war dieser Gesetzesentwurf auf der Tagesordnung. In der 40. Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule am 3.10.2006 wurde in die Tagesordnung eingegangen. Es kam zur Unterbrechung der Generaldebatte mit der Maßgabe a) die Abteilung 2V – Verfassungsdienst im Hause zu ersuchen, eine Neufassung des Gesetzes unter Einbeziehung der eingebrachten Abänderungsanträge der Parteien vorzunehmen, b) die Abteilung 6 – Bildungsarbeitsmarkt und Familienförderung im Hause zu ersuchen, die finanziellen Auswirkungen der Abänderungsanträge zu berechnen, c) Parteiengespräche über die Neufassung des Gesetzes zu führen. Am 23. Jänner 2007 lud der Schulreferent, Herr Dipl.-Ing. Scheuch, alle Parteien und die Abteilung 6 zu einer Besprechung zum Thema: „Einbringung der Änderung des Kärntner Schulgesetzes“ ein. Bei dieser Besprechung wurde ausführlich über die schulische Nachmittagsbetreuung diskutiert. Der Schulreferent wies auf die Ferienregelung der Semesterferien in der dritten Februarwoche für das Schuljahr 2007/2008 hin, da auch hier Handlungsbedarf herrscht. In der 43. Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule am 6.2.2007 wurde der überarbeitete Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird, behandelt. Es wurde ein Zusatzantrag gemäß

§ 38 K-LTGO zur Landtagsgeschäftszahl 281-8/29 eingebracht. Nach ausführlicher Diskussion kam es zur Unterbrechung der Generaldebatte mit der Maßgabe, weitere Auskunftspersonen zu hören. Diese wurden in der 44. Sitzung des Ausschusses am 20.2.2007 befragt.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! Obwohl die bundesgesetzliche Vorgabe für die schulische Nachmittagsbetreuung, also diese sogenannte Grundsatzbestimmung zum Schulrechtspaket 2005, seit Anfang August 2005 vorliegt, ist es den wechselnden Schulreferenten vom BZÖ nicht gelungen, durch eine rechtzeitige Novellierung des Kärntner Schulgesetzes die Organisation der schulischen Nachmittagsbetreuung in Kärnten zeitgerecht zu regeln! Ich darf darauf hinweisen, dass die meisten anderen Bundesländer in dieser Hinsicht sehr viel schneller waren als wir! (Zwischenruf von LR Dipl.-Ing. Scheuch.) Kärnten war nicht in der Lage, zeitgerecht für den Beginn des Schuljahres 2006/2007 eine entsprechende Regelung vorzulegen. Wir waren halt wieder einmal bezüglich dieser Angelegenheit, verglichen mit anderen Bundesländern, Schlusslicht! Ich möchte dazu sagen, dass diese schulische Nachmittagsbetreuung, wie sie in dieser Grundsatzbestimmung der seinerzeitigen Ministerin Gehrer festgelegt wurde, grundsätzlich keine Lösung ist, über die sich die SPÖ freut. Die SPÖ hat in diesem Bereich, das ist allgemein bekannt, eine ganz andere Auffassung. Wir neigen dem pädagogischen Konzept ganztägig geführter Klassen mit einer verschränkten Führung des Unterrichtsteiles, des Freizeitteiles, des Lernteiles zu. Aber dennoch ist es ein Schritt in die richtige Richtung. Und sozusagen besser als gar keine Regelung ist eine, die es den Schülerinnen und Schülern, aber auch den Eltern, vor allem den berufstätigen Eltern in Kärnten ermöglicht, wenigstens ein gewisses Anrecht auf eine Nachmittagsbetreuung zu haben.
Das Gesetz, das als Regierungsvorlage in den Ausschuss kam, wurde von uns noch im Ausschuss in einigen wesentlichen Bereichen abgeändert, sodass wir insgesamt doch sagen müssen, dass das, was jetzt bezüglich der schulischen Nachmittagsbetreuung vorliegt, eine zufriedenstellende Lösung ist. Einerseits hat man sich schon vor der Tätigkeit im Ausschuss darauf geeinigt, im Hinblick auf die zahlreichen kleineren ländlichen Gemeinden, die wir haben, die Gruppenzahl, die notwendig ist, um eine solche Gruppe zu eröffnen, auf zehn zu senken. Das heißt in Zukunft darf eine solche von verschiedenen Seiten geförderte Gruppe bereits geführt werden, wenn dafür zehn Schülerinnen und Schüler angemeldet sind.
Zum Zweiten haben wir im Ausschuss noch eine weitere Verbesserung insofern erzielt, als es nunmehr auch bei zehn Schülerinnen und Schülern möglich ist, diese Gruppe auch schulübergreifend zu führen. Das heißt, gibt es in einer Gemeinde mehrere Schulen, dann reichen zehn Schüler aus mehreren Schulen aus, um eine solche Gruppe zu begründen. Ich glaube, dass wir damit wesentlich dazu beigetragen haben, dass diese schwierige Situation der Nachmittagsbetreuung in den Gemeinden unseres Landes entschärft wird.
Ich glaube auch, dass wir mit der Entscheidung, 8.000 Euro als Förderung für jede dieser Gruppen aus Landesmitteln beizusteuern, erreicht haben, dass sich insgesamt die Elternbeiträge in leistbaren Grenzen halten werden. Das heißt, wir haben hier schon ein Zusammenspiel finanzierender Stellen. Wir haben den Bund, der Bund zahlt fünf bis maximal zehn beaufsichtigte Stunden oder fünf echte, gegenstandsbezogene Stunden, wir haben die Elternbeiträge, wir haben jetz die Förderung des Landes. Insgesamt glaube ich, dass das ausreichen wird, um zu einer leistbaren Nachmittagsbetreuung für alle die Schulkinder zu kommen, die das brauchen und für die das ein wichtiger Schritt ist, weil damit ihre qualitätsvolle Betreuung gesichert ist.
Zum Zweiten war uns – und ich möchte gleich ankündigen, dass ich dazu einen gemeinsamen Zusatz- und Abänderungsantrag zum Kärntner Schulgesetz der SPÖ, der ÖVP und der Grünen einbringen werde – seit vielen, vielen Jahren, muss ich jetzt schon fast sagen, eigentlich die Senkung der Klassenschülerhöchstzahl in Kärnten auf 25 ein großes Anliegen. Dieser Wunsch wurde von den BZÖ-Schulreferenten, egal wie sie in den vergangenen Jahren geheißen haben, konsequent ignoriert. Wir haben mehrere Anträge im entsprechenden Ausschuss eingebracht. Es ist aber so gewesen, dass niemand das aufgegriffen hat. Unser Ausschussvorsitzender hat diese Anträge eher schubladisiert. Mittlerweile hat sich die Situation im Bund insofern geändert, als die Regierung sich verändert hat. Die jetzige SPÖ- und ÖVP-Regierung hat auch in ihrem Regierungsprogramm diese Senkung auf 25 Schülerinnen und Schüler vorgesehen. Die Bundesministerin hat ein Schreiben ausgeschickt, in dem sie festgestellt hat, dass sie zwar nicht in der Lage ist, in der Geschwindigkeit eine entsprechend fundierte gesetzliche Grundlage dazu zu schaffen, dass sie sich aber bereit erklärt, im kommenden Schuljahr die finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen und zusätzliche Lehrerinnen- und Lehrerstellen zu bezahlen, die notwendig sind, wenn man diese Maßnahme in der 1., 5. und 9. Schulstufe des Pflichtschulbereiches durchführen möchte.
Es hat dann verschiedene Diskussionen darüber gegeben: Wie viel Sinn macht es, eine solche Regelung trotzdem vorzeitig im Kärntner Schulgesetz festzulegen? Es hat auch durchaus ernst zu nehmende Einwendungen von Seiten des Verfassungsdienstes gegeben, dass man vielleicht warten sollte, bis man die bundesgesetzliche Vorgabe hat. Es ist aber in der Zwischenzeit doch so, dass sowohl der Schulreferent – und das finde ich doch einigermaßen bedauerlich -, wie mir berichtet wurde, als auch der zuständige Landesschulinspektor für das Pflichtschulwesen, Maier, durch die Gegend marschiert sind und gesagt haben: „Na ja, das ist eh nichts, der Zettel von der Frau Bundesministerin. Das brauchen wir eh im Herbst nicht machen.“, sodass wir äußerste Sorgen gehabt haben, dass die Mittel, die hier zusätzlich zur Verfügung gestellt werden, nicht zu wirklichen Verbesserungen genützt werden, (Abg. Ing. Scheuch: Ist ja nichts Genaues!) sondern dass diese Mittel nur verwendet werden, um den Finanzbedarf des Landes für Lehrerstellen zu reduzieren. Das ist das, was wir nicht wollen! Wir wollen erreichen, dass ab Herbst tatsächlich in der 1., 5. und 9. Schulstufe 25 Schülerinnen und Schüler und nicht mehr drinnen sitzen. Wir glauben, dass es wirklich pädagogisch zu rechtfertigen ist, diese Maßnahme mit dem gebührenden Nachdruck durchzusetzen. Daher möchte ich diesen Zusatz- und Abänderungsantrag zum Kärntner Schulgesetz nunmehr dem Herrn Präsidenten übergeben (übergibt den Antrag an den Vorsitzenden) und hoffe sehr, dass dieser Antrag nicht nur eine Mehrheit sondern Einstimmigkeit bekommen wird. Denn es muss im Interesse von uns allen sein, dass wir eine qualitativ hochwertige Ausbildung haben. Hier werden mir die Pädagoginnen und Pädagogen, quer durch alle Reihen, unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit, zustimmen müssen: Die 25er Zahl in den Klassen ist eine Zahl, die wirklich eine Voraussetzung für einen einigermaßen qualifizierten Unterricht ist, bei dem man auch auf Problemstellungen einzelner Schülerinnen und Schüler noch eingehen kann und bei dem nicht Schülerinnen und Schüler, die sich ein bisserl schwerer tun, die gerade ein Tief haben, die aus anderen Gründen einmal eine intensivere Betreuung brauchen, auf der Strecke bleiben. Denn so ist es derzeit in Klassen, die mehr als 25 Schülerinnen und Schüler haben.
Ich ersuche Sie also um die Zustimmung! Danke vielmals! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich war zwar nur ersatzweise in der Sitzung am 20. Feber im Schulausschuss, aber es war für mich spannend festzustellen, dass bis zu diesem Zeitpunkt der Brief der Frau Ministerin, der an die Landesschulräte gegangen ist, nicht allgemein bekannt war. Ich habe ihn sehr ernst genommen und habe ihn damals auch als Anlass dafür herangezogen, um diese Forderung nach der Senkung auf 25 Schüler pro Klasse bereits im Ausschuss zu formulieren.
Es hat damals – das muss ich auch unumwunden zugeben – noch Bedenken verschiedenartiger Natur gegeben. Allerdings hat die Diskussion der letzten Tage und Wochen sich in dieser Frage präzisiert. Auch die mediale Aufbereitung dieses Themas war ja österreichweit zu hören. Die Ministerin und auch der Vizekanzler und Finanzminister haben sich ja in diese Richtung geäußert, das heißt das ist Schwerpunkt der neuen Regierung. Wir können authentisch und hundertprozentig davon ausgehen, dass damit auch die notwendigen Finanzierungsmittel an die Bundesländer weitergegeben werden.
Ich darf auch berichten, dass zwei Bundesländer, meines Wissens, bereits den nächsten Schritt vollzogen haben. Das sind Wien und Niederösterreich. Die haben ihre Schulgesetze auf diese 25er Ziffer verändert. Auf Kärnten bezogen dürfen wir aber nicht die Augen davor verschließen, dass die 25er Ziffer als Klassenschülerhöchstzahl nicht das allein Seligmachende sein kann und auch nicht ist. Denn Faktum ist sicherlich die Tatsache, dass wir in städtischen Bereichen, in den Ballungszentren, dieses Problem haben, viele ländliche Schulen aber bei weitem überhaupt von der Ziffer 25 in einer Klasse entfernt sind und dort natürlich in Wahrheit völlig andere organisatorische Probleme entstehen, nämlich jene, dass Nachmittagsbetreuung in kleinen Schulen schwierig zu organisieren wäre, wenn man nicht – so wie die Kollegin Cernic ohnedies ausgeführt hat – jenen Passus hätte, nämlich nach klassenübergreifender Möglichkeit und Nachmittagsbetreuung und vor allem schulstandortübergreifender Nachmittagsbetreuung.
Ich betone, dass diese zwei Komponenten wesentlich, denke ich, vor allem für den ländlichen Bereich sein werden – allerdings habe ich auch im Ausschuss zu bedenken gegeben, ich bin aber dafür, dass das so stattfindet, dass damit natürlich eigenartige Erscheinungen auftreten werden. Die Evaluierung nach einem Jahr halte ich für wichtig, weil ich mir vorstellen könnte, dass damit natürlich auch kleine und Kleinstschulen in Wahrheit in Bedrängnis kommen. Das heißt also, nachdem gerade in meiner Fraktion auch das Aufrechterhalten der kleinen Schulen stark gepredigt wird, müssen wir schon sehenden Auges auf das Problem zugehen, dass mit dieser Form der Nachmittagsbetreuung und durch den Wunsch der Eltern nach Veränderung möglicherweise auch hier das eine oder das andere zu überlegen sein wird. Wir stehen ja nicht im Gegensatz dazu. Ich sage das nur als theoretisches Thema.
Wenn ich gesagt habe, 25 ist in meiner Auffassung nicht das allein Seligmachende, dann muss der nächste Schritt sicherlich in Richtung auch der Teilungsziffern gehen, denn es wäre kontraproduktiv, wenn wir jetzt zwar 25 Schüler pro Klasse festlegen, im Gesetz, aber dann plötzlich, zum Beispiel, die gruppenstärkenden Hauptschulen beim leistungsdifferenzierten Unterricht über diese 25er Grenze hinaus ginge. Das wäre genau dem entgegen laufend. Das könnte theoretisch passieren; wie Insider wissen, wie man das vermeiden kann. Ich gehe auch davon aus, wenn wir heute – was ich hoffe – diesen ersten Schritt auf Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen beschließen, dass wir in weiterer Folge dann vor allem in der Feinabstimmung des Gesetzes und in der Umlegung tatsächlich auf allen Schulen des Landes auch auf diese speziellen Fälle Rücksicht nehmen können und auch dafür sorgen, dass wirklich qualitativ gut organisierter Unterricht möglich sein wird.

Ich bin zuversichtlich, deswegen werden wir natürlich diesem Gesetz auch zustimmen. (Beifall von der ÖVP- und der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Im Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule wurde schon – wie ausführlich von der Berichterstatterin, Frau Kollegin Trodt-Limpl, aber auch von meinem Vorredner – ein erfreulicher einstimmiger Beschluss gefasst. Es sind Verbesserungen in diesem Gesetz, was die Nachmittagsbetreuung anbelangt, die 8.000 Euro für entsprechende Gruppen, die Evaluierung, die Qualitätskriterien usw. Es liegt hier ein sehr gut vorbereitetes Gesetzeswerk vor. Wir konnten Einstimmigkeit erzielen. Das freut mich sehr!
Aber die Einbindung des Zusatzantrages mit der Forderung der Senkung der Klassenschülerzahl beweist, dass hier sowohl die SPÖ als auch die ÖVP ihren Zickzackkurs fortfahren. Am 6. Feber 2007 im Bildungsausschuss des Kärntner Landtages, Zitat Klubobmann Grilc: „Zweitens habe man das Thema Klassenschülerhöchstzahl, das ursprünglich ein wesentlicher Teil der Debatte war, ausgeklammert. In dieser Hinsicht wollte man eine Bundesregelung abwarten.“ Am 20. 2. möchte der Abgeordnete Grilc wieder einen Antrag betreffend die Senkung der Klassenschülerzahlen einbringen, zieht diesen aber während der Ausschusssitzung wieder zurück. In den Presseaussendungen betont der Klubobmann, dass er hinter dem Antrag stehe, obwohl er ihn zurückgezogen hat. Gleich verhält es sich bei der SPÖ. Nach ausführlicher Diskussion mit der pensionierten Chefin des Verfassungsdienstes, Dr. Charlotte Havranek kam auch die SPÖ zur Einsicht, dass ein Beschluss der Klassenschülersenkung ohne vorliegende Änderung im Bund nicht sinnvoll ist und bekräftigte dies Abgeordnete Cernic am 27. Feber 2007 in der „Kleinen Zeitung“. Plötzlich hält die stellvertretende Klubobfrau, Mag. Cernic, ein Interview am 13. 3. im „Mittagsjournal“, wo sie diese Maßnahme für Kärnten wieder einfordert und dem Bildungsreferenten, Uwe Scheuch, Untätigkeit vorwirft. (Lärm im Hause) Untätigkeit kann man hier wohl nur der ÖVP und der SPÖ und ihren Unterrichtsministern und –ministerinnen vorwerfen. Zehn Jahre hätte die ÖVP Zeit gehabt, durch sämtliche Resolution und auch durch unsere Aufforderungen diese Maßnahmen ordnungsgemäß auf Bundesebene durch ein Grundsatzgesetz abzusichern. Was ist passiert? – Gar nichts! Jetzt, plötzlich, seid ihr so beharrlich. Das hättet ihr früher bei der Ministerin Gehrer sein sollen! (Abg. Tauschitz: Ihr wart in der Regierung und habt gar nichts getan! - Beifall von der F-Fraktion)
Die SPÖ tönt in großartigen Wahlversprechungen eine generelle, ich betone eine generelle und nicht heute angedachte stufenweise Klassenschülersenkung auf 25 bei einem Wahlsieg an. Was diskutieren wir jetzt? – Nur mehr eine Klassenschülersenkung in der 1., 5. und 9. Schulstufe. Und dies, obwohl von Bundesseite nicht einmal budgetäre Mittel vorgesehen sind. Herr Klubobmann Grilc, wenn Sie heute in Ihrer Presseaussendung sagen, dass es eine schriftliche Zusage gibt, Lippenbekenntnisse von Bildungsministern und –ministerinnen haben wir schon genug gehabt! (Abg. Mag. Grilc: Wo? Wo? – Lärm im Hause.) Nicht einmal die Fachabteilung weiß da Bescheid. (Abg. Ing. Scheuch: Das wird wohl sein!) Sie können Ihre Wahlversprechen nicht einhalten, und jetzt soll Kärnten durch eine wesentliche finanzielle Mehrbelastung wieder bestraft werden?! Da frage ich mich wirklich: Haben Sie kein Vertrauen in die eigene Regierung? Was bringt dieser vorhereilende Gehorsam? Wir zementieren uns gesetzlich ein, verhindern eine Schulautonomie. Es ist gut für jene Leiter und Leiterinnen, die streng nach Gesetz teilen wollen und sagen: „So, der 26. wird getrennt.“ Aber für jene, denen Qualität und vor allem der sorgsame Umgang mit Ressourcen nicht egal ist, der fällt da durch den Rost.
Haben Sie sich überhaupt Gedanken gemacht, wenn wir die 25er Regelung im Kärntner Ausführungsgesetz fixieren, dass dann derzeit die flexibel eingeteilten Personalreserven auch fixiert werden und in einem Krankheitsfall bzw. bei verpflichtender Weiterbildung – was ja das LDG vorschreibt – würden dann dem Land wieder uneinschätzbare Mehrkosten aufgebrummt werden.
Auch die Bundesregierung hat nach den aktuellen Aussagen nicht vor, automatisch beim 26. Schüler zu teilen! Mit den angeblich vom Bund bereitgestellten Ressourcen soll es nur möglich sein, für bestimmte Gegenstände Zweitlehrer in die Klasse zu nehmen bzw. nur bei bestimmten Gegenständen zu teilen! Zudem ist auch geplant, die Bundesmittel auch für spezielle Fördermöglichkeiten einzusetzen.
Die nächste Frage stellt sich mir, warum die Qualitätskriterien, die Richtlinien des Bundes erst nach der Budgetrede des Finanzministers Molterer bekannt gegeben werden? Was ist das für ein Staatsgeheimnis? Und dies ist auch einer der Gründe, Frau Kollegin Cernic, warum wir nicht mit 100%-iger Sicherheit sagen können, wie viele Lehrer wir im Herbst brauchen. Nicht die Unterlassung des Schulreferenten, sondern das Nichtbekanntgeben der Qualitätskriterien von Bundesseite lässt es nicht zu, kopfgenau den Lehreraufwand zu berechnen! Wenn wir heute die errechneten Zahlen hernehmen; die hat ja die Abteilungsleiterin der Abteilung 6 – Frau Beatrice Haidl, in unseren Ausschüssen vorgelegt und erläutert. Sie hat uns genug Zahlen​material gegeben, errechnetes Zahlenmaterial! Wir nehmen jetzt an, wir brauchen 117 Dienstposten, und danach stellt sich heraus, wenn diese Kriterien dann endlich öffentlich gemacht werden – die wir ja vorher nicht wissen dürfen – dass wir nur 80 Lehrer gebraucht hätten, dann dürfen die Differenz wieder wir Kärntner zahlen!
Wie stellen Sie sich die Regelung im sonderpädagogischen Bereich vor? Werden die Teilungszahlen angeglichen? Bleiben sie gleich, kippt das Verhältnis? Alles Positio​nen, die nicht durchdacht sind, aber Hauptsache das Kopf-an-Kopfrennen von ÖVP und SPÖ, wer nun Kärnten schneller wieder mit einem finanziellen Mehraufwand be​lastet und sich als endgültiger Sieger und Klassenschulsenker präsentieren kann, hat stattgefunden. Ich kann nur sagen: Unseriös, nicht dem Grundsatzgesetz entspre​chend und somit verfassungswidrig! (Beifall von der F-Fraktion. – LR Dipl.-Ing. Scheuch: Sehr gute Rede!) Und das ist auch die Meinung von der Verfassungsex​pertin Dr. Havranek. Wir, das BZÖ, sind von unserer Linie und von unseren Forde​rungen nie abgegangen und haben, weiß Gott bewiesen, dass uns Bildung etwas wert ist. Sonst hätten wir in den letzten Jahren nicht 15 Millionen mehr bezahlt oder das Land Kärnten mit Mehraufwand bedacht. Kein anderes Bundesland in Österreich – das habe ich hier schon mehrmals betont – hat soviel Geld in zusätzliche Lehrer gesteckt wie wir in Kärnten! Das war richtig und hinter der Entscheidung stehen wir heute noch! Aber jetzt ist es genug mit der finanziellen Entlastung des Bundes und der Bund muss endlich in die Verantwortung genommen werden!
Angenommen der Beschluss geht durch den Landtag; – was passiert? Ich kann Ihnen das heute schon sagen. Der Bund wird sich zurücklehnen und sagen: „Naja, die Länder die zahlen ja eh schon, die schaffen ja eh alles von selber!“ Und dann wird das Geld wieder für andere Dinge verwendet. Abschließend möchte ich Sie da noch mit der Frage konfrontieren: Wie wollen Sie den Beschluss, der dann gesetzlich geregelt ist, wieder aus dem Gesetz herausbringen? Wenn jetzt die Regierung die​ses Grundsatzgesetz beschließt, dann braucht es wieder einen langen gesetzlichen Durchlauf bis wir das wieder herausbekommen! Muss sich dann der Landeshaupt​mann – das frage ich Sie auch – bei den Budgetverhandlungen wieder von ÖVP und SPÖ vorwerfen lassen, dass er die Finanzen Kärntens nicht optimal verwalten kann, obwohl genau Sie – weil Sie in der eigenen Bundesregierung, hier speziell im Bil​dungsbereich versagt haben – einfach auf Kärnten zurückgreifen und das eigene Land in die finanzielle Verantwortung nehmen.
Zu guter Letzt möchte ich hier und heute noch einmal feststellen – und das möchte ich wirklich dezidiert tun – dass das BZÖ in mehrmaligen Resolutionen, oftmals auch einstimmig mit allen anderen Parteien im Landtag die Forderung an den Bund ge​stellt hat, die Klassenschülerzahlen zu senken. Wir sind nicht gegen eine Klassen​schülersenkung, aber wir wollen die Verantwortung und somit die Finanzierung dort wissen, wohin sie gehört; nämlich in den Bund! Danke schön! (Beifall von der F-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Mag. Knicek

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Auch wir werden diesem Antrag unsere Zustimmung geben, weil wir finden, dass das eine sinnvolle Sache ist, dass jetzt den Schulen mehr Möglichkeiten eingeräumt werden, Nachmittagsbetreuungen … (Es herrscht Lärm und Unaufmerk​samkeit im Hause. – Die Vortragende unterbricht ihre Rede. – Vorsitzender: Bitte um Aufmerksamkeit! Bitte um Ruhe hier im Hause. – Bitte, Frau Abgeordnete!) einzurich​ten. Das ist ganz ein großer Fortschritt gerade für den ländlichen Bereich und das ist etwas sehr Positives, wo wir auch zustimmen werden. Und sehr positiv finden wir auch die Möglichkeit der Sprachförderkurse, die ab acht Schülern schon stattfinden können.
Aber es gibt natürlich auch ein paar Punkte, die ich schon auch anmerken möchte, wo wir meinen, dass das im Gesetz sozusagen etwas schwammig ist oder wo es nicht klar ist, wer jetzt die Verantwortung wirklich übernimmt; wenn es zum Beispiel heißt im § 15a, wo es um die Sprachförderkurse geht, „… dass eingerichtet wird bei einer Schülerzahl von acht Schülern und so weiter … „; und zum Schluss steht dann dabei, „… wobei die in der Schule hierfür zugewiesenen und vom Bund bezahlten Lehrerwochenstunden nicht überschritten werden dürfen.“ Dieser letzte Satz findet sich dann bei weiteren Paragraphen auch wieder, dass es immer auch vom Stellen​plan des Bundes und der Lehrerwochenstunden abhängt. Und da sehen wir halt schon die Gefahr, dass dieses Gesetz zwar etwas Gutes beabsichtigt, aber dass dann die entsprechenden Rahmenbedingungen eben nicht gewährleistet sind.
Jetzt zu den einzelnen Schwächen dieses Gesetzes, wo wir meinen, dass da offene Punkte sind. Natürlich soll der Bund jetzt für die Lehrer aufkommen die zusätzlich gebraucht werden und zwar so, dass das ausreichend ist. Dass das Problem darin besteht, dass der Bund jetzt verspricht, er wird die Schülerhöchstzahl auf 25 absen​ken, das ist oft versprochen worden, ja! Die Grünen haben das auf der Bundesebene auch schon mehrfach gefordert. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Und bis jetzt ist es noch nicht amtlich, es gibt noch nichts schwarz auf weiß –; wirklich eine ge​setzliche Regelung, die dieses Problem löst. (Unruhe und Unaufmerksamkeit im Hause.) Auf das warten wir auch schon! Ich bin auch der Meinung, dass der Bund hier die Verantwortung übernehmen müsste und, dass er ein Gesetz dafür machen müsste. Also eine Richtlinie alleine, wenn der Herr Molterer seine Budgetrede gehal​ten hat und es stellt sich heraus, das Geld wird vielleicht ein, zwei Jahre reichen, dann wird’s ja nur eine Richtlinie werden; die kann man wieder zurücknehmen. Also, so soll es nicht sein!
Aber uns geht’s um die Sache, deswegen sind wir beim Zusatzantrag ja auch dabei. Wir sind dafür, dass diese Senkung der Klassenschülerhöchstzahl auf 25 passiert; natürlich! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo und LR Dipl.-Ing. Scheuch.) Und wenn der Bund das nicht zahlt, dann wird das halt das Land Kärnten zahlen müssen. Dann werden wir halt weniger Zahlungen, Kosten für die Seebühne haben oder sonst irgendetwas; irgendwo werden wir es schon einsparen! Weil es ist, glaube ich, wich​tiger, dass wir unsere Kinder ordentlich unterrichten als andere Dinge.
Jetzt noch zu ein paar Kleinigkeiten zu diesem vorliegenden Gesetz des Kärntner Schulgesetzes; zu den Sprachförderkursen. Es ist nicht gewährleistet, dass diese Sprachförderkurse flächendeckend angeboten werden können. Wegen dieser schul​übergreifenden Führung von diesen Kursen und den regionalen Disparitäten ist nicht gewährleistet, dass solche Kurse zustande kommen. Dann, die Nachmittagsbetreu​ung! Ich bin dafür oder wir sind auch der Meinung, die Grünen, die sollen durchgän​gig kostenlos sein. Bildung ist nicht Betreuung, es hat einen anderen Stellenwert. Wir sind für einen freien Bildungszugang; das heißt, der Schulerhalter soll die Möglichkeit haben, besonders die finanzielle Möglichkeit, das zu leisten und nicht wiederum den Eltern in die Geldtasche zu greifen und dort Elternbeiträge einzuheben. Das ist ein mittel- und langfristiges Problem, wo wir auch Lösungen finden müssen! Was aus dieser Gesetzesnovelle auch als Schwachpunkt hervorgeht: Es gibt natürlich eine Differenz vom Betreuungskonzept der Horte und diesem Betreuungskonzept in die​sem Gesetz drin. Da gibt’s einen großen Unterschied! Die Horte sind relativ streng, die sind relativ streng geregelt, wie hier Betreuung auszusehen hat. Es gibt Qualitäts​kriterien, die hier für die Schulen nicht zutreffen. Und da wird man noch Diskussionen haben müssen, da werden wir auch diskutieren müssen, was wollen wir für die Schulen an Qualitätskriterien haben? Was ist überhaupt zu leisten? Was ist dem Lehrpersonal zuzumuten? Brauchen sie eine eigene Ausbildung dafür etc.? Also diese Diskussion haben wir noch lange nicht abgeschlossen, was die Qualität betrifft.
Und eine große Schwäche dieses Gesetzes –; das ist die Wertigkeit der Lehrerstun​den! Da zeigt sich, dass der Bund sich anscheinend nicht genug Gedanken gemacht hat darüber, wie das vor Ort dann in der Durchführung organisatorisch gewährleistet sein soll. Diese unterschiedlichen Wertigkeiten. Da gibt’s das gegenstandsbezogene Lernen und das individuelle Lernen. Wie werden Schulen aber das leisten, dass sie zum Beispiel, wenn da schulübergreifend, schulstufenübergreifend und klassenüber​greifend betreut wird und es dann heißt, es muss gegenstandsbezogen betreut wer​den. Wenn jetzt ein Lehrer da ist, der Mathematik unterrichtet und dann sollen die Schülerinnen und Schüler zum Beispiel aber Englisch lernen oder Biologie oder etwas anderes? Wie soll diese gegenstandsbezogene Lernbetreuung dann im Kon​kreten ausschauen?
Und ein letzter Punkt betrifft die Gemeinden. Das war ja auch ersichtlich in den zahl​reichen Stellungnahmen von den Gemeinden, die sich ja zum Großteil gegen diese Gesetzesnovelle ausgesprochen haben, weil sie gesagt haben, diese Herausforde​rung bewältigen wir nicht. Wir haben teilweise die bestehende Infrastruktur nicht, es müssen die Schulen umgerüstet werden auf diese Nachmittagszeiten, auf die Lern​zeit und auf die Freizeit genauso. Es muss ja auch so sein, dass eine Verpflegung gewährleistet werden soll. Und hier sehen sich die Gemeinden wohl vor sehr großen Herausforderungen stehen. Und es soll nicht so sein, dass die eh schon benachtei​ligten Gemeinden hier sozusagen da nicht zum Zug kommen, weil sie sich da keine Betreuungsmöglichkeit leisten können. Aber grundsätzlich sind wir dafür und wir hoffen, dass das wirklich gut geregelt wird vom Bund mittels eines Gesetzes, dass es dann 25 Schülerinnen und Schüler pro Klasse gibt, wo dann geteilt werden muss, und nicht irgendwie mit einer Richtlinie. Da warte ich bis die Wahlversprechen einge​löst werden. Danke schön! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt LR Dipl.-Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Lesjak

Dipl.-Ing. Scheuch

Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch (F):

Dipl.-Ing. Scheuch

Ing. Scheuch

Ja meine geschätzten Damen und Herren! Herr Präsident! Werte Abgeordnete! Es gibt auch noch Zuhörer auf den Reihen, die ich auch recht herzlich willkommen heißen möchte! Ich möchte vielleicht meine Wortmeldung zweiteilen. Ich möchte den ersten Teil der Wortmeldung für den eigentlichen Inhalt des Gesetzes hernehmen. Da möchte ich mich vorweg bedanken dafür, dass es nach langen Verhandlungen doch gelungen ist, einstimmig das Gesetz für die Nachmittagsbetreuung hier auch zu finalisieren. Ein, so glaube ich, sehr wichtiger Schritt der nicht nur für die Gemeinden und für die Kinder von Bedeutung ist, sondern ja auch in der Umsetzung es sehr viel leichter machen wird, Nachmittagsbetreuung machbar und leistbar zu machen.
Ich sage auch dazu, es ist für mich ein Novum, weil in Wirklichkeit bei diesem Gesetz – und das haben wir zuerst in einem so einem bilateralen Zwischenruf bereits eruiert – bei diesem Gesetz war ich auf Bundesebene auch dabei. Ich habe dieses Rah​mengesetz auf Bundesebene verhandelt und beschlossen, ähnlich wie die Frau Kol​legin Rossmann, und jetzt bin ich auf einmal in der Landesverantwortung als Lan​desrat zuständig für die Umsetzung. Und da kenne ich auch – und das glaube ich, ist gut – und ich hoffe, dass viele diese Schritte mitmachen werden, dass es zwei Paar Schuhe sind, auf Bundesebene etwas vorzugeben und es auf Landesebene umzu​setzen, ähnlich wie es wahrscheinlich sehr oft schwierig ist, dann auch Landesge​setze gemacht werden und die Gemeinden dann gefordert sind, sie umzusetzen, weil man einfach hier in einen gewissen Konflikt der Machbarkeit kommt und dessen, was man sich wünscht.
Ich möchte aber eines klar feststellen! Dass dieses Gesetz, was jetzt hier auf Lan​desebene beschlossen wird, viel weitreichender ist als das, was der Bund vorgege​ben hat. Deswegen hat mich die Wortmeldung von der Frau Kollegin Cernic schon etwas verwundert, als Sie zuerst gesagt haben: „Kärnten Schlussreiter, Kärnten hinkt hinten nach“, und was weiß ich was alles. Also, diese typische Schlechtmacherkam​pagne gegen unser Bundesland, um dann sehr wohl lobend zu erwähnen, dass wir 8.000,-- pro Jahr und Gruppe geben; weit mehr als vorgegeben! Der Bund sieht gar kein Geld vor! Um noch einmal ganz klar zu sagen: Der Bund sieht nicht vor 5.000,-- Euro! Der Bund hat keinen einzigen Euro vorgesehen! Der Herr Präsident nickt und gibt mir Recht. (Angesprochen ist Abg. Ferlitsch.) Keinen einzigen Euro!
Und ich sage noch einmal: Ich habe selbst auch die Schwäche dieses Gesetzes bei der Umsetzung dann erkennen müssen. Umso mehr verwunderts mich, dass man zuerst auf einen sehr guten Vorschlag schimpft, die SPÖ diesem Vorschlag auch in der Regierung die Zustimmung verweigert hat. Es ist ja nur Dank der Zustimmung der ÖVP überhaupt durch die Landesregierung gegangen und in den Landtag ge​kommen. Die SPÖ hat die 8.000,-- Euro abgelehnt in der Regierung, die man jetzt lobt! (Abg. Mag. Trannacher schüttelt den Kopf.) Ja, natürlich Frau Kollegin! Es ist so! Man darf sich vor der Realität nicht verstecken. Ich tu´ das auch nicht! Man muss Schwächen erkennen und auch auslöschen können.
Der zweite Punkt: Wir haben auf Bundesebene die Vorgabe gemacht 15 Kinder für eine Gruppe. Im Land hat man sich bereits auf zehn Kinder einigen können, weil man die Strukturen kennt, weil man weiß, dass die Gegebenheiten draußen in unseren Dörfern und Regionen viel schwieriger sind. Es hat nicht jeder das Glück, sowie der Herr Bürgermeister Mock, wo ich gestern gewesen bin, dass er 100 Kinder hat, die er am Nachmittag betreuen kann, vielleicht sogar noch mehr, wenn er Platz hätte. Wir haben viele Gemeinden, wo weniger Kinder betreut werden können. Und deswegen auch hier ein klarer Schritt zum ländlichen Raum, ein klares Bekenntnis dafür, dass man heruntergeht mit den Zahlen und ein klares Bekenntnis damit auch zu Kärnten. (Beifall von der F-Fraktion.)
Und wissen Sie, was mich dann erschüttert hat war, wie ich im November Landesrat wurde, dass sehr bald Stimmen aus den Gemeinden laut geworden sind, warum das Gesetz noch nicht umgesetzt war. Und da, Frau Kollegin Cernic, die Säumigkeit, die Sie hier dem Land wieder einmal vorwerfen, wo Sie wieder ihre eigene Heimat schlecht machen, das muss Ihnen ja irgendwann schon selbst müßig sein, immer die eigene Heimat schlechzumachen. Ich glaube, Kärnten steht nicht so schlecht da, auch nicht in der Nachmittagsbetreuung!
Denn in Wirklichkeit wurde dieses Gesetz aus einem ganz einfachen Grund über Wochen und Monate nicht beschlussfähig gemacht. Zu Wahlkampfzeiten – sowie es sich natürlich gehört, und das ist auch akzeptiert – hat es von Seiten der ÖVP, von Seiten der SPÖ auf einmal die Forderung gegeben, hier mit den 25-er Zahlen pro Klasse ins Gefecht zu gehen. Von der ÖVP hat mich das besonders verwundert, weil sie zuerst ohne diesen Zusatzantrag in der Regierung dafür war. Dann war natürlich Wahlkampf – nochmals, das ist verständlich – dann hat man hier aufgemacht. Aber der Wahlkampf war am 1. Oktober vorbei. Wir wussten bereits zum damaligen Zeitpunkt – ein, zwei Monate später – vor Weihnachten, dass es die Regelung der 25-er-Ebene auf Bundesebene geben wird. Dann hat es mich umso mehr verwundert, dass es noch immer nicht gelungen ist, das Gesetz beschlussreif zu machen. Auf Ebene der Klubobleute, auf Ebene der Bildungsreferenten hat es dann Verhandlungen gegeben. Und irgendwann einmal habe ich dann das Ruder an mich gerissen und ich habe alle Verantwortlichen eingeladen. (Heiterkeit im Hause.) Sie können ruhig lachen, das zeigt nur, wie egal Ihnen das in Wirklichkeit ist, sodass Sie hier einfach Parteipolemik machen. Denn ich habe alle Verantwortlichen eingeladen und sie sind dankenswerter Weise alle gekommen. Die Frau Kollegin Knicek hat das schon ausgeführt.
Dann war für mich ein Teil des Prozesses, dass ich da natürlich wieder etwas dazugelernt habe, weil damals hat man sich auf etwas geeinigt. Man hat sich mit der ÖVP klar darauf geeinigt, dass man die Klassenschülerhöchstzahlen herausnimmt, da sie auf Bundesebene umgesetzt sind. Jetzt stellt man diese Einigung wiederum in Frage! Ich sage immer, wir haben alle genügend Platz für parteipolitische Scharmützel, wir haben alle genügend Platz, um unsere Positionen in parteipolitischer Art und Weise darzulegen. Man sollte aber gewisse Bereiche außer Streit stellen und der Schul- und Bildungsbereich ist aus meiner Sicht ein solcher! Deswegen ist es enttäuschend, dass man hier einen Konsens eines Schulgesetzes, einen Konsens einer Nachmittagsbetreuung, die anders vermittelt waren, durch Zusatz- und Abänderungsanträge eigentlich zerklaubt und zerpflückt und madig macht. Und diese mangelnde Handschlagqualität, da muss ich sagen, das ist für mich eine neue Art der Politik. Man muss halt lernen dass, wenn man etwas ausmacht, dass man das einfach nicht hält, dass es einen Tag später anders ist! Es wir auch uns vorgeworfen, dass wir Dinge wieder in Frage stellen. Aber ich sage ganz ehrlich, ich habe das noch nicht getan und werde das auch nicht tun! Wenn ich etwas ausmache, dann hält dies! Denn das ist wichtig, weil es da um Bildung geht, um Jugend und um Zukunft und deswegen ist das schade! Und es ist umso mehr schade, weil das, was Sie heute hier mit Ihrem Abänderungs- und Zusatzantrag beschließen wollen in Wirklichkeit ein Rückschritt ist, in Wirklichkeit gegen Ihre eigene Parteilinie verstößt, in Wirklichkeit Ihre eigene künftige Bundesregierung ad absurdum führt! (Abg. Mag. Cernic lacht lautstark.)
Und Frau Kollegin Cernic, weil Sie lachen: Ich weiß nicht, ob Sie den Brief der Frau Dr. Schmied kennen? (Abg. Mag. Cernic, einen Brief in die Höhe haltend: Ganz genau!) Haben Sie ihn auch durchgelesen? Wissen Sie, was da drinnen steht? Da steht ganz klar drinnen: „Eine gesetzliche Regelung mit Wirksamkeit vom 1. September 2007 ist nicht realisierbar!“ (Abg. Zellot: Hört! Hört!) schreibt Frau Dr. Schmied wortwörtlich! Sie ist nicht realisierbar, weil sie auch unklug ist! Weiter schreibt Frau Dr. Schmied in ihrem Brief, den Sie anscheinend zwar haben, aber nicht gelesen haben. Sie schreibt: „Die Mittel sind zweckgebunden, können aber durch dieses Modell, auf das die Bundesregierung stolz ist, flexibel eingesetzt werden mit dem Ziel, eine pädagogisch sinnvolle und bedarfsorientierte Lösung an den Schulen zu verwirklichen.“ Alles das, was wir uns wünschen, wofür wir eigentlich alle arbeiten! Es wird auch verhindert, also die Frau Minister Schmied betont das, es wird auch verhindert, dass die verbindliche Vorgabe der Zahl 25 an bestimmten Schulstandorten – denn es gibt eben Ausnahmen, die Frau Kollegin Knicek hat es gesagt, es gibt pädagogische Besonderheiten, wo es nicht sinnvoll erscheint – zum Beispiel aufgrund fehlender Klassenräumlichkeiten zur Abweisung führt. Das gehört auch noch dazu: Haben wir die Klassenräumlichkeiten? Haben wir die Möglichkeiten? Gibt es pädagogische Besonderheiten? Das ist es, was mir Sorgen macht.
In Wirklichkeit hat es die Bundesregierung angekündigt, wohlweislich aber nicht durchgeführt. Der Kollege Tauschitz hat gesagt, er hat die Zusage vom Herrn Minister Molterer schwarz auf weiß. Wenn diese Zusage schwarz auf weiß da ist, dann bitte ich dich, zeige sie her! Sie ist nicht da! Das wissen alle, die sich sachlich damit beschäftigen! Es gibt eine mündliche Zusage! Herr Kollege Tauschitz, es zeigt halt dass, wenn man sich mit der Materie nicht intensiv beschäftigt – das habe ich auch lernen müssen – wenn man sich mit der Materie nicht intensiv beschäftigt, dann ist man lückenhaft! Diese Zusage wird erst in Form des Stellenplanes vorliegen. Und dieser Stellenplan liegt uns noch nicht vor! Sollte er der ÖVP vorliegen, dann würde ich bitten, dass die ÖVP diesen Stellenplan veröffentlicht. Ich glaube, der SPÖ wird er auch nicht vorliegen, denn er kommt erst im April, das heißt, es gibt diese Zahl noch nicht! Und wir werden uns mit diesem Beschluss ganz klar selbst in eine Zwingung nehmen, wovon nicht sicher ist, ob es am Ende des Tages vernünftig sein wird.
Ganz klares Bekenntnis zur Klassenschülerhöchstzahl 25! Ich habe Ihnen nur zur Veranschaulichung mitgebracht: 17. November 2006, Nationalratssitzung. Da hat das BZÖ einen Antrag eingebracht, genau das auf Bundesebene zu lösen, wo es auch hingehört! (Abg. Trettenbrein: Schau, schau!) Klassenschülerhöchstzahl 25 in allen Schulbereichen! Da haben die SPÖ und die ÖVP dagegengestimmt. 17. November 2006: Man hätte es dort im Parlament regeln können, wo es hingehört! Ich glaube, es gibt einfach verschiedene Kompetenzen. Es gibt Kompetenzen im Bund, es gibt Kompetenzen im Land und es gibt Kompetenzen in den Gemeinden. Da sitzen so viele Bürgermeister und Kommunalpolitiker, die wissen das. Ich glaube, dass es sich die Bürgermeister nicht wünschen, dass wir uns hier in ihre Kompetenzen einmischen. Und umgekehrt werden uns die Bürgermeister nichts vorwegnehmen, für das das Land zuständig ist.
Das Gleiche gilt für Land und Bund. Und dieses Schulgesetz und die Umsetzung dieser wichtigen Dinge, wie 25 als Klassenschülerhöchstzahl, ist eine bundesgesetzliche Kompetenz, die man dort belassen sollte. Sie werden heute damit in Kärnten einen Beschluss herbeiführen, der momentan aufgrund einer mündlichen Zusage des Vizekanzlers und Finanzministers in den Zeitungen gedeckt ist. Niemand weiß, ob das nachhaltig ist. Niemand weiß, gilt das auch für die Folgeklassen. Niemand weiß, gilt die Finanzierung nächstes Jahr dann auch für die zweiten Klassen, die heuer die ersten sind. Das kann – ich sage nur das kann, ich hoffe, das wird es nicht – ein Loch sein, aus dem noch sehr viel Geld für das Land zu holen sein wird. Natürlich kann man jetzt sagen (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) – irgendwer hat einen Zwischenruf gemacht – dann geben wir es anstatt der Seebühne für etwas anderes aus – keine Frage! Wir können es dann anstatt dem Sozialbudget nehmen, wir können es anstatt dem Agrarbudget nehmen. Ich glaube, die SPÖ hat in ihrer politischen Verantwortung die letzten vier Budgets dieses Landes mitgetragen. Das heißt: Man ist sich sehr wohl dessen bewusst, was man beschließt. Und wir bezahlen 15 Millionen mehr als wir vom Bund zur Verfügung bekommen für die Lehrer. Durch diese Regelung wird es so sein, dass wir ungefähr jene Dienstposten, die wir aufgrund der sinkenden Schülerzahlen verlieren, auch wieder auffangen können. Es wird hier in keinem Fall mehr Lehrer geben, wie es heute von SPÖ und ÖVP auf Bundesebene angekündigt wurde. Wir werden in Kärnten nicht mehr Lehrer haben. Wir haben in Kärnten aktuell 500 Lehrer mehr, als wir eigentlich planmäßig gebraucht hätten. Es wird nur abgefangen werden. (Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) Ich sage Ihnen ehrlich, ich glaube … , bitte? (Wiederum Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) Ja, im nächsten Jahr sind es 500! Das sind genau die 120, die dazukommen! (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.)
Ja, wissen Sie, das ist der springende Punkt. Sie können wieder versuchen zu polemisieren! Ich werde auf das gar nicht eingehen, weil mir das Thema zu wichtig ist. (Abg. Mag. Cernic: Das ist ein Widerspruch!) Nein, das ist kein Widerspruch in sich! 372 plus 120 ergibt 500. Lesen Sie lieber die Briefe, schauen Sie lieber, dass die inhaltlichen Dinge in Ordnung kommen! Ich sage Ihnen Eines: Das Thema ist einfach zu wichtig, um darüber Parteipolemik zu machen! Ähnlich wie sich Ihr Kollege Seiser im Wohnbau nicht auskennt, kennen Sie sich im Schulbereich nicht aus! Ich habe mir viel Zeit genommen und habe mich mit diesem Thema beschäftigt. Ich habe das jetzt auf Bundesebene verhandelt! Ich weiß jetzt auch, wovon ich auf Landesebene spreche! Es ist sehr gefährlich. Ich kann Ihnen noch einmal sagen, dass wir nicht mitgehen. Meine Fraktion wird diesem Antrag nicht zustimmen, weil es unklug ist, sich hier Fesseln anzulegen! Und dem Bund im vorauseilenden Gehorsam davonzugaloppieren, das ist das, was in Wirklichkeit schade daran ist. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Wir werden hier die Keule irgendwann zu bezahlen haben. Das ist schade! Daher würde ich bitten, dass man dem nicht zustimmt!
Abschließend, wie gesagt, für mich zwei oder drei Punkte: Ganz wichtig sind die positiven Aspekte der Nachmittagsbetreuung. Wichtig für draußen ist, dass endlich das Geld fließen kann, das schon seit dem Herbst budgetär eingestellt ist. Ich kann jetzt endlich überweisen. Das wird den Gemeindebund freuen, weil die Mieter zum Teil schon sehr dringend darauf warten. Ganz wichtig – und auch Dank an alle Beteiligten – dass dieser Teil einstimmig gemacht werden konnte. Schade, dass dieser Konsens unter der Diskussion rund um die 25-er-Regelung hier im Endeffekt für die betroffenen Schülerinnen und Schüler leider nichts Gutes bedeutet. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Damen und Herren! Werter Herr Schulreferent Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch! Ich bin kein Pädagoge und habe an und für sich mit der Schulpolitik dieses Landes nichts zu tun. Es ist nicht unbedingt mein Fachgebiet. Aber auf jeden Fall ist die Ausbildung unserer Kinder im Pflichtschulbereich eine wichtige Sache! Und die ganze Zeit, als es hier angesprochen wurde, waren wir uns einig – von ganz links bis ganz rechts – dass die Klassenschülerhöchstzahl abgesenkt werden soll und muss! Da gibt es keine Debatte. Es hat keine gegeben. Und jetzt habe ich natürlich einen großen Vorteil. Nach deinen Ausführungen hast du von Einigung mit den anderen Parteien gesprochen. Mit mir hat sich niemand geeinigt, ganz im Gegenteil! Ich wurde ja gar nicht gefragt und ich kann deshalb für die Freiheitliche Partei nach meinem Empfinden und Abwägen hier frei entscheiden. Ich sage, man soll das nicht auf die lange Bank schieben. Man soll das nicht auf die lange Bank schieben und vielleicht noch ein Jahr oder mehrere Jahre reden! Man soll das einfach bei uns da beschließen und die Absenkung auf 25 SchülerInnen pro Klasse in das Gesetz hineinnehmen. Ich halte das für eine gute Sache und der zuständige Referent, der ja ohnehin schon mit dem Bund verhandelt hat, wird da halt wieder schauen, dass er das auch dem Bund schmackhaft machen kann, weil es dort auch versprochen wird. Wir wissen es ja! Und wenn noch nichts Schriftliches da liegt – es gibt aber schon PR und Aussendungen dazu, wo das als fix angekündigt wurde – dann muss man eben die Herrschaften mit ihren eigenen Waffen schlagen und aus den Versprechungen dann tatsächlich ein Gesetz machen. Zu dem stehe ich und ich werde das, wenn es eine knappe Mehrheit dazu gibt, mit meinem Gewicht noch zusätzlich absichern, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) damit es auch tatsächlich beschlossen wird und das in die Änderung des neuen Schulgesetzes, das ich für sehr gut halte, auch mit hineingenommen wird. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Schwager

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Reflektierend auf die Ausführungen von Herrn Schulreferenten Scheuch möchte ich das auch noch an den Kollegen Gritsch gerichtet sagen. Denn sowohl vom Herrn Scheuch als auch vom Herrn Gritsch ist heute der Vorwurf an die anderen Parteien gekommen, dass wir etwas madig machen! Ich darf euch sagen: Etwas, wo seit Jahren der Wurm drin ist kann man nicht mehr madig machen! Also, da müsst ihr euch schon bei der eigenen Nase nehmen! (Zwischenruf von LR Dipl.-Ing. Scheuch.)
Ich möchte Landesrat Scheuch schon entgegenhalten: Er hat sich bitterlich beklagt, dass der Bund in seiner Grundsatzbestimmung 2005 für die Führung der Nachmittagsgruppen keinen Euro vorgesehen hat. Ich kenne das schon, dass die, die dabei waren, dann nicht mehr dabei sind! Ich muss ihn einfach daran erinnern, dass er mit seiner Partei Bestandteil dieser Bundesregierung war, von der die Grundsatzbestimmung gekommen ist und von der durch ihn und durch seine Tätigkeit – damals direkt in Wien – keinerlei Angebot gekommen ist, irgendetwas bezüglich dieser Nachmittagsbetreuung mitzufinanzieren. Insoferne muss ich den Ball oder die Orange immer wieder an ihn zurückwerfen! Und zum Dritten möchte ich festhalten: Das Zitieren von Texten, das selektive Zitieren von Texten ist eine besondere Spezialität des BZÖ. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da sind aber Sie weit voraus!) Der Herr Referent hat aus dem Brief der Frau Bundesministerin zitiert. Er hat aus dem 1. und 2. Absatz zitiert, (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Das war der Brief an die Korinther!) den 3. und 4. hat er wohlweislich ausgelassen. Auf den 1., den er zitiert hat, nämlich wo steht: „ … ist aus diesem Grund eine gesetzliche Regelung mit Wirksamkeit 1. September 2007 nicht realisierbar.“ folgt nämlich folgender Absatz: „Daher werden, um eine Senkung der Klassenschülerhöchstzahl in Richtung 25 zu erreichen und schulorganisatorische und regionale Bedürfnisse sinnvoll berücksichtigen zu können, ab dem Schuljahr 2007/2008 vom Bund aufsteigend für die jeweils ersten Klassen der allgemeinen Pflichtschulen, die dafür erforderlichen Ressourcen, Planstellen bzw. Werteinheiten zur Verfügung gestellt.“ (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten der F-Fraktion.) Das heißt also, dieser Brief, der da ausgeschickt wurde, ist genau deshalb ausgeschickt worden, um in den Bundesländern zu erreichen, dass für das Schuljahr 2007/2008 (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ein Brief an das Christkind!) so vorgegangen wird. Deshalb gibt es diesen Brief! Aber den Absatz hat ja der Herr Referent ganz bewusst ausgelassen. (Abg. Mag. Knicek: Sie haben kein Vertrauen in die eigene Regierung!) Ja, das weiß ich schon. Sie sind das von der Regierung, an der Sie selbst beteiligt waren, gewöhnt, dass die Verlässlichkeit so mangelhaft ist, dass Sie jetzt glauben, dass die anderen das nicht anders machen!
Aber ich kann Ihnen versichern: Wir machen es anders. (Lärm und Zwischenrufe im Hause.) Ja, aber das ist noch nicht alles, geschätzte Damen und Herren! Der Grund überhaupt, dass wir – und ich möchte schon sagen, (Zwiegespräche im Hause. – Vorsitzender: Ich bitte um Ruhe hier im Hause! Keine Zwiegespräche! Bitte, schenken Sie Ihre Aufmerksamkeit der Frau Abgeordneten!) Ich möchte schon sagen, dass auch uns bewusst ist – also wir haben diesen Hinweis der Frau Dr. Havranek sehr ernst genommen -, aber da gibt es einen weiteren Absatz in diesem Brief. Der Absatz lautet: „Die Detailregelung für den ABS-Bereich erfolgt im Rahmen der Stellenplan-Richtlinie, einschließlich eines Maßnahmencontrollings. Voraussetzung“, darf ich weiterlesen „für eine Zuweisung der zusätzlichen Planstellen ist die verpflichtende Vorlage der Meldungen durch das jeweilige Bundesland an das Bundesministerium.“ Das ist der Grund, warum wir heute hier diese Klassenschülerhöchstzahl-Senkung beschließen, weil man mir aus dem Ministerium meldet, dass Kärnten keinerlei Rührer macht, während andere Bundesländer heftig daran sind, ihre diesbezüglichen Meldungen abzugeben. Kärnten hat keinen Rührer gemacht, um in dieser Hinsicht tätig zu werden. Und der Landesschulinspektor Maier wandert durch die Gegend, (Abg. Ing. Scheuch: Nicht nur der Maier. Da war ich auch dabei!) wie man mir berichtet, und Sie, ja, und sagen: „Ach das brauchen wir eh nicht. Das kommt eh nicht, weil das kriegen wir eh nicht gezahlt.“ Das heißt, es werden die nötigen Vorkehrungen nicht getroffen. Aus diesem Grund ist es einfach notwendig, die gesetzlichen Vorkehrungen zu treffen. So blöd sind wir auch nicht, es gibt auch einige andere Bundesländer (wie Niederösterreich), die das in ihren Landesgesetzen bereits fix verankert haben. Ich meine, wir kommen ja auch nicht alle auf der Nudelsuppe daher geschwommen, möchte ich einmal ganz rustikal sagen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort. – Abg. Lutschounig: Jetzt ist der Schulsprecher auch schon, auch Schülervertreter!))

Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich weiß jetzt nicht, was das mit der „Nudelsuppe“ ist, aber, Frau Abgeordnete Cernic, ich lasse mich nicht gern mit Niederösterreich vergleichen. Weil beispielsweise wie von Ihnen heute am Herrn Zanella herumgepinkelt worden ist, wie wenn Sie alle selber die größeren Künstler wären - nur der Herr Zanella wirkt jetzt beim Herrn Landeshauptmann Pröll in Niederösterreich. So viel zur „Nudelsuppe“. (Lärm im Hause)
Ich möchte wieder ernst werden. Ich glaube, sagen zu dürfen, dass ich mich als Ausschussvorsitzender seit dem vergangenen Sommer bemüht habe – trotz des stattfindenden Nationalratswahlkampfes, trotz aller möglichen öffentlichen Erklärungen -, in einer sehr breiten Diskussion auch diesen Bereich letztendlich zu einer einstimmigen Beschlussfassung zu führen. Dafür bin ich auch dankbar, weil es gezeigt hat, dass trotz der äußeren Einflüsse eine sachliche Arbeit möglich war.
Ich habe über die Geplänkel, die es dennoch gegeben hat, auch medial, hinweg gesehen. Ich habe das dem Herrn Kollegen Grilc auch gesagt, weil er mich über Medien direkt aufgefordert hat – was ich als sehr witzig finde, ehrlich gesagt, auch unnotwendig -, weil es doch etwas gegeben hat. Ein Antrag wurde gestellt, dann zurückgezogen, in den Medien das Gegenteil verbreitet. Das sind ja für erwachsene Menschen alles kindische Sachen. Aber es reiht sich ein bisserl ein in das, was ich in der vorletzten Ausschusssitzung mit den Auskunftspersonen erlebt habe. Also nicht bös sein! Aber der Vertreter, den ihr nominiert habt, hat dort für mich ein sehr, sehr enttäuschendes Bild gegeben. Mich wundert es nicht, dass über Lehrer und Direktoren geschimpft wird, weil der das nur bestätigt hat. So viel dazu.
Was uns eint und immer noch eint, ist der Wille, die Senkung auf 25 zu erreichen. Was uns trennt, ist der Zeitpunkt und der Weg. Wir haben immer gesagt: Das ist eine Bundesangelegenheit. Das Grundsatzgesetz des Bundes muss das beheben. Damit ist auch die Mittelaufbringung gewährleistet. Ich will mich auf diese Schreiben nicht einlassen. Wir haben im Ausschuss von der Frau Dr. Havranek, die nicht orange ist, gehört, dass sie warnt davor – das ist auch im Protokoll festgehalten -, sachlich und finanziell diesen Schritt zu tun, weil wir uns aller Argumente begeben. Und heute sage ich: Die SPÖ ist der ÖVP in die Falle gegangen. Ich sage Ihnen auch gern, warum. Das Gesetz gibt es nicht. Und im Bund weigert man sich, dieses Gesetz zu beschließen. Der Herr Molterer sagt: „Ja ja, die Mittel werden bereit gestellt.“ Wenn die Länder das jetzt beschließen, ist der gute Herr Finanzminister Molterer außer obligo. Der wird dann mit Recht sagen: „Ihr habt das beschlossen – finanziert es auch!“ Und das ist die Falle, in die Sie sehenden Auges gehen. Ich fange nichts damit an, wenn die grüne Vertreterin das bedauert und heute schlauer wird. Ihr braucht nicht zustimmen, wenn ihr das Gegenteil von dem erkennt, was richtig ist! Das ist die Wahrheit! (Abg. Mag. Lesjak: Ich habe schon verstanden!)
Ich möchte noch einmal sagen. Es war heute viel von Verschwendung und von unnötigen Ausgaben die Rede. Das ist Verschwendung, die hier beschlossen wird; eine unnötige Ausgabe, die uns auf den Kopf fällt. Wir zahlen jetzt fast 15 Millionen im Jahr dazu. Und jetzt kommen noch mehr dazu. 15,8 Millionen, ist ausgerechnet worden. Das ist also etwas, was nicht mehr hinzunehmen ist. Ich möchte für uns festhalten, dass wir für die Senkung sind, aber nicht auf diese Art. Und wenn wir am Schluss dann der verfassungsmäßigen Zustimmung auch unsere Stimmen geben, dann mit der Einschränkung, dass wir diesen Änderungen und Ergänzungen, die jetzt da vorgelegt und von denen ich nicht einmal sicher bin, ob sie rechtskonform sind, sage ich auch dazu, aber das wird die spätere Überprüfung zeigen, die Zustimmung gegeben haben. (Beifall von der F-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine Damen und Herren! Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich schließe die Generaldebatte und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.
(Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Ich bitte die Abgeordneten, die Plätze einzunehmen! – Ich lasse über die Spezialdebatte abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte, zu berichten. (Der Antrag der Berichterstatterin auf artikel- und ziffernmäßige Abstimmen wird einstimmig angenommen.)

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Artikel I. Das Kärntner Schulgesetz – K-SchG, LGBl. Nr. 58/2000, zuletzt geändert durch das Landesgesetz Nr. 27/2003, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37, Ziffer 38, Ziffer 39, Ziffer 40, Ziffer 41, Ziffer 42, Ziffer 43, Ziffer 44, Ziffer 45, Ziffer 46, Ziffer 47.
Ich beantrage die Annahme.

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Annahme von Artikel I, Ziffer 1 bis 47, wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich komme jetzt zu dem Zusatzantrag zum Artikel I. Ich ersuche nun den Landtagsdirektor um die Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Zusatzantrag zu Artikel I lautet:

Ergänzung von folgenden Ziffern: Ziffer 13a § 17 Abs. 1 erster Satz lautet: „Die Zahl der Schüler in einer Volksschulklasse darf 25 nicht überschreiten und zehn nicht unterschreiten, sofern gemäß § 86 Abs. 4 im Einzelfall nicht anderes bestimmt wird.“
Ziffer 15a. Im § 17 Abs. 4 wird die Zahl „30“ durch die Zahl „25“ ersetzt.

Ziffer 17a. Im § 24 Abs. 1 und 2. wird jeweils die Zahl „30“ durch die Zahl „25“ ersetzt.

Ziffer 22a. Im § 38 Abs. 1 und 2 wird jeweils die Zahl „30“ durch die Zahl „25“ ersetzt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich lasse nun über den Zusatzantrag abstimmen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Dipl.-Ing. Gallo gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Ich halte fest, dass dieser Abstimmungsvorgang nicht geschäftsordnungskonform und entsprechend der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages abgewickelt wird. (Beifall)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir sind im Abstimmungsvorgang, wie gesagt. Ich lasse jetzt über den Zusatzantrag abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein … (Lärm im Hause) Es geht ja um den Zusatzantrag zum Hauptantrag. (Zwiegespräche im Hause) Ich lasse nun über den Zusatzantrag abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das wurde mit Mehrheit so angenommen. Wir kommen zur Verlesung des Artikels II.

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Artikel II, Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4, Absatz 5.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hier verweise ich auf den Abänderungsantrag zu Artikel II Absatz 1 und ersuche den Landtagsdirektor ebenfalls um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Abänderungsantrag zu Artikel II Absatz 1 lautet:

(1) Es treten in Kraft:

a) Art. I Z 13a und 15 a

1. hinsichtlich der 1. Schulstufe und der 5. Schulstufe sowie hinsichtlich aller Klassen einer Volksschule, in der zwei oder mehr Schulstufen zusammengefasst sind, am 1. September 2007;

2. hinsichtlich der 2. und 6. Schulstufe einer Volksschule am 1. September 2008;

3. hinsichtlich der 3. und 7. Schulstufe einer Volksschule am 1. September 2009;

4. hinsichtlich der 4. und 8. Schulstufe einer Volksschule am 1. September 2010;

b) Art. I Z 17 a

1. hinsichtlich der 5. Schulstufe einer Hauptschule am 1. September 2007;

2. hinsichtlich der 6. Schulstufe einer Hauptschule am 1. September 2008;

3. hinsichtlich der 7. Schulstufe einer Hauptschule am 1. September 2009;

4. hinsichtlich der 8. Schulstufe einer Hauptschule am 1. September 2010;

c) Art. I Z 22a hinsichtlich der Polytechnischen Schulen am 1. September 2007;

d) die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes am 1. September 2006.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Ich lasse nun über den Absatz 1 zu Artikel II, den Abänderungsantrag, abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das wurde ebenfalls mit Mehrheit so angenommen.

Ich darf nun um die Verlesung, um Fortsetzung, bitten!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Gesetz vom 15. 3. 2007 …

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir sind noch beim Absatz 2. – Entschuldigung! Ich lasse nun gleich über den Rest des Artikels 2 abstimmen, nachdem die Verlesung schon erfolgt ist. Wer dem zustimmt, dem Hauptantrag, bitte um ein Zeichen der Zustimmung, ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Bitte, die zweite Lesung!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Gesetz vom 15. 3. 2007, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:
Ich beantrage die Annahme.

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Bitte, Kopf und Eingang! (Lärm im Hause) Dritte Lesung! Entschuldigung!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Landtag wolle beschließen:


1.
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.


2.
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die für die Gestaltung der schulischen Nachmittagsbetreuung Richtlinien für Qualitätskriterien erarbeitet.


3.
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, nach Vorliegen der bundesrechtlichen Bestimmungen betreffend die Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen dem Landtag raschest eine entsprechende Regierungsvorlage zur Umsetzung auf Landesebene vorzulegen.
Ich beantrage die Annahme.

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.
Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

5.
Ldtgs.Zl. 112-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Landesmuseumsgesetz geändert wird 

./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Knicek. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile der Berichterstatterin das Wort!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Vorliegend ist ein Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Landesmuseumsgesetz geändert wird. Dies beinhaltet die Öffnung des Zugangs zu einer Beschäftigung beim Kärntner Landesmuseum für langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige als Arbeitnehmer und die Ergänzung der Regelung über die Anerkennung von Berufsqualifikationen.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte. (Den Vorsitz hat inzwischen 2. Präs. Ferlitsch übernommen.)

Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich eröffne die Generaldebatte. – Es liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich schließe diese wieder und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.
(Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Ferlitsch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir stimmen über die Spezialdebatte ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist … Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich ersuche, wir stimmen jetzt gerade über die Spezialdebatte zum Tagesordnungspunkt 5 ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist dann einstimmig so beschlossen. Ich bitte, weiter zu berichten!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Ich beantrage das artikel- und ziffernmäßige Abstimmen.

(Der Antrag auf artikel- und ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Vorsitzender: Bitte, Artikel I! – Berichterstatterin:)
Artikel I

Das Gesetz, mit dem das Landesmuseum für Kärnten als Anstalt eingerichtet wird (Kärntner Landesmuseumsgesetz – K-LMG), LGBl.Nr. 72/1998, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl.Nr. 57/2002 und des Gesetzes LGBl.Nr. 41/2004, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Ich bitte, fortzufahren! – Berichterstatterin:)
Artikel II

Absatz 1, Absatz 2.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Ich bitte, fortzufahren! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 15.3.2007, mit dem das Kärntner Landesmuseumsgesetz geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt wiederum einstimmig. – Berichter​statterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Landesmuseumsgesetz geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls einstimmig.)
Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 6:

6.
Ldtgs.Zl. 313-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt betreffend „Kärntner Bauer“ – Redaktio​neller Raum in der Berichterstattung je nach Stärke der Parteien in der LWK-Vollversammlung

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Seiser. – Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der vor​liegende Antrag befasst sich im weitesten Sinne mit der Öffentlichkeitsarbeit, und zwar mit transparenter und paritätisch aufgeteilter Öffentlichkeitsarbeit im Informa​tionsorgan der Kärntner Landwirtschaftskammer, dem „Kärntner Bauer“. Die SPÖ-Abgeordneten haben hier einen Antrag gestellt, dass gemäß der Aufteilung in der Vollversammlung der Landwirtschaftskammer auch den jeweiligen politischen Par​teien für eine Berichterstattung im „Kärntner Bauer“ Raum eingeräumt wird

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende öffnet und schließt gleichzeitig die Generaldebatte, da keine Wort​meldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen von BZÖ, SPÖ und den Grünen so beschlossen. Nicht mitgestimmt hat die ÖVP-Fraktion. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt wiederum das Eingehen in die Spezialdebatte.)
Seiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Spezialdebatte haben wir abgestimmt, die Annahme ist beantragt. Du liest jetzt den Text:

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, bei den finanziellen Zuschüssen an die Landwirtschaftskammer Kärnten darauf zu drängen, dass im „Kärntner Bauer“ als Medienorgan der Interessenvertretung aller Kärntner Landwirte, ein redaktioneller Raum den Parteien nach Stärke ihrer Vertretung in der LWK-Vollversammlung einge​räumt wird.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme erfolgt mehrheitlich, mit Zustimmung der F-, SPÖ-Fraktion und der Grünen, ohne die Stimmen der ÖVP-Fraktion.)
Seiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:

10.
Ldtgs.Zl. 71-7/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung der Aktion „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“

Berichterstatter ist Abgeordneter, Magister und Klubobmann Grilc! – (Da sich der aufgerufene Abgeordnete nicht im Saal befindet, ist der Vorsitzende im Begriff, die Sitzung kurz zu unterbrechen; gerade in diesem Moment betritt Abg. Mag. Grilc den Plenarsaal.)
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bitte vorweg um Entschuldigung, dass ich eben eine Lutschtablette genommen habe; etwas zu spät offenbar und damit möglicherweise der Einstieg ein bisschen verzögert wurde. Ich darf aus dem Kontrollausschuss Folgendes berichten:
Grundlage für diesen Tagesordnungspunkt ist ein Bericht des Rechnungshofes über zwei Dinge, die „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und die „Senioren Plus Kärnten Power Card“. Zur historischen Werdung führt der Landesrechnungshof in seinem Be​richt aus, dass die Kärnten Card bekanntlich 1996 eingeführt wurde, ein Jahr später auch dann den Kärntnerinnen und Kärntnern selbst zur Verfügung stand. Man hat versucht, durch diese Einführung der Kärnten Card verschiedene Aktivitäten zusam​menzu​führen. Es hat eigentlich verschiedene Gesellschaftsstrukturen gegeben und abgewickelt wurde das Ganze durch die Kärnten Power Card GmbH, die zunächst Kärnten Card GmbH geheißen hat und später, ab Mai 2003, eben als Kärnten Power Card GmbH betitelt wurde. Das Land Kärnten – das ist aus dem Bericht des Landes​rechnungshofes ersichtlich – hat in der Startphase diese Gesellschaft in zweierlei Form unterstützt. Zunächst einmal hat es einen Beitrag von rund 581.000,-- Euro gegeben und parallel dazu und gleichzeitig ein Darlehen in der Größenordnung von rund 668.000,-- Euro. Das war die eine Sache.
Die Gesellschaft hat dann eine zweite Aktion durchgeführt, und zwar unter dem Titel „Besser leben in Kärnten“, und für diese Aktion wurden neuerlich etwa 363.000,-- Euro als Beitrag in Aussicht gestellt. Und diese Aktivitäten wurden nun vom Landes​rechnungshof dementsprechend überprüft. Vor allem die Situation mit der „Senioren Plus Kärnten Card“ bzw. dann mit der „Jugend Plus Kärnten Power Card“ hat sich so entwickelt, dass von der ursprünglichen Konzeption her bei den Senioren etwa 41 Prozent der vorgesehenen Karten tatsächlich abgesetzt werden konnten und bei der Jugend überhaupt nur 5 Prozent. Und da sind natürlich dann auch einige Dinge vom Landesrechnungshof aufgedeckt worden, die einer Überprüfung wirklich bedurft haben. Man hat festgestellt, dass das Land Kärnten in der Verantwortlichkeit der Finanzreferenten Pfeifenberger und dann ab Feber 2005 auch Haider, zunächst keine Kontrollen durchgeführt hat. Und speziell für die Aktion „Besser leben in Kärnten“ hat man im Jahre 2003 363.000,-- Euro zur Verfügung gestellt, zugesagt zunächst. Und als diese ganze Aktion dann letzten Endes gestoppt wurde und ab​gerechnet wurde, hat man festgestellt oder feststellen müssen, dass unabhängig von dieser recht hohen Zuwendung, letzten Endes noch 219.000,-- Euro an Abgang zu verzeichnen waren.
Einer der schwerwiegenden Kritikpunkte in diesem Bericht liegt unter anderem darin, dass zum Beispiel eine Position von 256.000,-- Euro nicht belegbar ist, das heißt, kein Nachweis für diese Ausgabe vorhanden ist. Es wurden also hier auch Doppel​verrechnungen vom Landesrechnungshof festgestellt. Eine konkret in der Größen​ordnung von 32.000,-- Euro, die dann allerdings – nach Feststellung durch den Lan​desrechnungshof – erst berichtigt wurde.
Es hat auch für die Kärnten-Card-Betriebe selbst Zuwendungen des Landes ge​geben und zwar zunächst einmal in den Jahren 2001 bis 2003 in der Höhe von 300.000,-- Euro und dann noch einmal im Jahre 2003 64.000,-- Euro zusätzlich, wobei auch hier vom Landesrechnungshof kritisch angemerkt wird, dass für die Ver​wendung dieser Gelder keine Zweckwidmung und kein Verwendungsnachweis vor​liegen. Und für einen Teil dieser Gesellschaft, die Shopping-Card-BetriebsgmbH wurde 2001 ein Darlehen in der Höhe von 218.000,-- Euro gewährt. Von diesen ge​währten Mitteln fehlen bis dato 54.000,-- Euro! Man hat ausgemacht, dass die Zinsen zunächst einmal gezahlt werden und einen Ratenplan, wonach bis zum 15. Feber 2007, also bis zum 15. Feber dieses Jahres, 30.000,-- Euro zu zahlen sind und bis zum Feber des Jahres 2008 die restlichen 24.504,63 ganz konkret. Es ist im Rech​nungshofbericht, nachdem er schon früher vorgelegen ist, nicht mehr ersichtlich, ob diese Rate für das heurige Jahr gezahlt wurde. Das ist in wesentlichen Stichworten der Bericht und ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und unterbricht sie gleichzeitig wieder unter der Maßgabe, dass die Obmännerkonferenz festgelegt hat, dass für Tagesord​nungspunkt 7 und Tagesordnungspunkt 8 eine gemeinsame Generaldebatte abge​führt wird.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen daher zum Tagesordnungspunkt

8.
Ldtgs.Zl. 71-8/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnunghofes über das Ergebnis der Überprüfung der „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“
Berichterstatter ist der Abgeordnete Rudi Schober. – Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Ich danke! Geschätzter Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Nachdem dieser Antrag inhaltsgleich mit dem vorhergehenden Antrag ist, ist auch diese gemeinsame Vorgangsweise bestimmt worden. Ich kann also inhaltlich nur meinem Vorredner Kollegen Grilc zustimmen und möchte in meiner Berichterstattung auf etwas Organisatorisches hinweisen.
Wir alle wissen, dass die Vorgehensweise zur Arbeit hier im Kärntner Landtag und in den einzelnen Ausschüssen, in der Verfassung und in der Geschäftsordnung, in dieser sogenannten „Mao-Bibel“ – wie man sie auch teilweise bezeichnet – geregelt ist. Und eine erfolgversprechende Arbeit ist nur möglich, wenn es wirklich zu einer gemeinsamen Zusammenarbeit kommt, wenn es auch unterschiedliche Auffassun​gen unter den einzelnen Parteien gibt. Und so ist es auch geregelt, dass zur Behand​lung der Berichte des Landesrechnungshofes ein eigener Ausschuss, nämlich der Kontrollausschuss zu bilden ist, der letztendlich auch dem Kärntner Landtag auch verantwortlich ist. Und die Arbeit oder zur Arbeit dieses Kontrollausschusses gehört es, unter anderem Auskunftspersonen zu laden, diese zu hören, um letztendlich ein Gesamtbild zu dieser Materie zu bekommen, um hier im Landtag nötigenfalls Rede und Antwort zu stehen.
In dieser Verfassung und in der Geschäftsordnung ist aber auch geregelt, dass die Mitglieder der Landesregierung in den in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Agen​den zu laden und zu hören sind. Und so hat der Ausschuss auch das Recht, diese Mitglieder der Landesregierung zu laden und auch ihre Anwesenheit zu verlangen. Und wenn es eine Abwesenheit unserer Mitglieder der Landesregierung gibt, was ja durchaus möglich und verständlich ist, so muss es dafür – und auch das ist in dieser Verfassung geregelt – trifftige Gründe geben. Jetzt haben wir natürlich durchaus Ver​ständnis, weil wir da aus eigener Erfahrung wissen, dass es Terminkollisionen geben kann, aber wenn solche Terminkollissionen – ich würde einmal schon sagen, zur Ge​pflogenheit werden – dann denke ich, ist das unseriös und kann zum Teil als Selbst​herrlichkeit und ich würde sogar meinen, als Ignoranz des Ausschusses oder der Aus​schüsse bezeichnet werden. Ich rede jetzt konkret von Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler, der mehrmals zu dieser Materie geladen wurde und nicht erschienen ist, der aber auch zu anderen Ausschüssen – wie ich höre – mehrmals als Auskunfts​person geladen worden ist und auch nicht erschienen ist.
Und es gibt zu dieser Materie ein Entschuldigungsschreiben des Herrn Landeshaupt​mann-Stellvertreters, aus dem eigentlich das wahre Fernbleiben auch nicht zu er​sehen ist. Und ich darf Ihnen dieses Schreiben kurz vorlesen, das an den Präsiden​ten gerichtet ist und letztendlich uns zugegangen ist, wo es heißt: „Vielen Dank für die neuerliche Einladung zum Kontrollausschuss am 22. Feber 2007. Wie ich der Tagesordnung entnehme, geht es dabei um die „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“ sowie um das Wintererschließungskonzept. Diese Bereiche wurden vom Landesrechnungshof in den Jahren 2005 und 2006 untersucht und betrifft Maßnahmen, die bereits vor meiner Zuständigkeit als Touris​musreferent getätigt wurden. Zudem darf ich mitteilen, dass das Land Kärnten der​zeit keine Subventionen für die Kärnten Power Card bzw. für die Kärnten Card leistet und aus unserer Sicht in naher Zukunft auch keine weiteren Subventionen bzw. Kar​tenprojekte geplant sind.
Bei der ‚Kärnten Power Card’ wird lediglich das Leistungspaket der touristischen ‚Kärnten Card’ zugekauft.“ Selbst wenn es zum Referatswechsel kommt – und das ist in der letzten Zeit vor allem bei den Referenten der BZÖ passiert – so ist es wohl legitim, dass der Nachfolger die jeweiligen Agenden des vorherigen, noch dazu wenn es den überhaupt nicht mehr als Regierungsmitglied gibt, zu vertreten hat.
In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte zu den Tagesordnungspunkten 7 und 8 und erteilt Abg. Holub das Wort.)

Schober

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Die Grüne Fraktion wird diesen Rechnungshofbericht zur Kenntnis nehmen. Es ist irgendwie signifikant, welche Baustellen sich da auftun und was man gemacht hat, um die Idee der „Jugend- und Senioren Card“ unbedingt durchzudrücken. Federführend waren hier der Ing. Pfeifenberger und der Dr. Haider, die das eigentlich gegen einen Regierungsbeschluss gemacht haben. Man hat gesehen, dass die Aktion auch nicht angenommen wurde. Nur 41 Prozent der Seniorenkarten wurden ausgegeben und nur fünf Prozent der Jugendkarten. Es hat dann viele Karten gleichzeitig gegeben, auf eine wurde dann das Schulstartgeld geladen. Die „Kärnten Card“ gibt es noch immer. Mit dieser „Kärnten Card“ haben wir auch Chancen, statistisches Material über unsere Touristen zu bekommen. Wie verhalten sie sich im Sommer? Das könnten wir vielleicht sogar einmal auswerten, wenn wir neue touristische Ideen angehen wollen. Zum Beispiel: Wie werden wir uns auf den Klimawechsel einstellen? Aber hier geht es doch um einige Baustellen, die man durch den Rechnungshof aufgedeckt hat! Zuerst hat das Land geprüft – die Abteilung 4 und dann der Rechnungshof. Ich weiß nicht, ob das bei uns so Usus ist, dass man das alles so auf sich beruhen lässt. Aber ich würde einmal sagen, hier machen Dr. Haider und Ing. Pfeifenberger kein gutes Bild! Ich würde es nicht bei dem belassen. Danke! (Einzelbeifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Verbleibende Zuhörer! Es ist bereits das meiste in dieser Causa gesagt worden. Die harten Fakten, die der Landesrechnungshof im Zusammenhang mit der „Senioren Plus Kärnten Power Card“ und „Jugend Plus Kärnten Power Card“ aufgedeckt hat, hat der Berichterstatter Klubobmann Mag. Grilc bereits erwähnt. Die zweite Variante, wie mit diesen Dingen seitens der BZÖ-Regierungs​vertreter umgegangen wird, wurden vom Kollegen Schober eingehend geschildert. Ich möchte lediglich noch einmal auf Dinge aufmerksam machen, die heute bereits von Anbeginn an Thema sind.
Es ist wieder ein exemplarisches Beispiel dafür, wie es BZÖ-Regierungsvertreter schaffen, selbst gute Ideen – eine „Senioren Card“, eine „Jugend Card“ im Land Kärnten umzusetzen, das kann man durchaus vernünftig diskutieren – aber wie es ihnen gelingt, selbst gute Ideen sprichwörtlich in den Sand zu setzen und unüberlegte Aktionen zu setzen. Und Landesfinanzreferent, Landeshauptmann-Stellvertreter a. D. Ing. Pfeifenberger und Landeshauptmann Jörg Haider geben hier ein Duo Infernale ab, das in ganz ähnlicher Weise in vielen, vielen Projekten vorgegangen ist. Gegen besseres Wissen und obwohl seitens vieler – auch wohlmeinender Mitstreiter – Warnungen ausgesprochen wurden, hat man das mit aller Gewalt umsetzen wollen und hat es auch getan. Und wenn man dann die Ergebnisse sieht – und die Zahlen sprechen ja für sich, wieviel Geld, nämlich Kärntner Steuergeld, in diese Aktionen geflossen ist und wieviel Aufklärungsbedarf nach der Prüfung des Landesrechnungshofes noch übrig bleibt – dann entzieht man sich einfach jeglicher Verantwortung! Dann bezeichnet sich der gegenwärtige Tourismusreferent als nicht zuständig, der vorhergehende Tourismusreferent, Nachfolger von Landeshauptmann-Stellvertreter a. D. Pfeifenberger, verweist auf Landeshauptmann-Stellvertreter i. D. Dörfler. Der erklärt sich nicht bereit, vor dem Ausschuss zu erscheinen und Aufklärung zu geben und hält es einfach nicht der Mühe wert, sich der kritischen Diskussion der Abgeordneten zu stellen und unterminiert einen ganz wesentlichen Auftrag jeder einzelnen und jedes einzelnen Abgeordneten: Nämlich die Kontrollfunktion im Landtag wahrzunehmen! In diesem Sinn schließe ich mich der Wortmeldung vom Kollegen Holub vollinhaltlich an, dass damit das Thema auch nicht wirklich abgeschlossen sein kann und erwarten wir seitens der Vertreter des BZÖ, seitens des gegenwärtigen Tourismusreferenten Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler konkrete Maßnahmen, damit solche Dinge in Zukunft nicht mehr passieren. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Stark das Wort.) .
Mag. Trannacher

Abgeordneter Stark (F):

Stark

Sehr geehrter Präsident! Liebe Mitglieder des Landtages! Liebe Zuhörer! Man hört heute immer nur negative Sachen, die nur der Herr Landeshauptmann und seine Vertreter oder die BZÖ macht. Aber dem kann ja nicht so sein! Und diese „Jugend- und Senioren Cards“, über die wir jetzt gesprochen haben, haben auch etwas Positives, nämlich dass unsere Menschen hier im Land Kärnten gewisse Institutionen, gewisse Sozialsachen und auch gewisse Ausflugsziele mit einer Card besuchen können, die sie sonst nie besuchen hätten können! Zum Beispiel die Winter-Card für unsere Jugend. Wenn man bedenkt, dass das Schilaufen sehr, sehr viel Geld kostet und, wenn man da eine 50-prozentige Ermäßigung bekommt, das soll eine Unterstützung durch das Land wert sein! Ich bin für diese Cards, weil ich selbst im Tourismus tätig bin, denn diese Cards haben bei den Ausflugszielen sehr viel Aufschwung gebracht! Ich denke da nur einmal an Minimundus, an die Puppenspiele in Treffen, an die Fahrten für die Jugend in die Diskos und dergleichen.
Der Abgeordnete Vouk hat sich im letzten Jahr geäußert und außer Zweifel gestellt, dass die „Kärnten Card“ ein wichtiges Produkt für den Kärntner Tourismus sei. Lieber Ferdi, wir zwei sind ja als Gesellschafter in der Wörthersee-Tourismusgesellschaft tätig, und du weißt selbst, wie wichtig diese Cards für die Betriebe, für die Wirtschaft Kärntens und für alle, die hier tätig sind, sind. Ich glaube, das sollte man außer Zweifel lassen! Die „Jugend Card“ und die „Senioren Card“ wurden für diese Positionen geschaffen. Sie wurden dann reformiert. Im Jahre 2005 wurden sie in der „Kärnten Power Card“ zusammengefasst und diese ist heute noch in Betrieb. Ich glaube dass, wenn wir schon Geld in die Hand nehmen und Betriebe und sonstige Freizeitgestaltungen unterstützen, dass es uns das wert sein muss, dass die Jugend und unsere Senioren dafür eine ermäßigte Card haben. (Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) Die „Jugend Card“ und auch die „Senioren Card“ sind angegriffen worden. Das möchte ich hier verteidigen und ich stehe auch zu dieser Idee! Denn die Idee, die der Herr Landeshauptmann mit dem damaligen Verkehrs- und Fremdenverkehrsreferenten Herrn Pfeifenberger gehabt hat, ist gut! Dieser Versuch war sehr gut! Die Abrechnung soll vom Rechnungshof korrekt geprüft werden, aber ich sage, diese Cards sollen und müssen für unsere Kärntner Bevölkerung bleiben! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, schließt der Vorsitzende die Generaldebatte. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Stark

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 29. Juni 2006, Zl. LRH 61/B/2006 betreffend die Überprüfung der Aktionen „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“ unter Berücksichtigung der Anlauf- und Verwaltungskosten für die „Kärnten Power Card“ wird zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 7 erledigt. Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt

8.
Ldtgs.Zl. 71-8/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung der „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“
Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Schober, das Schlusswort!
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Nur einen Satz zum Kollegen Stark. Selbstverständlich haben diese Karten auch gute Aspekte, zweifelsohne. Aber ich denke, die Arbeit des Landesrechnungshofes hat sich vor allem auf die negativen Aspekte bezogen. Man muss zwei Dinge hervorheben. Wenn dieses Projekt trotz Warnung in der Regierung, trotz Warnung der Fachabteilungen durchgezogen und durchgedrückt worden ist und hier sehr viel Geld in den Sand gesetzt wurde, dann muss man auch den Mut haben herzugehen und zu sagen: Okay, das war ein Flop und das ist daneben gegangen!

Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Berichterstatter beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Schober

Berichterstatter Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 29. Juni 2006, Zahl: LRH 61/B/2006 betreffend die Überprüfung der Aktionen „Jugend Plus Kärnten Power Card“ und „Senioren Plus Kärnten Power Card“ unter Berücksichtigung der Anlauf- und Verwaltungskosten für die „Kärnten Power Card“ wird zur Kenntnis genommen.
Ich beantrage die Annahme.
Schober

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen, danke sehr!

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9:

9.
Ldtgs.Zl. 69-6/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung des finanziellen Mitteleinsatzes in Kärntens Winterschigebieten nach dem „Winterschließungskonzept – Prioritäten und Finanzierung“
Berichterstatterin ist Abgeordnete Mag. Trannacher. Ich erteile ihr das Wort!
Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht über das Ergebnis der Überprüfung des finanziellen Mitteleinsatzes in Kärntens Winterschigebieten nach dem „Winterschließungskonzept – Prioritäten und Finanzierung“ des Landesrechnungshofes, wurde im Kontrollausschuss am 24. Oktober 2006 eingehend diskutiert und mit der Maßgabe, den zuständigen Referenten Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler als Auskunftsperson zu laden unterbrochen – ähnliche Geschichte wie bei dem Bericht, der dieser Debatte vorangegangen ist. Am 22. Februar 2007 in der 15. Sitzung des Kontrollausschusses, hat uns Landeshauptmann-Stellvertreter mitgeteilt, dass er nicht gedenkt, in dieser Causa Auskunft zu erteilen und aus diesem Grund wurde der Bericht im Kontrollausschuss zur Kenntnis genommen und dem Hohen Haus zugeleitet.
Beim Wintererschließungskonzept geht es in erster Linie – und das ist bekannt, wir haben heute den ganzen Tag darüber diskutiert – um fehlende Konzeptionen und Planungen zu gravierenden finanziellen Nachteilen beim Land Kärnten. Hier hatten wir ein Konzept. Es gibt dieses Wintererschließungskonzept, das eine Prioritätensetzung zum Ziel hatte, was die Interventionen anbelangt und was die öffentliche Finanzierung von Winterschigebieten betrifft. Das Wintererschließungskonzept sieht vor, die Schigebiete in unterschiedliche Kategorien A, B und C einzuteilen. (Abg. Rossmann: Das ist eine Wertung! Unglaublich!) Insgesamt wurden in den Jahren 1996 – 2004 vom Land Kärnten 68,5 Millionen in Winterschigebiete investiert. Allerdings, und das ist das Problem der Umsetzung des Wintererschließungskonzepts, das merkt der Landesrechnungshof an, dass lediglich 34 Prozent vom KWF, 26 Prozent von der Kärntner Tourismusholding und 40 Prozent dieser Förderungsmittel von unterschiedlichen Landesabteilungen ausbezahlt wurden.
Zwar habe es 1996 einen Landesregierungsbeschluss gegeben, in dem eine Richtlinie zur Finanzierung der Winterschigebiete beschlossen wurde. Diese Richtlinie war allerdings verbindlich ausschließlich für den KWF.
Die Schlüsse, die der Landesrechnungshof aus der Analyse im Umgang mit dem Wintererschließungskonzept des Landes Kärnten zieht, sind, dass es hinkünftig in jedem Fall ein für alle Stellen verbindliches Konzept der Förderung geben sollte, dass das Land Kärnten eine Koordinationsstelle und eine Förderdatenbank einrichten sollte, um einen Gesamtüberblick über die zu fördernden Maßnahmen zu erlangen.
In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Herr Präsident! Das Wintererschließungskonzept gibt mehr als einen Anlass, um darüber nachzudenken, wie das ist, wenn das Land Kärnten sich an festgelegte Richtlinien nicht hält. Ich glaube, dass jetzt ein guter Zeitpunkt ist, darüber zu reden; auch was den Wintertourismus in den unterschiedlichen Schigebieten betrifft. Der Prüfauftrag ist ja im Juni 2003 ergangen. Das Ziel der Prüfung war ja die Überprüfung des finanziellen Mitteleinsatzes in Kärntens Winterschigebieten nach dem Wintererschließungskonzept und auch die Prüfung des derzeitigen Umsetzungsstandes.
Warum hat man diesen Prüfungsauftrag erteilt? – Man wollte schauen, ob die Fördermaßnahmen des Landes mit diesem Wintererschließungskonzept übereinstimmen. Herausgekommen ist: Nein, sie stimmen nicht überein, weil das Wintererschließungskonzept aus dem Jahr 1996 eine Basis für die Fördervergabe darstellt, für den KWF und für die Landesförderung genauso. Das sollte als Entscheidungsgrundlage fungieren. Tatsache ist, dass sich der KWF zwar an diesen Prioritätenkatalog gehalten hat, aber das Land Kärnten nicht. Damit ist auch die Förderarbeit und sind die Fördermaßnahmen vom KWF eigentlich konterkariert, und sie widersprechen diesem Prioritätenkatalog.
Das Wintererschließungskonzept besagt ja, dass die Kategorie A eine vorrangige Schwerpunktbildung für Beschneiungsanlagen sein soll gegenüber Ersatzinvestitionen. Zweitens, dass die Förderung der Projekte in der Kategorie B nur dann stattfinden soll, wenn die Kategorie A ausgeschöpft ist und wenn noch finanzielle Mittel zur Verfügung stehen.
Wo stehen wir heute? – 2007 ist das Land Kärnten beteiligt an Bad Kleinkirchheimer Bergbahnen Sport- und Kuranlagen Gesellschaft sowie an den Petzen Bergbahnen. Interessant ist, dass von 2006 auf 2007 die Beteiligungen wirklich drastisch zurückgegangen sind. Es stellt sich die Frage, warum das so ist.
Der Rechnungshof kritisiert, dass da zwar verbindliche Richtlinien für die Fördervergabe 1996 mit diesem Wintererschließungskonzept geschaffen wurden, aber nur für den KWF, offenbar, gelten. Das heißt, das betrifft nur ein Drittel der gesamten ausbezahlten Landesmittel, also ein Drittel der bezahlten Landesmittel sind nach den Richtlinien des Wintererschließungskonzeptes geflossen – alle anderen sind darüber hinaus irgendwie nach Entscheidungsgrundlagen, die hier jetzt nicht zugänglich sind, getroffen worden. Die sind insbesondere mit Bedarfszuweisungen und Sonderbedarfszuweisungen über die Gemeinden offenbar ohne Bedacht auf längerfristige Förderstrategie gewährt worden. In Einzelfällen hat es sogar deutliche Überschreitungen nach dem EU-Wettbewerbsrecht, nach dieser zulässigen Förderquote, gegeben.
Der Landesrechnungshof empfiehlt, dass es für zukünftige Förderungen von Schigebieten eine Landesstelle und ein gültiges Förderkonzept geben soll, weil es im Einklang mit den Wettbewerbsregeln der EU zu bringen ist. Zweckmäßigerweise sollte diese Koordinationsstelle sämtliche Förderschienen abwickeln. Das wäre wahrscheinlich eine gangbare Möglichkeit, um diesem Förderchaos und Förderdschungel Einhalt zu gebieten.
Anmerkungen von unserer Seite: Bei dem Wintererschließungskonzept sollten wir zunehmend darauf achten, dass wir die Klimaveränderungen als Richtschnur für die Zukunft hier auch heranziehen. Hier hat auch das Weißbuch „Tourismus Kärnten“ ganz eindeutig dieses Problem erkannt und auch sozusagen beschrieben, zum Problem gemacht. Es sagt dezidiert, dass in Beschneiungsanlagen nicht investiert werden soll, weil das auf Kosten des Trinkwassers geht. Und das verschlingt Unmengen an Energie für die Herstellung von Kunstschnee. Dieser Aufwand wird dem, was da herauskommt, eigentlich nicht gerecht. Es ist ein zu hoher Aufwand für das, was herauskommt.
Das Weißbuch „Tourismus Kärnten“ gibt auch dem Ausbau des Ganzjahrestourismus eine Priorität. Da zeigt bereits das Wintererschließungskonzept ein folgendes Bild, was aber offenbar das Regierungskollegium bis jetzt ignoriert hat. Da heißt es: „Trotz der erheblichen Anstrengungen konnte Kärnten in der relativen Wettbewerbsfähigkeit zu den österreichischen Mitbewerbern nicht aufholen. Die erhofften Investitionen in zusätzliche Gästebetten und entsprechende Ergänzungseinrichtungen zu den getätigten Investitionen im Seilbahn- und Pistenbereich sollten sozusagen von alleine erfolgen. Diese Erwartung hat sich jedoch nicht erfüllt.“ Also das ist für mich auch ein Beweis, wenn man jetzt an dem Wintererschließungskonzept vorbeigeht – und das ist ja offenbar ganz massiv passiert -, dann wird man erst recht nicht dieses Defizit oder das, was man im Wintertourismus aufholen möchte, erreichen können. Das ist eben nicht passiert.
Die zentrale Botschaft aber dieses Wintererschließungskonzeptes ist aus meiner Sicht auch: Es soll kein Wettrüsten der Kärntner Schigebiete geben. Es soll nicht so sein, dass die Landesregierung hier eine ungesunde Konkurrenz fördert, wo kleinere Schigebiete, die jetzt sozusagen für die regionale Freizeitgestaltung zwar wichtig sind, wie zum Beispiel das Petzengebiet – es ist schon gut, dass es das gibt -, aber es ist nicht sozusagen der Ausbaubereich laut dem Wintererschließungskonzept. Damit würde man nur andere Schigebiete in eine unnötige Situation bringen, die unnötig da gegeneinander aufrüsten müssten. So eine Vorgangsweise hat wohl keinen Sinn!
Wir wissen, dass es nicht mehr lange dauert, dass die Schigebiete unter 2.000 Meter zusperren werden müssen, weil sie nicht mehr betriebswirtschaftlich geführt werden können. Die Realität zeigt uns das heute schon. Die Tatsache des Klimawandels und der Klimaveränderungen müssten doch Anlass sein, um unser Denken und Handeln wirklich rasch zu verändern.
Abschließend vielleicht noch zu dem Fall Petzen Bergbahnen GmbH. Da hat es auch eine ordentliche Misswirtschaft gegeben, angefangen davon, dass die Geschäftsführer im Jahr 2002 nicht entlastet wurden, trotzdem ein Gehalt bekommen haben. Der Landesrechnungshof hat das aufgedeckt, aber man ist dem nicht nachgekommen und so weiter und so fort. Man hat dort frühzeitig die Lösung getroffen. Für das Winterschigebiet Petzen hat seinerzeit sogar der Landesrat Schiller eine Lösung vorgeschlagen, nämlich dass da ein zweiter Wasserversorgungskreislauf eingerichtet werden soll, mittels eines Tiefbrunnens und ein Abwasserkanal für die Gebäude nahe der Bergstation. Die Gesamtkosten hätten sich auf 34 Millionen Schilling belaufen, damals noch, aus der öffentlichen Hand. Interessant ist jetzt, dass mit diesen Maßnahmen, also diesen Umweltbegleitmaßnahmen mit der Wasserversorgung und mit dem Abwasser, später begonnen worden ist, als mit der Beschneiungsanlage. Da gibt es auch eine Kritik des Landesrechnungshofes dazu, wörtlich: „Mit der Herstellung des als Umweltbegleitmaßnahme zur Sicherung der Trinkwasserversorgung im Zusammenhang mit der Erweiterung der Beschneiungsanlagen erforderlichem Tiefbrunnens wurde erst im Jahr 2004 begonnen – hingegen wurde mit der Errichtung der Beschneiungsanlage bereits 2002 begonnen und diese 2003 fertig gestellt.“ Was sagt uns das jetzt? – Das sagt mir, dass es den Verantwortlichen wichtiger ist, dass es dort eine Beschneiungsanlage gibt: koste es, was es wolle. Es ist anscheinend auch völlig wurscht, ob irgendwelche Bedenken sind. Die Petzen hat doch eine besondere Bodenbeschaffenheit, da ist sehr viel Kalk, da rinnt das Wasser sofort durch hinunter, und die beschneite Piste ist im Nu im Trinkwasser. Das hat man zuerst gemacht. Man hat zuerst eine Beschneiungsanlage und erst danach eine Umweltbegleitmaßnahme gesetzt. Erst danach hat man geschaut, dass vom Grundwasser keine Gefahr ausgeht. Erst danach einen Brunnen. Was ist denn das für eine Logik? Das ist genau die Logik: Zuerst machen und dann denken. Zuerst irgendetwas tun und dann erst an die Folgekosten, an die Umweltauswirkungen denken! (Lärm und Zwiegespräche im Hause) Nein, das ist nicht so. Da warnen uns die Klimaschützer, dass das äußerst bedenklich ist und dass dort durch den Verbrauch und durch die Beanspruchung des Bodenmaterials und dieser Landschaft es sehr wohl zu Umweltschäden kommt. Ich meine, natürlich ist diese Wahrnehmung selektiv. Der Umweltgedanke ist ja – entgegen der Behauptung vom BZÖ – noch lange nicht dort angekommen. Der Umweltgedanke ist immer noch bei uns. Deswegen sagen ja wir solche Kritik. Und uns fällt es auf, wenn das irgendwie nicht so ist, wie es sein soll. Aber insgesamt betrachtet: Es ist ja wohl eindeutig, das Wintererschließungskonzept haben engagierte Leute gemacht, kompetente Leute – aber niemand hält sich dran. Ja, gratuliere!
Schauen wir, dass wir in Zukunft auch daran halten! Schauen wir, was der KWF tut! Das ist wahrscheinlich professionell begründet, was der KWF tut. Das kann man der Landesregierung eher nicht unterstellen. Ich würde sagen, dass die Fördermaßnahmen und diese Aktionen eher diejenigen machen sollen, die etwas davon verstehen und dass wir uns auch an unsere eigenen Konzepte halten sollen. Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Vorweg einmal, liebe Kollegin Lesjak: Umweltschutz ist keine Erbpacht von den Grünen. Alle Fraktionen befassen sich intensiv mit dem Umweltschutz. Das ist zwar eine selektive Wahrnehmung, das möchte ich einmal festhalten. Natürlich denke ich, dass auch hier Versäumnisse aufzuholen sind, gerade was das Wintererschließungskonzept anbelangt. Aber ich denke, dass wir jeder Fraktion in diesem Hause zugestehen müssen, dass sie sich mit dem Umweltschutz beschäftigt.
Ich möchte, was das Wintererschließungskonzept beinhaltet, festhalten, dass erstmals in Österreich 27 Kärntner Schigebiete anhand von objektiven Kriterien auf ihre Wettbewerbsfähigkeit durchleuchtet wurden. Die Expertenanalyse sollte die Grundlage für Investitionen bzw. Förderungen sein. In den letzten Jahren wurden rund 250 Millionen Euro in Schigebiete investiert. 96 Millionen (40 %) stammen aus öffentlichen Mitteln. Daraus sieht man schon auch die Größenordnung. Die interessante Erkenntnis daraus: Trotz des erheblichen Mitteleinsatzes konnten die Kärntner Schigebiete zu den österreichischen Mitbewerbern kaum aufholen. Die Hoffnungen, dass die getätigten Investitionen zusätzliche Gästebetten und Ergänzungseinrichtungen nach sich ziehen würden, haben sich nicht erfüllt. Dafür hat die Dichte der regionalen Schigebiete gegenüber den anderen Bundesländern ein weit überdurchschnittliches Niveau erreicht. Kärnten kann seine Wettbewerbsfähigkeit als Winterdestination nur dann nachhaltig steigern, wenn in den Tourismusgebieten ein konzentrierter Aufholprozess bei den Branchenführern stattfindet. Dies sagt nicht nur der Tourismussprecher der Kärntner Sozialdemokratie, sondern das geht auch aus einer Studie hervor, meine Damen und Herren. Diese Studie wurde vom Institut für touristische Raumplanung in Zusammenarbeit mit der Landesregierung, Abteilung 20, der Tourismusholding und dem KWF festgestellt - sollten Sie meine Angaben hier anzweifeln wollen.
Diese Forderung scheint gerechtfertigt. Betrachtet man die wintertouristische Wertschöpfung, so werden 83 % des Umsatzes, 85 % der Winternächtigungen und 90 % der Wertschöpfung in den neun größten Wintersportzentren erwirtschaftet. Die restlichen 18 Schigebiete tragen nur rund 10 % zur Wertschöpfung bei. In diesem Lichte, aber auch unter Berücksichtigung des Klimawandels, muss man künftig auch über die Zukunft mancher Gebiete diskutieren.
Abschließend halte ich fest, dass zehn Jahre ziel- und planlose Förderpolitik von FPÖ-, BZÖ- und ÖVP-Tourismusreferenten ihre negativen Spuren hinterlassen haben. Ich halte auch fest, dass das vor Jahren vom Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds erarbeitete Wintererschließungskonzept von BZÖ und ÖVP nicht umgesetzt worden ist. Die besten Strukturen und Vorgaben sind umsonst, wenn sie nicht befolgt werden. Ich danke für die geschätzte Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir ganz ehrlich an dieses Thema herangehen, dann ist jeder von uns möglicherweise schon in einer Art Zwickmühle gewesen. Ich möchte am eigenen Beispiel das dokumentieren.
Ich war 1996 hier dabei im Landtag, als das Konzept beschlossen wurde.
Und wir haben aufgrund der Kategorisierung A, B und C bereits heftige Debatten geführt, weil diejenigen, die in der Kategorie A eingestuft waren, natürlich auch hoffen konnten, dass es weitere Förderungen gibt. B und C dementsprechend nachrangig behandelt wurden und jeder, der zum Beispiel aus seinem Bereich – wie wir Jaun​taler vom Fuße der Petzen kamen – hatte das Problem im eigenen Bezirk zu er​klären, warum man allenfalls einem Konzept zustimmt, in dem das eigene Schigebiet vor der Haustüre nicht hochrangig eingestuft ist.
Es ist also im Grunde genommen eine Befindlichkeit, der man als Mandatar nicht ganz einfach ausweichen kann, um ganz ehrlich zu sein. Ein Zweites – die Kollegin Lesjak hat das angezogen – und auch dort war ich direkt involviert in der Frage, Petzenausbau Ja oder Nein. Es ist ein Kalkgestein – das wissen wir – ich möchte hier jetzt nicht die ganze Petzendiskussion noch einmal aufziehen – aber wir haben dort in großer gemeinsamer Anstrengung aller Gemeinden, den damaligen Finanzre​ferenten Pfeifenberger händeringend bekniet, ja Geld locker zu machen, um die Petzen ausbauen zu können und haben uns im Gegenzug verpflichtet, im Talboden mit Gemeindegeldern die alternative Wasserversorgung sicherzustellen. Das heißt, auch dort waren wir im Grunde genommen gespaltene Personen, zumindest diejeni​gen von uns, die einerseits Landesverantwortung trugen und andererseits örtliche. Und das wird bei jedem Konzept in Wahrheit so sein, behaupte ich. Das heißt also, gewisse Interessen werden uns immer wieder begleiten. Was natürlich aus dem Rechnungshofbericht für mich doch anregend ist und Anlass geben sollte, das auch umzusetzen und nachzudenken ist Folgendes:
Diese ursprüngliche Einteilung in A, B und C-Kategorien wurde ja evaluiert und es gibt ja vom Institut für Touristische Raumplanung (vom ITR) einen neuen gedank​lichen Ansatz, etwa in der Form, dass sie sagen: Ein Teil unserer künftigen Schige​biete sollte schwerpunktmäßig Tourismusgebiet sein und das Andere als Regional​gebiet – sozusagen die örtliche Ansage – das heißt, ähnlich einer Sportanlage im Kleineren, die wirklich dem in der Nähe befindlichen, in der Nähe wohnenden Ein​heimischen dient. Und das ITR schlägt ja vor, etwa einen Aufteilungsschlüssel bei Subventionen von 80 Prozent in die Schwerpunktgebiete und 20 Prozent sozusagen für diese örtlichen Dinge. Was auch kritisch angemerkt wird, ist natürlich die Frage: Wie geht man um mit Förderungen der Gemeinden? Das heißt also Geldern, die direkt von den Gemeinden kommen oder über Bedarfs- und Sonderbedarfszuwei​sun​gen kommen. Und da glaube ich, sind die Herren Bürgermeister in einer ähnlichen Situation wie ich es hier vorher geschildert habe, dass jeder klarerweise in seiner eigenen Gemeinde, nona, für das Gebiet eintreten wird müssen, wohlwissend, dass möglicherweise andere Alternativen auch für den auswärtigen Gast natürlich deutlich interessanter sind.
Jetzt bei allem Patriotismus, ich kann es drehen und wenden wie ich will, aber die Petzen kann dem Gast, der aus Deutschland kommt, nicht das Gleiche bieten wie das Naßfeld, - nur als direkter Gegenpol; trotzdem, weil ich gesagt habe, es gibt also hier die gedankliche Anregung. Der Endbericht, die Evaluierung des ursprünglichen Konzeptes wurde der Regierung ja vorgelegt, aber dort noch nicht wirklich behandelt. Das heißt, die Lehre, die wir aus diesem Bericht des Landesrechnungshofes ziehen sollten ist jene, dass wir uns neuerdings ernsthaft mit diesem Thema auseinander​setzen und auch unter Bedachtnahme auf neue klimatischen Gegebenheiten, Dinge allenfalls verändern. Hätte man wahrscheinlich diese rund 68 Millionen Euro nicht in Schneekanonen investiert, wäre der heurige Winter sowieso auch in den Top-Schi​gebieten zum Teil schwierig geworden. Und wenn das von den Klimaforschern stimmt, was sie sagen, dass auf Sicht erst ab – sagen wir einmal – 1800 oder 2000 Metern ein regulärer, normaler, halbwegs auch erschwinglicher Schibetrieb möglich sein wird, dann müssten wir unser Konzept natürlich nachhaltig überarbeiten. Da​rüber reden werden wir müssen, aber immer unter der Bedachtnahme darauf, dass wir natürlich in gewisse, ja, unterschiedliche Befangenheiten gelangen könnten.

Dennoch, die Evaluierung muss natürlich in einem neuen Konzept enden, glaube ich, das ist die Ansage. So verstehe ich auch den Bericht des Rechnungshofes. Wir werden ihn natürlich zur Kenntnis nehmen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Rossmann das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da sieht man, viele haben diesen Bericht gelesen und jeder interpretiert anders. Und da muss ich schon sagen, Frau Kollegin Lesjak, ich weiß nicht, welchen Bericht Sie gelesen haben, weil ich konnte das einfach nicht mehr nachvollziehen. Die Fakten, die Sie in Ihrer Rede erwähnten sind nicht nachvollziehbar und auch im Bericht nicht mehr wiederzufinden!
Und ich glaube der Bericht ist gelungen, ich bedanke mich beim Rechnungshof wirklich für diese Übersichtlichkeit! Und es zeigt auch, wie weit vorausblickend es war, ein Gesamtwintererschließungskonzept zu erstellen, das immer wieder zu adap​tieren und auch auf die Empfehlungen des Rechnungshofes jeweils einzugehen. Und wenn es die Frau Kollegin Lesjak auch gesagt hat, um die Förderungen und es ist nicht nachvollziehbar. Bitte, es ist ganz klar, auch aus diesem Bericht ist ganz klar hervorgegangen, dass dann nach dem KWF die Holding die Förderung übernommen hat – und nicht nur die Förderung – sondern mit Beteiligung und auch mit einer ge​wissen Lenkung. Und das ist auch richtig so! Und ich sage auch, wenn wir heute – und Herr Vouk, wenn Sie da rauskommen und sagen, diese Studie zitieren, wo Kärnten nicht so dasteht –; wir können uns natürlich nicht mit Tirol vergleichen im Wintertourismus, das ist logisch; wir können uns auch nicht mit Salzburg vergleichen. Aber, wenn wir nicht nach diesem Erschließungskonzept gehandelt hätten und, wenn wir nicht 250 Millionen in die Hand genommen hätten für die Seilbahnenerrichtung, für Schipisten und 68 Millionen für Beschneiungsanlagen – wir haben einen Be​schneiungsgrad durch Beschneiungsanlagen in Kärnten in den Schigebieten, wobei jedes Schigebiet beschneit wird, durchschnittlich rund drei Viertel der gesamten Pistenkilometer können beschneit werden. Wenn wir das nicht hätten, hätten wir nie diese Erfolgsstory im Kärntner Tourismus, im Wintertourismus!
Und wenn jemand vor sieben Jahren gesagt hat – Sie erinnern sich an die Debatte Naßfeld – das Naßfeld wurde totgeschrieben. Das wurde so totgeschrieben, dass es über die Grenzen Kärntens hinaus schon nicht mehr attraktiv war. Und das Naßfeld ist heute mit dem Katschberg und mit Bad Kleinkirchheim das beste Schigebiet das wir haben! (Abg. Ing. Scheuch: Da freut sich der Präsident oba! – Gemeint ist der Vorsitzende 2. Präs. Ferlitsch.) Und wenn jetzt die Medienberichte berichten, dass am Naßfeld jetzt zur Zeit ein Schikurs, auch auf Initiative des Kärntner Landeshaupt​mannes nach Kärnten gekommen ist, ein Schikurs, wo täglich 1500 Jugendliche dort Spaß haben und Kärnten und das Naßfeld in Erinnerung behalten werden, ihr gan​zes Leben und gerne wieder als Gäste zurückkommen, wenn sei erwachsen sind und auch mit ihren Kindern kommen. Sie wissen, wie nachhaltig Schulschikurse sind! Saalbach hat immer gelebt davon.
Und uns ist es gelungen, dem Kärntner Landeshauptmann, diese Initiative aus Saalbach nach Kärnten zu holen. Und das wollen halt wahrscheinlich einige nicht wahr haben, dass das ein Erfolgskonzept ist! Und das Erfolgskonzept beruht auch auf eine ganz umsichtige Strategie in den gesamten Winterstrategien mit diesen Er​schließungskonzepten und auch mit der Beschneiung. Und natürlich bin ich bereit, bei der Klimaschutzdebatte zu überlegen, was soll man in Zukunft beschneien. Kärn​ten ist flächendeckend beschneit, das kommt auch aus dem Bericht hervor, dass da kein Bedarf mehr da ist. Und dann wird man überlegen müssen und in dieser Hysterie, glaube ich, dürfen gerade Touristiker nicht mitschwimmen – in dieser Klima​hysterie – sage ich, weil unsere Beschneiungsanlagen sind ökologisch einwandfrei! Wir haben strenge Umweltgesetze in Kärnten, sonst würden die nie genehmigt wer​den. Wir sind auch – es gibt eigene Zisternen für Wasser. Wir wissen, dass es vori​ges Jahr in Bad Kleinkirchheim … die haben extra Wasser für die Beschneiung zur Verfügung gestellt. Und wenn es diese Beschneiung nicht gebe, es würde … Klein​kirchheim wäre heute leer! In Kleinkirchheim kann man trotz Sonnenschein noch immer – wahrscheinlich leider nicht mehr lange, weil es jetzt zu warm wird – Schifah​ren. Und wir können rechtzeitig beschneien und können rechtzeitig dann auf den kommenden, den natürlichen Schnee zurückgreifen.
Also ich glaube, in der Summe kann man sagen, das ist wirklich ein Erfolgsrezept, dieses Wintererschließungskonzept und ist eine gute Grundlage, um erfolgreich den Tourismus in Kärnten weiter fortzuführen. Danke! (Beifall von der F-Frakiotn.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Rossmann

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

(Abg. Trettenbrein: Brich eine Lanze für die Petzen!) Geschätzter Herr Präsident! Ge​schätzte Damen und Herren! Kurz zusammenfassend zum Bericht des Rechnungs​hofes. Wesentliche Voraussetzung ist immer, wenn man ein Wintererschließungs​konzept hernimmt, das sich über 10 Jahre ausdehnt, dass man von einer wesent​lichen Voraussetzung ausgeht, nämlich, dass man einen Winter hat, der wirklich Winter ist und Winter heißen sollte.
Es hat sich in den letzten Jahren massiv verändert und wenn man den Entwicklun​gen und den Forschern Glauben schenken kann und darf oder sollte, oder auch muss, dann gibt es neuerliche Entwicklungen. Und ich habe mir da ein paar Sachen aufgeschrieben. Der wesentliche Bereich ist jener: Das Land Kärnten hat sehr viel Geld investiert – zu Recht; viele Investionen sind geflossen. Da sind natürlich auch touristische Highlights in Kärnten aus dem entstanden und erwachsen, aber man muss heute, im Jahre 2007, auch schon etwas – weil der Bericht Anlass dazu gibt – in die Zukunft schauen. Es gehört sicher Einiges und Vieles evaluiert, neu, ver​bessert. Und da bin ich auch beim Klubobmann und Abgeordneten Raimund Grilc. Das wird genau jener Bereich sein.
Was wir aber insgesamt nicht haben wollen, dass wir auf lokaler Ebene, aber auch auf Landesebene, ständig einer Diskussion ausgesetzt sind; Oberkärnten gegen Mittelkärnten, Mittelkärnten gegen Südkärnten, sondern da sind auch die Verant​wortlichen, in dem Fall der Tourismusreferent, aber auch Sie, sehr geschätzte Frau Abgeordnete, Sie sind auch beauftragt, sich als neue Tourismusdirektorin miteinzu​binden, weil etwas muss schon auch herausgestrichen werden. Wir brauchen in Kärnten jene Positionierung – wie Sie auch gesagt haben; ich freue mich auch da​rüber – dass für Jugendliche auch in Kärnten und insgesamt Schülerschikurse statt​finden. Das war ja lange nicht so der Fall. Und gerade in jenem Bereich der höheren Schulen hat man eher versucht, in andere Bundesländer auszuweichen.

Das ist sicher auch ein Verdienst der Tourismuswirtschaft insgesamt, aber natürlich auch jener Personen, die auch privates Geld in die Hand nehmen und sich dieser Arbeit unterziehen.
Ich möchte aber auch noch etwas sagen, weil wir im Kärntner Landtag auch die Ver​antwortung da für jene Landesgesellschaften mittragen. Und ein wesentlicher Punkt ist auch, wenn man neue Gesellschafter bzw. Geschäftsführer bestellt – wie vor kur​zem auch für die Petzengesellschaft – dann muss man auch jenen Geschäftsführern nicht nur eine Vision erklären bzw. sie mit Visionen an die Arbeit gehen lassen, son​dern man muss auch den finanziellen Unterbau mitgeben für die Arbeit. Und jene Gesellschaft, die heute schon X-Mal genannt worden ist – die Petzengesellschaft – hat leider derzeit in ihren Büchern einen relativ hohen Abgang. Einen Abgang, der aus jener Investition, die übriggeblieben ist, die seinerzeit der Finanzreferent Pfeifen​berger aufbringen wollte, schließlich und endlich aber nie ausfinanziert hat.
Ich kann mir keinen Geschäftsführer vorstellen, der neu bestellt worden ist, der plötz​lich mit einem Schuldenberg von rund 2 Millionen Euro beginnen soll und bei 2 Millio​nen womöglich noch in der Lage sein sollte, dreißig Jahre alte Schlepplifte abzu​bauen und womöglich die Schigebiete attraktiver durch Sessellifte zu ergänzen! Das wird nicht möglich sein und das ist auch nicht möglich. Und somit ist er von Haus aus gescheitert und da kann der Herr Landeshauptmann und der Landeshauptmann-Stellvertreter ohne weiteres von Gemeinde zu Gemeinde in Unterkärnten pilgern und große Veranstaltungen machen, da ist er zum Scheitern verurteilt! Normalerweise müsste er schon von Haus aus zum Konkursrichter gehen und mehr oder weniger erklären, dass er nicht in der Lage ist, am Ende eines Saisonjahres oder eines Wirt​schaftsjahres positiv oder auf Null zu bilanzieren. Da lässt man einen Menschen voll ins betriebliche Verderben rennen! Und ich glaube, das muss unser Punkt auch sein, weil wir insgesamt als Gemeinden des Bezirkes Völkermarkt eine Million Euro zusätzlich als Mittel aufgebracht haben. Und wir wollen diese eine Million Euro der 13 Gemeinden des Bezirkes ja nicht als verlorenen Zuschuss und als ver​gessenen Zuschuss haben, weil wir in der Verantwortung für rund 50000 Menschen Südkärntens, aber auch jener Gäste – und ich schätze einmal – sicherlich 60000 Gästen aus Slowenien, eine Mitverantwortung tragen für eine regionale Entwicklung.
Ich kann nur bitten und appellieren an alle, dass sie sich hiermit einbringen und dieser Gesellschaft auch den dementsprechenden Stellenwert und Bedeutung zu​kommen lassen. Wir wissen aber insgesamt, dass es nicht überall möglich sein wird, zusätzlich Betten zu bauen, weil die Investoren dazu fehlen werden. Und wir wollen auch nicht eine innerkärntner Konkurrenz aufziehen. Aber wir wollen auch etwas in einer Gesellschaft, in einer humanen Gesellschaft auch garantiert haben, dass es keine wesentlichen regionalen Unterschiede zwischen Ober- und Unterkärnten gibt. Dafür darf ich bitte werben und auch um das Verständnis bitten! Danke sehr! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Strauß

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):
Mag. Trannacher

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 10. Feber 2006, Zahl: LRH 88/B/2005, über die Überprüfung des finanziellen Mitteleinsatzes in Kärntens Winterschigebieten nach dem „Wintererschließungskonzept – Prioritäten und Finanzierung“ wird zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig.)
Mag. Trannacher
Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:
10. Ldtgs.Zl. 77-4/29:


Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung
gem. § 11 K-LRHG betreffend die Durchführung des Bauvorhabens „Neubau der Abteilung für Neurologie und Psychiatrie des Kindes- und Jugendalters“ am LKH Klagenfurt (Abschlussbericht)
Berichterstatter ist Abgeordneter Klubobmann Mag. Grilc. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir hatten im Kontrollausschuss zwei Berichte des Landesrechnungshofes vorliegen, eine erste Durchführung zur Überprüfung – gewissermaßen einen Zwischenbericht. Wir haben dann ausgemacht, dass wir den Endbericht abwarten und, dass wir diese beiden Dinge gemeinsam der Behandlung zuführen. Zur Erinnerung: Das LKH Klagenfurt bzw. der Umbau der entsprechenden Abteilung für Neurologie und Psychiatrie des Kindes- und Jugendalters geht zurück auf einen Grundsatzbeschluss aus dem Jahre 2002. Die KABEG hat sich damals zu diesem Umbau entschlossen, hat zunächst einmal einen Kostenrahmen von etwa 8,6 Millionen Euro plus/minus 20 Prozent festgelegt. Dann wurde im Jahr 2003 in einem Umlaufbeschluss des Aufsichtsrates der KABEG der Rahmen mit tatsächlich 10 Millionen Euro vorgegeben. Mittlerweile liegt die Endabrechnung vor. Die wurde im Oktober des Vorjahres gelegt und noch im November 2006 ergänzt. Die Überprüfung dieser Endabrechnung hat jetzt der Landesrechnungshof durchgeführt. Es wurden einige Dinge beanstandet und bemängelt und unter anderem beispielsweise hervorgehoben, dass das Projektmanagement und die ärztliche Bauaufsicht erst fünf Monate nach dem tatsächlichen Baubeginn installiert wurden.
Ein zweites Faktum, das sicherlich auch in der Preisgestaltung zu hinterfragen ist: Insgesamt hat es etwa 117 Änderungen von Positionen gegeben, den Grossteil davon im Baubereich. Das hat Mehrkosten von insgesamt 345.000,-- Euro verursacht. Was vom Landesrechnungshof ebenfalls negativ hervorgehoben wurde: Die örtliche Bauaufsicht selbst hatte über diese Veränderungen keine Aufstellung, sondern nur die einzelnen Teilplaner hatten diese Dinge in ihren Unterlagen tatsächlich evident. Insgesamt wurden eigentlich nur drei Prozent gegenüber der ursprünglichen Summe überschritten. Allerdings ist das nur dadurch möglich gewesen, weil eben sehr viele Verschiebungen von einzelnen Positionen stattgefunden haben. Kritisch angemerkt wird im Bericht des Landesrechnungshofes auch, dass beispielsweise in der Abwicklung mit den Stadtwerken Probleme aufgetreten sind. Das heißt: Dort, wo Kanalisationsanlagen oder andere Dinge, die den Stadtwerken zuzuordnen sind, verlegt oder umgebaut werden mussten, sind die Preiskalkulationen der Stadtwerke so wenig konkret gewesen, dass es dann in der Endabrechnung meistens zu Problemen geführt hat. Von den Mehrkosten her ist auch festzustellen, dass bei den elektrotechnischen Anlagen etwa 30 Prozent überzogen wurden, die auf Mehrmassen oder auch auf neue sicherheitstechnische Einrichtungen zurückzuführen sind. Bei der Technik wurden zum Beispiel etwa 635.000,-- Euro oder 26 Prozent mehr ausgegeben, allerdings dann aber wieder durch Einsparungen im EDV-Bereich kompensiert oder durch Auflösung von Reserven finanziert. Und markant auch die Position beim Innenausbau, die um etwa 30 Prozent überzogen wurde, zunächst einmal um rund 670.000,-- Euro. Dann wurde allerdings auch hier durch eine ähnliche Vorgangsweise wie Verschiebungen, Einsparungen in anderen Bereichen usw., dann zumindest von der Endabrechnung her Eines erreicht, dass – wie gesagt – alles zusammen in diesem Rahmen bleibt. Die Planer haben übrigens nach dem Bericht des Landesrechnungshofes etwa elf Prozent der Bausumme erhalten.
Bei den Schlussbemerkungen, das möchte ich noch anführen, steht unter anderem ein markanter Satz: „Die in der Kostenverfolgung enthaltenen Angaben stimmten teilweise nicht mit den in der Buchhaltung aufliegenden Rechnungen überein.“ Soweit wurde stichprobenartig der Bericht des Landesrechnungshofes wiedergegeben.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Ing. Haas das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das BZÖ ist schuld! – Abg. Lutschounig: Das ist das, was man von der Bauwirtschaft gewohnt ist!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Wenn man die Tagesordnung betrachtet, so kann man sagen, heute ist eigentlich der Tag der Kritisierer, Nörgler und Schaumschläger! Das würde ich so sagen, denn bei vielen Rechnungshofberichten wird einfach in diese Richtung argumentiert. Ich möchte aber auf dieses Thema, das der Berichterstatter jetzt bereits in einigen Details angeführt hat, sachlich eingehen. Ich habe mir den Bericht ziemlich genau angeschaut. Wenn man von diesem Rechnungshofbericht einfach die letzte Seite nimmt und dort die Zusammenfassung liest, dann könnte man beinahe verleitet werden zu sagen: Es ist eh alles in Ordnung! Warum kommt man zu diesem Schluss? Es sind 10,01 Millionen Euro genehmigt worden, es wurde nur um 314.000,-- Euro überzogen. Das ist eigentlich bei einem Bauvorhaben in dieser Größenordnung – nur drei Prozent – eine normale Summe. (Abg. Lutschounig: Im Leben ist alles relativ!) Ja, das entspricht diesem Vorhaben, beim Bauernhof ist das etwas anderes, Herr Abgeordneter!
Wenn man den Bericht aber genauer anschaut, dann stellt man fest es ist wieder ein typisches Bauvorhaben im Verantwortungsbereich der SPÖ. Denn ich glaube, LKH-Bauten sind schon so lange bei der SPÖ und die Projektverantwortlichen werden wahrscheinlich ein dreifaches SPÖ-Parteibuch haben! Das kann man nicht wegleugnen! Dieses Bauvorhaben ist in der Nähe vom ELKI angesiedelt. Das ELKI geistert derzeit durch die Medien und ist angeblich als größter Bauskandal in Kärnten anzusehen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist wahrscheinlich ansteckend!) Ja, ELKI, das Stichwort ist gut. Das ist auch ein Kind der SPÖ, ich würde sagen in der Verantwortung der SPÖ! Bei der Umsetzung des vorliegenden Bauvorhabens hat man gesagt, wenn es in der Nähe vom ELKI angesiedelt wird, sind Synergieeffekte gegeben. Es hat schon etwas Gemeinsames gebracht. Erstens: Nur in Form einer katastrophalen Bauprojektleitung. Das heißt: Der Bauherr ist das LKH Klagenfurt, die Projektleitung ist vom LKH Klagenfurt und das Projektmanagement ist ebenfalls vom LKH Klagenfurt ausgesucht worden. Deshalb ist auch feststellbar, dass es echte, vermeidbare Kosten für das Land gegeben hat, weil das so durchgeführt worden ist.
Die katastrophale Bauabwicklung hat der Berichterstatter Grilc ja schon erwähnt. Wenn man andere Kontrollausschussberichte anschaut, zum Beispiel über die Abteilung 17, da wird zumindest hervorgehoben, dass die Projektleitung einwandfrei ist. Und das wird immer wieder gelobt. Wie ist das eigentlich hier? Hier wird die Projektleitung als katastrophal bezeichnet. Die Chronologie der Abwicklung zeigt das. Grilc hat das ja auch bereits angesprochen. Im Jahre 2000 wurde das Projekt angedacht, im Frühjahr ist ein Raumprogramm erstellt worden, im Mai 2000 war Architekturwettbewerb, im August 2000 wurde das Siegerprojekt beauftragt, im Dezember 2000 war das Projekt erstmalig im Aufsichtsrat. Dann ist es dreimal wieder vom Aufsichtsrat zurückgezogen worden. Im Dezember 2003 sind praktisch die Baumeisterarbeiten und die Elektroinstallation ausgeschrieben worden. Im März 2004 wurden die Rohbauarbeiten begonnen, im April 2004 ist erst die Baukoordination vergeben worden. Im August 2004 – das hat der Berichterstatter ebenfalls gesagt, also fünf Monate nach Baubeginn – sind das Baumanagement und die örtliche Bauleitung erst vergeben worden. Bei einer Bauzeit von zehn Monaten ist erst bei der Hälfte darüber nachgedacht worden, wer das Bauvorhaben kontrolliert! Ende 2004 war praktisch der Rohbau fertig. Kollege Holub hat heute gesagt, wie es gegangen ist: Bauen wir – schauen wir! Ich sage: Modell SPÖ! (Beifall von der F-Fraktion.)
Die Folgen dieser Chronologie möchte ich auch noch ein bisschen beleuchten. Was ist nämlich bei diesem Baumanagement herausgekommen? Das steht im Rechnungshofbericht auch so schön in einer Liste zusammengefasst drinnen: 95 Änderungsanträge im Bauhaupt- und im Baunebengewerbe, 20 in der Elektroinstallation! Die Änderungen sind das, was in den ersten neun Monaten gemacht wird. Jeder, der ein bisschen weiß wie Bauausführung geht, weiß genau, dass hier eigentlich alles umgedreht wurde, was nicht gepasst hat. Bei 95 Änderungen lautet für mich das Resultat, dass die öffentliche Ausschreibung ad absurdum geführt worden ist. Es könnte eventuell ein Bietersturz – ich möchte da nicht nachschauen, weil ich nicht der Alfred Worm bin – gewesen sein. Aber sicher ist Eines: Die Baukosten für das Land wurden dadurch höher! Und wenn man die Auflistung – den Beweis dazu auf Seite acht anschaut – sieht man: Bei den Bauwerken, beim Roh- und Ausbau wurden Sollkosten in Höhe von 3,78 Millionen veranschlagt, die Ist-Kosten betrugen 4,44 Millionen, das heißt, um 652.000,-- Euro oder 18 Prozent mehr! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Und diese Umplanungen sind bestimmt nicht zu den billigsten Einheitspreisen verwirklicht worden.
Beim zweiten Punkt: Ausbau Technik – ebenso das Gleiche! Sollkosten 2,4 Millionen, Istkosten 3,06 Millionen, 635.000,-- Euro mehr oder 26 Prozent! Also insgesamt Mehrkosten in Höhe von 1,287 Millionen! Und wie hat man das etwas – ich möchte so sagen – verschleiert? Erstens: Da komme ich wieder zum Anfang zurück – die offiziellen 314.000,--, die hinten vom Rechnungshof ausgewiesen sind, die kann man noch akzeptieren. Das ist für mich üblich, das ist normal! Der zweite Punkt: Einrichtung – und da gehen wir von den Sollkosten aus. Sie sind um

62.000,-- Euro mehr angenommen worden. Man kann dann dort leicht einsparen, wenn man gewisse Teile einfach nicht kauft oder einfach etwas Vorhandenes aus Altbau hineinstellt. Damit hat man wieder 662.000,-- von den echten Mehrkosten eingespart. Nun der dritte Punkt: Man hat angenommene Reserven aufgelöst, dies in einer Höhe von 252.000,-- Euro.
Vierter Punkt: Zusätzlich gibt man dem Landesrechnungshof von der Projektleitung bei der Erstellung des Berichtes vielleicht ein paar falsch zugeordnete Leistungen zum Kontrollieren, dazu ein paar unvollständige Istkosten. Das steht nämlich auch drinnen. Weiters gebe man keinen zusammenfassenden Überblick über alle Mehr- und Minderkosten, ich würde sagen – und so weiter und so weiter! So sieht man nicht, wie das Bauvorhaben eigentlich gelaufen ist und sagt: Na ja, es ist eh alles in Ordnung! Ich habe das deshalb so ausführlich ausgeführt, weil der Rechnungshofbericht sonst auch sehr detailliert war und mir in der letzten Zeit bei anderen Rechnungshofberichten im Zusammenhang mit den Krankenhäusern – zum Beispiel bei der Glanumleitung, ich berichtete hier darüber – das gleiche System erkennbar war. Vorher war es schon beim ELKI.
Ich habe heute draußen mit dem Bearbeiter des Landesrechnungshofberichtes gesprochen. Er glaubt, das ELKI war der Höhepunkt an Missständen in der Umsetzung von Dingen, die im Bereich von Landeskrankenhausbauten passiert sind. Für mich hat es jedoch auch weiterhin das gleiche Strickmuster! Es gibt vielleicht noch Eines zu sagen: Die Projektüberwachung hat 11 Prozent der Bausumme ausgemacht: Das sind ungefähr 1,1 Millionen Schilling. Sie hätte das alles kontrollieren und verhindern sollen! Aber wie gesagt – nicht geschehen! Ich komme zum Schluss. Mit meinen Ausführungen möchte ich einmal aufzeigen und aufrütteln, damit es in Zukunft nicht mehr passiert. Denn es ist wirklich ein Trauerspiel, wie diese Projekte bisher in der Vergangenheit umgesetzt wurden. Ich hoffe, dass es nicht mehr passiert – aber ich bezweifle es! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Ing. Haas

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Es ist schon sehr viel darüber gesprochen worden. Man kann sagen: Insgesamt hat es sich wieder eingefunden bei 103 %, aber es waren natürlich schon ein paar Ausreißer dabei, über die der Kollege Haas gesprochen hat, einmal um 600.000 Euro. Auch nicht unbedingt gescheite Sachen sind gemacht worden. Die Architekten haben anders geplant, als es nachher durchführbar war, mit den Brandschutzbestimmungen, die nicht aus Teakholz gemacht wurden. (Zwischenruf des Abg. Arbeiter) Ja, ich weiß es auch nicht. Das steht bei mir im Bericht nicht so drin, aber es war anders ausgemacht. Der Architekt wollte außen Holz haben – die Feuerpolizei nicht. Das hat dann wieder ein anderes Bild gemacht. Die Raumhöhen wurden unterschiedlich angenommen, obwohl es zweimal drin gestanden ist. Schallschutz wurde nicht gemacht und so weiter und so fort. Die Stadtwerke werden kritisiert, weil sie relativ unverbindlich die Änderungen einfach nicht angeben können, was das dann kostet und warum nicht. Ja, jedenfalls hat man sich am Schluss wieder dadurch eingefunden, dass man auf anderen Gebieten viel eingespart hat. Das ist ja auch wieder etwas Gutes und passiert in anderen Bereichen nicht. 314.000 wurden überschritten. 11 % davon, wie gesagt, hat die Überwachung ausgemacht.

Die Grünen nehmen diesen Bericht zur Kenntnis und danken!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Holub

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich bin bass erstaunt über die Wortmeldung vom BZÖ Ing. Haas, der Experte, wie ich geglaubt habe, in diesen Bereichen ist. Ich bin enttäuscht über diese Wortmeldung, weil begonnen mit diesen Beraterfirmen, die nach Architektenwettbewerben ihre Einsparungsneurosen eingebracht haben, ob in Wolfsberg, ob in Hermagor, ob in Villach, ob in Klagenfurt oder egal, wo, haben damit begonnen, dass es damals – leider unter Zustimmung der ÖVP, die es wahrscheinlich heute eh bereut – überhaupt zu diesen Dingen gekommen ist.
Bei der „HEILPÄD“ – das ist der alte Ausdruck dieser Abteilung – war es absolut notwendig, entweder die Versorgung der Schwerstpatienten/innen im Jugendalter überhaupt einzustellen - mehr möchte ich dazu gar nicht sagen, weil ich erstens kein Arzt bin, aber es weiß jeder, was das bedeutet -, die nirgends mehr unterkommen, die Gott sei Dank drinnen behandelt und betreut werden. Es ist auch, Gott sei Dank, in der Statistik nachzulesen, obwohl ich von Statistiken nicht unbedingt viel halte, dass absolut Erfolge da sind für Jugendliche, die von den Eltern nicht betreut werden, die verstoßen sind, die mit Drogen, Alkohol und all diesen Dingen, die wir immer wieder diskutiert haben, in Verbindung kommen und nunmehr wirklich dort ärztlich, pflegerisch und psychologisch betreut werden und den Wiedereinstieg in die Familie, in die Gesellschaft schaffen.
Damals war die Entscheidung zu treffen, unter Mitwirkung der damaligen FPÖ, entweder überhaupt diese Abteilung zu schließen oder die neu zu bauen, weil sie einfach eine der ältesten ist, die gleich nach dem Krieg damals gebaut worden sind. Das weißt du genau, als Baumensch, dass ein Renovieren völlig unmöglich oder wesentlich teurer gewesen wäre. Man hat sich dann zu diesem Bau entschlossen. Du hast in gewissem Recht. Das ist überhaupt keine Frage. Wenn ich die Zahlen anschaue, regt mich das überhaupt nicht auf. Wir haben völlig andere Zahlen, egal, ob das Privatunternehmen oder sonst wer ist. Für mich sind, wenn ich das so formulieren darf, auch diese etwas über 300.000 in der Norm. Wenn man sich die Zahlen genau anschaut, was habt ihr gemacht, kann man darüber diskutieren: Warum das, warum das? Kollege Haas, das muss man erklären, weil die Wünsche der Medizin sich sehr schnell verändern. Was heute noch dringend notwendig ist – der Kollege Gritsch wird mir das wahrscheinlich zugestehen -, ist übermorgen vielleicht schon etwas ganz Anderes. Dass es billiger wird, ist eh eine Sensation, weil meistens geht das in eine völlig andere Richtung.
Ich möchte aber dem Rechnungshof trotzdem ein Kompliment machen, weil bis wir den Rechnungshof dazu beauftragen haben können, nicht die Kontrolle nachher, wenn alles fertig ist, auf den Tisch zu legen, sondern begleitend zu kontrollieren, ist ein enormer Fortschritt. Ich möchte wirklich dir, Herr Direktor, und deinen Bediensteten einmal danke sagen! (Beifall des Abg. Holub) So leicht ist das nicht, den Ist-Zustand, den Soll-Zustand, die Rechnungen, die tatsächlich kommen, die Ausschreibungen mit allem Drum und Dran, die das Ganze verändern können, dann auf den Tisch zu bekommen und wirklich eine sachliche Beurteilung abzugeben. Ich bin froh, dass auch die kritischen Dinge wirklich immer häufiger und deutlicher in den Rechnungshofberichten heraus kommen.
Aber, Kollege Haas, zu sagen, dass es SPÖ-Leute sind? Diese Dinge hat der Herr Pfeifenberger, als Aufsichtsratsvorsitzender, nach langen Diskussionen mit uns, mit sachlichen Diskussionen – auch die komplette Regierung sitzt ja im Aufsichtsrat drinnen – mit beschlossen. 10 Millionen oder 8,8 oder mit wie viel wir angefangen haben, einfach auf den Tisch zu legen, zu beschließen, bedarf einmal fachlicher Argumente und der Diskussion. Und dann, lieber Freund, will ich von dir eine politische Entscheidung. Aber die politischen Entscheidungen, auch bis heute, über die man diskutieren kann, gar keine Frage, weil die Berater auf einmal daher gekommen sind, die absolut keine Roten sind. Das gebe ich dir schriftlich, wenn du es wissen willst. Das sind Berater, die wahnsinnig viel Geld verdient haben, im damaligen Nichterkennen der Politik, wo sie völlig überflüssig gewesen wären, weil eigene Leute, egal, aus was für einem Bereich, die Beratungen billiger, besser, schneller machen hätten können. Aber der Eigene ist ja im Land – das ist bei dir nichts anderes oben, in dem Tal, wahrscheinlich – halt nicht das wert, was irgendein Berater, der aus Wien, aus Deutschland, Kopenhagen oder irgendwo daher kommt und mehr kostet als eine ganze Truppe, die wirklich Architekten und andere sind, die in diesem Bereich tätig sind. (Abg. Ing. Haas: Aber der Neubau!) Der Wunsch der fünf Abteilungen im ELKI, ein neues Haus zu haben, so groß als möglich, war ganz sicher überhalten. Nur, wie man dann die zwei geholt hat, die Lohfert, und was dann heraus gekommen ist, dass die die Arbeitswege verschlechtert haben, im Zimmer steht eine Säule drinnen, dass man mit den Betten nicht einmal gescheit hin- und herfahren kann und viele andere Dinge, zu dem Thema werden wir wirklich einmal eingehen. Und sie sind noch immer da. Wir haben seinerzeit dagegen gestimmt. Ihr habt damals leider mit der ÖVP zugestimmt. Leider, sage ich dazu. Aber man hat das sicherlich erkannt.
Köck-Ebner: Die nächsten Berater, 12 Millionen locker beschlossen, da im Landtag. Ein Zusperrkonzept war am Tisch, dass jede Bedienerin gesagt hat: „Das ist ein Wahnsinn!“ Dass keiner von den Abgeordneten da herin was dafür kann, das ist überhaupt keine Frage, weil ein Krankenhaus in Kärnten haben die vorgeschlagen – die anderen alle zusperren. Aber auch, bitte schön, nicht nur die öffentlichen sondern auch die privaten Krankenhäuser. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist ein ganz schönes Ablenkungsmanöver, vom Rechnungshofbericht, was du jetzt machst!) Ich komme ja wieder darauf zurück, keine Frage. Ich mache jetzt dasselbe, lieber Kollege Gallo. (Lärm im Hause) Ich kenne deine Vorgangsweise zur Genüge. Überhaupt keine Frage! Heute haben wir eine große Tagesordnung, dass wohl jeder damit rechnen wird, dass das nicht gleich zu Ende ist. Ich hätte mich auch, Kollege Gallo, nicht in dieser Form zu Wort gemeldet. Ich wäre heraus gekommen und hätte gesagt, dass der Rechnungshofbericht vorliegt, mit aller berechtigten Kritik, aber auch mit guten Sachen, wir stimmen dem zu. Der Kollege sitzt da hinten, und dass du, wenn ich da etwas sage, nicht heraus gehst und das beantwortest, dann musst du krank sein. Also ist es die gleiche Chancenverteilung für beide.
Ich kommt jetzt wieder zum Bericht zurück. Ich glaube, dass das Haus im Endeffekt eine gute Sache geworden ist, mit all den Wehwechen. Ich glaube, dass die 10 Millionen endlich, nach vielen anderen Bauten, auch zutreffend, in der Regel drinnen ist. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Stell dir vor, der Haider wäre da zuständig gewesen!) Er sitzt ja im Aufsichtsrat. Was redest du denn, bitte schön?! Ja, kommen tut er nie. Drinsitzen tut die komplette Regierung. Das möchte ich in aller Deutlichkeit auch sagen, bitte schön! Ihr auch, natürlich. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Ich komme immer!) Regierung, habe ich gesagt. Aber, bitte schön, in der Regierung, habe ich was übersehen? Nein, nicht. Also lassen wir die Zwischenrufe. Selbstverständlich sind alle drinnen. Wenn er da ist, wird er da sein, und es gibt ein interessantes Gespräch, wo auch der Haider, der Landeshauptmann, dann dabei ist. Und ich hoffe, dass wir etwas Gescheites dann beschließen werden können.
Ein Lob noch einmal in Richtung Rechnungshof. Die Zahlen, nehme ich an, hat nicht nur der Kollege Haas gelesen, sondern auch alle anderen, sind weitgehend, wenn ich den Bericht lese, in Ordnung, weil die 11 Prozent als auch die anderen Prozente sind, glaube ich, eben das, was beim Bau immer der Fall ist. Deswegen werden wir selbstsverständlich auch diesem Bericht positiv zustimmen. Das nächste Mal werden wir die Zahlen diskutieren. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Arbeiter

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 21. Dezember 2006, Zahl LRH 128/D/2/2006, betreffend die Überprüfung der Durchführung des Bauvorhabens „Neubau der Abteilung für Neurologie und Psychiatrie des Kindes- und Jugendalters“ am LKH Klagenfurt gemäß § 11 K-LRHG (Abschlussbericht) wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Bericht wird einstimmig angenommen.)

Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11:

11.
Ldtgs.Zl. 319-1/29:

Debatte zur schriftlichen Anfragebeantwortung von Landesrat Dr. Schantl zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend psychiatrischen Not- und Krisendienst
In der Landtagssitzung vom 1. 2. 2007 wurde die Anfrage von Landesrat Schantl mündlich beantwortet. Es wurde einstimmig beschlossen, die Debatte zu dieser Anfrage in der nächsten Sitzung durchzuführen. Das machen wir jetzt. Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Mag. Lesjak. Ich darf Ihnen das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hoher Landtag! Verehrter Präsident! Wir haben zwei Anfragen zum psychiatrischen Not- und Krisendienst eingebracht; eine Anfrage an die zuständige Landeshauptmann-Stellvertreterin Gaby Schaunig und eine an den Herrn Schantl.
Jetzt haben wir die Antwort auf diese Anfrage vom Herrn Schantl auf der Tagesordnung. Erster später ist die Antwort von der Frau Dr. Schaunig auf der Tagesordnung, aber ich denke, wenn es jetzt eine Debatte gibt oder ich beziehe mich sozusagen auch auf den Inhalt beider Anfragen.
Wieso haben wir diese Anfragen eingebracht? – Der Anlass war, dass wir beobachtet haben, dass der soziale Not- und Krisendienst von Pro mente weggenommen wurde und zur KABEG zugeordnet wurde. Wir wissen bis heute nicht, warum das eigentlich so geschehen ist, weil der psychiatrische Not- und Krisendienst eine gute Arbeit gemacht hat, von Profis organisiert worden ist und auch sehr, sehr gut von der Bevölkerung angenommen worden ist.
Aus den beiden Anfragebeantwortungen geht für mich nicht hervor, warum dieser Wechsel zur KABEG notwendig war, dass jetzt ein anderer Betreiber diesen so wichtigen Dienst erfüllt. Es finden sich in beiden Anfragen auch keine eindeutigen Begründungen, die hier aussagen, warum das so ist.
Interessant oder auffällig bei der Anfrage, um die es jetzt hier geht, von Schantl ist: Das Erste, was sozusagen auffällt, ist, dass diese Anfragebeantwortung nicht durch den Landesrat selber geschehen ist sondern vom Herrn Mag. Dr. Franz Sonnberger. Soviel ich weiß, ist das der Geschäftsführer der KABEG. Da wundern wir uns aber schon, wenn Beamte von Landesgesellschaften unsere Anfragen beantworten, weil wir davon ausgehen, dass wir eine politische Kontrolle üben. Wir hätten gern, dass das zuständige Regierungsmitglied unsere Anfragen beantwortet und das nicht von der Behörde oder von einer ausgelagerten Gesellschaft oder von irgendwem, einem Beamten, gemacht wird. Weil wo sind wir denn, das die Beamten unsere Politik diktieren? Mich würde interessieren: Was hat der Herr Landesrat Schantl eigentlich dazu zu sagen? Das war unsere Absicht. Das sagt ja schon auch aus, wenn der Herr Sonnberger da schreibt, dass man hinkünftig nur mehr den Sonnberger fragen soll.
Aber nun zur Anfrage selber: Als Erstes wird uns da versichert, dass hier die Qualität aufrecht erhalten wird und verbessert wird. Dieses Argument zieht sich durch. Da heißt es: „Die Teams sind mit jeweils fachlich hoch qualifizierten Mitarbeiten …“ Dann wird aufgezählt, welche Psychologen, Sozialarbeiter usw. „… zusammengesetzt.“ Das waren sie bisher auch schon. Bisher hatten sie sogar einen Arzt dabei. Soweit ich weiß und unsere Recherchen bei Pro mente haben ergeben, dass es bisher nicht gelungen ist, mit der Ärztekammer ein Ergebnis auszuverhandeln, wonach Ärzte in diesen Krisendiensten eingesetzt werden sollen. Also das ist eigentlich ein großer Nachteil, und das verschlechtert die Qualität ganz krass, im Unterschied zu dem, was wir vorher hatten.
Dann fragen wir: Warum ist das so geschehen? Wieso ist der Krisendienst zur KABEG gewandert? Dann steht in der Antwort drinnen, dass das Projekt im Team der KABEG die Vorbereitungsarbeit geleistet hat und der Obmann von Pro mente Kärnten, Prim. Dr. Platz, wurde bereits im Mai von den geplanten Änderungen informiert. Das ist auch interessant, dass es hier heißt: „Er wurde informiert.“ In Wahrheit hat er eine Dienstanweisung gekriegt.
Er ist per Dienstanweisung informiert worden, dass er hinkünftig nicht mehr der Chef von seinem sozialen Not- und Krisendienst sein wird, den er aber geschaffen hat im Zuge des Psychiatrieplanes Kärnten, wo der sozialpsychiatrische Zugang sozusagen ausgebaut wird und eine dezentrale Versorgung in den Regionen möglich gemacht werden soll. Das ist alles das Konzept vom Herrn Platz gewesen! Und dann wird er per Dienstanweisung informiert, dass er ein Konzept schreiben soll, ein Übernahme​konzept durch die KABEG, was er in der Form nicht getan hat.
Dann heißt es in der Anfragebeantwortung: „Durch eine qualitativ hochwertigere Be​setzung des Einsatzteams hätten sich Qualitätsverbesserungen ergeben.“ Dieses Ziel ist aber bereits vorher schon erfüllt gewesen. Das hat sich – wie gesagt – ver​schlechtert! Und dann, eine kryptische Begründung warum das jetzt von der KABEG durchgeführt werden soll. Da heißt es: „Die Änderung wurde auch notwen​dig, da einerseits in der bisherigen Organisation medizinische Kontrollfunktionen der öffent​lichen Hand fehlten. Ja, aber was bedeutet das? Wo sind die medizinischen Kontroll​funktionen? Was soll das bedeuten? Wer wird das jetzt irgendwie überhaben? Wo waren vorher … Die medizinischen Kontrollfunktionen waren ja gegeben durch die interdisziplinäre Gestaltung der Einsatzteams. Also auch diese Begründung kann ich eigentlich nicht nachvollziehen, dass das Land das jetzt so begründet: „Wir wollen eine medizinische Kontrollfunktion haben!“
Und dann gibt’s die Auskunft, dass in den Standorten Villach usw. die Versorgung aufrecht erhalten wird, aber kein Wort über Wolfsberg. Was ist eigentlich mit Wolfs​berg? Im Psychiatrieplan steht ja drinnen, dass Wolfsberg auch zu so einem sozial​psychiatrischen Zentrum kommen soll, sowie in Spittal. Da hat man das gemacht, da hat man erreicht, dass man vor Ort mit einem eigenen Betreuungskonzept die Re​gion sozusagen abdeckt, dass die Leute nicht soweit nach Villach oder Klagenfurt fahren müssen. Und das Gleiche war ja für Wolfsberg auch angedacht. Dieser Punkt ist bis heute nicht realisiert worden. Dann heißt es hier: „Die Teams sollen in Zukunft nach Möglichkeit immer einen Arzt/Ärztin und einen Psychologen enthalten.“ Also, das ist ganz interessant, weil es bis jetzt ja so war. Und da heißt es: „In der Zukunft soll das so sein!“ Also, ist es im Moment nicht so. Da haben wir mächtige Defizite, über die wir hier reden sollten. Dann heißt es auch, dass ein Großteil der bisherigen Mitarbeiter/Innen auch in der neuen Organisation mitarbeiten werden. Schon ja, und sie wurden auch eingeladen, das zu tun. Ja, wie denn? Sie haben ja jetzt völlig veränderte Rahmenbedingungen, ein anderes Bezahlungsschema, sie haben eine andere Struktur und vor allem, sie sind verunsichert. Sie wissen nicht mehr, wohin sie gehören! Wir haben selber Gespräche mit Mitarbeitern, mit Betroffenen geführt; die kennen sich vorne und hinten nicht aus und sie wundern sich darüber, dass jetzt plötzlich der Not- und Krisendienst von der KABEG gemacht werden soll. Also, da ist man seitens des Landes auch viele, viele Antworten schuldig geblieben.
Und dann heißt es, zu guter Letzt aus der Anfragebeantwortung: „Die Betroffenen werden ab dem 1. Jänner außer einer qualitativen Verbesserung keine Unterschiede feststellen.“ Also, uns haben sie was anderes erzählt! Die Betroffenen waren bisher in der operativen Gestaltung miteingebunden, es waren sowohl Betroffenenvertreter wie auch Angehörigenvertreter im Vorstand von Pro Mente drinnen und haben die Dienstleistungen mitgestaltet. Das ist jetzt nicht mehr der Fall! Also, da ist wirklich eine krasse Enteignung passiert, wo man diese sehr wichtige Dienstleistung von der betroffenen Ebene herausgenommen hat und die jetzt nicht mehr mitreden lässt. Und da stellt sich für uns dann die Frage: Warum ist das so? Das zeigt in eine Richtung, über die wir uns Sorgen machen, nämlich in die Richtung, dass wahrscheinlich der Psychiatrieplan so nicht eingehalten werden wird. Unsere Recherchen haben das mehr oder weniger bestätigt und wir haben auch noch ein anderes Bild sozusagen als das, was hier in dieser Anfragebeantwortung drin steht, nämlich aus den Ge​sprächen mit den direkten Mitarbeitern von Pro Mente und mit den Angehörigen. Und da stellt sich die Chronologie so dar.

Ende März 2006 gabs eine Dienstanweisung an den Primarius Dr. Platz. Er wurde angewiesen, ein Konzept für die Übernahme des Krisendienstes zu erstellen. Das hat er nicht gemacht, mit der Begründung, dass er vor 11 Jahren bereits das Konzept des bestehenden und bestens funktionierenden Krisendienstes, gemeinsam mit den Betroffenen und Angehörigen ja bereits entwickelt hat. Dann gab es im Mai letzten Jahres eine Anfrage der Geschäftsführung von Pro Mente bei der Leiterin der Abteilung 13, was der Stand der Dinge ist. Und da war die Antwort, dass es noch nichts Konkretes gebe. Dann im September 2006, bei der Generalversammlung von Pro Mente Kärnten, wurde sie von Primarius Dr. Platz informiert, dass es die Be​strebungen gibt, den Krisendienst von Pro Mente abzuziehen. Und daraufhin sind dann die betroffenen Gruppen aktiv geworden, ab September. Die psychiatrieerfah​renen Klienten und Klientinnen dieser Einrichtung haben zum Beispiel Unterschriften gesammelt. Die Angehörigenorganisation HBE hat einen Brief geschrieben, Mitar​beiterInnen des Krisendienstes haben Briefe geschrieben, usw. usf. Die Medien sind aufmerksam geworden, aber das hat offenbar keine Konsequenzen gehabt.
Im Oktober 2006 wird ein Memorandum vorgelegt in einer Sitzung der Krankenhaus​direktion, das den politischen Willen der Referenten zum Ausdruck bringt, dass die KABEG ab 1. Jänner 2007 die Leistungen des Krisendienstes erbringen wird. Also, da war das zum ersten Mal ein wenig offiziell und vorher war das lediglich eine Dienstanweisung. Es gab keine umfassenden Informationen der MitarbeiterInnen. In weiterer Folge, im November, gab es (Den Vorsitz übernimmt um 18.06 3. Präs. Dr. Strutz.) mehrfache Urgenz der MitarbeiterInnen des Krisendienstes betreffend der Gesprächstermine bei Schaunig und Schantl. Erst gegen Ende November gab es ein Gespräch der KlientenvertreterInnen und ein Gespräch der Krisendienstmitarbeiter​Innen bei Schaunig und Schantl. Und im Dezember letzten Jahres, am 1.12., gab es erstmalig die Einbeziehung von Pro Mente Kärnten, die Einbeziehung der Krisen​dienstmitarbeiterInnen bei einer KABEG-internen Arbeitsgruppe über den Krisen​dienst. Und da war das erste Mal auch … sind die MitarbeiterInnen offiziell davon informiert worden. Dann gab es noch ein Schreiben der Geschäftsführung Pro Mente an die Landeshauptmann-Stellvertreterin Schaunig, mit dem Ersuchen, in schrift​licher Form und auch offiziell, diese Veränderung der Trägerschaft bekannt zu geben. Und das ist bis heute nicht erfolgt!
Zusammenfassend ergeben sich da eine Reihe von Kritikpunkten, die wir hier äußern möchten. Es gab so gut wie keine Einbeziehung der bestehenden und funktionieren​den Strukturen von Seiten der verantwortlichen PolitikerInnen! Man hat gesagt, der Sozial- und Krisendienst kommt weg und damit hat sich das! Also weder die organi​sierte Userbewegung – so nennen die das dort – noch die Klientenvertretung von Pro Mente sind angehört worden, noch die Angehörigenbewegung, noch die Träger der Dienstleistungen von Pro Mente selber. Die Gesprächsbereitschaft der zuständigen Regierungsmitglieder ist erst nach massiver Urgenz und nach Öffentlichkeitsarbeit und nachdem es in der Zeitung gestanden ist erfolgt.
Es gab bis heute keine schlüssige Erklärung über die Änderung der Trägerschaft. Es war jedenfalls – und ich habe mir das angeschaut – es geht nicht aus dem entspre​chenden Rechnungshofbericht hervor – weil da gibt’s ja in der Anfragebeantwortung auch einen Blick auf den Rechnungshofbericht, dass das da drin gestanden haben soll, dass das jetzt wer anderer machen soll. Dem ist nicht so! Im Rechnungshof​bericht steht davon überhaupt nichts drinnen! Und die nunmehrige Praxis entspricht vor allem nicht dem von allen Kärntner Parteien im Jahr 2005 beschlossenen Psychiatrieplan. Der sieht nämlich den Krisendienst als extramurale Einrichtung vor und die Versorgung der Region West von sozialpsychiatrischen Zentren usw. und auch vom Krankenhaus Villach, Spittal. Also, das war so gedacht, das Zentrum sollte Spittal sein und da sollte Villach als Einzugsgebiet mitgenommen werden. Jetzt war es dann umgekehrt. Villach war wieder der zentrale Ort und soll von dort aus Spittal erreichen. (Abg. Lutschounig: Barbara, ich muß umma 9 zuhause sein!) Soweit mir bekannt ist, hat man das jetzt auch teilweise revidiert und auch Spittal hier wieder miteingebunden.
Ich darf einen Satz zitieren, den wir bei den Gesprächen eben mit den Mitarbeiterin​nen und Mitarbeitern von Pro Mente selber gehört haben. Die erleben das als „kalte Enteigung“; die haben das von oben erfahren, dass ab dem nächsten Jahr der Not- und Krisendienst jetzt unter der KABEG fahren wird. Man hat sie im Vorfeld nicht informiert und auch hinterher nicht einmal gescheit informiert, sondern sie einfach vor Tatsachen gestellt, die jetzt wohl kaum mehr zu revidieren sind. Jetzt bringt das ja nur eine, sozusagen eine Schwäche zum Vorschein, aber es geht ja da um andere Dinge auch noch, um größere Dinge. Ich habe das schon angekündigt. Wie stehts eigentlich mit der Umsetzung des Psychiartrieplanes. Was ist mit Wolfsberg? Wieso gibt’s dort noch kein sozialpsychiatrisches Zentrum? – Steht so drinnen im Psychia​trieplan! Dann vermisse ich auch eine generelle Diskussion über die Zusammenar​beit zwischen Politik, Verwaltung und den freien Wohlfahrtsträgern. Und ich möchte schon darauf hinweisen und heftig hinterfragen, wie hier mit den Trägern der freien Wohlfahrtseinrichtungen eigentlich umgegangen wird. Und zwar durch die Bank! Das ist nicht nur bei Pro Mente so. Wir haben das erlebt bei den Pflegeheimbetreibern, beim Blindenheim, bei Behindertenorganisationen, etc. Die kommen oft zu uns und erzählen uns alle die gleiche Geschichte; sie kriegen bei der zuständigen Referentin Landeshauptmann-Stellvertre​terin Schaunig keinen Termin! Oder dann, wenn es zu spät ist!
Also, wie geht man hier eigentlich um mit ganz wesentlichen Einrichtungen, die eine wichtige gesellschaftliche Arbeit leisten? Wie behandelt man die? Wie geht man mit denen um? Also, wir finden, dass das wirklich ein katastrophaler Umgang ist und so kann nicht – (Abg. Trettenbrein: Ein Skandal!) also gerade im Sozialbereich – wo es ja darum geht, dass man mit den Betroffenen, mit den Angehörigen in Kontakt ist, eine Kommunikation pflegt; gerade hier, dass man hier die Leute nicht einbezieht, das geht völlig in die falsche Richtung! Und das hat überhaupt nichts mit einem modernen, mit einer modernen Verwaltung zu tun; Stichwort „Good Governments“, was ja bedeutet: Ich gehe hinaus zum Klienten und schaue, was die Bedürfnisse dort sind und orientiere mich politisch danach. Hier ist genau das Gegenteil passiert! Hier hat man überhaupt niemanden von den ganzen Betroffenen, geschweige denn die Einrichtung selber gefragt, sondern hat da diese Enteignung vorgenommen.
Wir befürchten, es ist wirklich eine große Angst, dass der Psychiatrieplan nicht einge​halten wird. Und das bedeutet dann Folgendes: Wir haben eine Zunahme an psychi​schen Erkrankungen, gerade auch im ländlichen Bereich. Und wir sind sozusagen gesellschaftlich schon bei so einem Bewusstsein, dass wir wissen, dass wir dieses Krankheitsbild, diese Erscheinungen auch aktiv angehen müssen! Das kann nicht bedeuten, dass man die Betten in der Psychiatrie ausbaut – schon auch, ja, das ist notwendig – aber, dass man auch die Betten vor Ort, diese Krisenbetten zur Verfü​gung stellt und diese Alternativen und neuen sozialpsychiatrischen Betreuungskon​zepte auch verwirklichen kann. Da haben wir große Sorgen, dass das nicht passie​ren wird. Und deswegen kritisieren wir diesen Umgang mit den freien Wohlfahrtsträ​gern einerseits und andererseits auch die Vorgangsweise im Bezug auf den Psychia​trieplan. Wir werden dahingehend demnächst entsprechende Anfragen und Anträge einbringen. Wir befürchten, dass der Psychiatrieplan nicht eingehalten wird. Wir haben heute lange darüber diskutiert und oft diskutiert. Was passiert mit den ganzen Konzepten? Und dann hält sich keiner dran! Das ist jetzt ein Beispiel. Versuchen wir es gemeinsam! Halten wir uns an diesen Psychiatrieplan alle gemeinsam, dann wer​den wir das – glaube ich – auch schaffen! Danke schön! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Wir sind ja im Landtag schließlich da, um auch Lösungen anzubieten. Und vielleicht können wir ein bisschen Licht in diese ganze Problematik bringen. Der Gebhard Arbeiter wird es mir beipflichten. Wie wir damals diese ÖBIG-Studie ausarbeiten haben lassen und die dann im Jahre 2005 vorgelegen ist, haben wir sehr wohl die Häuser in Spittal als auch das Haus in Wolfsberg gefragt. Nur, in der Zeit hat es auch eine Umsetzung gegeben bzw. eine bundesrechtliche Regelung gegeben. Das war das sogenannte „Unterbringungsgesetz“. Und die lieben Häuser in Spittal und Wolfsberg haben's uns einfach ganz kalt abgelehnt. Das war das Problem in dieser Zeit! Das heißt, vor allem im stationären Bereich dieser psychiatrischen Einrichtungen hat Wolfsberg gesagt oder das Krankenhaus Wolfsberg gesagt: „Nein, wir können das nicht machen! Wir wollen das nicht machen und wir wollen uns auch damit nicht richtig beschäftigen!“ Und erst aufgrund dieser Anlassfälle, nämlich in Spittal und in Wolfsberg, hat's diesen gesamten Psychiatrieplan verschoben. Und deswegen ist es ja auch umgekehrt zu diesem Austausch gekommen, dass Villach ein Schwerpunkt geworden ist und, dass Klagenfurt ein Schwerpunkt geworden ist. Wenn ich was Falsches sage, dann wird mich sicher der Herr Abgeordnete Arbeiter korrigieren. Jetzt mittlerweile sind beide etabliert worden.
Dass dem Herrn Primarius Platz das sicher seit 2005 bekannt gewesen ist, dass es zu einer Entwicklung eines Rahmenpsychiatrieplanes kommen wird und letztendlich auch eingebunden war, letztendlich in den – ich sage jetzt einmal – Verweigerungen von Seiten des Krankenhauses in Spittal als auch des Hauses in Wolfsberg, das liegt auf der Hand! Weil letztendlich er – das ist ja eigentlich schon auffallend – ich sage es jetzt, ohne es als unhöflich empfingen zu wollen – sage ich, hat er hier eben eine gewisse Zwitterstellung gehabt; nämlich, auf der einen Seite war er der Primarius im Krankenhaus in Klagenfurt und auf der anderen Seite war er Obmann von Pro Mente. Und da hat sich letztendlich doch schon einiges – und ich habe noch aus der vorhergehenden Gesetzesperiode im Hinterkopf einen Kontrollausschussbericht von Pro Mente; ja, ich sage – an verschiedenen Problemfeldern aufgetan, wo wir gesagt haben, wir müssen das irgendwie neu organisieren. Dass genau das jetzt zu dem Zeitpunkt passiert ist, dass wir letztendlich viele Bereiche, die wir zuerst in den pri​vaten Bereich der Pro Mente vergeben haben, wieder in den Bereich des Kranken​hauses zurückgeholt haben, ist natürlich diskussionswürdig, weil es sind natürlich viele Bereiche, wo ich mir sage, die tagespsychiatrische Betreuung sollte natürlich zentral am Menschen vor Ort durchgeführt werden.
Das heißt, ich bin sicher dabei wenn man sagt, dass in Wolfsberg eine Außenstelle bestehen sollte. Es sollte auch eine in St. Veit und eine in Spittal bestehen, dort wo es notwendig ist. Nur wie gesagt, damals ist die Ablehnung erfolgt. Die stationären Einheiten sind jetzt in Villach und in Klagenfurt. Vielleicht können wir das nächste Mal bei der KABEG-Sitzung thematisieren, warum das in dieser Form aufklärungs-, publikums- und auch medienmäßig nicht rübergekommen ist, sodass es für die Mitarbeiter so klingt, als ob es eine kalte Enteignung gewesen wäre. Das kann man natürlich sicher bei der nächsten KABEG-Aufsichtsratssitzung besprechen – es wird sich dort sicher auch der Abgeordnete Arbeiter zu Wort melden – indem man sagt: Okay, bringen wir es noch einmal auf den Punkt. Lieber Herr Dr. Sonnberger, du bist für diesen Bereich verantwortlich gewesen. Wie, was und warum ist das so abgelaufen? Warum sind die nicht integriert worden? Dann könnte man das nächste Mal im Landtag sagen, welchen Ausfluss das bewirkt hat und welche Anträge man stellen kann, damit wir eine breite Versorgung auf allen Ebenen der einzelnen Täler als auch des akuten Dienstes haben können. Durch diese Anfragebeantwortung, die von den Grünen sehr gut aufbereitet worden ist, können wir den Ausfluss und die Lösungen mitnehmen, um letztendlich eine Änderung zu erwirken und eine bessere Versorgung zu gewährleisten. Wenn wir das schaffen, dann haben wir einen guten Schritt gesetzt und können in Hinkunft Pro Mente weiter als mobile Einheit einbinden. Dann sind wir auf einem guten Weg, um diese Lösung zu erreichen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön, Herr Abgeordneter! Die Gelegenheit dazu wird sich am 29. März ergeben. Da haben wir nämlich die nächste Aufsichtsratssitzung der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft. Als Nächstes zu Wort gemeldet ist Kollegin Trannacher, bitte!

Dr. Strutz

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Zuhörer! Der psychiatrische Not- und Krisendienst wurde von Pro Mente vor elf Jahren in Kärnten gegründet. Das Konzept stammt aus einer breiten Einbindung von Betroffenen und Angehörigen und fußt auf einer für Pro Mente typischen Variante des sogenannten Trialogs, dass man immer mit den betroffenen Klienten und Klientinnen im sozialen familiären Umfeld und den entsprechenden fachlichen Begleitern und Begleiterinnen im Gespräch ist. Der psychiatrische Not- und Krisendienst ist vom fachlichen Aspekt her eine hervorragende Dienstleistung, die österreichweit Anerkennung gefunden hat und im Bereich der Verhinderung von unnötigen, teuren und langwierigen Krankenhausaufenthalten im psychiatrischen Bereich wirklich Hervorragendes geleistet hat. Probleme hat es allerdings bei der organisatorischen Umsetzung der Dienstleistungen gegeben. Die Zwitterstellung, die der Kollege Ragger in Bezug auf Primarius Platz angesprochen hat, betraf auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des psychiatrischen Not- und Krisendienstes, die waren zweigeteilt. Rund 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des psychiatrischen Not- und Krisendienstes waren KABEG-Angestellte und rund 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren Pro Mente-Angestellte. Diese doppelte Zugehörigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat unter anderem – und das war einer der Kritikpunkte des Landesrechnungshofes – zu Überschneidungen, Ungereimtheiten in der Abrechnung, teilweise auch doppelten Aufzeichnungen von Arbeitszeiten geführt, also in Wahrheit zu einem nicht runden organisatorischen Ablauf. Das war mitunter einer der Gründe, warum man gesagt hat, man muss das im Sinne der KABEG-Angestellten des psychiatrischen Not- und Krisendienstes auf andere organisatorische Grundlagen bringen.
In der Anfragebeantwortung wurde bereits erwähnt und auch ausführlich besprochen, dass es ein wirklich langfristiges Projektteam gegeben hat, um diese Überführung des Dienstes durchzuführen. Er ist ja nicht abgeschafft, es hat sich die Trägerorganisation geändert. Es ist nicht mehr der freie Wohlfahrtsträger Pro Mente Kärnten die Organisation, die den Bereich abwickelt, Ansprechpartner ist die KABEG. Es ändert sich aber für die Menschen, die den Dienst in Anspruch nehmen – oft sind es Angehörige, die beim psychiatrischen Not- und Krisendienst anrufen, selten, aber doch, sind es die Betroffenen selber – tatsächlich nicht viel. Die Telefonnummer bleibt dieselbe, es bleiben auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieselben. Es hat im letzten Quartal des vergangenen Jahres in erster Linie bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Pro Mente Kärnten Unruhe gegeben, die – und da gebe ich der Kritik von Barbara Lesjak recht – viel zu spät und unzureichend in die Projektumsetzung eingebunden waren. Aber auch diese Unruhe hat sich in der Zwischenzeit nach den Gesprächen, die ich geführt habe, gelegt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind jetzt in das von der KABEG abgewickelte soziale Dienstleistungsangebot integriert und leisten – wie auch in den vergangenen Jahren – auf diesem Gebiet hervorragende Arbeit.
Worüber wir sprechen sollten – der Kollege Ragger hat einen der wesentlichen Punkte bereits angesprochen – das ist das Unterbringungsgesetz und die Weigerung der Umsetzung seitens der Krankenanstalten Wolfsberg und Spittal, im Sinne des Unterbringungsgesetzes auch einen psychiatrischen Schwerpunkt in ihren Krankenhäusern zu integrieren. Worüber wir hier in diesem Haus diskutieren werden müssen, das ist die allgemeine und umfassende Versorgung der Kärntner Bevölkerung sowohl mit präventiven Dienstleistungen, wie es der psychiatrische Not- und Krisendienst ist, was aber auch letztendlich die ambulante, stationäre und die Nachsorge anbelangt. Die Umsetzung des Psychiatrieplanes wird etwas sein, das uns weiter begleitet. Da sollten wir auch wirklich dran bleiben, um im Sinne der Betroffenen und ihrer Angehörigen eine wirklich qualitätsvolle Versorgung der Menschen in Kärnten sicherzustellen.
Etwas hat sich auch gelegt: Eine der großen Sorgen im Zuge der Umstrukturierung des psychiatrischen Not- und Krisendienstes war die fachliche Leitung. Diese fachliche Leitung hat nach wie vor Herr Primarius Thomas Platz. Ich denke, man könnte der KABEG bei der nächsten Aufsichtsratssitzung vielleicht auch als Aufgabe mitgeben, dass diese Methode des Trialoges – des ständigen, kontinuierlichen Einbindens aller betroffenen Gruppen, sprich neben den fachlich Verantwortlichen auch der Angehörigen und Erkrankten selbst – ein Element ist, das auch in der bestehenden Abwicklung des psychiatrischen Not- und Krisendienstes implementiert werden sollte. In diesem Sinne, danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Nur ganz kurz: Ich habe mir jetzt beide Seiten angesehen. Auf der einen Seite die Anfragebeantwortung vom Herrn Dr. Sonnberger in Vertretung von Herrn Dr. Schantl, denke ich einmal. Dann waren wir bei Pro Mente und haben uns dort die Argumente angehört. Das ist einfach so als ob es zwei verschiedene Welten wären. Was ich mir wünschen würde ist das, was die Kollegin Trannacher gesagt hat. Das ist dieser Dialog oder Trialog, der geht im Moment ab. Mir ist wichtig: Was kommt beim Rezipienten an und geht es dem jetzt besser als vorher? Das ist im Moment sicherlich nicht der Fall! Wenn ich sehe, dass es voriges Jahr – im Jänner 2006 – 35 Ausfahrten gegeben hat und heuer im Jänner eine Ausfahrt, dann spricht das eigentlich schon für sich, dass man von Villach aus den Raum Spittal schwerer mitbearbeitet als wenn es in Spittal etwas gäbe. Ich wusste auch nicht, dass Wolfsberg und Spittal das abgelehnt haben. Ich habe somit erfahren, Wissen kann heilen! Was mir trotzdem nicht gefällt, ist die Geschichte, wie das Ganze übergegangen ist: Dass man Pro Mente nicht miteinbezogen hat, das haben sie mir glaubhaft versichert; dass sich die KABEG allein zusammengesetzt und das ausgearbeitet hat, so wird es wahrscheinlich nicht gehen. Da sind viele engagierte Menschen, die gute Arbeit leisten! Wenn man wirklich etwas miteinander verändern will, dann muss man auch miteinander reden! Da kommt leider Gottes immer wieder dieser Morbus Schaunig heraus: Es gibt keine Termine, es gibt keine Gespräche, es gibt keine Kommunikation! Das geht im sozialen Bereich nicht! Das tut mir sehr leid! (Einzelbeifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Holub

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Ich möchte zuerst einmal den Vertreter von Pro Mente/Oberkärnten, Herrn Dabernig, als Zuhörer im Haus begrüßen! (Einsetzender Beifall im Hause.) Ja, das hat er sich verdient! Teile der SPÖ klatschen bei der Begrüßung nicht, das halte ich für das Protokoll fest, weil … (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Nein, das ist kein schweres Foul! Das ist bezeichnend dafür, weil es natürlich eine SPÖ-Baustelle ist! (Wiederum Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Nein, ihr habt da hergeschaut, ganz genau! Der Kaiser hat geklatscht. Ich habe das sehr genau gesehen und festgehalten! (Abg. Vouk hält eine Brille in die Höhe.) Was ist das für eine Affäre! Es ist wie es ist, nicht schwerer und nicht leichter. Ich beschäftige mich mit den Dingen sehr gut. Sehr geehrter Herr Bürgermeister Sie werden erstaunt sein, wenn ich Ihnen sage – weil Sie sich anscheinend nicht damit beschäftigt haben – dass das schon ein bisschen eine Baustelle der SPÖ ist; nicht nur ein bisschen eine Baustelle, sondern eine große Baustelle! Der Primarius Platz, ein sehr guter Freund von Peter Ambrozy – ich würde beinahe sagen ein Günstling von Peter Ambrozy – hat laut Rechnungshof … (Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) Das stimmt, (Das wird humorvoll vorgetragen.) nicht Parteimitglied vom Peter! (Wiederum Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) Da sind wir beieinander! Ich habe schon auf deine Wortmeldung gewartet und wollte das auch noch erwähnen. Heute geht es nämlich darum, die Hintergründe zu erkennen. Die Barbara wird erstaunt sein, welche Hintergründe es hier gibt. Das heißt: Besagter Herr Primarius Platz hat in Wahrheit einen Rechnungshofbericht verursacht, der in Wirklichkeit eine SPÖ-Baustelle ist die sich gewaschen hat. Er ist kein Zwitter! Das ist er überhaupt nicht, er hat nämlich noch etwas Drittes auch dabei, das nennt sich „Privatklinik.“ So könnte man das bezeichnen. Ich weiß nicht genau, wie da die geschlechtliche Form heißt, doch das wird es nicht geben.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist die eine Seite, das ist die Seite aus der Sicht des Landes. Natürlich kann man jetzt so vorgehen, weil man sich selbst die Finger nicht schmutzig machen will, weil man selbst nirgends anecken will, indem man der KABEG den Auftrag gibt. Die KABEG hat dann zu handeln, muss hier das scharfe Schwert führen und am Ende des Tages verweigert man dann auch das Gespräch. Es stimmt, es hat mehrere Versuche gegeben! Der Herr Platz ist bei der Frau Schaunig in Ungnade gefallen und wurde nicht erhört. Das ist eben diese eine Seite und die eine Betrachtungsweise der Geschichte, die tief blicken lässt. Aber es gibt noch eine andere Seite. Es gibt eine Seite der Qualität, es gibt eine Seite der Betroffenen und es gibt auch eine Seite eines Bezirkes, der so groß ist wie Vorarlberg, des Bezirkes Spittal. Da wird die Sache jetzt etwas kniffliger! Gott sei dank sind Vertreter von Pro Mente/Spittal zu uns und zu den Grünen gekommen und haben uns geklagt, dass hier großer Handlungsbedarf ist.
Ich glaube auch hier vom Rednerpult aus behaupten zu können, dass ich mich in dieser Frage sehr eingesetzt habe, dass wir beim Herrn Sonnberger vorstellig gewesen sind. Ich muss das auch hier sagen. Der Herr Sonnberger war in dieser Frage nicht stur oder einspurig, sondern er hat gesagt: „Ich habe einen Auftrag, was soll ich tun? Ich muss es irgendwie organisieren.“ Er war aber dahingehend einsichtig, dass wir es so abgeändert haben, dass der Krisendienst zumindest als Außenstelle von Spittal erhalten geblieben ist. Und das verbuche ich jetzt einmal als einen schönen Erfolg! Er ist erhalten geblieben. (Zwischenruf von Abg. Arbeiter.) 100-prozentig, Gebhard, aber du bist eh noch da, ich kann jetzt für dich mitreden. Auch für den Abgeordneten Gebhard Arbeiter spreche ich in dieser Sache mit. (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Das ist eine faire Geschichte. Das heißt, man hat einmal einen Schritt gesetzt.
Es hat in der Zwischenzeit eine weitere Verhandlung gegeben, weil die Zahlen eine klare Sprache gesprochen haben: Im Jänner 2005 sind 23 Einsätze gefahren worden, im Feber 2005 16 Einsätze, im Jänner 2006 16 Einsätze, im Feber 2006 elf Einsätze, im Jänner 2007 ist ein einziger Einsatz im Bezirk Spittal gefahren worden, ein einziger! Soviel zur Qualität, liebe Frau Trannacher und zur Kommunikation! Es kann schon sein, dass jetzt vielleicht die Kommunikation so gut ist, dass man nicht mehr fahren braucht. Aber dann würden wir uns einiges sparen. 
Um hier der Wahrheit ganz Genüge zu tun: Natürlich ist es auch zu Schichtungen gekommen und natürlich ist das eine oder andere Mal während der Außendienstzeit von Klagenfurt gefahren worden, weil es auch ums Geld geht und um die Einsätze.
Aber um das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten – wie es Ihre Frau Schaunig gemacht hat, in dem Fall -, bin ich hundertprozentig dafür und werde mich auch verwenden, ich werde im Abgeordneten Arbeiter und vielen anderen hier im Hause Mithelfer finden, die sich das genau anschauen werden, wie das weitergeht: mit den Einsätzen, mit der Kundenzufriedenheit. Ein wichtiger Punkt war, dass es einmal erhalten wurde. Es gibt ja noch eine Qualitätskomponente in diesem Bereich, die nicht unterschätzt werden darf. Ich sage das einmal so, wie es halt im Oberkärntner Mölltal, wo ich zu Hause bin, üblich ist. Wenn jemand in einer kleinen, dörflichen Struktur abgeholt wird und nach Villach in eine psychiatrische Einrichtung gebracht wird, dann sagen die Menschen: „Der ist ins Narrenhaus gekommen.“ Zu Unrecht! Man muss sich davon distanzieren, aber das ist einfach die Wahrheit. Wenn der allerdings mit den Mitarbeitern vom Dabernig, den oben jeder kennt, ins Kriseninterventionshaus einmal über eine Nacht geht und am nächsten Tag eigentlich das Schlimmste vorbei ist, er dann zwei oder drei Anrufe am nächsten Tag erhält, noch einmal einen Besuch erhält, dann kann man diese Krise managen, ohne dass schwerer Schaden für die Familie entsteht, ohne dass schwerer Schaden für die Kinder und für die soziale Umwelt entsteht.
Auch aus dieser Sicht wird man die Vorgangsweise, wie sie jetzt gefasst ist, genau beobachten müssen. Ich lade alle dazu ein und denke, dass es möglich sein muss, dass man sich ein wenig Zeit gibt und dass man in einem Zeitraum von einem halben Jahr sich die Sache noch einmal ganz, ganz, ganz genau anschaut, wie man hier die Feinabstimmung macht, weil es am Ende des Tages möglich sein muss, dass man mit einem schonenden Mitteleinsatz eine optimale Versorgung in diesem Bereich erhält.
Weil wir gerade bei den Mitteln sind: Bei den Mitteln ist es halt auch so, dass gescheiter ist, jemand verbringt einen Tag im Kriseninterventionszentrum in Spittal, als er verbringt vier, fünf Tage in einem akutpsychiatrischen Bett. Das, glaube ich, ist in unser aller Sinn, dass man hier diese Sache schon einmal etwas tiefer beleuchtet. Deswegen freut es mich auch, dass wir heute hier sehr sachlich in dieser Frage diskutieren. Bleibt natürlich zu sagen, dass es ein Thema bleiben wird - das verspreche ich auch dem Herrn Dabernig, der heute hier oben sitzt -, dass das für uns alle ein Thema bleiben wird und wir uns das sehr, sehr, sehr genau anschauen werden, um wirklich auch in der Zukunft eine optimale Versorgung in diesem Bereich durchzuführen und nicht, wie es schon einmal gewesen ist, es ist ja Gott sei Dank nicht mehr so im Bezirk Spittal, im Suizidbereich als Schlusslicht österreichweit hier referieren zu müssen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, lieber Klubobmann! Ich darf den Herrn Dabernig auch herzlich begrüßen! Es ist vieles richtig, was von deiner Seite gesagt worden ist. Wir bemühen uns einerseits, dass wir einen Termin mit der zuständigen Referentin bekommen, weil einige Dinge, glaube ich, wirklich sachlich ausgeredet werden sollten und auch müssten.
Dass ich aufgefordert worden bin, genauso wie mein Kollege Scheuch, einen Termin zustande zu bringen, weil es tatsächlich problematisch ist, aufgrund vieler Termine, dass das einfach nicht funktioniert. Hier gebe ich dir gerne darauf eine Antwort. Es ist auch richtig, dass die Pro mente infirmis, vor allem aus dem Bereich Spittal, alle, die im Gesundheitswesen tätig sind und auch in der Politik insgesamt, einspannen, weil es um das Überleben einer Versorgung geht, die absolut und dringend notwendig ist. Wir reden in den Krankenanstalten vom Bettenreduzieren, vom Einsparen, und wenn es nicht eine Versorgung, auch extramural, gerade in diesem Bereich, in Zukunft weiterhin geben wird, wird das nicht funktionieren. Das ist gar keine Frage.
Es hat der Kollege Ragger eigentlich sehr sachlich berichtet. Wir haben seinerzeit, vor vielen Jahren, einen Psychiatrieplan ohne die Externen für die Krankenhäuser dann das beschlossen und sehr lange verhandelt und waren der Meinung, dass die Bevölkerung ein Recht hat, so nahe als möglich und an ihrem Wohnort versorgt zu werden. Das Angebot war damals: 30 Betten nach Spittal, 30 Betten nach Völkermarkt, Klagenfurt reduziert natürlich die Betten, in Villach waren auch 40 Betten, die dazu kommen hätten sollen. Mittlerweile ist dann das Gesetz gekommen, natürlich das Anhaltegesetz und anhalten, also sprich also die Türe. Akutpatienten wollte zu diesem Zeitpunkt weder Spittal noch – leider! – Wolfsberg, trotz vieler Gespräche, die wir geführt haben, weil auch in diesen Bereichen natürlich immer wieder psychiatrische Patienten akut zu versorgen sind. Dann hat man sich wieder zusammengesetzt – Herr Präsident Strutz wird das bestätigen – und ist zu einem neuen Plan gekommen. Aber wieder, bitte, ohne jetzt die Außenstellen, die Versorgung nach außen, Pro Mente, oder wer immer in den Pflegeheimen, die auch die Psychiatriepatienten versorgen, damit mit einzubeziehen, weil wir wollten ja mehr die notwendige Arbeit in diese Richtung aus den Anstalten hinaus bringen. Dann ist es dazu gekommen, dass man sich geeinigt hat, wieder im Einvernehmen – auf das lege ich wirklich großen Wert! -, dass man sagt: Okay! Villach, jetzt stationär, und ja nicht, dass Spittal, bitte schön, kein Zentrum Pro Mente hat und die Versorgung weggenommen werden soll; was ja mittlerweile geschrumpft worden ist.
Niemand von unserer Seite, niemand aus der SPÖ – dafür lege ich die Hand ins Feuer – und auch nicht von eurer Seite, das nehme ich nicht von rechts an, hat die Idee geboren, das zu verhindern. Der Hintergrund, und der Kollege Klubobmann hat das scheinbar und der Kollege Strutz weiß das, hat dieser Verbandelung des zuständigen Primarius Platz, dem man das wegnehmen wollte oder schon weggenommen hat und dann erst wieder, per Aufsichtsrat, das wieder zu machen, was scheinbar einige Verantwortliche mitbekommen haben und das sozusagen nicht funktioniert. Das ist einmal das Problem.
Dass die Versorgung teilweise über die Krankenhäuser Klagenfurt und Villach gelaufen ist, das hat sich nicht geändert. Aber es sind weniger Bedienstete oder Leute von der Pro Mente infirmis zum Einsatz gekommen, jetzt, scheinbar, nachdem man der KABEG das zugewiesen hat. Ich weiß nur aus Klagenfurt, dass im diplomierten Bereich 40 Pfleger und Schwestern bereit sind, das zu machen. Das waren scheinbar vorher weniger. Dass es da zu weniger Ausfahrten von den Bediensteten – die man wirklich schlecht behandelt hat, das möchte ich da voll unterstützen, bitte schön, von den Verantwortlichen. Man hätte mit ihnen reden können und hätte ein gemeinsames Konzept entwickelt. Sie waren teilweise in dem Bereich draußen nicht einmal in der Lage, einen Dienstplan für den Anfang des Jahres zu machen und all diese Dinge, die von meiner Seite her unnotwendig waren. Ich hoffe, dass wir das dann wirklich klären werden können. Ich kann mich nur anbieten für die SPÖ, ohne politisch gewisse Dinge zu diskutieren, weil ich Sache so ernst ist. Auch die Bediensteten, Krankenpfleger oder Pro Mente infirmis haben ein Recht, entsprechend behandelt zu werden. Nur, noch einmal: Wer die Idee geboren hat, das habe ich bis heute persönlich nicht einmal heraus bekommen, weil wir über diese Dinge im Aufsichtsrat nie gesprochen haben. Ich kann den Präsidenten unterstützen und ihm zusagen, dass mir das Thema – nachdem wir das auch klären – im Magen liegt, bitte schön, in der nächsten Ausschusssitzung zu thematisieren und, ich hoffe, in dieser Richtung dann klären können, um etwas Positives zu bekommen. Herr Dabernig, die Kollegin Schaunig ist irgendwann im März oben in Spittal, wenn ich richtig informiert bin. Ich hoffe, dass es wenigstens spätestens zu diesem Zeitpunkt ein Gespräch zwischen euch und der zuständigen Referentin kommt. Ich kann euch nur anbieten, wie auch in der Vergangenheit, gemeinsam, bitte schön, weil wir uns wirklich Sorgen um die Versorgung machen, euch weiterhin zu unterstützen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, vom KO Abg. Ing. Scheuch und der Abg. Mag. Lesjak)

Arbeiter

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön! Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung mehr vor. Somit haben wir die Debatte dazu beendet. Der nächste Tagesordnungspunkt ist:

12.
Ldtgs.Zl. 227-8/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von Erstem Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc betreffend Veranstaltungen „Autofreier Wörther See“ und „Autofreier Ossiacher See“
Der Herr Erste Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler möchte diese Anfrage mündlich beantworten. Ich darf ihm das Wort erteilen!

Dr. Strutz

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Hohes Haus! Ich darf die Anfragebeantwortung auch dazu nutzen, um die Proteste des Abgeordneten Tiefnig zu diskutieren. Herr Abgeordneter, Sie müssen wissen, es läuft eine UVP. Da ist der Protest ein bisserl so gedacht, wir fahren im Flug durch die Südumfahrung. Erstaunlich sind auch die Begründungen, denn dass Verkehrsteilnehmer in einem Tunnel in Ängste geraten und versuchen, diesen Bereich rasch zu verlassen, dann wundere ich mich, wie Sie heute nach Klagenfurt gekommen sind. Weil wenn ich ins Drautal fahre, muss ich jedenfalls den Tunnel bei Sachsenburg befahren. Es gibt scheinbar gute Tunnels oder gute Unterflurtrassen und schlechte, weil in Greifenburg hat man ein Problem damit – in Berg ja keines. Aber wenn wir bei der Umfahrung Völkermarkt im Lilienberg einen Tunnel von zirka 900 Metern Länge bauen und eine Unterflurtrasse mit 245 Meter Länge, um eine moderne Umfahrung zu bauen, werden die Völkermarkter keine Angst haben, dort durchzufahren; der Jakob Strauß sicher nicht.
Das gleiche ist in Bad St. Leonhard. Also bitte: Es gibt keine guten und schlechten Unterflurtrassen, sondern es ist im Interesse der Gemeinde, mit Mehrheitsbeschluss, dass diese Südumfahrung Greifenburg so geplant wird und in der UVP ist. Ich verwehre mich dagegen, dass du als Drautaler dagegen auftrittst. Die Bevölkerung in Steinfeld ist sehr zufrieden, dass sie endlich eine Umfahrung hat. Dass man gegen die Bevölkerungsinteressen versucht, mit Protestresolutionen ein UVP-Projekt, das der höchsten Umweltprüfung überhaupt unterzogen wird, in Frage zu stellen. Es ist wirklich jämmerlich, das sage ich offen und ehrlich, quasi mit Ängsten zu operieren, dass Menschen Tunnelängste hätten. Dann müssen wir alles Tunnels und alle Unterflurtrassen in Österreich schließen. Es gibt keine guten und keine schlechten Tunnels, sondern wir bauen nach den höchsten Sicherheitsstandards.
Die Umfahrung Völkermarkt wird deshalb um einige Millionen Euro mehr kosten, weil wir auf die Tunnelsicherheit größten Wert legen. Wenn wir Tunnels und Unterflurtrassen brauchen, sind diese nach den höchsten Sicherheitskriterien zu bauen. Das ist unsere Aufgabe! Im Übrigen war in Greifenburg vorher ein Tunnel an Greifenburg vorbei gewünscht, der nicht finanzierbar war und auch vom Bund seinerzeit abgelehnt wurde. Das nur zur Wahrheitsfindung. Ich finde es wirklich beschämend, dass ein Abgeordneter hergeht, sich scheinbar nicht auskennt, dass es eine UVP gibt und dann, nach irgendwelchen Protesten eine Protestresolution im Landtag einbringt. Da sollte man sich für die Menschen und vor allem für die Wirtschaft in Greifenburg verwenden. Die Wirtschaft ist der Grund, dass es eine Kompromissvariante in der nicht machbaren und finanzierbaren Tunnelvariante und einer bahnnahen Trasse gibt, wo auch viele Anrainer betroffen wären, wo auch ein Sägewerk betroffen wäre, wo auch ein Wirtshaus betroffen wäre. Das heißt, das ist nicht vergleichbar mit der Situation in Steinfeld, wo kein verbautes Gebiet mit der bahnparallelen Trasse betroffen war. Das ist der wesentliche Unterschied. Es ist wirklich beschämend, mit so einer kindischen Resolution im Landtag aufzutreten!
Nun konkret zur Anfragebeantwortung des ÖVP-Landtagsklubs zum Thema „Wörther See autofrei“. Ich habe als Verkehrsreferent versucht, in den letzten Jahren eine Radweg-Offensive zu starten. Das ist, glaube ich, wirklich nachvollziehbar. Wir haben erstens einmal die gesetzlichen Rahmenbedingungen zugunsten der Gemeinden verändert. Wir haben einen klaren Finanzierungsschlüssel. Früher gab es verschiedene Finanzierungsschlüssel, die in Summe für die Gemeinde große Nachteile hatten, weil es auch eine Kilometeroberfinanzierungsgrenze gegeben hat. Das heißt, Gemeinden, die Sonderbauwerke oder Felssicherungen hatten, die mussten dann über das Gemeindereferat Sonderfinanzierungen lukrieren. Ich habe gesagt, das ist eine Zumutung. Wir haben hier im Vergleich der Bundesländer den besten Finanzierungsschlüssel zugunsten der Gemeinden.
Deshalb darf ich auch, das ist die Offensive der baulichen Maßnahmen, viele wichtige Projekte wie Lavamünd – Staatsgrenze, Stauseebucht Völkermarkt, Hängebrücke Santa Lucia, der Radweg von Moosburg über das Ponfeld nach Wölfnitz, St. Veit, Maria Saal, Klagenfurt, Maltatal - Gmünd, erster Teil mit einer Holzbrücke, Gurktal ebenfalls mit einer Holzbrücke, Wörthersee Südufer – eine ganz wichtige Einrichtung! -, in St. Veit die Anbindung zum Sportstadion, der Ausbau im Görtschitztal, Ossiacher See Südufer von Landskron nach Ossiach, Millstätter See Nordufer – einer der schönsten Radwege Kärntens – von Seeboden nach Döbriach, auf der B 95 von Gnesau nach Patergassen, auf der B 95 von Reichenau zur Nockalmstraße, die Lippitzbachbrücke haben wir mit einem Radweg auch schon gebaut. Das heißt ich habe eine ganze Liste, wie viel Millionen Euro seit 2001 in das Kärntner Radwegenetz investiert worden sind.
2007 sind weitere große bauliche Maßnahmen fix geplant und bereits teilweise schon ausgeschrieben und vergeben. Das wird sein: in Wölfnitz der Durchlass durch die B 95, damit man von Moosburg nach Klagenfurt kreuzungsfrei diesen Radweg benutzen kann, dann der Lückenschluss von Waltendorf zur Schleppekurve, dann in den Ringpark im Rahmen des Ringausbaues, Eberstein im Görtschitztal, zirka drei Kilometer, im Maltatal der Endausbau, falls die Gemeinde die Grundstücksfrage endlich klären kann. Wir bauen die architektonisch interessanteste Radweg-Holzbrücke an der Landesgrenze zwischen Osttirol und Kärnten in Pirkach. Das ist ein interessantes architektonisches Projekt, wo das Land Tirol und das Land Kärnten je 50 % investieren. Wir bauen die Gurkbrücke in Grafenstein. Das war ein Wunsch der Gemeinden Ebenthal und Grafenstein. Die ÖBB wird den Großteil der Finanzierung des Landes Kärnten mitfinanzieren. Erfreulicherweise kommt die Gemeinde Grafenstein den Erhaltungsverpflichtungen nach. Der Bürgermeister Felsberger von Ebenthal will zwar eine Brücke, aber diese nicht erhalten. Freundlicherweise wird die Grafensteiner Gemeinde das übernehmen. So kann man festhalten, dass viele Projekte abgeschlossen sind, heuer wieder viele gebaut werden.
1999 wurde dieses Projekt „Wörthersee – autofrei“ nach einer Idee von Franz und Martin Widrich das erste Mal unter dem damaligen Verkehrs- und Tourismusreferen​ten Karl Heinz Grasser durchgeführt. Es wurden damals Landesmittel von 4,-- Euro pro Teilnehmer aufgewendet; 2006 im Vergleich dazu ist es 1,-- Euro pro Teilneh​mer. Eine derartige Großveranstaltung kann und soll nicht das Land selbst veran​stalten, sondern man hat sich dazu entschlossen, mit der Firma Kärnten-Aktiv dieses Projekt durchzuführen. Es ist eines der erfolgreichsten Großveranstaltungsprojekte, vor allem auch von der Kosten/Nutzung-Rechnung. Es sind bei Schönwetter bis zu 45000 Teilnehmer dabei; es wird übrigens heuer im Rahmen der Saisoneröffnung, des Sommeropenings-Wörthersee – das wird Anfang Mai sein – diese Großveran​staltung durchgeführt, weil die Region Wörthersee auch erkannt hat, dass es für sie eine Riesenchance ist, diese bestens beworbene und erfolgreiche Veranstaltung für ein großes Saisonopening zu nutzen.
Nun noch zu den Finanzierungen. Ich darf festhalten, dass es ja seit 2004 – seiner​zeit war Sepp Martinz noch Bürgermeister von Ossiach – auch „Ossiachersee – auto​frei“ durchgeführt wird, mit demselben Partner und, dass auch das dort sehr erfolg​reich abgewickelt wird. Ab 2005 gibt es auch eine Veranstaltung im Maltatal, weil es wichtig ist, dass im Maltatal derartige Veranstaltungen vom Thema „Radln in der Natur“ durchgeführt werden. Zu den Unterstützungen seitens des Landes 2006 hat der Sportreferent Dr. Schantl 20.000,-- Euro zur Verfügung gestellt, das Tourismusre​ferat 20.000,-- Euro, das Verkehrsreferat 15.000,-- Euro und das Landesjugendrefe​rat 7.500,-- Euro. 10.000,-- die Kärnten Werbung und 108.000,-- Euro Sponsoren. Das heißt, das ist eine Partnerschaft vieler Referenten, es ist die größte Bewegungs​veranstaltung in Kärnten, aus Kärnten nicht mehr wegzudenken. Und ich muss mich heute noch bei den Erfindern, der Familie Widrich bedanken und meine, dass solche Veranstaltungen wichtig sind in einem Tourismusland, das den Radsport bewirbt – es sind ja viele Prospekte, wo wir darauf hinweisen, welch große Veranstaltungen und Radmöglichkeiten es in Kärnten gibt. Und ich bin froh, dass es eine kleine heimische Agentur gibt, wenn ich das so formu​lieren kann, die diese Großsportveranstaltung hervorragend organisiert und auch dafür Sorge trägt, dass der Bewegungshunger der Kärntner gerade zu Saisonbeginn am Wörthersee, etwas später auch am Ossiachersee und im Maltatal, stattfindet. Da können sich viele Regionen ein Vorbild nehmen!
Ich habe mit dem neuen Geschäftsführer der Petzen, Herrn Pajancic – der Jakob Strauß war ja auch dabei – angeregt, dass auch in Südkärnten eine entsprechende Radveranstaltung dieser Art abgewickelt wird, weil wir ja heuer mit dem Lücken​schluss von Ruden zur Lippitzbachbrücke das Netz dort sicherer ausbauen können. Und ich denke, es wäre interessant, zwischen der Tourismusregion Klopeinersee, der Autobahnraststätte Mochoritsch und den Kulturstädtchen Bleiburg, Lavamünd und Dravograd auch grenzüberschreitend in diesem Raum, wo es ein hervorragendes und vor allem auch landschaftlich schönes Radwegenetz gibt, das durch seine Tras​senführung äußerst familienfreundlich ist, eine derartige Veranstaltung zu entwickeln. Das halte ich für sehr wichtig!
Ich darf berichten, dass ich jetzt einen Radprojektentwickler, der bei der Kärnten Werbung für die werblichen Maßnahmen zuständig ist, eingesetzt habe. In Oberkärn​ten, im Oberen Drautal wird es ja – der Bürgermeister Hueter weiß ja eh Bescheid – im April, Mai, je nach Wetter eine Bereisung mit den Gemeinden und der Tourismus​wirtschaft geben. Und dann wird dieser Projektentwickler ein Projekt zu entwickeln haben, damit auch Spittal gleiche Erfolge haben soll und am Radtourismus mitna​schen kann mit dem Oberen Drautal, wie es Lienz tut. Was in Lienz möglich ist, muss jedenfalls auch im Drautal möglich sein. Ich muss aber voraussetzen, dass dies natürlich mit den Gemeinden und allen Verantwortlichen aus dem Tourismus, den Vereinen, mit der gleichen Leidenschaft wie in Osttirol passiert. Da hat man täglich im Schnitt 5000 Radler, die von Innichen nach Lienz fahren und dann mit dem Zug wieder zurückgebracht werden. Und ich denke mir, wenn sich die Bezirkshauptstadt Spittal und die gesamte Region unter der Koordination eines von der Kärnten Werbung abgestellten Radprojektentwicklers zusammenschließt, dann bin ich felsen​fest davon überzeugt, dass wenn vor Ort die Kräfte gebündelt werden, auch das Obere Drautal noch attraktiver und noch erfolgreicher an diesem Radtourismus mit​naschen wird können.
Und als Verkehrs- und jetzt auch Tourismusreferent kann ich wirklich auf ein ausge​bautes, gutes Radwegenetz verweisen. Wir werden aber jedenfalls im Bereich der Lückenschlüsse, also in Spittal/Lieserschlucht beispielsweise – ein ganz wichtiges Projekt – und auch für andere dafür Sorge tragen, dass dieser Trend weiterentwickelt werden kann und, dass einerseits das touristische Radeln, das Freizeitradeln, aber auch immer mehr das tägliche Radfahren gefördert wird. Wenn ich an die neue Verbindung zum Beispiel von Moosburg über das Ponfeld, dann kreuzungsfrei unter der B95 durch und dann auch der Lückenschluss von Waltendorf zur Schleppekurve denke, dann ist auch tägliches Radfahren für sportliche Menschen durchaus sinnvoll und möglich. Das Gleiche gilt dann auch für die Verkehrsbeziehungen von Grafen​stein über Ebental nach Klagenfurt und auch von Maria Saal nach Klagenfurt; kann man in der Zwischenzeit radeln. Das heißt, Kärnten kann sich mit Fug und Recht als radfreundliches und radattraktives Bundesland bezeichnen. Wir werden weiter inve​stieren und wir werden natürlich dafür Sorge tragen, dass diese Erfolgsprojekte sich weiter entwickeln und andere neu entstehen. (Beifall von der F-Fraktion.

Dörfler

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 12 erledigt.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13.

13.
Ldtgs.Zl. 150-12/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schrift​lichen Anfrage des Abgeordneten Hulub betreffend Dieselpartikelfilter

Herr Landesrat Rohr ist entschuldigt. Wir werden bei der nächsten Landtagssitzung diese mündliche Anfragebeantwortung wieder auf die Tagesordnung nehmen und Landesrat Rohr wird diese auch beantworten.
Wir kommen daher zum Tagesordnungspunkt 14.

14.
Ldtgs.Zl. 319-2/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Zweiter Landeshauptmann-Stellver​treterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut zur schriftlichen Anfrage der Abg. Mag. Lesjak betreffend psychiatrischer Not- und Krisendienst
Herr Schriftführer, ich ersuche dich um Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zur Frage 1:

Durch die Neuorganisation soll entsprechend den Zielsetzungen des Kärntner Psy​chiatrie​planes eine verbesserte kärntenweite Abdeckung der Leistungserfordernisse, welche zu einem großen Teil akutmedizinischer Natur sind, und ein Betrieb in di​rekter Anbindung an die beiden Standorte der psychiatrischen Versorgung (Kranken​anstalten Klagenfurt und Villach) erreicht werden. Damit verbunden ist eine Struktur​verbesserung, mit welcher auch Anregungen des Landesrechnungshofes bezüglich Vermeidung von Doppelgleisigkeiten entsprochen werden kann. Zielsetzung ist eine bedarfsgerechte Versorgung der gesamten Kärntner Bevölkerung.
Der bisherige Träger der Dienstleistung, Pro Mente Kärnten, war von Beginn der eingerichteten Arbeitssitzungen an eingeladen, sich an der Erarbeitung zu beteiligen und seine fachlichen Inputs einzubringen. So ist im Wege der KABEG auch die Ein​ladung an Herrn Prim. Platz ergangen, seine Vorstellungen für das zukünftige Kon​zept vorzulegen.
Zur Frage 2:

Es können keinerlei Nachteile eintreten. Das Land Kärnten kann Leistungen im Rahmen des Kärntner Sozialhilfegesetzes nur an Non-Profit-Organisationen übertra​gen. Gewinne sind daher von vorne herein auszuschließen und nur die tatsächlichen Kosten abzudecken. Die im Rahmen des Not- und Krisendienstes tätigen Mitarbeiter​Innen waren nicht hauptberuflich sondern nebenberuflich tätig. Sie wurden auch über die KABEG eingeladen, ihre Bereitschaft zur weiteren Mitarbeit zu artikulieren. Die ärztlichen MitarbeiterInnen rekrutierten sich zur Gänze aus dem Mitarbeiterstand des Zentrums für Seelische Gesundheit am LKH Klagenfurt unter der Leitung von Herrn Prim. Platz und übten diese Tätigkeit ebenfalls nebenberuflich aus. Auch ihnen steht die Mitarbeit weiterhin offen. Diese seitens des Sozialsreferates bisher verausgabten Mittel stehen weiterhin in voller Höhe zur Verfügung (jährlich: € 300.000,--).
Zur Frage 3:

Zumal keine Nachteile eintreten werden, ist eine Kompensation nicht erforderlich.
Zur Frage 4:

Die Neuorganisation entspricht den Zielvorgaben des Kärntner Psychiatrieplanes und ist eine kärntenweite Abdeckung nunmehr verbessert sicherstellbar. Die Versor​gungsspitze lag bisher im Bezirk Klagenfurt und Klagenfurt-Land. Eine Umstruktu​rierung unter Zeitdruck ist nicht erfolgt, vielmehr wurde diese unter Beiziehung der Beteiligten in Arbeitsgruppensitzungen in etwa über einen Zeitraum von sieben Mo​naten vorbereitet.
Sowohl in den Krankenhäusern Villach als auch Klagenfurt stehen durch die Vor​stände der psychiatrischen Abteilungen und ihrer MitarbeiterInnen bestqualifizierte Ressourcen zur Verfügung. Insbesondere steht auch Herr Prim. Platz, welcher im Rahmen seines Aufgabenbereiches als Vorstand des Zentrums für Seelische Ge​sundheit hier weiterhin tätig sein wird, wie bisher mit seinem Fachwissen zur Ver​fügung.
Zur Frage 5:
Die Vorteile der direkten Anbindung an die beiden Standorte der psychiatrischen Versorgung in Kärnten, der bereitgestellten Ressourcen und eines in einer Hand kärntenweit administrierten Versorgungskonzeptes liegen auf der Hand. Der Tätig​keitsbereich bzw. das Aufgabengebiet als solches wurden nicht geändert.
Zur Frage 6:

Mit 1.1.2007 wird der Krisendienst nicht mehr über Pro Mente Kärnten durchgeführt. Qualitätsverluste sind jedenfalls auszuschließen.
Zur Frage 7:

Die Qualifikation der MitarbeiterInnen hat sich nach ihrem Aufgabengebiet zu orien​tieren. Diese wesentliche Vorgabe wurde vollinhaltlich berücksichtigt.
Zur Frage 8:

Gerade im Wege der Durchführung dieses Dienstes über die KABEG kann das Ziel der Vermeidung unnötiger Krankenhausaufenthalte bestmöglich verfolgt werden. Der Dienst wird nunmehr im Verantwortungsbereich des Gesundheits- und Krankenan​staltenreferenten des Landes Kärnten geführt, womit sich diese Besorgnisse jeden​falls erübrigen.
Zur Frage 9:

Zumal der Tätigkeitsbereich, das Aufgabenfeld und die Form der Durchführung auf​recht erhalten wurden, ist die Niederschwelligkeit der Inanspruchnahme weiterhin ge​geben.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 14 erledigt.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 15.

15.
Ldtgs.Zl. 87-11/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Wohnbauför​derung

Herr Direktor, ich ersuche Sie um Verlesung!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

1. Augenscheinlich wurde vom Nationalrat der Absatz 5 des § 1 Zweckzuschuss​gesetz in der Absicht eingeführt, Rechtssicherheit bzw. Rechtfrieden zu schaffen. Es ist sicherlich bekannt, dass von sämtlichen Bundesländern eine Zweckbindung der Rückflüsse – insbesondere der Zinsen – seit Jahren in Frage gestellt wurde.

a) Die Aktivitäten des Wohnbaues wurden unter den vom Landtag beschlossenen Regeln und mit den Empfehlungen des vom Landtag eingesetzten Wohnbauförde​rungsbeirates im Rahmen des Budgets durchgeführt.

b) Diese Frage ist an den Finanzreferenten zu stellen.

c) Diese Frage ist an den Finanzreferenten zu stellen.
2. Zumal sich die Maßnahmen der Wohnbauförderung immer nach den Budgetge​gebenheiten zu richten haben – wie auch in anderen Budgetbereichen – stellt sich diese Frage nicht.
3. Die Frage lässt sich in der gestellten Form nicht beantworten: Ist der „Entfall der Rückflüsse seit dem Verkauf (2001)“ oder der Entfall in den Jahren 2007, 2008 und 2009 gemeint? Ganz allgemein gilt, dass durch die in der Anfrage Punkt 1.) zitierten Aufhebung der Zweckbindung (§ 1 Abs. 5) von einem Entfall nicht gesprochen wer​den kann.
4. Zwischen dem Finanzreferent und dem Wohnbaureferenten gibt es dahingehend eine allgemein gültige Absprache, dass die im Wohnbau erforderlichen Maßnahmen im Einklang mit den budgetären Möglichkeiten stehen müssen.
5. Die gestellt Frage lässt sich nur getrennt beantworten:

a) Welchen Finanzbedarf es aus dem Landesbudget (zukünftig?) für die Jahre 2004, 2005 und 2006 geben wird stellt sich nicht, da diese Budgets bereits abgeschlossen sind.

b) Welchen Finanzbedarf es aus dem Landesbudget für das Jahr 2007 geben wird ist dem Landesbudget zu entnehmen.

c) Welchen Finanzbedarf es aus dem Landesbudget für die Jahre 2008 bis 2010 geben wird, werden die Budgetverhandlungen dieser und der nächsten Legislatur​periode ergeben. An diesen Ergebnissen werden sich die Maßnahmen orientieren.
6. Ja, nicht zuletzt hat die von meinem Vorgänger Herrn Präsident Dr. Martin Strutz, eingebrachte Gesetzesnovelle für die Ökologisierung des Wohnbaues richtungswei​sende Änderungen im Sinne des Klimaschutzes mit sich gebracht.
7. Siehe oben. Grundsätzlich werden wir den Weg der wertgesicherten und rückzahl​baren Annuitätenzuschüsse sowie eine Stärkung der Subjektförderung weiterführen.
8. Eine weitere Veräußerung von Wohnbaudarlehen steht nicht in Diskussion. Ich entnehme darüber hinaus Ihrer Fragestellung („ … bis 2009 bzw. darüber hinaus …“), dass sie mich auch in der nächsten Legislaturperiode als Wohnbaulandesrat im Amt sehen, ersuche aber um Verständnis, wenn ich meine Anfragebeantwortung auf meine laufende Amtszeit beschränke.
9. Siehe oben.
10. Siehe oben.
11. Siehe oben und darüber hinaus wäre diese Frage an den Finanzreferenten zu stellen.
12. Entsprechend dem Zweckzuschussgesetz 2001 wird vom Land Kärnten – Wohnbauförderungsabteilung – in transparenter, nachvollziehbarer und penibler Art sowie wortgetreu dem Zweckzuschussgesetz folgend vorgegangen: „Die Länder be​richten dem Bund in zweijährigen Abständen, welche Maßnahmen im jeweiligen Wirkungsbereich getroffen wurden, sowie welches Ausmaß von Einsparungen klima​relevanter Treibhausgase erzielt worden ist, um den Vorgaben nach Abs. 3 zu ent​sprechen. Dabei ist in monetärer Hinsicht die Aufteilung von Wohnbauförderungs​mitteln auf Wohnungsneubau und Althaussanierung, unter expliziter Ausweisung des Anteiles thermisch-energetischer Sanierungen, darzustellen. Weiters sind die Auswir​kungen der Maßnahmen auf den durchschnittlichen Energieverbrauch für Heizung und Warmwasser in geeigneter Weise darzustellen.
13. Kritik von wirklichen Experten und Expertinnen sind mir bisher keine bekannt.
14. Entsprechende Berechnungen liegen nicht vor und das Zweckzuschussgesetz sieht auch keine Mittel für die von ihnen augenscheinlich gewünschte und enorm kostenintensive Untersuchung für dieses Segment des Klimaschutzes vor. Ich gehe jedoch davon aus, dass die von Experten und Expertinnen vorgeschlagenen und vom Kärntner Landtag umgesetzten Maßnahmen die prognostizierten positiven Aus​wirkungen haben.
15. Bei erkennbarer unterschiedlicher Phantasie zwischen dem Anfragesteller und mir erlaube ich mir, die Frage für mich und meine Nachfolger wie folgt zu beantwor​ten: Ich kann mir beim besten Willen nicht vorstellen, dass das Land Kärnten Woh​nungen bauen wird, für die es keine Bewerber gibt.
16. Ja, durch maximale Förderungen.
17. Diese Frage ist an den Beirat zu stellen. Ich gehe davon aus, dass dieser Beirat seine Empfehlungsbeschlüsse wohlbegründet fällt.
18. Das Wohnbauprogramm 2007/2008 ist bei meiner Amtsübernahme beschlussreif vorgelegen und musste auf Grund der Dringlichkeit (Bauvorbereitungen etc.) ohne Zeitverzögerung beschlossen werden. Ebenfalls konnte ich berechtigt davon ausgehen, dass die monatelangen Programmverhandlungen sachlich korrekt und bedarfsorientiert durchgeführt wurden.
19. Gesetzliche Richtlinien für die Vergabe von Gemeindewohnungen sind nicht im Wohnbauförderungsgesetz vorgesehen, zumal die Wohnbauförderung bestenfalls für die noch mit Darlehen ausgestatteten Wohnungen zutreffen könnte. Überlegungen bezüglich einer einheitlichen Regelung sind mir nicht bekannt, solche anzustellen halte ich jedoch für durchaus sinnvoll. Gerade eine vorrangige Zuteilung an z.B. junge Kärntnerinnen und Kärntner wäre sehr zu begrüßen.
20. Diese Frage müsste an die einzelnen Bürgermeister gestellt werden. Aus meiner Erfahrung hält sich die Bereitschaft mangels entsprechend ausgebildeter Mitarbeiter in – vor allem kleineren – Gemeinden in Grenzen.
21. Ein Bedarf an gemeinnützigen Wohnungen ist sicher gegeben und gerade aus diesem Grund werden jährlich an die 2000 Wohnungen gefördert.
22. Entsprechend der demografischen Entwicklung und der starken Nachfrage erhält die Landeshauptstadt einen Programmanteil der über dem Bevölkerungsanteil liegt.
23. Jede Eigeninitiative einer Gemeinde wird von mir begrüßt.
24. Nein, entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben und schon gar nicht dem Gleichheitsgrundsatz.
Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist der Tagesordnungspunkt 15 erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungs-punkt 16:

16.
Ldtgs.Zl. 119-27/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser betreffend Schulsprengel Feldkirchen; Volksschulen in den Gemeinden Reichenau, Steindorf und Steuerberg
Herr Direktor, bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet:
Nachdem die Schülerzahlen noch nicht definitiv fix sind und die endgültige Organisation erst im Juni vorliegen wird, kann ich zum heutigen Zeitpunkt noch keine konkreten Aussagen tätigen, die sich vielleicht im Laufe der Zeit doch noch verändern könnten.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Damit ist die Tagesordnung erschöpft. Wir kommen zum Einlauf. Bitte, Herr Direktor, ihn zu verlesen! 

Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)
Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

A. Dringlichkeitsanträge:

4.
Ldtgs.Zl. 312-3/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend zwingende Befassung des Entwicklungspolitischen Beirates bei Hilfsprojekten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, bei allen entwicklungspolitischen (Hilfs-) Projekten im Ausland zwingend den Entwicklungspolitischen Beirat des Landes Kärnten beizuziehen bzw. zu befassen, um negative Entwicklungen wie beim Kärnten-Dorf in Banda Aceh zukünftig auszuschließen.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Dr. Kaiser zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag! Verbliebene Zuschauer! Angesichts der fortgeschrittenen Zeit rufe ich Ihnen allen noch einmal eindringlichst ins Gedächtnis, was ich heute am Vormittag sehr ausführlich bei der Banda Aceh-Debatte gesagt habe! Wir haben seit 1994 einen Entwicklungspolitischen Beirat, dessen Aufgabe es nämlich ist, die Kärntner Landesregierung, das Land Kärnten in entwicklungspolitischen Fragen zu beraten. Ich fordere auf, dass genau diese Tätigkeit hier noch einmal im Rahmen dieses Dringlichkeitsantrages erläutert wird. Denn die Ergebnisse und die Ereignisse, die wir hier gesehen haben – Banda Aceh – sprechen Bände! Daher ist es notwendig, dass der Entwicklungspolitische Beirat im Zuge dessen die Aufgabe auch erfüllen kann!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Knicek zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Entwicklungspolitische Beirat wurde 1995 eingerichtet, um die Landesregierung bei der Erörterung und Koordination entwicklungspolitisch relevanter Entscheidungen zu beraten. Der Dringlichkeitsantrag, der uns jetzt hier vorliegt, verlangt eine zwingende Befassung des Entwicklungspolitischen Beirates bei Hilfsprojekten. Dieses „zwingend“ ist für meine Fraktion sehr störend. Denn wenn wir uns zurückerinnern, im 76-er Jahr gab es eine Erdbebenkatastrophe im Kanaltal. Wir können uns vorstellen, was das für Auswirkungen hätte, wenn man da zuerst eine Tagung oder eine Einberufung vom Entwicklungspolitischen Beirat abwarten müsste und nicht sofort zu Hilfe kommen könnte! Also, wer schnell hilft, hilft doppelt! Deswegen möchten wir dieser Dringlichkeit nicht die Zustimmung erteilen! Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)

Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten die Plätze einzunehmen! Wer der Dringlichkeit die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist nicht die … (Vorsitzender 2. Präs. Ferlitsch zählt die abgegebenen Handzeichen. – Mag. Weiß: Die Mehrheit schon, aber die Zweidrittelmehrheit nicht!) Das ist leider nicht die Zweidrittelmehrheit! Ich weise den Antrag dem Rechts- und Verfassungsausschuss zu! Bitte, Herr Schriftführer!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

5.
Ldtgs.Zl. 228-11/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs, SPÖ-Klubs, ÖVP-Klubs und der Grünen betreffend Valorisierung der Bundesfinanzierung für die Fachhochschulen mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung zu erreichen, dass der seit Errichtung der ersten Fachhochschul-Studiengänge unverändert gebliebene Bundesfinanzierungsanteil raschest entsprechend dem Verbraucherpreisindex valorisiert wird.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Je später der Abend, umso einstimmiger die Beschlüsse, und jetzt haben wir überhaupt einen Allparteienantrag! Kurz gesagt geht es um die Finanzierung der Fachhochschullehrgänge, die vom Bund, vom Land und auch teilweise über die Gemeinden finanziert werden. Dabei ist es so, dass der Bund je nach Studiengang eine Kopfquote zahlt, die seit 1994 – also seit über 13 Jahren – unverändert ist. Der Bund kommt hier seinen Verpflichtungen daher nicht nach. Das geht zu Lasten des Landes und auch der Gemeinden! Dieser Fehlbetrag, um das so zu nennen, würde entsprechend dem Verbraucherpreisindex über 28 Prozent und damit über 2,5 Millionen Euro betragen. Wir haben uns in zwei Sitzungen des Ausschusses für Bildung, Schule und Kultur darüber unterhalten und da ist auch die Idee entstanden, diesen gemeinsamen Antrag zu stellen. Ich danke den anderen Fraktionen für das Mitgehen! Ich bitte die beiden Parteien, die beim Bund, in der Bundesregierung vertreten sind, hier mit Nachdruck zu wirken, um – so wie früher der Herr Landeshauptmann – bei den eigenen Leuten, bei der eigenen Regierung Geld für Kärnten zu lukrieren und das heute hier zu übernehmen! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung der Zuerkennung der Dringlichkeit! – Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist die Zweidrittelmehrheit! Das ist einstimmig angenommen! Wir kommen nunmehr zur materiellen Behandlung. Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir stimmen über den Inhalt dieses Antrages ab. – Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so angenommen. Damit ist dieser Antrag erledigt. Bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

6.
Ldtgs.Zl. 330-3/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Ausbau der S 37; Offenlegung der Verträge mit der ASFINAG; Schutz des Herzogstuhls und Errichtung einer Kulturraststätte mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

1. Landeshauptmann Dr. Haider und Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler werden aufgefordert, unverzüglich die am 12.12.2006 abgeschlossenen Verträge hinsichtlich der Bemautung der S 37 offenzulegen und dem Kärntner Landtag zu übermitteln.

2. Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass im Rahmen des naturschutzrechtlichen Bewilligungsverfahrens für den Ausbau der S 37 am Zollfeld ein bestmöglicher Schutz des Herzogstuhls verankert wird.
3. Die Landesregierung wird weiters aufgefordert, darauf zu drängen, dass seitens der ASFINAG in räumlicher Nähe zum Herzogstuhl eine Kulturraststätte errichtet wird, welche jedoch keine LKW-Stellplätze vorsehen soll.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Grilc zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist einer der Anträge aus diesem Dreierpaket. Damit er formvollendet eingebracht wird, muss ich ihn begründen. Ohne dass ich das hinzufüge, was ich vorher ohnedies schon ausgeführt habe, bitte ich um Zustimmung!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Hoher Landtag! Auch in aller Kürze, wir haben Zustimmung signalisiert. Es bleibt auch dabei. Ich möchte nur etwas hinzufügen, weil beim vorhergehenden Antrag doch einige Sachen gekommen sind, die vielleicht nicht mehr jeder präsent hat. Es ist der Vorwurf gekommen, warum wir denn einen Antrag stellen, wo doch der Straßen- und Kulturreferent bei uns residieren. Ich darf daran erinnern, dass wir hier vor einigen Jahren einen Dringlichkeitsantrag zum Herzogstuhl gestellt haben, um das zu einem Anliegen des gesamten Landtages zu machen. Der ist auch einstimmig angenommen worden und in der Behandlung hat sich herausgestellt, dass ein Schutz durch das Naturschutzgebiet, das dort verordnet ist, gewährleistet ist. Ich muss korrigieren: Landschaftsschutzgebiet. Das ist nur jetzt im Zuge der neuen Diskussion wieder an die Öffentlichkeit gekommen. Aber etwas hat sich geändert: Der Partner ist jetzt die ASFINAG, ist ja nicht mehr das Land das dort Baumaßnahmen setzt oder verantwortet und auch nicht der Bund, sondern eine ausgelagerte Gesellschaft! Die sind manchmal sehr eigenwillig, daher haben wir diesen Antrag gestellt, um diesen erhöhten Schutz zu gewähren. Das wollte ich nachreichen.
Und auch zu dem, was der ehemalige Kulturreferent und jetzige Präsident Dr. Strutz gesagt hat: Wünschenswert wäre, dass gerade im Zuge dessen, dass dort Virunum liegt und viele Schätze unter der Erde liegen, die noch niemand kennt, es auch zu Schürfgrabungen kommt – das sind so Schlitze quer über das Tal – da wäre es wünschenswert, wenn das in die Verhandlungen einfließen würde. Und ein Drittes, dann bin ich am Ende. Der Kulturrastplatz findet natürlich bei den Historikern und Fachleuten nicht die ungeteilte Zustimmung! Das sage ich hier auch, damit es einmal jemand gesagt hat. Es wird sehr daran liegen, wie sensibel die Vorgangsweise gewählt wird. Denn ich glaube, dass hier auch ein Potential drinnenliegt, um diese jetzt noch kritischen Stimmen zu beruhigen! (Beifall von der F-Fraktion.)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine Wortmeldung mehr vor. Wir stimmen über die Zuerkennung der Dringlichkeit ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Damit ist die Dringlichkeit zuerkannt. Wir stimmen über den Inhalt dieses Antrages ab. Wer damit einverstanden ist, bitte wiederum um ein Handzeichen! – Danke, einstimmige Annahme. Wir kommen zum nächsten Dringlichkeitsantrag. Herr Direktor, bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

7.
Ldtgs.Zl. 330-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Herzogstuhl; Vereinbarung zwischen der ASFINAG und dem Land Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag die im Jahre 2005 zwischen der ASFINAG und dem Land Kärnten abgeschlossene Vereinbarung betreffend Errichtung eines Kulturrastplatzes beim Herzogstuhl vorzulegen.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Im Sinne der Zeitökonomie verweise ich einerseits auf die bereits gemachten Aussagen im ersten Antrag und zum Zweiten auf die Vereinbarung, allen drei Anträgen gemeinsam die Zustimmung zu geben. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Schober

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Danke für die Kürze! Wir stimmen über die Zuerkennung der Dringlichkeit ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so beschlossen. In weiterer Folge stimmen wir über den Inhalt des Antrages ab. Wer damit einverstanden ist, bitte wieder um ein Handzeichen! – Danke, einstimmige Annahme. Herr Schriftführer, bitte!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

8.
Ldtgs.Zl. 281-13/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend gleiche Förderung für den Betreuungsteil jeder Gruppe einer ganztägigen Schulform mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass alle auf Dauer eingerichteten Betreuungsgruppen für Schulkinder, die nicht nach den Bestimmungen der in der Landtagssitzung am 15. März 2007 beschlossenen Novelle zum Kärntner Schulgesetz geführt werden, eine Förderung in gleicher Höhe erhalten.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! In Kärnten gibt es einige ganz wenige Gemeinden, in denen es schon seit längerem Nachmittagsbetreuungsgruppen gibt, die auf eine Art und Weise organisiert sind, die es nicht zulässt, dass sie unter dem Titel des Kärntner Schulgesetzes als Nachmittagsbetreuungsgruppe geführt werden. Diese wenigen Gruppen müssten also gesprengt und neu organisiert werden, um an die Förderung heranzukommen. Oder man entschließt sich, diesen bereits bestehenden Gruppen – die zum Beispiel in einem Gemeindezentrum untergebracht sind oder in einem anderen öffentlichen Gebäude der Gemeinde und nicht in einer Schule, und die daher nicht unter dieses Kärntner Schulgesetz fallen – diese 8.000,-- Euro jährlich an Förderung zukommen zu lassen.
Es kommt im Prinzip unter dem Strich aufs Gleiche heraus, weil wenn diese schon gut organisierten Gruppen aufgelassen und neu organisiert werden, nach dem Kärntner Schulgesetz, dann müsste das auch bezahlt werden.
Ich glaube, es ist ein legitimer Anspruch dieser Gemeinden, die sagen: „Wir waren Vorreiter, wir haben in dieser Hinsicht schon etwas organisiert.“, dass auch sie diese Förderung bekommen. Ich würde da um Ihre Zustimmung bitten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In erwarteter Kürze würde ich sagen: Wir stimmen dem zu. Ich möchte nur anmerken, dass natürlich ein wesentlicher Hinweis aus meiner Sicht jener ist, dass diese Gruppen dann gefördert werden sollen, wenn sie natürlich auch gewisse Kriterien erfüllen. Ich gehe einmal davon aus, dass das ohnedies in der Absicht der Antragsteller ist. Deswegen gehen wir mit. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Es liegt ein Dringlichkeitsantrag der SPÖ-Fraktion vor, nach dem die gleiche Förderung für alle Gruppen gewährleistet sein soll.

Wir vom BZÖ stimmen diesem Dringlichkeitsantrag nicht zu, aus dem Grund, weil es weder dem Grundsatzgesetz noch dem Ausführungsgesetz entspricht. Außerdem haben wir zu dieser Thematik schon sehr, sehr viele Gespräche im Ausschuss gehabt und auch beim runden Tisch, beim Herrn Sozialreferenten. Da ist heraus gekommen, dass das Amt der Kärntner Landesregierung sehr wohl die Bereitschaft hat, sich einzelne individuelle Einrichtungen genau anzuschauen und auch entgegen zu kommen. Wir sind jedoch gerade auf dem Weg zu einer Qualitätsdiskussion. Wir wollen uns wirklich dagegen wehren, einfach immer nur dieses Schulthema als polemisches Thema herzunehmen. Es ist ein viel zu umfassendes Thema, und es ist den Kindern gegenüber einfach nicht fair, immer wieder die Schlagzeilen daraus zu ziehen.
Wir sind wirklich jetzt auf dem Weg da hin, dass wir vom Kindergartenalter bis zur schulischen Betreuung, bis zur Nachmittagsbetreuung eine Qualitätsdiskussion führen. Diese Qualitätsdiskussion habe ich auch schon in dem Brief der Frau Bundesministerin Schmied entdeckt und mit sehr viel Freude daraus entnommen, dass sie nicht rigoros drüberfährt, sondern auch bereit ist, einzelne Ressourcen für individuelle Problemfälle in den einzelnen Schulen darzustellen.
Also wir gehen jetzt mit dieser Dringlichkeit nicht mit! (Beifall von der F-Fraktion)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir stimmen über die Zuerkennung der Dringlichkeit ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise den Antrag dem Schulausschuss zu.

Ich darf Herrn Direktor um den weiteren Einlauf bitten!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

9.
Ldtgs.Zl. 167-9/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Maßnahmen für Kärntens Tourismus mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, für den Kärntner Tourismus mit der Zielsetzung Ganzjahrestourismus folgende Maßnahmen umzusetzen:

das kärntnerische Kulturgut und zeitgenössische Kunst als hervorragende Ressource touristisch stärker zu nützen;

eine Ausweitung der Kooperation der Kärnten Card mit Tourismuseinrichtungen vorzunehmen;

den bestehenden Trend zu Wellnesseinrichtungen in Hotels weiter zu unterstützen und hoch stehende, standardisierte Qualität schwerpunktmäßig zu fördern;

zumindest eine Schlechtwettereinrichtung als Alternativangebot in jeder Tourismusregion sicherzustellen;

Kärntens Naturressourcen schonend, aber professionell weiter zu nützen, um dem weltweiten Trend nach Ruhe und sanftem Tourismus noch besser gerecht werden zu können;

den Ausbau von Kultur- und Gastronomieschwerpunkten samt Veranstaltungen in dafür geeigneten Zentren zu unterstützen und

insgesamt eine Qualitätsoffensive für den Kärntner Tourismus zu starten.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Abgeordneter Bürgermeister Ferdi Vouk gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Der Dringlichkeitsantrag bringt die Situation des Kärntner Tourismusses zum Ausdruck, spezielle dramatische Situationen im Sommertourismus. Die letzten drei Saisonen haben die Defizite schonungslos aufgezeigt. Ich denke, es besteht akuter Handlungsbedarf, damit eine dieser wirtschaftlichen Lebensadern wieder mit wirtschaftlichem Leben erfüllt wird.
18,7 % der Nächtigungen sind Kärnten seit 1994 abhanden gekommen, liebe Kolleginnen und Kollegen - so viel, wie in keinem anderen Bundesland! In Tirol betrug das Minus 0,4 %, im Burgenland gab es Zuwächse von 18 %. Seit Jahren wird versprochen, in die wetterunabhängige Infrastruktur zu investieren. Das Erfolgsbeispiel ist der Kärntner Winter. Wir haben heute schon darüber gesprochen. In den letzten Jahren wurden Millionen Euro in die Infrastruktur investiert. Die Folge ist ein stetiges Wachstum. Das ist sicherlich nichts Neues. Das wissen wir schon seit vielen, vielen Jahren. Leider hat hier die Tourismuspolitik in Bezug auf den Sommer nicht die notwendigen Schritte gesetzt. Eine Verlängerung der Vor- und Nachsaison ist genauso ein Gebot der Stunde wie die Entzerrung der Einsaisonalität.
Die Veranstaltungen, Events müssen das Image und die Marke Kärnten stärken, aber nicht schwächen. Sehr wichtig sind auch die Akzeptanz von Veranstaltungen der Bevölkerung und natürlich der Nutzen und die Wertschöpfung. Der Kulturtourist, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist bisher zu wenig auf Kärnten aufmerksam gemacht worden. Es ist aus tourismuspolitischer Sicht auf Grund der hohen Ausgabenquote des Kulturtouristen unbedingt darauf Bedacht zu nehmen, dass Kulturveranstaltungen und Kultureinrichtungen mit österreichweiter bzw. internationaler Ausstrahlung in Kärnten besonders gefördert werden und unterstützt werden.
Für die Mitarbeitermotivation ist es entscheidend, dass Arbeitsplatzbedingungen geschaffen werden, die attraktiv sein müssen. Leider entscheiden sich immer weniger Lehrlinge eben für den Tourismusberuf. Es gibt ein niedriges Durchschnittseinkommen von zirka 1.300 Euro in Kärnten. Jeder dritte und jede dritte Beschäftigten im Kärntner Tourismus verlässt nach einem Jahr diesen Bereich.
Die Raumordnung spielt natürlich eine große Rolle. Die Fehler aus der Vergangenheit, dass Seeuferflächen wieder groß verbaut werden, soll nicht mehr gemacht werden. Die erste und zweite Reihe muss dem Tourismus vorbehalten bleiben, und es darf nicht als Spekulationskapital verwendet werden. Natürlich müssen diese Flächen auch den Einheimischen zur Verfügung gestellt werden. Ein wichtiger Punkt ist aber auch der Rückkauf und der Ankauf von Seegrundstücken, um sie für die Öffentlichkeit zu erhalten.
Das Allerwichtigste ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass alle mit dem Tourismus befassten Stellen in Kärnten, zum Beispiel die Kärntenwerbung, unverzüglich der Landesholding zuzuordnen sind. Wir fordern klare Förderstrukturen und eine ausschließliche Abwicklung aller den Tourismus betreffenden Förderungen durch den Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds. Entsprechende Richtlinien, unter Berücksichtigung eines anzustrebenden Ganzjahrestourismus, interkommunaler Beteiligungsmodelle und des Klimawandels sind vom Kärntner Wirtschaftsfonds auszuarbeiten.
Ich ersuche um Zuerkennung der Dringlichkeit und danke für die geschätzte Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig zur Dringlichkeit das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist vieles richtig, was der Kollege Vouk gesagt hat, obwohl wir auch nicht mit vielem und allem einverstanden sind. Dass es Entwicklungen gegeben hat, über die wir nicht glücklich sind, das ist überhaupt keine Frage. Aber was mir bei diesem Antrag fehlt, Herr Kollege, ist ein tatsächlicher Newswert. Da ist nichts Neues drinnen, also all das, was hier gefordert wird, ist de facto auf Schiene: erfolgreicher und weniger erfolgreich, was auch umgesetzt wird.
Wir sollten, glaube ich, im Ausschuss darüber debattieren, aber für eine Dringlichkeit ist mir die Suppe zu dünn, um es auf den Nenner zu bringen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Rossmann das Wort.)

Lutschounig

Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Ich kann mich meinem Vorredner anschließen, aber ich frage mich schon: Wo war die SPÖ eigentlich, die letzten Jahre?! Haben Sie nicht alles mitverfolgt, was alles passiert, im Kärntner Tourismus? (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Sie haben einen Forderungskatalog erstellt, bitte, der voller Widersprüche ist. Sie fordern das kärntnerische Kulturgut zu pflegen. Wer hat das Kärntnerische Kulturgut wieder aufleben lassen, nach vielen Jahren sozialdemokratischer Kulturpolitik?! Unser Landeshauptmann Dr. Jörg Haider hat den Heimatherbst (Beifall von der F-Fraktion) und viele, viele Volkskulturveranstaltungen wieder eingeführt! Sie fordern zeitgenössische Kunst, als hervorragende Ressource und machen parallel dazu heute, am Vormittag, wieder den Versuch, die Seebühne kaputt zu machen. (Beifall von der F-Fraktion. – Aufschreie in der SPÖ-Fraktion.) Sie fordern, bestehende Wellnesseinrichtungen zu unterstützen. Wo waren Sie, als die Regierung beschlossen hat, selbstverständlich Tourismusinitiativen zu ergreifen, mit dem Mezzaninkapital eine Qualitätsoffensive? Wo waren Sie, als die Schlechtwettereinrichtungen beschlossen wurden? (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Die sind, blöderweise, in Velden. Bauen Sie Ihre Schlechtwettereinrichtungen! Velden ist einer der wenigen Orte überhaupt in Kärnten, das weit entfernt von einem Ganzjahrestourismus ist. Sie, als Bürgermeister, (Abg. Trettenbrein: So schaut es nämlich aus! – Lärm im Hause.) haben als Erster die Handlungsaufgabe, in Velden zu handeln! Aber mich freut, dass wir da einmal heftig diskutieren können, also dieser Diskussion stelle ich mich allemal. (Weiterhin Lärm im Hause, vor allem in der SPÖ-Fraktion) Also ich könnte das jetzt weiter ausführen, aber auf Grund der fortgeschrittenen Zeit will ich einfach mit Ihnen dann im Ausschuss weiter diskutieren und freue mich darauf! (Abg. Trettenbrein: Jawohl! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: So schaut es aus! – Beifall von der F-Fraktion.)

Rossmann

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir stimmen über die Zuerkennung der Dringlichkeit dieses Antrages ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise den Antrag dem Tourismusausschuss zu.

Bitte, Herr Direktor, um den weiteren Einlauf!
Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Ich komme zu den Anträgen:

B. Anträge von Abgeordneten:

1.
Ldtgs.Zl. 15-6/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Änderung der Kärntner Landesverfassung K-LVG 
./. mit Gesetzentwurf mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Landesverfassungsgesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung K-LVG geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs- und Volksgruppenangelegenheiten, Europa

2.
Ldtgs.Zl. 218-3/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Kassenverträge für Gynäkologinnen mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich alle notwendigen Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenärztinnenanteils mit Kassenvertrag in Kärnten zu ergreifen.

Weiters wird die Landesregierung aufgefordert, sich bei der Bundesregierung für eine Novellierung der Reihungskriterien-Verordnung einzusetzen, damit entsprechende Frauenförderungsmaßnahmen gemäß der EU-Richtlinie zum Gender mainstreaming umgesetzt werden.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

3.
Ldtgs.Zl. 331-2/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Verbot des „Kleinen Glückspiels“ mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag umgehend eine Novelle des Kärntner Veranstaltungsgesetzes vorzulegen, mit dem das „Kleine Glücksspiel“ in Kärnten verboten wird. Auch für ein Verbot des Glücksspiels im Internet ist nach Maßgabe der Möglichkeiten Sorge zu tragen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

4.
Ldtgs.Zl. 312-4/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Einbindung des Entwicklungspolitischen Beirates bei Projekten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Zukunft bei allfälligen Hilfsprojekten verpflichtend den Entwicklungspolitischen Beirat einzubinden.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

5.
Ldtgs.Zl. 332-1/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend gesetzliche Verankerung von Talschaftsverträgen für alle betroffenen Gemeinden Kärntens mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

6.
Ldtgs.Zl. 24-7/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Einkaufszentren – Entwicklungsprogramm Versorgungs​infrastruktur mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird dringend aufgefordert, entsprechend den Bestimmungen des Gemeindeplanungsgesetzes eine strukturierte Grundlagenerhebung für Einkaufszentren und zur Nahversorgung vorzunehmen.

Weiters sollten seitens der Kärntner Landesregierung die Gemeinden aufgefordert werden, ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen und das Ausmaß von wirtschaftlich zusammenhängenden Verkaufsflächen, für die noch eine Sonderwidmung für EKZ erlassen werden darf, evident zu halten.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

7.
Ldtgs.Zl. 333-1/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag eine Novelle der Kärntner Landtagswahlordnung mit der Zielsetzung vorzulegen, dass das aktive Wahlalter auf das 16. Lebensjahr herabgesetzt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

8.
Ldtgs.Zl. 325-3/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärntner Klimainsti​tut mit folgendem Wortlaut.

Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Kärntner Landesumweltreferent wird ersucht, die Einrichtung eines eigenen Klimainstitutes (im Bereich der Abteilung 15 – Umwelt) in Kärnten zu prüfen und dem Kärntner Landtag ehestmöglich einen Vorschlag zu unterbreiten.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

9.
Ldtgs.Zl. 21.16/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Draubrücke Drago​sitschach/Selkach – Übernahme in das Landesstraßennetz mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, entweder die Draubrücke Drago​sitschach/Selkach in die Verwaltung des Landes zu übernehmen oder den betrof​fenen Straßenbereich in das Landesstraßennetz zu übernehmen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

10.
Ldtgs.Zl. 334-1/29:

Antrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Nationalismen in Slo​wenien mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die österreichische Außenministerin dahingehend zu veranlassen, dass gegen die in letzter Zeit von Slowenien gegen​über Kärnten gerichteten Nationalismen entschieden entgegengetreten wird.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immuni​tätsangelegenheiten, Europa

11.
Ldtgs.Zl. 285-4/29:

Antrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Zuchtförderung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Der Agrarlandesrat wird aufgefordert, geeignete Maßnahmen zu setzen, dass für weibliche Zuchtrinder eine Ankaufsbeihilfe, ähnlich wie in den letzten Jahren, ge​währt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumpla​nung und Nationalparks
C) Schriftliche Anfragen:

1.
Ldtgs.Zl. 328-3/29:

Schriftliche Anfrage des Abg. Holub an Landeshauptmann Dr. Haider be​treffend Mittelverwendung Banda Aceh

2.
Ldtgs.Zl. 273-12/29:

Schriftliche Anfrage des Abg. Holub an Ersten Landeshauptmann-Stell​ver​treter Dörfler betreffend Magazin für moderne Mobilität

3.
Ldtgs.Zl. 331-1/29:

Schriftliche Anfrage des Abg. Holub an Landeshauptmann Dr. Haider be​treffend Kleines Glückspiel
D) Resolutionen:
Ldtgs.Zl. 76-10/29:


Resolution der Bürgerinitiative pro-Bahnparallele betreffend B 100 – ge​plante UF-Trasse Greifenburg, Variantenvergleich überreicht durch Abg. Tiefnig

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit sind wir am Ende der letzten Sitzung. Ich darf die Gelegenheit wahrnehmen, um Ihnen allen für die aktive und konstruktive Mitarbeit in der heutigen Landtags​sitzung zu danken. Ich darf im Besonderen, nachdem es heute keine Mittagspause gegeben hat, den Stenografen, Herr Dr. Glantschnig und Herrn Direktor Weiß mit seinen Mitarbeitern (Beifall im Hause.) herzlich danken und schließe die 38. Sitzung des Kärntner Landtages.
Ferlitsch
Ende der Sitzung: 19.33 Uhr
